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Vorerinnerung. 





| 

— iſt das Landtafel- und Grundbuchs-Inſtitut 
eine von den wichtigſten vaterländiſchen Einrichtungen. Es greift tief 
in alle Zweige des bürgerlichen Lebens ein. Seine Aufgabe iſt dem 
Beſitze von Grund und Boden, im Werthe von Tauſenden von 
Millionen, den civil-rechtlichen Schutz zu geben, und ihm Kredit 
zu verfchaffen. Bon der Einrichtung und richtigen Handhabung 
desfelben hängt die Sicherheit des Vermögens unferer Pupillen, 
Kuranden und Gemeinden, fo wie das wohlthätige Wirfen der 
Sparfaffa- Bereine und fo vieler anderen gemeinnügigen Anftalten 
und Unternehmungen ab. 


Diefes Snftitut nun ruhet wohl auf Haren und ſyſtematiſch 
dargeftellten Rechts-Prinzipien des allg. bürgl. Gefeg Buches, 
allein über dag nicht minder wichtige Verfahren felbft, wofür ung 
dieſes nämliche allgemeine bürgerliche Gefeßbuh im F 446 auf die 
in Landtafel- und Grundbuchsfachen befonders beftehenden Anord- 
nungen binmeifet, haben wir fein zufammenhängendes Ganzes, 
fondern nur in Bruchftüden einzelne Vorſchriften, die feit hundert 
Sahren nah und nad theils in einzelnen Provinzen, theils gan; 
allgemein ergingen, und deren richtige Auffaffung und Anwendung 
eben deßwegen, wie die Theorie und Praxis zeigt, gar vielen 
Schwierigkeiten und Zweifeln unterliegt. 


Um daher den angehenden Kichtern und Sadhwaltern, fv 
wie den Partheien, die ihre Tabulars Angelegenheiten entweder jelbit 
beforgen, oder doch mit Erfolg überwachen wollen, das Studium 
über das Wefen und Berfahren in Tabular- Sachen zu erleichtern, 
und un auch den Landtafele und Grundbuchs-Beamten überhaupt 
in ihren Amtshandlungen einen Leitfaden an die Hand zu geben, 
habe ich Die wenigen Stunden, die mir an manchen Tagen von 
meinen Berufspflichten erübrigten, Dazu benügt, nach den Gefegen, 
wie fie dermal beftehen, eine Kandtafel- und Grundbude- 
Drdnung zufammen zu ftellen, und die ich nun ohne Anſpruch, ale 
ob meine darin entwicelten Anfichten gerade allein die richtigen wären, 
oder als ob ich mit diefem Furzen Handbuche den ganzen weiten 
Gegenftand vollkommen erfchopft hätte, — der Deffentlichkeit übergebe- 
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Einleitung. 


Erſter Theil. 
Grundzüge des Inftituts der öffentlichen Bücher. 
Zweiter Theil. 
Eognitiong = Vorfchriften. 
Erſtes Hauptftück. 


Von Eintragungen überhaupt. 
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Zweites Hauptftüc. 
Bon jeder einzelnen Eintragung insbefonders. 


Erſter Abſchnitt. 


Intabulation zur Erwerbung des Eigenthums von unbeweglichen 
Gütern. 


Zweiter Abſchnitt. 
Intabulation zur Belaſtung der unbeweglichen Güter. 


Dritter Abſchnitt. 
ntabulation zur Erwerbung des Eigenthums der Satpoften. 


Vierter Abfchnitt. 
Pränptation. 


Fünfter Abfchnitt. 
Super - Sntabulation und Super - Pränotation. 
Drittes Hauptftück. 
Bon Löfchungen. 
Viertes Hauptſtück. 


Von Annotationen. 
Dritter Theil. 
Manipulations-Vorſchriften. 
Erſtes Hauptſtück. 
Form und Einrichtung der öffentlichen Bücher. 


Zweites Hauptſtück. 
Verfahren in Manipulations-Sachen. 


Anhang. 


Das Landtafel-Patent vom 22. April 1794 mit allen in Landtafel— 
und Grundbuch - Sachen nachgefolgten Gefegen. 


Ginleitung. 


$ 1. 


Wegen der Schwierigkeit und wohl auch Unthun- Ur ſprung 
lichkeit in Beziehung auf unbewegliche Güter, die nn... 
Erwerbung und Fortdauer der Befig-Eigenthums, Pfand» Landtafeln 
und Servitut3-Nechte durch äuſſere Merkmale Anderen 
erfennbar zu machen, würde ohne einer befonderen 
gefeglichen Fürforge die Sicherheit dieſer wichtigften 
Sachen-Rechte entweder gar nicht, oder doch Aufferft 
unvollitändig erreicht. Eben deßwegen haben die Gefeg- 
geber ſchon feit Zahrhunderten gefucht, dieſem Mangel 
duch öffentlihe Regifter oder Bücher abzuhelfen, 
und fie Alle haben bejonders bei näherer Ausbildung 
ihrer Inſtitute den beabfichtigten Zweck mit mehr oder 
weniger Erfolg auch wirklich erreicht. 


$. 2: 


Ber der Berfchiedenheit der Kultur, Sitten und 
Geſetze, die der Einführung diefer Inftitute zum Grunde 
lagen, und wohl auch bei der Verfchiedenheit der Zeit: 
epochen, in denen diefe Einrichtungen Statt fanden, ift 
auch die DVerjchiedenheit der Formen und Wirfungen 
erflärbar, mit denen dieſe Inſtitute eingeführt beftehen. 
Abgeſehen auch von anderen Ländern finden wir dief- 
falls schon in den deutſchen Provinzen unjerer öfterrei- 


Geſetzliche 
Quellen 
der Yandta: 


chiſchen Monarchie felbft jehr mannigfaltige Einrichtun— 
gen. Es beftehen in Salzburg Hypotheken, in Tirol 
und Vorarlberg Verfach- und Rodlbücher, in einem 
Antheile des öfterreichifch -illirifchen Küftenlandes Noti— 
fifen, und in den übrigen?Provinzen, und namentlich 
in Defterreih, ob und unter der Enns, Böhmen, 
Mähren, Schlefien, Galizien, Steiermarf, Kärnten, 
Krain und in dem größern Theile des öfterreichifch- 
ilfirifchen Kuüftenlandes |Kandtafeln und Grund- 
bücher. 


NER 


Dieſes Werf beſchränkt fich zwar, wie fchon die 
Ueberfchrift zeigt, auf das Inſtitut der Tandtafel 
und Grundbücher; allein diefes Inſtitut umfaßt, 
wie eben angedeutet wurde, die meiften und größten 
Provinzen, und ift auch unter allen oberwähnten Inſti— 
tuten das Einzige, welches alle jene Einrichtungen 
hat, die unfer allgemeines bürgerliches Gefegbuch zur 
Erwerbung aller dinglihen Rechte, die fih auf 
unbewegliche Sachen beziehen, bei üffentlichen Büchern 
vorausfegt. Und obgleich auch dieſes Inſtitut noch 
manches zu winfchen übrig läßt, fo ift dasfelbe dennoch, 
wie die Erfahrung lehrt, von allen unferen einheimi« 
ſchen offentlihen Büchern!das befte, und für den Real- 
Kredit von unberechenbaren Nuten in jedem Lande, 
und befonders dort, wo, wie in unferen Provinzen 
(mit Ausnahme des Küftenlandes) ohnehin durchgehende 
der Fall ift, Güterfomplere und zugleih Beſchränkun— 
gen der Theilbarfeit des Grund und Bodens beftehen. 


$. 4. 


Diefem unter öffentlicher Autorität ftehenden 
Inſtitute nun dienen zur Grundlage folgende Gefetze: 





I. Die organifchen Landtafel und Grundbuchs— 
Patente, die nach fund nach für einzelne Pro; 
vinzen ergingen, und zwar für: 


Defterreich unter der Enns. 


Landtafels Patent vom 24. November 1758. Landtafels 
Snftruftion von 15. Februar 1759. Grundbuchg-Patent 
vom 1. September 1755 und beziehungsweife der trac- 
tatus de juribus incorporalibus, vom 13. Mat 1769. 


Defterreich ob der Enne. 


Landtafel- Patente vom 3. Dftober 1754 und 7. Auguft 
1762. Grundbücherliche Patente vom 24. Suli 1791 
und 2. Nov. 1792 Nro. 66 Zuftiz- Gefeg: Sammlung. 


Böhmen und Mähren. 


Landtafels Patent (nebſt der beigefügten Inſtruktion) 
vom 22. April 1794 Nro. 171 Zuftiz = Gefeg - Sams 
lung. ) 


Galizien. 


Fandtafels Patent vom 4. März 1780. Grundbuchs- 
Patent für die Stadt Lemberg vom 25. Mai 1792. 
Hofdefret vom 24. Februar 1787 für die Landtafel in 
Bufowina. 


Steiermarf. 


Landtafel- Patent vom 15. März 1730. Grundbuche: 
Patente vom 31. Oftober 1736 und 19. Nov. 1768. 


* In Böhmen erihien im Jahre 1808 zwar auch eine 
Snftruftion der F. F. böhmischen Staatsgüter - Admini- 
ftration für die Grundbücer der böhmischen Staatsherr- 
fhaften; allein diefe Inftruftion Fann hier den gejeglichen 
Quellen nicht angereihet werden, weil ihr, nad den 
eigenen Worten, die in der Vorerinnerung der zweiten 
Abtheilung derſelben vorfommen, die Autorität dee 
Geſetzes manaelt. 


feln und 
Grund: 
bücher. 
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Kärnten. 
Kandtafels Patent vom 25. Juni 1746. Grundbuche- 
Patent vom 5. November 1768 und 24. Suli 1772. 


Rrain. 

Landtafel> Patent vom 24. Juni 1774. Grundbuche- 
Patente vom 21. Zuli 1769 und 28. Sept. 1771. ) 
Trieft. 

Yandtafel- Patent vom 26. Dftober 1772. 


Görz und Gradisfa. 
Landtafel= Patent vom 10. Jänner 1761. 


HI. Das mit Patent vom 1. Juni 1811 fundgemachte 
allgemeine bürgl. Gefetzbud. 


11. Sämmtliche in Landtafel und Grundbuchsfachen 
feit Promulgirung obiger organifchen Patente bis 
jeßt ergangenen einzelnen Normalien. (Patente 
a. h. Entſchließungen und die in der allgem. Juſt. 
Gefeg - Sammlung aufgenommenen Defrete der 
höchſten Hofbehörden.) 

8. 150 
Obgleich aber Böhmen, Mähren und Schle— 
ſien, wie die oben gegebene Darſtellung zeigt, keine 

Grundbuchs-Patente erhielten, ſo beſtehen dort dennoch 

Grundbücher, zwar nur von alten Obſervanzen herrüh— 

rend, jedoch geſetzlich anerkannt, mit allen Wirkungen, 


Dieſe Grundbuchs-Patente haben nad) der gegenwärtigen 
volitifchen Gintheilung Gefegesfraft aud in einigen 
Bezirken des öſterreichiſchen illiriſchen Küſtenlandes, 
und namentlih in den Bezirken des Iſtrianer Kreiſes: 
Saftelnuovo, Walosca, Bellat, Piſino, und theilmeife 
auch in Capo d’ Sftria und in dem Bezirke Duino des 
Görzer Kreiſes, weil diefe Yandestheile einft zu Rrain 
achort haben, 








— — U MM — — — 


die allen anderen Grundbüchern zukommen.  Dasfelbe 
ift aud mit den Landtafeln der fürſtl. Yandrechte in 
Schlefien der Fall. °). 


N\y 6. 


Nur Galizien mit Ausnahme der Hauptftadt 
Lemberg hat weder organifhe Grundbuchs » Patente, 
noch Grundbücher, Die Anordnung des F. 210 des 
dort im Sahre 1797 eingeführten bürgerlichen Geſetz— 
buches , daß nämlich den Grund (Ober) Eigenthümern 
obliege, Grundbücher zu errichten, wurde mit der nach— 
gefolgten a. h. Entfchliefung vom 21. September 1803 
No. 627 3. ©. ©. bis auf weitere Beitimmung, die 
aber, fo viel dem Verfaffer befannt ift, bis nun noch 
nicht erfolgte, auſſer Wirkfamfeit gefegt. Dagegen 
beftehen für den Landestheil Bufowina bei dem Fünigl. 
Landrechte Czernovitz Landtafeln, ohne einem eigentlichen 
organischen Landtafels Patente. Indeſſen wurden die 
Landtafeln alda mit dem citirten Hofdefrete vom 24. 
Febr. 1787 doch wirklich eingeführt, und zur Errichtung 
derfelben auch alle wefentlihen Momente vorgezeichnet. **) 


\. 7. 


Sn Trieft (Stadt und Gebietb) werden alle 
unbeweglichen Guter ganz ungetheilt, mithin ohne Unter- 
fcheidung eines Ober- oder Nutzeigenthums bejeffen. 
Dasfelbe Verhältniß, wiewohl nicht durchgehends unbe: 
ſtritten, befteht auch bei den unbeweglichen Gütern von 
Görz. (Stadt, Gebietb und Kreis, worunter auch 


*) Kitka QAppellationsrath) Zeitſchrift: Zurift. Jahrgang 
1841 Band V. ©. 246. 

**) Dokt. Hillbricht, F. k. Landrath, Zeitſchrift: Juriſt. 
1846 III. Band. 
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Ginheit 
zwifchen 
Yand 
tafeln u. 
Grund: 
büdern, 
und daher 
Möglichfeit, 
diefe öfftl. 
Büder 
gemeinfam 
zu behan« 
dein. 


das obenerwähnte Gradisfa begriffen ift.) Daher fommt 
e8, daß in diefen Antheilen des öfterreichifch - illirifchen 
Küftenlandes Feine Grundbücher eingeführt find, und 
alle unbeweglichen Güter ohne Unterfchied in ihren refp. 
Fandtafeln von Trieft oder Gorz vorfommen, *) 


$. 8. 


Obſchon die obeitirten 'organifchen Patente nicht 


desfelben wörtlichen Inhaltes find, fo ftimmen fie den- 


noc in den Grundprinzipien vollfommen überein, und 
finden nicht bloß in dem jüngften organifchen Patente 
vom 22. April 1794 Nro. 171 Zuft.= Gefeß- Sammlung, 
fondern auch in den zahlreichen einzelnen Normalien, 
die nachgefolgt find, und in den durchgreifenden Grund» 
fägen des allgemeinen bürgerl. Gefeß- Buches einen 
Gentral-Punft, der zwifchen Landtafeln und Grund- 
büchern fowohl unter fih, ald gegeneinander injder 
Wefenheit alle Scheidewand aufhob. Daß aber das 
eben citirte organifche Patent ‚vom 22. April 1794, 
welches das jüngfte und zugleich das vollftändigfte ift, 
auch andern Landtafeln und Grundbüchern in allen Bezie— 
hungen, worüber fie”felbft Feine beftimmten gefeglichen 
Vorſchriften haben, zur Nichtfehnur dient, und daß 
überhaupt alle nachgefolgten. einzelnen Normalien und 
die Vorfohriften des allgemeinen bürgl. Gefet - Buches 
für alle Landtafeln und Grundbücher Gefegesfraft haben, 
dieß zeigt ihr Inhalt, ihre Aufnahme in die allgemeine 
Gefeß- Sammlung CHofdefret 29. Dezember 1785 Nro. 
509 und 20. November 1818 Nro. 1519 Zuft.» Gefeß- 


*) Davon madhen im Görzer Kreife nur zwei Bezirfe eine 
Ausnahme. Der Bezirf Duino nämlich hat Grundbücher, 
und der Bezirk Monfalcone Notififen, was daher rührt, 
weil Duino einft, wie bereits gejagt, zu Krain und 
Monfalcone zu der vormals beftandenen venetianifchen 
Regierung gehörte, wo derlei Notififen eingeführt waren. 


— 


Sammlung) und das Patent vom 1. Juni 1811, wo: 
mit das allgemeine bürgerliche Gefeg- Buch eingeführt 
wurde, und dieß bewähren feit mehr als fünfzig Jahren 
zahllofe Entſcheidungen aller Gerichts-Inſtanzen. Nur 
eines von allen diefen Normalien, und namentlich dag 
Patent vom 14. Febr. 1804 Nro. 652 Juſtiz-Geſetz—⸗ 
Sammlung hätte zufolge Hofd. vom 28. Auguft 1805 
Nro. 681 Zuft.»Gefeg:- Sammlung bloß für die Lands 
tafeln gelten ſollen; allein auch diefe Befchränfung wurde 
nach der Hand mit dem Hofdefrete vom 16. April 1830 
Nro. 4459 Juſtiz ⸗Geſetz Sammlung widerrufen. 


$s 9. 


Auch das Hofdefret vom 29. Auguft 1818 Nro. 
1488 Zuftiz - Gefeg- Sammlung dient zum fernern Beleg 
für diefe Einheit. Die Beftimmungen über die Art und 
MWeife, wie in Landtafel- und Grundbuhs- Sachen bie 
Zuftellungen zu gefchehen haben, wurden mit diefem in 
Folge einer a. h. Entfchließung vom 5. desfelben Monats 
erfloffenen Hofdefrete gerade zu dieſem Ende ertheilt, 
um, wie fich dieſes Gefeg wörtlich ausdrückt, auch hierin 
eine durchaus gleihe Behandlung der Gefchäfte 
einzuführen. 


$. 10. 


Wirklich auch haben alle Landtafeln und Grund» 
bücher, wie im erften Theile d. W. gezeigt werden fol, 
Sachen derfelben Gattung zum Objecte, mit allen 
Landtafeln und Grundbüchern werden diefelben Rechte 
erworben, und allen Pandtafeln und Grundbücern 
liegen diefelben Principien, und in der Wefenheit 
auch dasſelbe Verfahren zum Grunde. 
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Bye 


Nurin der Form der Bücher findet man faktiſch, 
nicht überall, die erwünfchte Gleichheit, allein de jure 
fönnte und follte, wie der Verfaſſer ebenfalls im nächften 
erften Theile d. W. nachzumeifen verfuchen wird, die 
Gleichformigfeit aud) in diefer Beziehung ſchon gegenwärtig 
beftehen. In feinem Falle aber wird durch die theilmeife 
Ungleichheit in der Form die Einheit des Weſens der Land- 
tafel und Grundbücher verrücdt. Nicht die Form oder die 
Zahl der Bücher, oder das mehr oder weniger Schwierige 
in der Behandlung derfelben, fondern das, was das 
Object und die Wirfung diefer Bücher ift, und dag mas 
zur Verbücherung unerläßlich erfordert werde, macht die 
Weſenheit diefes öffentlichen Inſtitutes aus. 


$. 12. 


Wäre alfo der Gegenftand, von dem hier gehandelt 
wird, nicht fhon an und für fich fchwierig, fo würde 
das Werk bloß deßwegen, das damit Landtafels und 
Grundbücher gemeinfam, und zwar fammt und fonderg 
für alle Provinzen, wo fie beftehen, behandelt werden , 
Feiner befonderen Schwierigfeit unterliegen. *) 


* Der Kürze wegen werden hier im Conterte überall, wo 
nicht etwa ein Unterfchied zwiſchen Landtafel- und Grund: 
bücdern obwaltet, beide Bücher geradezu öffentlide 
Bücher genannt; und eben fo auch flatt: „Landtafel 
und grundbuhsmäßig«, oder flatt: „Landtafel- und 
Grundbuchs-Inſtitut“ die ohnehin nicht ungeſetzlichen Aus— 
drüde: »tabularmäßig« oder »Tabular-Inſtitut« 
gebraucht. 








I. Theil. 


Grundzüge des Instituts 


Dept 


öffentlichen Bücher. 


$. 13. 

Da natürlichen Ordnung gemäß werden bier 
vor allem die materiellen Beftandtheile unferer 
öffentlichen Bücher in fo weit zur Sprache gebracht, als 
nothwendig ift, um den Rechts-Boden Fennen zu lernen, 
auf dem wir uns das ganze Werk hindurch bewegen 
follen. ) Zu diefem Behufe ift aber ein hiftorifcher 
Rückblick auf die in formeller Beziehung allmählich erfolgte 
Entwicklung und Ausbildung diefes Inſtituts unerläßlich. 
Es fol fo kurz ald möglich gefchehen. 


$. 14. 


Bis zum Jahre 1760 beiläuftg haben ſowohl die 
Landtafeln als die Grundbücher durchgehende aus Ur- 
kundenbüchern beftanden, in die man die Urfunden 





*) Die Darftellung der eigentlihen Form und Einrichtung 
der Bücher muß jedoh dem dritten Theile diefes Wer: 
kes vorbehalten bleiben, wo auch der Entwurf eines 
praktiſch durchgeführten Mufters für das Grundbud 
Gauptbuch) folgen wird. 


Meaterielle 
Beftand- 
theile der 
öffentlichen 
Bücher. 
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über Eigenthum und Yaften in der Reihenfolge der An, 
meldung nach einander wörtlich abſchrieb. Dieß brachte 
in Böhmen, Mähren und Echlefien die alte Obſervanz 
mit, und ein mehrereg oder etwas anderes haben auch 
die bis dahin erfloffenen organifchen Patente nicht ange- 
ordnet. In die einzuführenden Bücher, heißt es überall 
in ıdiefen Patenten, find die Urkunden (Inſtrumenten) 
über Eigenthum und andere fächlihe Rechte secundum 
prioritatem temporis ausführlich einzutragen. Dieß iſt 
alles, was wir in diefer Beziehung darin finden, aber 
auch genug zur Ucberzeugung, daß die Damit eingeführten 
öffentlichen Bücher, wie immer auch ihre Benennung 
gewefen jeyn mag, im Grunde dennoch mur Urfunden- 
Bucher waren. 


NY 15. 


Man bat fhon damals begriffen, daß für ein fo 
wichtiges Inſtitut, welches nicht blos als eine Hypothe— 
fenanftalt, fondern auch zur Erwerbung und zum Schuße 
des Eigenthums dienen foll, bloße Urfundenbücher auch 
mit den bejten Indices zur Evidenz nicht genügen. Matı 
denfe fih nur z. B. einen der gewöhnlichen Fälle, wo 
auf derjelben Realität zu Gunften verfchiedener Gläubiger 
mehrere Forderungen haften, von denen einige, nachdem 
fie an mehrere Erben übergehen, mit Geffion wieder an 
andere gelangen, oder zum Afterpfande beftellt werden. 
Und wie erft dann, wenn die Realität mehreren gehört, 
und fchon die urfprünglichen Forderungen nicht alle An: 
theile gleichmäßig belafteten? Die Partheien gelangen 
mit der Einficht diefer Bücher offenbar zu Feiner Ueber— 
ficht, allein auch dem Tabular » Beamten, möge er noch 
jo gewandt und eingeübt feyn, wird es immer viel Zeit 
und Mühe Foften, bis er alle diefe Urkunden in den vers 
fchiedenen Bänden auffindet, um nur mit einiger Berubir 
gung einen Ertraft ausfertigen zu fünnen. 


$. 16. 


Eben defwegen haben die Kandtafel- und Grund- 
buchsämter ſchon damals mit allerlei Mitteln fich zu 
helfen gefucht, worunter jenes das natürlichite war, in 
den Büchern neben den Urkunden einen leeren Raum zu 
laffen, und denfelben zu kurzen Anmerkungen der Schuld: 
beträge mit Berufung auf den Band und die Seite, wo 
die bezüglichen Schuld» oder Geffions » Urkunden wörtlich 
eingefchaltet waren, zu benügen. Es bedarf wohl kaum 
einer Erinnerung, daß derlei Hilfsmittel nur vom vor: 
übergehenden Nugen waren. Nebitdem, daß diefe Furzen 
Notaten ohne Zuhilfnahme der Urkunden nicht verftänd- 
lih waren, und bei jeder Befit - Veränterung zur Erz 
werbungs = Urfunde des neuen Befigers übertragen wer: 
den mußten, Fonnten auch diefelben, jo wie der Tabu- 
larſtand nur einigermaßen fomplicirt wurde, weder zu 
einer Weberficht noch zu einer Kontrolle mehr gedient 
haben. In diefen Anmerkungen indefjen lag unverfenn- 
bar die Grundidee unferes heutigen Hauptbuchinftemes, 
und die Gefeßgebung felbft war ſchon damals fehr nahe 
daran, diefes Hauptbuchs - Spitem wirklich einzuführen. 
Sm organifchen Grundbuchs - Patente für Defterreich 
unter der Enns vom 1. September 1765 nämlich wird 
im $. 12 ausdrüdlich gejagt, daß es in der Abficht der 
Gefeggebung lag, nebit den Urfundenbüchern auch ein 
Vormerkbuch einzuführen, daß fie es aber zur Erfparung 
der Unfoften bei den dort großtentheils fchon im Ge- 
brauche ftehenden Dienft-, Gewähr- und Satz bü— 
chern bewenden laffen wolle. ") , 


*) Sp das Dienftbud wird jedes (dem Magiftrate oder 
Dominium unterworfene unbewegl. Gut nach jeiner 
Benennung und topographiichen Lage einzeln in der 
Reihenfolge des Gaben- Buches oder Urbars, nebſt dem 
Grunddienfte, der davon zu entrichten ift, und dem 


2 
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$. 17. 


Die nächſt nachgefolgten organijchen Patente gins 
gen noch weiter. Es wird z. B. im Grundbuche - Patente 
für Kärnten vom 24. Juli 1772 ein Grundbuch einzu- 
führen angeordnet, wo jedes unbewegl. Gut eingetra- 
gen, und dabei auch der Beſitzer und der Titulus!pos- 
sidendi mit Beziehung auf die Urfunde, die entweder 
in ein Protofoll einzufchreiben, oder in forma authentica 
aufzubewahren ift, angemerft werde, und daß auf gleiche 
Weife die Onera realia entweder in dieſes nämliche 
Grundbuch, oder in ein befonders zu führendes Vor— 
merfbuch eingetragen werden müffen. Man fieht deuts 
lich, daß das Gefek unter diefen Bormerk oder Grunds 
büchern fchon ein Buch vor Augen hatte, was wir heut 
zu Tage das Hauptbuch nennen, und eben fo das er- 
wähnte Protofoll oder das Aufbewahren der Urfunden 
das Buch jupliren follte, was wir jest neben dem Haupt: 
buche unter »Urfundenbuch« verftehen. Allein in welcher 


Namen des jeweiligen Gigenthimers eingetragen. Das 
Gemwährbuc enthält in Abſchrift alle Urkunden, die 
den Erwerbstitel ausdrüden, womit die jeweiligen Eigen— 
thümer zum Beige diefer unbewegl. Güter gelangen. 
Das Satzbud dagegen enthält in Abſchrift alle Urkun— 
den, worauf ſich die Laſten gründen, mit denen dieſe 
unbewegl. Güter behaftet werden. 


Wirklich find dieſe Bücher ſchon ſehr annähernd dem 
bereits erwähnten Hauptbuchs-Syſteme. Das Dienſt— 
buch juplirt, wie wir bald fehen werden, die erfte und 
zweite Rubrif des Hauptbuchs, und das Gewährbuch ift 
das diefen beiden Rubriken entfprechende Urfundenbuch ; 
allein für den Laftenftand ift das Satzbuch dod immer 
nur ein Urfundenbuch. Diefe Bücher haben alfo zwar 
wohl großen Vorzug vor bloßen Urfunden: Büchern, 
weil fie doc wenigftens über die Objecte und Eigen 
thümer eine Evidenz geben, allein der Stand der Faften, 
der wegen häufigen Veränderungen desfelben gerade der 
fomplicivtefte ift, und daher der Goidenzhaltung am 
meiſten benöthiget, bleibt dabei noch immer hinter einem 
Vorbange, der ſich mit der Deffentlichfeit der Bücher 
nicht verträat. 





Form jenes Vormerk- oder Grundbuch einzurichten, und 
wie dasſelbe zu führen wäre, darüber haben fich die 
damaligen Gefege noch immer nicht ausgefprochen. Und 
fo geſchah ed, daß man mir der Regulirung der Bücher 
nicht vorwärts fanı, und daß Alles im Alten verblich. 


$. 18. 


Erjt mit den zwei legten organijchen Pas 
tenten, und namentlich mit dem Grundbuchg - Patente 
für Defterreih ob der Enns vom;;2. November 1792 
und mit dem Randtafel- Patente für Böhmen und Mäh— 
ren vom 22. April 1794 iſt beſtimmt erklärt worden, daß 
das Landtafel- und Grundbuche - Inftitut aus Haupt: 
und Urfundenbücern zu beftehen babe, daß die 
Hauptbücher die Grundfefte, die Urfundenbücher aber 
das Archiv desjelben ſeyn, und daß folglich Ddingliche 
Rechte auf unbewegl. Sachen nur durch die Eintragung 
in die Hauptbücher *) erworben werden. 


$. 19. 


Mit diefen Patenten nun, und mit den Formularien 
und Inſtruktionen, die dem Fandtafel-Patente vom Jahre 


*) 1. Das Hauptbuch wird im obbezogenen Grundbuchs— 
Patente vom Jahre 1792 auch geradezu mit Grundbuch 
bezeichnet. Es kommt indeifen auf den Namen nit an. 
Der Sahe und im Grunde jelbft der Form nad find 
Haupt: oder Grundbücher ganz dasielbe. Das Hofdefret 
vom 4. Juni 1819 Nro. 1567 Juſtiz-Geſetz-Buch jpricht 
jogar ausdrüdlich auch in grundbüclicher Beziehung von 
Hauptbühern. Zur Vereinfahung des Vortrags und 
zur Befeitigung der etwas finnftörenden Phrafe: „Grund: 
buch bei Grundbüchern« wird auch der Verfaſſer hier 
diefes Buch durchgehends mit „Hauptbuch“ bezeichnen. 


2. Das allgemeine bürgl. Geſetz-Buch fpricht zwar 
blog von öffentliben Büchern; überhaupt, allein darunter 
find nad ausdrücdlider Anordnung des Hofvefretes vom 
*. Juni 1819 Men. 1567 Zuftiz- Gefes - Sammlung 
immer nur die Hauptbücer zu verftehen. 
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1794 beigefügt wurden, Fam erft Licht und Leben in deit 
bis dahin ziemlich trüben Zuftand unferes Tabular-Jnfti- 
tutes, und gar bald ift die Ueberzeugung, daß nur mit 
diefem Syſteme dasfelbe den damit beabfichteten Zweck 
und Nutzen gewähren kann, fo allgemein geworden, daß 
nad) diefem Syfteme nicht nur die Landtafeln in Böhmen 
und Mähren und die Grundbücher von Sefterreich ob 
der Enns, fondern auch alle anderen Landtafeln) 


*) 41. Eine Ausnahme maden die Landtafeln der fürftlichen 
Landrechte in Schleſien. Diefelben ſcheinen, was 
die Einrichtung ihrer Bücher betrifft, auf eigenthümlichen 
in den Gefeß - Sammlungen nicht auffindbaren Grundlagen 
zu beruhen, die der Verfaſſer nicht Fennt, und bis nun 
aud) nicht in die Lage Fam, ſich damit befannt zu maden. 
Es bleibt daher nichts übrig, als dieſe Landtafeln in 
Bezug auf die Form ihrer Bücher hier ganz unberührt 
zu belajfen. 


2. Die Hauptbüher der Görzer Landtafel find 
(mit Ausnahme jener für die Stadt und das Gebieth) 
für den ganzen übrigen Kreis zwar noch immer in einem 
fehr unvollfommenen Zuftande, allein die Urfache diejes 
Zurücdbleibens liegt einzig in der Unbefchränftheit der 
Theilbarfeit des Grund und Bodens, die dort jchon von 
jeher befteht, und die den Grundbeſitz ſchon fo zerfplittert 
hat, daß diefer Kreis bei feinem mäßigen Umfange von 
faum 50 geogr. D Meilen, der vielen Karftgebirge 
ungeachtet, bereits eine halbe Million Kataftral-Parzellen 
hat, wovon, da dort feine Güterfomplere beftehen, jede 
einzelne Parzelle einen eigenen jelbftitändigen Tabular: 
Körper bilden fol. Daß hierin felbft dann, wenn die 
öffentlihen Bücher darüber unter die betreffenden 11 
Bezirfs-Gerichte vertheilt würden, jehon der Unzahl von 
Hauptbüchern wegen eine theilmeife Abweihung von 
den bejtehenden Tabular- Formen nothwendig wird, ift 
nicht zu verfennen. Diefer Punft ift eben jegt in einer 
neuerlichen Verhandlung. 


3. Die nod beftehenden Gebrechen der beiden Land: 
tafeln des Königreihs Galizien in Lemberg und Ger: 
nowig werden in der oben bei dem $. 6 d. W. citirten 
Abhandlung dargeftellt. Sie reduciren fih darauf, dag 
diefe beiden Landtafeln über das Activum nicht die erfor: 
derliche Evidenz geben. Diefer Mangel, deffen Hebung 
allerdings erwünfcht wäre, ift übrigens zum Theil auch 
bet den übrigen Sandtafeln, und hie und da felbft bei 
Grundbüchern zu finden. 


und Cim Verhältniß zum Ganzen) mit fehr geringen Yus- 
nahmen auch alle anderen GÖrundbücher der übrigen 
Provinzen theils mit, theild ohne imperativen Einfluße 
der höheren Behörden eingerichtet da ftanden, und zum 
großen Glück und Wohlftand eines jeden Landes, wo fie 
ind, noch gegenwärtig fo eingerichtet da ftehen. 


§. 20. 


Umfjtändliche Erläuterungen über die Form und deu 
Inhalt diefer Haupt- und Urkunden -Büdyer werden, 
wie bereit3 erwähnt wurde, fpäter folgen. Für. hier 
genügt zu wiffen, daß im Hauptbuche jedes zur Verbü— 
cherung geeignete Dbject eine eigene Abtheilung 
habe, und daß jede derlei Abtheilung aus drei Rubri— 
fen befteht, wovon die erfte: »Bezeichnung des 
Dbjects des Eigenthumse, die zweite: »Benen- 
nung des Eigenthümers«é und die dritte: »darauf 
haftende Faften« (Pfand- und Servituts- und beſon— 
dere dingliche Rechte) zur Ueberfchrift hat. ) Die erften 
zwei Rubrifen bilden den Befitz- oder Crichtiger gejagt) 
den Eigenthbums-Stand, und die dritte den Laften- 
Stand. Sn diefer Eintheilung liegt die Wefenbeit 
unferer Hauptbücher. Ob dann auch die einzelnen Rubri— 
fen ganz Diefelben Kolumnen haben, wie fie das ober: 
wähnte Formular gibt, oder, ob dieſe Rubrifen, wie 
bei Grundbuchs -Aemtern gewöhnlich der Fall ift, bald 
mehr bald weniger Kolumnen haben, dieß ift eine Frage, 
deren Beantwortung auf die Wefenheit der Haupibücher 
feinen Einfluß bat. 


*) Man fieht, daß unfere offentliben Bücher nicht fo, wie 
die bloßen Hypothefen- Bücher, z. B. im lombardiſch— 
venetianiichen Königreihe, nah Beſitzern, fondern 
nah Sachen amaeleat find. 
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6. — 


Jede Veränderung, die entweder das Object, oder 
die Perfon des Eigenthümers, oder die Laſten betrifft, 
wird in diefem Hauptbuche in der einfchlagenden Rubrif, 
zwar mit wenigen Worten, und mit Berufung auf das 
Urfundenbuch, jedoch fo eingezeichnet, Daß man fchon aus 
diefer Ginzeichnung allein die vorgefallene Veränderung 
in allen ihren wefentlichen Beziehungen vollftändig auffaffen 
fönne, und dabei an der Ueberficht des ganzen Tabular- 
ftandes nicht geftört werde. Gogeftaltig gewähren diefe 
Hauptblücher bei ihrer höchſten Einfachheit für 
Jedermann auf Die leichtefte Art die vollfte 
Evidenz Über den ganzen Stand des Eigenthums 
und der Laſten. 


1 22. 


Wie ganz anders fiebt dieß alles bei jenen üffentl. 
Büchern aus, die noch nicht nach diefem Hauptbuchs— 
Syſteme eingerichtet find, und entweder in allen, oder 
doch in einigen Beziehungen aus bloßen Urfunden- 
Büchern beftehen. Zwar haben auch diefe Bücher 
gerade jene Wirfung, die allen anderen zufommen, und 
allen insgeſammt liegen auch die namlichen Kognitiond- 
Rorfchriften zum Grunde ; (weil das Beftehen oder nicht 
Beitehen des Hauptbuchs fichtbar nur in der Manipula- 
tion einigen Unterfchied macht) allein ein derlei Inſtitut, 
welches aus Urfunden-Büchern befteht, und daher gezeig- 
ter Maßen feine Evidenz gewährt, it, nach Verfaflers 
Anfiht, unverträglih mit dem Grundfatze der Pub‘ 
licität der ff. Bücher, den das allg. b. G. 3. im $. 
443 mit den Worten: ꝛwer diefe Bücher nicht 
einjicht, Teidet in allen Fällensfür feine 
Nachläßigkeiteé Fatbegorifch ausfpricht, und in der 





ganzen Lehre von dinglichen Rechten in Bezug auf unb. 
Güter mit der ftrengften Konfequenz durchführt. Und 
in der That auch, was nützt das Recht zur Einficht der 
- Bücher, wenn man daraus nichts zu erfehen im Stande 
ift, und der Tabular-Beamte felbit oft Tage braucht, 
bis er einen Extract mit einiger Sicherheit ausfertigen 
kann. 


6. 23. 


Schon in dieſem eben citirten $. 443 allg. b. ©. 
B. aljo feheint ein zureichender Anhaltspunft für die 
betreffenden Magiftrate und Dominien zu liegen, um 
zur endlichen Regulirung ihrer Bücher zu fehreiten. ) 
Das Recht und die Pflicht diefer Grundbuch - Behörden 
zur Regulirung ihrer Bücher nach dem Hauptbuch-Syfteme 
zeigt aber auch 


1. ſchon die Thatſache, daß die Grundbücher der 
übrigen Provinzen nach diefem Syſteme wirklich ein- 
gerichtet beftehen, und mit diefer Cinrichtung auch 
von der höchſten Staats - Verwaltung anerfannt 
werden, obgleich in den meiften diefer übrigen Pro- 
vinzen mit den org. Patenten ebenfalls nur Urfunden- 
Bücher eingeführt wurden. Und wo bereits Grund- 
bücher mit oder ohne org. Patenten beftehen, und 
zwar, wie gejagt, mit denjelben Rechtswirfungen, 
die allen anderen bereits regulirten Grundbüchern 
zufommen, und wo auch jonft, wie dieß, auffer 


*, Die Mühe und Koften zur Herftellung der Hauptbücher 
find, wenn man die Arbeit gehörig angreift, nicht fo 
groß, als man vielleicht glaubt. Sedenfalls aber wird 
beides trefflich belohnt, nicht nur durch den beförderten 
Wohlſtand der eigenen Bürger oder Unterthanen, fondern 
aud durch die damit erzwedte Leichtigfeit die Bücher zu 
führen, und sich ſelbſt vor Werantwortungen zu ver 
wahren. 


w 


dem Kuüftenlande, in allen übrigen Provinzen der 
Fall ift, die Theilbarfeit des Grund und Bodens 
nicht unbefchränft ift, da kann doch der bloßen Aen— 
derung der Form der Bucdher,nicht wohl eine 
Landes + Verfaffung im Wege ftehen. 


Die betreffenden Grundbuch - Behörden erhielten 
vom Gefege, oder von der anerkannten Obfervanz, 
wohl das Recht und die Pflicht zur Errichtung und 
Führung der Grundbücher, allein fie erhielten Feine 
Vorſchriften über die Formen, nad denen fie 
diefe Bücher zu errichten und zu führen haben. 
Wie follte ihnen nah $. 7 allg. b. ©. 3. nicht 
geftattet jeyn, Die Formen zu benügen, die fpäter 
derfelbe höchſte Geſetzgeber bei Grundbüchern einer 
andern Provinz, wo fie mit ganz gleicher Beftim- 
mung und Wirfung eingeführt wurden, ausdrücklich 
vorgezeichnet hat? Auch find 


die oft citirten org. Patente von den Jahren 1792 
und 1794 in die allg. 5. ©. ©. aufgenommen 
worden ; diefelben können und müſſen daher ſchon 
deßhalb allein nach Lehre der Hof-Dekrete vom 29. 
Dez. 1785 Nro. 509 und 20. Nov. 1818 Nro. 1519 
J. ©. ©. auch den off. Büchern anderer Provinzen 
in allen jenen Punkten zur Richtfcehnur dienen, wor: 
über, wie dieß gerade mit der Korm und Einrichtung 
der Bücher der Fall ift, dieſe anderen Provinzen 
jelbjt entweder Feine, oder nur unvollftändige Wei- 
jungen erhielten. Ueberdieß fegen 


die Gefetze neuerer Zeit felbit fehon die Grund» 
bücher nach Nubrifen, und überhaupt nad) dem 
Hauptbuchs-Syſteme eingerichtet, allentbalben 
voraus. CHofd. vom 26. April und 4. Juni 1819 
ro. 1555 und 1567 J. ©. S., dann Hofd. vom 


* 
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16. April 1830 Nro. 2459 in Verbindung mit dem 
darin bezogenen Patente vom 14. Febr. 1804 Nro. 
.632. J. G. ©.) 


N 24. 


Zur DVerbücherung geeignete Dbjecte find bloß Objecte 


unbewegliche Güter, und zwar entweder der öffentl. 

* Bücher ſind 

1. Güter, die ſchon an ſich unbeweglich ſind, als: 1. die ſchon 
an ſich 

Grund und Boden, dann Häuſer und andere — 


Gebäude. 6. $. 293 — 297 allg. b. G. B., ) Güter. 
oder 





*) 1. Unter unb. Güter wird zwar auch alles Zugehör und 
folglih au der Fundus instructus gezählt, allein 
die Sachen, die den Fundum instruetum ausmachen, 
unterliegen ihrer Natur nah dem Verbrauche und dem 
Wechſel, und Fönnen daher, da fie ganz eventuell find, 
bei dem unb. Gute im Activum der öff. Bücher nicht 
eingezeichnet jeyn. Nah 6. 457 allg. b. G. B. erftredt 
jih deſſen ungeachtet das Pfandrecht des auf dem unb. 
Gute eingetragenen Gläubigers auch auf den Fundum 
instructum , allein, wird eine Sade davon verbraucht 
oder hintangegeben,, fo verfchwindet das ganze Pfandrecht 
des Gläubigers gleih einem Schatten, wenn man dem 
Gegenftande, der ihn abwirft, das Licht entzieht. Diefes 
Pfandrecht auffert feine Wirfung nur in Konkurs- und 
anderen Erefutions- Fällen, und auch in dieſen Füllen 
nur in fo fern, als die Sachen, die zum Fundum 
instruetum gehören, zur Zeit des Konfurjes oder der 
erefutiven Beichreibung noch wirklich vorhanden find. 
Derlei Sachen, die zum Fundum instructum gehören, 
Fönnen nad Hofd. vom 7. April 1826 Nro. 2173 J. ©. 
©. aud nicht abgejondert in die Erefution gezogen, 
fondern immer nur mit dem unb. Gute, zu dem fie 
gehören, zugleih und nad dem für alle unb. Güter 
jelbjt geltenden Gefegen, gepfändet, geſchützt und ver: 
fteigert werden. 

2. Schiffmühlen wurden vormals häufig als 
unb. Güter angejehen, und ald Tabular - Objecte behan- 
delt. Das Hofd. vom 29. Mai 1324 Nro. 2011 J. ©. 
©. hat aber erflärt, daß Schiffmühlen bewegliche Sachen 
find, und daher Fein Object der öff. Bücher bilden. Doch 
haben in Gemäßheit des nachgefolgten Hofd. vom 23. 
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2. gewiffe Rechte, die vom Geſetze den unbeweglichen 
Gütern gleichgeftellt werden, ald: a) Urba- 
rial Rechte, b) Zehend-, Taz-, Jagd- und 
Privat » Mautredhte, c) radicirte Ge: 
werbs-Rechte, d) montaniftifche Entitä- 
ten, «) verbücherte Schuldforderungen, und 
If) in einer gewiffen Beziehung auch verbücherte 
Servituts-Rechte. 


6. 25. 


Mannigfaltig ift die /Eintheilung und Benen- 
nung der unb. Güter. Hier werden davon nur jene 
berührt, die auf Öff. Bücher zunächft "eine Beziehung 
haben. Die Sachen im Staats-Gebiethe find zufolge $. 
286 b. G. B. entweder ein Staats: oder Privatgut. 
Das lettere kann einzelnen oder moraliſchen Perfonen, 
Heineren Gefellfchaften oder ganzen Gemeinden gehören ; 
und da die Off. Bücher nur ein Privatrechts - Snftitut bil- 
den, fo fönnen im allgemeinen auch nur Privat: 
Güter dag Object der öff. Bücher feyn. Doc werden 
dazu ausnahmsweiſe auh Staats-, Fonds- und 
Stiftungs-Güter mit den in‘ $ 287 — 290 b. 


Suni 1827 Nro. 2287 3. ©. ©. jene Gläubiger, die 
bis zur Kundmahung obigen Hofdekretes vom 29. Mai 
18524 eine Intabulation oder Pränotation auf eine Schiff- 
mühle erwirft haben, im Beſitze ihres Pfandrechtes zu 
bleiben. Ihre Forderungen Fönnen demnach abgetreten, 
verpfändet oder vererbt werden. Nur die Eintragung 
neuer Schuldpoften findet nicht mehr Statt. Schiffmüh— 
len, die mit Feinen Schulden behaftet find, müſſen aus 
den öff. Büchern jogleih, jene aber, worauf Schulden 
haften, erft, wenn diejel gefilgt find, gelöſcht werden. 
Mit den Schiffmühlen find aber die Schifmühlen-Gerecht- 
famen nicht zu verwechfeln. Diefe legteren Eönnen, nad 
Anjicht des Derfaflers, unter den für Gewerbsrechte 


beftehenden Bedingungen immerhin verbücherungs-fähige 


Objectte fenn. 
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G. B. enthaltenen Bejchränfungen nach Hofd. vom 21. 
Sept. 1798 Nro. 434 und 10. Auguft 1819 Nr. 1591 
J. 6. ©. in Uebereinftimmung mit dem Hoffammer: 
Defrete vom 18. Sänner 1842 Nro. 45,581 gerechnet. 
Irrt der Verfaffer nicht, fo follte man aus dem Ganzen 
zur Annabme berechtiget ſeyn, daß auffer den im $. 287 
b. G. 8. bezeichneten öffentlichen Gütern, als: Land- 
‚ fraßen, Ströme, Flüße, Seehäfen, Meeresufer, und 
nun auch Staats »Eifenbahnen, alle übrigen unb. Güter, 
die fih im Staats, Gebiethe befinden, und nicht zu freis 
itehenden Sachen gehören, als zur Verbücherung geeig- 
nete Objecte angefeben werden Fünnen. 


$:.- 26. 


Die unbeweglichen Guter werden ferners in ſtän— 
difche und nicht ſtändiſche eingetheilt. Beiläuftg um 
die Mitte des nächſt verfloffenen Jahrhunderts mußten 
nämlich alle Dominien und Freifaffen über ihre Befigun; 
gen und Rechte, und über die Erträgniffe derfelben fehr 
genaue Faffionen überreichen. Diefe Faffionen, und die 
darüber im Rectiftfationg- Wege erfolgten Enderledigun- 
gen wurden zum Behufe einer geregelteren Bertheilung 
der PFandes- Anlagen, und zur Ueberficht der Befiger 
diefer Dominifal» Güter den Ständen einer jeden 
Provinz überlaffen, wo fie unter der Benennung: 
2Gülten-Kataſter, Gültenbud, oder Recti- 
fifatoriume noch gegenwärtig inne liegen. Jene 
Güter nun, die in diefem Gulten: Katafter aufgenoms 
men find, werden ftändifche, alle übrigen dagegen 
nicht ftändifche genannt. ) 


*), Diefe Eintheilung paßt jedoch nicht durchgehende auf 
Galizien. Der Landtafel in Lemberg liegen die erit 
mit dem Patente vom 22. Sept. 1772 von den Grund— 
herren abgeforderten Dominifal- Steuer: Kali: 
onen, und der Landtafel in Czernowitz die mit dem 
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$. 21: 


Man theilt auch die unb. Güter in freie und 
unterthänige ein. Unter freie Güter werden jene 
gerechnet, die im ftändifchen Gülten- Katafter vorfom- 
men; freie oder ftändifche Guter find daher gleichbedeu- 
tende Worte. Unterthbänige Güter dagegen find 
jene, von denen im Gülten-Kataſter nur das Ober: 
Eigenthum vorfonmt, das Nutz-Eigenthum aber dem 
Beſitzer mit dem Unterthans-Verbande überlaffen iſt. 


$. 28. 


In den $. $. 433 und 434 b. ©. B. werden die 
unb. Güter in landtäfliche, ftadtifhe und Bau- 
ern-Güter eingetheilt. Der Begriff von landtäf- 
lichen Gütern fällt mit jenem über ftändifche oder freie 
Güter in Eins zufammen. Es fann nämlich in der fand- 
tafel fein Object vorfommen, welches nicht im ftändifchen 
Gülten-Kataſter eingezeichnet ift, und jedes Object, 
was in Ddiefem Gülten - Katafter vorfommt, muß als 
folches auch in der LZandtafel ganz in Uebereinftimmung 
mit dem Gülten-Katafter erfcheinen, jedoch mit dem 
Unterjchied, daß die Objecte in der Landtafel nur allge: 
mein mit der Benennung des Hauptgutes nach der topo— 
graphifhen Lage, und allenfalls auch unter Anführung 
der Haupt Summe der rectiftfatorifchen Beanfagung , 
im jtändifchen Gülten- Katafter aber auch mit einzelnen 
Beitandtheilen, Erträgniffen und Beanfagungen, und 
meiftens mit fehr ausgedehnten Befchreibungen angegeben 


Patente vom 10} Nov. 1781 angeordneten Hofab- 
gränzungs»Afte zum Grunde, die ganz der Land- 
tafel einverleibt find, und daher die Stände des Yandes 
darauf nicht jenen Einfluß nehmen, wie diek in andern 
Provinzen der Fall iſt. 


—— eu: ———— 


erſcheinen. ) Städtiſche Güter find jene, die ent- 
weder einzelnen Bürgern der Städte oder Märfte, oder 
der ganzen Gemeinde derjelben ungetheilt, und folglich 
mit dem Dber- und Nutz-Eigenthum gehören, und im 
fändifchen Gülten-KRatafter nicht vorfommen, und folglich 
Dbjecte ihrer eigenen magiftratlichen Grundbücher find. 
Alle übrigen unbeweglichen Güter, die nämlich weder 
landtäflich noch ftädtifch find, müffen nach diefer Ein, 
theilung nothwendig in die Kathegorie der Bauern- 
güter °*) fallen, und worunter alle jene unb. Güter 
zu verftehen find, die nach dem obaufgeftellten Begriffe 
als unterthänige Güter bezeichnet werden. 


$ 29: 


Die Bauern-Güter felbft werden wieder in einge- 
kaufte und uneingefaufte eingetheilt. 


Eingefaufte find jene, die der Befiger von; der 
Grund-Dbrigkeit in fein Nuß- Cigenthum mit dem Unter: 
thans-Verbande an fich brachte, und von denen fich die 
Grund - DObrigfeit bloß das Ober-Eigenthum vorbehielt. 


Uneingefaufte Bauern - Gründe werden jene 
genannt, die den Grund» Dbrigfeiten noch ungetheilt 
gehören, und den Unterthanen gegen Entrichtung der 
Steuern und Gaben bloß zum Genuße, oder, wie man 
zu fagen pflegt, bloß miethmeife überlaffen find. Diefe 
uneingefauften Gründe, von denen übrigens im Verhält— 
niffe zum Ganzen nur fehr wenige noch beftehen, können, 


*) Daß fi der Begriff über die Landtäflihfeit der Güter 
in Galizien anderft geftaltet, wurde bereits angedeutet, 


** Bauerngüter haben wieder, je nadhdem ihr Umfang 
ift, nad) ihren verſchiedenen Abftuffungen auch verjchies 
dene Benennungen, wofür faft jede Provinz ihre eigene 
Terminologie hat. 
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wie fich ſchon aus dem Begriffe ableiten laßt, fein Object 
des Grundbuches ſeyn. Das Eigenthum darüber fommt 
noch ungetheilt im jtändifchen Gülten- Katafter und in 
der Yandtafel vor; es bleibt aljo davon nichts übrig, 
was noc im Grundbuche ein Object bilden Fönnte. 


$. 30. 


Bauernguter werden ferners eingetheilt: 


») in bebaufte oder geitiftete Bauern» Wirthfchaften, 
bei denen die Wohn: und Wirthfchaftsgebäude und 
Gründe einen der Regel nah untrennbaren Com— 
pler bilden, nur eine Gewähr erhalten, und auch 
nur einen Urbarial= Grunddienft entrichten, 


b) in Haugs-Ueberländgründe, über diezwar eine 
befondere Gewähr ertheilt wird, und die auch einen 
befonderen Urbarial» Grunddienft haben, die aber 
dennoch zur bejjeren Stiftung des Unterthans mit 
der behauſten Wirthichaft jo vereinigt find, daß fie 
davon ebenfalls der Regel nach nicht getrennt wer- 
den dürfen, und 


e) in freie Ueberländgründe, die mit der behau- 
ften Wirthſchaft in gar feiner Verbindung ſtehen, 
oft fogar einem andern Dominium unterthänig find, 
und unzerjtüct anftandlos hindangegeben werden 
fünnen. 


$. 31. 


Nach dem allgemeinen ftabilen Katafter der mit 
allerböchiten Patente vom 23. Dezember 1817 angeord- 
net wurde, und nun auch fchon größtentheils in der 
Wirffamfeit ift, find die Grunde entweder: 





1, eigentliche) Dominifalgründr, ſolche nämlich, 
die einem Dominium noch mit ungetheilten Eigen— 
thum gehören, und fogeftaltig im ftändifchen Kata— 


fter und in der Landtafel einen integrirenden Bes 


ftandtheil des Dominiums bilden, oder 


2. Freigründe, die zwar feinem Dominium gehören, 
die aber dennoch mit ungetheiltem Eigenthum im 
ſtändiſchen Katafter und in der Kandtafel als felbit- 
ftändige Körper vorfommen, oder 


2. unterthbänige Dominifalgrunde, die einft 
zwar einen Bejtandtheil eines Dominiumg ausmach- 
ten, die aber nach der Hand vom ftändifchen Ka— 
tafter und von der Landtafel mit dem Nuß- Eigen; 
thum abgefchrieben, und als unterthäanige Grund» 
Dbjecte im Grundbuche des betreffenden Dominiums 
angejchrieben wurden, oder endlich . 


4. Ruftifalgründe, jene nämlich, die fchon bei der 
erften Randesbefteuerung des fechzehnten Jahrhun— 


derts in Händen der Unterthanen waren, und mit 
Nuftifalpfundgeld veranfchlagt worden find. 


8. 32 


Auch gewiſſe Rechte, die vom Geſetze den unbe— 
wegl. Gütern gleichgeſtellt werden, ſind Objekte der 
öffentlichen Bücher, von denen wir zuerſt die Urba— 
rialrechte berühren wollen. Das was die Untertha— 
nen aus dem Bande der Unterthänigkeit an Geld und 
Naturalien, oder an Arbeiten ihrer Grund + Obrigkeit 
zu entrichten oder zu leiften haben, wird Urbarial- oder 
grundobrigfeitliche Gabe genannt. Der Inbegriff diefer 
geundherrlichen Rechte mit der verfaffungsmäßig damit 
verbundenen Befugniß und Verpflichtung zur Ausübung 


und 


2. gewiſſe 
Rechte, 
die das 
Geſetz den 
unb. Gütern 
gleichſtellt, 
und zwar: 


a) 
Urbarial 
Rechte, 


u 


jhon an und für fich ohne aller realen Unterlage als 
ein unbewegliches Gut einen felbftftändigen Körper im 
ftändifchen Katafter und in der Landtafel bildet. Dieß 
tritt natürlich auch dann ein, wenn diefe Urbarialrechte, | 
was ohnehin meiftend der Kal ift, einem Dominifal- | 
MWohnfige mit Grund und Boden anfleben, das Beſitz⸗ | 
thum heißt aber dann nicht mehr eine Gült, fondern 


| 
der Givil- Gerichtsbarkeit macht eine Gult aus, die | 


entweder eine Herrfihaft, oder ein Cobrigfeitliches) 
Gut, je nachdem das Befisthum vom größeren oder 
Hleineren Umfange if. Der Ausdruck: Grundobrig- 
feit oder Dominium umfaßt Gülten, Güter und 
Herrichaften. ‘ 


$. 33. | 
RU 

b) E 
Zehend-, Yuh Zehend⸗-, Taz-, u. manchmal auch Jagd-, 


N und Privat-Mauthrechte fommen hie und da nach 
Privat:  althergebrachten Dbfervanzen und Landesverfaflungen als 
— Objekte der öffentlichen Bücher, und zwar bald ſelbſt— 
ſtändig, bald als Beſtandtheile eines anderen unbeweg— 
lichen Gutes vor. Was jedes dieſer Rechte ſey, zeigt 
ſchon die Benennung. Zehendrechte entſpringen übri— 
gens nicht aus dem Unterthans-Verbande, und ſind 
daher mit Urbarialrechten hicht zu vermengen. (Hofd. 
vom 15. Sänner 1787 Nro. 60 J. ©. ©.) Bezüglich 
des Tazes ift bier bemerfenswerth die Vorfchrift des 
$. 2 der allerhöchften Entfchliegung vom 25. Mai 1829 
(Polit. Gef. Samml. 57. Band), womit erklärt wurde, 
daß der Taz auch nach feiner nun angeordneten Umital- 
tung in eine Staatsforderung fo lange als ein unbeweg— 
liches Gut anzufehen fey, bis die Trennung bdesfelben 
von dem Gute, womit er vereinigt, oder die Löſchung 
der Rubrik, womit er bezeichnet war, in den Öffentlichen 
Büchern bewirkt wurde, 





F. 34. 


Daß perſönliche Gewerbsrechte kein Gegenſtand der 
öffentl. Bücher ſeyn können, dieß liegt ſchon im Be— 
griffe derſelben. Aber auch von den realen Gewerbs— 
rechten, die man in radizirte und in blos verkäufliche 
eintheilt, ſind nur die radizirten, jene nämlich, die 
einem Hauſe ankleben, und einen Theil desſelben aus— 
machen, zur Verbücherung geeignet. (Hofd. vom 20. 
Sänner 1795 Nro. 219 und 7. Sammer 1825 Nro. 2063 
J. G. ©.) Blos verfäuflihe Gewerbsrechte fünnen zwar 
ebenfall8 an andere übertragen und verpfündet werden, 
ja die politifchen Orts-Obrigkeiten müffen darüber fogar 
gewiffe Vormerf- Protofolle führen, allein diefe Proto— 
folle find mit den öffentl. Büchern, von denen bier 
die Rede ift, nicht zu vermengen, was auch aus dem 
im Cinverftändniffe der k. k. oberften Zuftizftelle an das 
fteirifche Gubernium unterm 6. Suli 1843 Nro. 20,883 
erlaffenen Hoffanzlei» Defrete hervorgeht, womit ange- 
ordnet wurde, daß in Zufunft bei derlei Vormerk-Pro— 
tofollen die nur für öffentl. Bücher paſſenden Aug: 
drüce von Sntabulation oder Pränotation zu vermeiden 
ſeyen, und man fi) an den Grundfag zu halten habe, 
daß derlei verfäufliche nicht vadizirte Gewerbe zu den 
beweglichen Sachen gehören, auf welche ein dinglicheg 
Recht nur durch die in den $. F. 426, 427, 428 und 
451 b. ©. 8. dann in dem $. 314 allg. (und $. 415 
weftg.) ©. D. vorgefchricbene Weife erworben werden 
fünnen. Dabei findet die Analogie mit der Art und 
Weiſe Statt, wie Eigenthums- und Pfandrechte auf 
Geldfummen und andere Gegenftände erworben werden, 
die in öffentl. Depofitenämtern hinterlegt fich befinden. 


ce) 
Nadizirte 
Gemwerbs- 
Rechte, 
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d) 
Berg: 
belehnun: 
gen und. 

Hütten 
Bone 
onen. 


* 


6. 35. 


Unter montaniſtiſche Entitäten werden nach 
den Beſtimmungen der Patente vom 13. Oktober 1770, 
1. November 1781, 29. Dezember 1781 und 25. Sep— 
tember 1811, Hofdefret vom 10. Nov. 1783 Nro. 209, 
14. Oftober 1784 Nro. 351 und 16. Juli 1792 Nro. 32 
%. ©. ©., dann Hoffammer - Defret vom 4. Mai 1837 
yol. G. ©. und Manip. Inſtr. v. J. 1783 $. 57 — 
gegenwärtig gerechnet: 


a) ber Bergbau auf Ganz oder Halb-Metalle, 
und auf Mineralien, jo wie überhaupt alle Hütten- 
werfe, die fich mit der Ausbringung der Metalle bejchäf- 
tigen, und von den Perggerichts + Behörden Foncedirt 
werden, 


b) die Nadwerfe, d. i. Eifen» Schmelzwerfe, 
mit den dazu gehörigen Eifenftein-Bergbauen, 


ec) Blechſchmieden- oder Eifen- Hammer- 
werfe, die das rohe Eifen in Blechylatten oder Zentner- 
gut, das erft zum Gebrauche oder zur Bearbeitung des 
Manufafturiften dient, ausfchlagen und zentnermeife 
verfaufen, endlich 


d) ale jene Hammer: und Gifenwerfe, 


"welche das von. der Schmelzbütte oder vom Hochofen 


kommende rohe Eifen zum Zentnergut auf oder umar- 
beiten. *) 








”) Alle anderen Hammerwerfe, fo wie die ‚Senjen- Schmie— 


den überhaupt, obgleich dieſe letzteren die ie Conceſſion von 
der F. k. Hofkammer erhalten, gehören nicht in die 
Kathegorie von montaniſtiſchen Entitäten. 








. 36. 


Diefe montan, Entitäten nun, und rückfichtlich die 
Bergbelebnungen und Hütten» Gonceffionen, 
die dazu ertheilt werden, find nach dem Gefete ebı nfalls 


ald unb. Güter anzufehen, und als Dbjecte der öff. 


Bücher zu behandeln, obaleich das Beftehen derfelben, 
wie wir in dem Abfchnitte von Löſchungen fehen werden, 
fehr eventuell ift. Bloße Muthungen aber, fo mie die 
darüber ausgefertigten Muthſcheine können, da fie noch 
feine Belehnung enthalten, Fein Object des Berg: 
buches bilden. CHofd. vom 14. Dft. 1831 Nro. 2532.) 


$. 37. 


Auh verbücherte Schuldforderungen find 
in der Regel zur bücherlichen Uebertragung und After: 
Verpfündung geeignet. Unter Schuld - Forderungen 
müffen jedoch nicht bloß Kapitals- oder Sntereffen- 
Forderungen, fondern alle perfünlihen Sachenrechte 
überhaupt, und folglich auch die Rechte auf Leiftung eines 
Faftums, oder auf Erfüllung eines zugeftandenen ding- 
lichen Rechtes, 3. B. auf Uebergabe des erfauften unb. 
Gutes verftanden werden. - CS. $. 299 und 1412 allg. b. 
G. B. und Patent vom 1. April 1812 Nro. 983 5. ©. ©. 


38. 


Wenn num derlei perſönliche Sachenrechte auf einem 
unb. Gute ficher geftellt werden, fo entftehen dadurch) in 
Öff. Büchern Satz posten, und das fichergeftellte Recht 
jelbft wird Cim ausgedehnten Sinne) eine Satz: oder 
ZTabular- Forderung genannt. Derlei Forderungen 
bleiben aber, der bücherlichen Eintragung ungeachtet, an 
und für fich noch immer bewegliche Sachen ($. 298 b. ©. 
3.), weil Forderungen durc den Aft der — 
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e) Verbü— 
cherte 
Schuld— 
forderun— 
gen. 
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der Negel nad) nicht ſelbſt dinglidy werden, jondern nur 
ein anderes Recht, das dinglich ift, das Pfandrecht 
nämlich, bewirken. Ueberhaupt ift bei Satz-Forderun— 
gen, um nicht in Mißgriffe zu gerathen, das perfön- 
lihe Forderungsrecht von dem dasſelbe fichern- 
den Pfandrechte wohl zu unterfcheiden, anbei aber 
doch auch nicht zu überfeben, daß das Pfandrecht nur 
ein accefjorifcheis Necht ift, und nicht ald etwas für 
fich beftehendes angefehen werden darf. 


——— 


Obgleich aber Satz-Forderungen an ſich zu den 
beweglichen Sachen gehören, ſo ſind dieſelben dennoch in 
ſo ferne als unb. Güter anzuſehen, als ſie mit dem 
ihnen zur Seite ſtehenden Pfandrechte ſelbſt wieder zu 
Dbjecten bücherlichen Verkehrs Cder Abtretung und After; 
Berpfändung nämlich) werden fünnen. (HG. $. 454 
1393 und 1398 b. ©. B., dann $. $. 15, 18 und 19 
des Grundb. Pat. v. 3. 1792 und $. $. 23 und.25 des 
Land. Pat. v. 3. 1794 dann Hofd. vom 12. Aug.-1825 
Nro. 2125 J. ©. ©. 


% 40. 


Diefe Regel findet nur bei jenen Satpoften eine 
Ausnahme, die durch bücherliche Gintragung des Wie— 
derfaufes oder Verfaufs-Rechtes entftehen. Diefe 
Rechte können, wie die bezüglichen $. $. 1070 und 1074 
allg. b. ©, 3. klar zeigen, an Andere nicht übertragen 
werden. Was aber unveräufferlich ift, das kann der 
Regel nach auch Fein Gegenftand eines Pfandrechtes ſeyn. 
($. $: 448 und 461 allg. 6. G. B.) Diefe Rechte felbft 
laſſen alfo Feinerlei Art von weiteren bücherlichen Ein- 
tragungen zu. 





$. 41. 


Servituts-Rechte find befanntlich entweder 
Grund- oder yperfünliche Servituten. Sowohl die einen 
als die andern können nur durch die Eintragung auf dag 
dienende Gut erworben werden, wo fie gleich den 
obbefprochenen Forderungs-Rechten Satzpoften bilden, 
deren Rangordnung für die Sicherheit der Servituts- 
und allfälligen Erfat- Rechte von fehr erheblichem Einfluße 
ft. 


$. 42. 


Mit diefer Eintragung zur Laſt des dienenden Gutes 
werden Gervituts- Rechte volljtändig erworben. Eine 
bejondere Eintragung als Aktivum ift natürlich nur bei 
Grund-Serpituten gedenfbar, und auch da nur auf dem 
berrjchenden Gute in der dazu beftimmten erften Rubrif 
ausführbar. Einen felbitftändigen Tabular: Körper können 
auch die Grund- Serpituten nie bilden. ») Sie find 





*) Dr. Joſ. Winiwarter egierungsrath) Commentar- 


des allg. 6. ©. 2. $. 481. Gſpan Qlpvellationsrath) 
Abhandlung im der Zeitichrift für öfterr. Rechts - Gelehr- 
famfeit 1836 Heft IX. 

**) Gine Art Ausnahme von diejer Regel finden wir nur bei 
den jogenannten Keller- oder Preßhaus-Rechten. 
An einigen Gegenden von Mieder : Defterreich nämlich 
befteht die Gevflogenheit, daß der Beliger eines Grundes 
einem andern (gewöhnlich einem benachbarten Weingar: 
ten = Befiger) gejtattet, einen Theil der Unterfläche des— 
jelben durch Ausgrabung zu einem Keller oder Preßhauſe 
zu benützen, und daß jofort diefes Recht als ein jenem 
dritten zuftehendes Eigenthum grundbüchlih behandelt, 
und als eim ſelbſtſtändiges Grundbuchs-Dbject veräuffert 
oder verpfändet werden könne, obgleich diefes Recht an 
und für fih nur eine (wiewohl unregelmäßige) Servitut 
ift, Servituts-Rechte aber, wie eben gezeigt wurde, 
nie einen Corpus tabulare bilden follten. Ein older 
abnormer Zuftand mußte nothwendiger Weiſe zwiſchen 
den Beligern und Pfand - Gläubigern beider Grund: 
theile, Konflifte und Streitigfeiten veranlaßt haben. 


und 
f) in einer 
gewiſſen 
Beziehung 
auch ver— 
bücherte 
Servi— 

tufs- 
Rechte. 
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immer nur das Zugehör des herrjchenden Gutes. (Hofd. 
19. Zuli 1792 Nro. 33 3. ©. ©.) ben deßmwegen ift 
auch die Einzeichnung des Servituts-Nechtes im Aktivum 
des herrfchenden Gutes nicht wefentlih nothmwendig. 
Das Servituts-Recht ift als Zugehör des herrſchenden 
Gutes, gleih einem neu aufgeführten Gebäude, ſchon 
in Kraft des Gefeges ($ $. 294 — 297 6.6.3.) ein 
integrirender Theil des betreffenden Haupt» Gutes. 
Mit dem bloßen Afte der bücherlihen Erwerbung des 
Eigenthums des herrſchenden Guts, wird auh das auf 
dem dienenden Gute lajtende Servituts-Recht erworben. 
Ganz dasfelbe gilt auch von den Pfand - Gläubigern. 
Das Pfandreht, mas der Gläubiger auf das herrichende 
Gut erwirbt, erftredt fih zufolge F. 457 b. G. B— 
auch auf alles Zugehör, und folglich aud auf das 
Servitut3- Recht, mas zur Laſt des dienenden Gutes 
haftet. *) obgleich dortſelbſt im öff. Buche darüber 
fein Federzug geſchieht. Wollte man Eintragungen auf 
derlei Servituts-Poften, die auf dem dienenden Gute 
beftehen, zulaffen, jo würden aucd daraus zwijchen den 
Eigenthümern oder den Pfand» Gläubigern des herrs 
jchenden Gutes und den fogeitaltigen Superfaß - Gläus 
bigern die größten VBerwirrungen und Konflikte entjichen. 





Zur Behebung aller dieſer Anſtände nun, wurde mit 
dem an die k. F. n. öſtr. Regierung erlaffenen Hoffanjl. 
Defr. vom 2. Juli 1832 Pro. 14,236 (V. ©.€©. 1. 
Bd.) im Einverſtändniſſe der f. k. oberjten Juſtizſtelle 
ausdrücdlich erflärt, daß Verträge über derlei Servitu— 
ten, da fie Feine eigentliche Zerſtückung des Örundeigen- 
thums veranlaffen, auch Feiner Genehmigung von Ceite 
der Behörden benöthigen, daß Fein zureichender Grund 
vorhanden jev, die Erwerbung oder Erbauung von derlei 
Keller- oder Preßhäuſern für die Zufunft zu unterfagen, 
und daß folglih Die darüber eingeführten Öff. Bücher 
beizubehalten jenen. 


*) Dr. Joſeph Ellinger, Handbuch des öfter. Civilrechts 
bie den 6. 6. 448 und 385. 


$. 43. 


Aber auch auf Satzpoſten mit perfünlichen Servi— 
tuts-Rechten find (mit Ausnahme jener des Serpitutg- 
Rechts der Frucht-Niefung) bücherliche Eintragungen 
nicht zuläßig. Der $. 485 b. G. B. erflürt ganz all 
gemein, daß Serpituten überhaupt eigenmächtig, ) 
mithin ohne Einverftändniß aller Theilnehmer, weder 
von dem dienenden Gute abgejondert, noch auf ein 
anderes Gut, oder auf eine andere Werfon übertragen 
werden fünnen, womit auch die Begriffe, die ung das 
b. ©. B. von den perfünlichen Serpitutg + Rechten des 
Gebrauhs und der Wohnung aibt, (CS. 9. 504, 507 
und 521) vollfommen übereinftimmen. Die biedurc) 
vom Gejege ausgefprochene Unveräußerlichfeit ſchließt 
aud) die Berpfändung aus, wie dieß fchon oben bemerft 
wurde. Das Weſen des Pfandrechtes befteht eben 
darin, daß der Gläubiger fih für den Fall, als die 
Verbindlichkeit nicht erfüllt wird, mittelft Veräußerung 
des Pfand» Dbjectes zahlhaft machen Fünne. (8. $. 447 
und 461 b. G. B.) 


‘. 44. 


Bon dem Allen macht, wie bereitd erwähnt wor: 
den ift, nur das perſönliche Servituts-Recht der 
Fruchtnießung *) zum Theil eine Ausnahme. Die 
Frucht: Mießung nämlich ift zufolge $. 509 b. G 8. 


) Daß mit GEinverftändnig aller Theilnehmer aus mit 
Servituten beliebig verfügt werden Fönne, dieß verfteht 
ich wohl von ſelbſt, allein ein folhes Einverftändnig 
liegt hier nicht in der Worausjesung. 

**) Wozu in dem im zweiten Abjage des $. 521 b. ©. B. 

ausgedrüdten Falle auch das perſönliche Servitutsrecht 

ver Wohnung gerechnet wird. 
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Nähere 
Bezeichnung, 
welche von 
unb. Gütern 
zur Land— 
tafel, und 
welche zum 
Grund— 
buche gehö— 

ren. 


das Recht, eine fremde Sache, zwar mit Schonung 
der Subftanz, jedoch ohne aller anderen Einfchränfung, 
zu genießen. Der Berechtigte Fann daher die Sache, in 
fo ferne und in fo lange ihm das Necht der Frucht: 
Nießung darauf zufommt, entweder felbit, oder durch 
Andere benügen, diefelbe in Beftand geben, und über: 
haupt mit oder ohne Entgelt Anderen zum Genuße 
überlaffen. *) Der Inbegriff diefer Rechte ift daher 
allerdings veräußerlih, und daher auch Die bezügliche 
Sakpoft der Frucht: Nießung im of. Buche zur Ver: 
pfändung geeignet. 


\. 45. 


Bon den bis nun befprochenen zur Berbücherung 
geeigneten und. Gütern gehören in die Landtafel, 
wie fchon gefagt wurde, alle jene, die im ftändifchen 
Gülten-Kataſter vorfommen, **) und folglich: 


1. alle Herrfchaften und Cobrigfeitlichen) Gü— 
ter, mit den dazu gehörigen Dominifal-Gebäuden 
und Gründen, 


2. alle Gulten, 
3. alle freien ſelbſtſtändigen Dominifal; 


Grunde, und 


*) Nippl Appellationsratp Frläut. des b. G. 8. 6. 509, 


* 


Für Galtzien dürfte in Diefer Beziehung Folgendes 
das richtige feyn. Für Lemberg find landkäflich alle 
jene und. Güter, die in den Dominifal-Steuer-Faffionen 
vorfommen, und der Geridhtsbarfeit des Landes: Tribu- 
nals unterfichen (Kandt. Pat. vom 4. März; 1780 6. D, 
für Czernowitz dagegen alle jene und. Güter, die in 
den bereifs erwähnten Hofabgränzungs- Akten aufge: 
nommen erjcheinen. (Hofd. vom 2%. Febr, 1787.) 


4. alle Freihöfe, Freifitze und Freihäu- 
ar) 


$. 46. 


Alle übrigen unb. Güter gehören in die Grund: 
bücher, und zwar 


v4 


a) die unterthbänigen Dominifal- und 
Ruftifal- Gründe mit den daraufftehenden Häu— 
fern und anderen Gebäuden in das Grundbuch der 
Herrjchaft, des Cobrigfeitlichen) Gut3 oder der Gülte. 


b) die bürgerlihen Häufer und andern 
Gebäude und Gründe der Städte und Märkte 
in das Grundbuh (Stadtbuch) des betreffenden Magi- 
ſtrats, endlich 


ec) die montaniftifchen Intitäten, d. i. 
Berg- Belehnungen und Hüttens Conceffionen 
in das berggerichtliche Grundbuch. CBergbud.) *) 


*, Für Freihöfe, Freifitze und Freihäuſer werden 
zwar Grundbücher geführt, alleim die Führung derjelden 
ift den Landtafel- Nemtern, und die Cognition darüber 
den betreffenden Landrecten überlaffen, und eben deß— 
wegen find diefe und. Güter hier den landtäflihen ange- 
reihet. (Hofd. vom 28. Sänner 1793 lit. a) Nro. 86 
und 25. Suli 1800 Nro. 504 5. ©. ©.) 


**) Von diefer Regel machen in Steiermarf, Kärnten und 
Krain jene montaniftiihen Entitäten eine Ausnahme, 
welche ſchon vor dem Vatente vom 13. Oft. 1770 entwe: 
der im ſtändiſchen Gülten-Kataſter und in der Landtafel, 
oder in dem Grundbuche eines Dominiums eingetragen 
waren. Derlei Entitäten haben im Sinne des oben 
eitirten Patentes und in Folge einer über einen ſpeciellen 
Fall erfolgten Entſcheidung der k. k. oberſten Juſtizſtelle 
vermög Hofkammer-Dekrets vom 4. Dez. 1828 (Gritz- 
ners Handbuch der Färntn. Hammer-Drdnung 1843 ©. 
57) noch fortan ım der Landtafel oder im Grundbuce 
des Dominiums zu verbleiben. 
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Die 
Wirkung 
der öffentl. 

Bücher 
bejteht in der 
Erwerbung 
dinglic. 
Sakden: 
rechte und 
zwar: 
1) Der 
Beſitz-, 
Eigen— 
thums-, 
Pfands— 
u. Servi— 
tuts⸗ 
Rechte. 


$. 47. 


Mittelft Öff. Bücher werden in Beziehung auf unb- 
Güter dingliche d. i. jolhe Rechte erworben, Die 
ohne Rückſicht auf gewiffe Perfonen wieder jeden Befit- 
zer des betreffenden unb. Gutes geltend gemacht werden 
können. *) Unter diefe Rechte werden zuvörderſt Die 
ſchon ihrer Natur nach dinglichen Rechte des Beſitzes, 
des Eigenthums, des Pfandeg und der Servitut 
gerechnet. Was jedes diefer Nechte ſey, wie jedes 
derfelben eingetheilt werde, und was für Rechts, Prin- 
cipien und Folge» Säge daraus abgeleitet werden, dieß 
alles gehört zum materiellen Rechte, und liegt folglich 
aufjer der Aufgabe diefes Werkes. 


$. 48. 


Mit dem Befitze jedoch hat es eine ganz eigene 
Bewandtniß, die hier nicht übergangen werden Fann. 
Der Befig unb. Güter wird zwar auch mittelit Off. 
Bücher erlangt, jeboch nie als ein für fich beſtehendes 
jelbitftändiges Necht, fondern immer nur als ein Attris 
but eines anderen dinglichen Rechtes. Wir überzeugen 
uns nun, wie DBerfaffer ſchon bei Gelegenheit einer 


*) Die dff. Bücher äuffern ihre Wirkung nur für Dritte 
Perfonen. Zwiſchen den Kontrahenten felbft und deren 
Erben bleiben die Rechts -Verhältniffe vor und nad der 
Eintragung des Vertrags immer diejelben. Das Schein— 
Geſchäft 5. B. Fann immerhin gegen den intabulirten 
urjprünglichen Gläubiger, Feineswegs aber gegen einen 
dritten Partifular- Nachfolger, der die Sag- Forderung 
im Vertrauen auf die öff. Bücher mittelft Ceffion, oder 
mittelft eines anderen Rechts: Titels an fih brachte, gek 
tend gemacht werden. Der Geflionär fteht unter dem 
Schuge der Deffentlichfeit der Bücher. Der Schuldner 
möge fein perjönliches Negreprect gegen den urfprüng- 
fihen Gläubiger geltend maden. 





anderen Abhandlung *) bemerkte, aus den Begriffen 
und Grundfägen, die ung dag im Jahre 1811 kundge— 
machte b. ©. B. gab, daß auch in Tabular - Sachen 
der Befig und das Gigentbum zwei ganz verjchiedene 
Dinge find. Das Eigenthum iſt an und für fich ein 
Recht, und daher aud ein Gegenftand des Verkehrs 
und der Erfikung, während der Befig zwar wohl wichs 
tige Vortheile gibt, die man Befig- Rechte nennt, im 
Grunde aber dennoch nur ein jaftifches Verhältniß, und 
zwar in Bezug auf verbücherte Sachen nur das Einge— 
tragenfegn in öff. Büchern ift, und eben deshalb an und 
für fich weder zum Verkehr, noch zur Erfigung geeig- 
net erfcheint, obgleich er beiden als wejentiihes Mittel 
dient. 


d. 49. 


Der Eigenthümer it bei off. Büchern allerdings 
auch Befiger, allein nicht jeder Beſitzer muß auch gerade 
Eigenthümer jeyn. Die eingetragenen Pfand» oder 
Hypothefar- Gläubiger und die Serpituts - Berechtigten 
find eben fo Befiger, wie die eingetragenen Eigenthü— 
mer, und alle insgeſammt haben nach $. $. 340, 343, 
447, 472 und 1369 auf die ihren Rechtstiteln entfpre- 
chenden Befigrechte gleichen Anſpruch, und fonfequent 
mit diefen Grundjägen fordern auch die $. $. 432 und 
435 zur Erwerbung des Cigenthbums einer unb. Sache 
als wejentliche Bedingung, daß nicht nur der Lebergeber 
bereits ſelbſt ſchon als Eigenthümer eingefchrieben 
fey, fondern auch, daß er dem Uebernehmer das Befug- 
niß ertheile, ſich als Eigenthümer einfchreiben zu 
lafjen. 


*) Berfaffers Abhandlung. Zeitſchrift für öfterr. Rechts: 
Selehrfamfeit. Zahrgang 1839 IX. Heft ©. 177. 
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und 
2) einiger 
bejondern 
dinglichen 
Rechte. 


d. 50. 


Das bis nun Gefagte genügt nach Anſicht des 
Verfafferd auch zur Ueberzeugung, daß feit der Wirf- 
famfeit des allg. b. ©. B. im Hauptbuche ftatt der 
mit den org. Landtafel- und Grundbuchs - Patenten von 
den Sahren 1792 und 1794 vorgezeichneten Rubrif: 
»Befitzer< beffer und richtiger die Rubrif: »Eigen- 
thümer« ftände. Wir wollen und müffen indeffen bei 
der einmal eingeführten Terminologie, da fie auch in 
einigen Hofdefreten neuerer Zeit felbft gebraucht erfcheint , 
ftehen bleiben, ung aber dabei unter dem Ausdrucke: 
»Befiger« oder »Beſitzſtande immer nur den Eigen— 
thums - Befiger oder Eigenthums - Befisftand denken. 


$. 94, 


Wenn das allg. b. G. B. im F. 308 nur den 
Befiß, das Eigenthum, das Pfand, die Servitut und 
das Erbrecht als dingliche Sachenrechte aufzählt, fo 
gefchah dieß offenbar nur deßhalb, weil wirflih auch 
nur diefe und Feine anderen fihon ihrer Natur nad) 
Dinglich find. Diefe Nechte Fünnen auch anders als 
dinglich gar nicht gedacht werden. — Es gibt aber nad) 
deutlicher Fehre des nämlichen b. G. B. gewiſſe Sachen— 
rechte, die an und für ſich perſönlich ſind, die 
aber, wenn die Verträge in off. Bücher kommen, in 
dDinglihe verwandelt werden, die daher ſowohl 
dinglich, als perſönlich feyn können, je nachdem fie den 
off. Büchern einverleibt find oder nicht. Diefe befon- 
deren Sachenrechte find: 


a) das Necht des Wiederfaufes $. 1070, 
b. &.B, 


b) das Necht des Vorfaufes 6. 1072, 





ec) das Necht des Bejtandnehmers S. 1095 
und 


d) das Recht des einen Ehegatten auf das 
unb. Gut des Anderen bei Güter-Gemeinfchaften 
$. 1236. 


$., 02, 


Zwar wird auch bei anderen perfünlichen Sachen: 
rechten, 3. B. bei Darlehens oder Lieferungs-Verträ— 
gen durch Eintragung in die Off. Bücher immer auch ein 
dingliches Recht erworben, allein dieſes dingliche Recht 
ift, feinem Inhalte nach, ein ganz anderes, als jenes 
ift, was dem Berechtigten aus dem DVertrage zufteht. 
Wenn z. B. der A fih vom B eine Kieferung von 
4000 Megen Korn vertragsmaßig verfprechen läßt, fo 
bat er damit das perfünliche Necht erlangt, vom B 
oder allenfalls von deſſen Erben) die Zuhaltung des 
Vertrags, und folglich die Ablieferung des bejagten 
Getreides zu verlangen. Wurde aber Ddiefer Vertrag 
auf ein unb. Gut des B eingetragen, fo hat A dadurch 
allerdings auch ein dingliches Necht, und zwar das 
Pfandrecht erworben, allein fein Vertragsrecht felbft 
auf Ablieferung von 1000 Metzen Korn ift deßwegen 
nicht Dinglich geworden. Er wird, der Eintragung 
ungeachtet, von den Wartifular > Befig - Nachfolgern des 
B feineswegs die Ablieferung dieſes Getreideg fordern 
fonnen, fondern nach dem Begriffe des Pfandrechts nur 
berechtiget feyn, fih für den Erfaß, den er wegen 
allfälliger Nichtzuhaltung des Vertrags liquidirt haben 
wird, aus dem Erlöfe des zu veräuffernden Hypothefar- 
Guts, in fo weit derfelbe reicht, und auf feine Saspoft 
entfällt, zahlhaft zu machen. CS. $. 447 und 461 allg. 
b. &, 3.) 


LS 


De 
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). 53. 


Anders jedoch verhält ed ſich mit den obeitirten 
befonderen Sachenrechten. Mit dem Rechte des Wie— 
derfaufes z. B. erlangt der Verfäufer dag Recht, 
das verfaufte und eigenthümlich übergebene unb. Gut 
wieder einzulöfen. Ohne Eintragung dieſes Rechtes in 
die Off. Bücher ift das Recht perfünlich, nach der Ein- 
tragung wird dasſelbe Recht dinglih. in dinglicheg 
Recht aber, eine verfaufte und bereits eigenthümlich 
übergebene Sache wieder einzulöfen, tft offenbar weder 
ein Eigenthumg-, noch ein Pfande-, noch ein Servituts— 
Recht. Der zum Wiederfauf Berechtigte wird, wenn 
der Vertrag bücherlich eingetragen it, fein Wiederkaufs— 
Recht felbit, gegen jeden Befit - Nachfolger des urfprüng- 
lichen Käufers geltend machen Fünnen. Diejes Recht 
muß alfo dinglich fern. CS $. 1068 — 1070 allg. b. 
G. 8.) Dasjelbe ift auch bei dem Rechte des Vor— 
faufs der Fall. $. $. 1072 und 1073 all. 6. ©. 2. *) 


*) 1) Mit diefen Wieder: und Vorkaufs-Rechten find jedoch 
die jogenannten Kaufrechte nicht zu vermengen. In 
fo fern unter dieſen Kaufrechten nicht etwa eines der 
eben berührten Wiederfaufs- oder Berfaufs-Rechte begriffen 
ift, werden diefelben (die Kaufrechte nämlich) durd Feine 
Gintragung dinglich. Doc davon ein Mehreres an feinem 
Orte und namentlih beim $. 195 diejes Werkes. 


2. Auch das Recht des Rüdverfaufs, wovon der 
6. 1071 alle. b. ©. B. handelt, Fann obigem Wieder- 
und Vorkaufs-Rechten nicht angereihet werden; denn 
bei dem Rückverkaufs-Rechte tritt das cigene ein, daß 
dabei der Käufer und folglih der nunmehrige Eigentümer 
des betreffenden Gutes ſelbſt der berechtigte Theil ift, 
und die Gintragung eines Nectes zu feinen Gunften auf 
feinem eigenen unb. Gute wäre offenbar ganz ordnungs- 
widrig, und jedenfalls ohne aller Rechtswirfung. Beſitzt 
aber der DVerfäufer nod ein anderes und. Gut, und 
würde obiges Rückverkaufs-Recht auf diefem Gute ein- 
getragen, jo könnte dieß nur zur hypothekariſchen Sicyer« 
heit geſchehen, die aber mit der Dinglichfeit des Rück— 
verkaufs-Rechtes nichts gemein hat. 


$. 54. 


Gleiche Bewandtnig hat ed mit dem Rechte des 
Beftandnehmers. Auch das an fich perfünliche Be- 
ſtand-Recht, das Recht namlich, das unb. Gut gegen 
Entrichtung des beftimmten Preiſes durch die bedungene 
oder vom Geſetze beftimmte Zeit zu gebrauchen, wird 
durch die Gintragung in die off. Bücher in ein dingliches 
verwandelt. Diefes an fich perfünliche Recht des Beftand- 
nehmers, jagt wörtlich der $. 1095 allg. b. ©. B., 
wird, wenn der Vertrag in die Öff. Bücher eingetragen 
ift, als ein Dingliches Recht betrachtet, welches fich auch 
der nachfolgende Befiger auf die noch übrige Zeit gefallen 
laffen muß. Es iſt einleuchtend, daß auch diefes dingliche 
Recht unter Feines von den dinglichen echten des $. 
308 fubfummirt werden könne. Dem Rechte der Ser- 
vitut fommt e8 zwar fehr nahe an, allein Servituts- 
echt felbit wird das Beftand Recht dennoch nicht, 
weil aufjerdem die Begriffe und die Beftimmungen, die 
und das Gefeß in $. $- 1090 und 472 darüber gibt, 
auch gleich lauten müßten, was aber in vielen Beziehun- 
gen nicht der Fall ift. ) 


$. 55. 


Eben fo ganz eigener Art ift auch die Dinglichfeit 
des Rechtes des einen Ehegatten bei Güter-Gemein— 
fhaften. Um aber den bezüglichen $. 1236 vom wah- 
ren Gefichtspunfte aufzufaffen, muß nicht überfeben 
werden, daß die Vorfchrift desfelben fich nicht. etwa auf 
ein bereits beftehendes Mit- Eigenthum bezieht. Sind 
nämlich beide Ehegatten bereits ald Eigenthümer wirflich 





*) Minajiewic; (Dr, Franz Ritt. v.) Darjtellung des 


Tabular - Befiges. 1832. ©. 23. 
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angejchrieben , jo ift jeder von ihnen vollftändiger Eigen - 
thümer des ihm angehörigen Antheiles, und da fann von 
einem Rechte des einen Ehegatten über den Antheil des 
anderen eine Anordnung zu machen ohnehin feine Rede 
jeyn. Der hier bezogene $. 1236 befpricht offenbar nur 
jene Güter» Gemeinfchaft, die das Gefeß den Eheleuten 
allein geftattet, und die zufolge $. 1234 in der Regel 
nur erft nach dem Tode des einen Ehegatten zur Wirk 
famfeit fommt. Wird nun der Vertrag mit einer derlei 
Güter » Gemeinfchaft auf das unb. Gut, 3. B. des Eher 
gatten, eingetragen, fo erhält fehon dadurch allein die 
Gattin ein dingliches Recht in der Art, daß der Ehegatte, 
obgleich er Eigenthümer des ganzen unb. Gutes ift, und 
vor der Hand auch bleibt, 'er dennoch, in fo Tange die 
Ehegattin lebt, über die Hälfte des Gutes Feine Anord— 
nung machen könne, und folglich diefe Hälfte des Gutes. 
weder zu veräuffern noch zu verpfänden berechtiget fey. 
Es bedarf wohl kaum einer Erwähnung, daß ein dingli, 
ches Recht von einem folchen Inhalte ebenfalls Feines der 
Dinglichen Rechte des $. 308 feyn kann, und daß dasjelbe 
folglich ein anderes dingliche Recht jeyn müffe, 


$. 56. 


Die Behauptung des Verfaffers alfo, daß es auffer 
den ihrer Natur nach dinglichen Rechten, die der $. 308 
aufzählt, noch andere dingliche Rechte befonderer Art 
gebe, und daß diefe befonderen dinglichen Rechte gerade 
die eben befprochenen feyen, dürfte genügend nachgewieſen 
vorliegen. *) Daß diefe Lehre praftifchen Werth habe, 


*) Die Eintragung muß aber in allen diefen Vertrags-Ver— 
hältniffen, wie auch das alla. b. &. B. in dem citirten 
6. $. vorausjeßt, zur Yaft der bezüglihen und. Güter 
jelbjt geichehen, für die man ſich Wieder- oder Verfaufs- 
Rechte vorbehält, oder die man in Beftand nahm, oder 


leuchtet wohl ſchon von felbft ein. Verfaſſer wird auch 
im Berfolg diefes Werfes Gelegenheit haben, dieß in 
Erinnerung zu bringen. 


5.972, 


Unter den im obbemeldten $. 308 aufgezählten 
Dinglichen Rechten kommt zwar auc) dag Erbrecht vor, 
allein der Gefeßgeber bat bei dieſem $. nicht bloß ver- 
bücherte unb. Sachen, fondern alle Sachen über- 
baupt, bewegliche und unbewegliche, und die letzteren 
mit und ohne VBerbücherung vor Augen gehabt, und von 
Diefem allgemeinen Standpunkte aus, Fonnte und mußte 
allerdings auch das Erbrecht als ein Dingliches Recht 
angeführt ſeyn. 


\. 58 


Man beirre fich auch nicht durch den nachfolgenden 
$. 425, wo e8 heißt, Daß das Eigenthum und alle ding- 
lichen Rechte überhaupt nur durch die rechtliche Leber: 
gabe und Uebernahme erworben werden; denn diefer 
nämliche $. enthält auch den Beifagß: auffer den vom 
Gefetze beftimmten Fällene. Unter diefe Fälle 
gehört aber gerade das Erbrecht. Man überblicke nur 
die von dinglichen Rechten des Eigenthumes , des Pfandes 
und der Serpitut handelnden Hauptftüce des b. G.B.; 


die dem anderen Ehegatten gehören. Wird der eine oder 
der andere von diejen Verträgen, was allerdings denfbar 
ift, auf einem anderen und. Gute eingetragen, fo bleibt 
das perſönliche Sachenrecht, der Eintragung ungeachtet, 
fortan perſönlich, und derjenige, zu deſſen Gunſten dieſe 
Eintragung geſchah, hat damit weiter nichts als das 
dingliche Recht des Pfandes erworben, welches aber, wie 
ſchon oben gezeigt wurde, im feiner Wirkung von der 
Dinglichfeit der oberwähnten befonderen Sachen-Rechten 
wejentlich verschieden if. 
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keineswegs 
aber 
3) des 
Erbrechts. 


0 


überall wird man nebft den dazu geeigneten Titeln auch 
die Art, worin bei jedem derjelben die rechtliche Uebergabe 
beftehe, fehr genau aufgezeichnet finden, und nur im 
Hauptſtücke des Erbrechts wird davon durchaus Feine 
Erwähnung gemacht. Das Erbrecht iſt nah $. 531 
allg. b. ©. B. der Snbegriff aller Rechte und Verbind- 
lichfeiten des Erblaffers. Schon daraus gebt Ddeutlic) 
hervor, daß das Grbrecht ein Object der öff. Bücher, 
wozu immer nur einzelne individuell beftimmte und. Güter 
geeignet find, nicht feyn Eünne. Das Erbrecht gründet 
jid) entweder auf einen legten Willen, oder auf einen 
Erbvertrag, oder auf die gefegliche Erbfolge, und hat 
der mit einem diefer Titel berufene Erbe den Erblaffer 
aud) nur um einen Augenblick überlebt, fo ift dag Erb- 
recht auch ſchon erworben, und dasſelbe kann ohne alle 
Verbücherung wieder Jeden, der fi) der Erbfchaft anma- 
Bet, und felbft gegen jenen, dem fie bereits eingeant- 
wortet wurde, fo lange es nicht verjährt ift, geltend 
gemacht werden. (K. $. 536 — 537 und 823 allg. b. 
G. B.) Die der bejagten Erwerbung des Erbrechtes 
nachaefolgten Akte der Exrbs- Erklärung und der Einant- 
wortung tragen zur Erwerbung des Erbrechts felbit gar 
nichts bei, fie fegen vielmehr dag bereits erworbene Erb- 
recht voraus. Die Cinantwortung ift nur zur Erwerbung 
des Eigenthums einzelner Erbſchaftsſtücke beftimmt. (8. $. 
436, 532 und 819 allg. b. ©. 3.) 


%: 59: 


Die Der bloße Titel gibt nur ein perſönliches Recht 
Erwerbung zur Sache, und damit ift nach Lehre der $. $. 425, 431, 
Er 445, 451 und 481 das Eigenthum, das Pfand, die 
intra, Gervitut und das befondere dingliche Recht noch nicht 


gung in erworben, dazu wird auch eine rechtliche Uebergabe und 


Uebernahme erfordert, die bei verbücherten *) unb. 
Gütern ausfchließend in der Eintragung im die öff. 
Bücher befteht. 


$. 60. 


Diefe Eintragung dient alfo nicht bloß zum Beweife 
der erfolgten Erwerbung, fie ift die Erwerbungs » Art 
ſelbſt. Möge z. B. der Käufer eines unb. Gutes immers 
bin auch ſchon den ganzen Kaufpreis bezahlt haben, und 
ſich in Folge einer noch fo feierlichen phyſiſchen Uebergabe 
im ungeftörten Genuße desfelben befinden, Eigenthümer 
dieſes Guts ifter im gefeglichen Sinne dennoch nicht, und 
zwar fo lange nicht, bis der Erwerbs - Titel in das öff. 
Buch geeignet eingetragen wird. 


$. 61. 


Das bier Gefagte gült nach! g. 9. 444 und 445, 
auch von der Aufhebung dingl. Rechte auf unb. Sachen. 
Nur durch Löſchung in off. Büchern, heißt es überall im 
Gefege, Fünnen diefe Rechte ald aufgehoben angeſehen 
werden. Die Tilgung einer verhypothzirten Schuld, 
oder einer Tabularpoft überhaupt, enthebt zwar den 
Schuldner nach $. 469 von jeder weiteren perjonlichen 
Verpflichtung, allein das Hypothefar- Gut jelbft bleibt 
der theilmeifen oder gänzlichen Tilgung ungeachtet, in 
Beziehung auf dritte Perfonen fortan für die ganze For- 
derung verhaftet. 


), Bei und. Gütern, die no nicht verbüchert find, tritt 
die natürlihe Erwerbungsart ein. (9. 9. 312, 427 und 
428, dann Hofd. vom 24. Dft. 1816 Niro. 1291 5. ©. 
©.) * 

4 
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die öff. 
Bucher. 
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In diefen gefeglichen Anordnungen and in der 
Beftimmung der $. $. 440 und 445, daß nämlich zwi— 
fchen mehreren Erwerbern derfelben unb. Sache derjenige 
als Eigenthümer einzutragen fey, der früher die Eintra- 
gung angefucht hat, Cfolglich ohne Rüdfiht, ob er den 
früheren oder fpäteren Erwerbs- Titel für fih hat, oder 
ob er im letztern Falle von der früheren Ueberlaffung der 
nämlihen Sache an einen Andern, eine Wiffenfchaft 
gebabt habe oder nicht) fo wie indem Ausfpruche des $. 
443, wornach der Erwerber einer unb. Sache für die in 
den off. Büchern darauf eingetragenen Laften zu haften 
bat, und die nachtheiligen Kolgen der unterlaffenen Ein- 
ficht diefer Bücher fich felbft! zufchreiben müffe, in allen 
diefen gefeßlichen Beftimmungen nun liegt das Prinzip 
der Publicität unferes Tabular-Inſtituts Deutlich 
ausgefprochen. 


$. 63. 


Diefes Prinzip der Publicität greift das ganze 
Tabular: Snftitut durch. Je fefter fich die Gefege daran 
halten, defto fiherer und vollkommener wird der Ends 
zweck dieſes Inſtituts erreiht, Wenn man einmal 
wurde erft unlängft in einer off. Schrift * gefagt) die 
öff. Bücher, d. h. die Form, als zum Schuge der dingl. 
Rechte auf und. Sachen fir notbwendig zugibt, fo muß 
man auch feft an diefe Form halten, fonft ift Treue und 
Slauben auf diefe Bücher wieder verloren ; und wenn 
gleich durch unbedingtes Fefthalten an diefen Grundfag 
ein materielles Recht im Sinne des VBernunftrechtes zu 





*) Dr. WVildner, Ed. v. Maithftein. Zeitichrift: Juriſt. 
Band 11. ©. 316, 





| 


Grunde gehen follte, jo werden dafür Millionen diefer 
Rechte unerjchütterlich bleiben. *) 


§. 64. 


Sollen daher anders die Off. Bücher das Vertrauen 
begründen, auf dem der ganze Kredit diefes Tabulars 
Snftitutes beruht, fo müſſen Abweichungen oder Aus- 
nahmen von obigem Prinzipe, wenn nicht ganz befeitigt, 
jo doch auf möglichſt feltene und dem Umfange nad) 
thunlichit geringfügige Falle befchränft werden. Wirklich 
auch finden wir im allg. b. G. B. nur in den partifulären 
‚Fällen der $. $. 468 und 1443 einige Abweichungen, 
und auch von den einjt jo zahlreich beftandenen ftillfchwei- 
genden und gefetzlihen Pfandrechten gelten gegen: 
wärtig, auffer bie und da für Fenerlöfch- Koften, nur 
noch folgende und zwar: 


1. für Rüdftände an I. fe Steuern, fo wie an 
gutsherrlihen Abgaben und Befitzverände- 
rungs-Gebühren mit den im Hofd. vom 15. Jänner 
1787 Nro. 620, 16. Sept. 1825 Nro. 2132, 1. Sept. 


* Die Hypoihefen- Bücher allein (jagt auch Staatsrath v. 
Gönner in feinem Commentar über das in Baiern ein- 
geführte Hypothefen- Gejeg) find das Medium, in dem 
fich Alles bewegt, was mit den Hppothefen im Zufam: 
menhange ſteht. Hat der Schuldner bezahlt, aber die 
Zahlung in das Hypothefen- Buch nicht eintragen laffen, 
jo Fann er nicht über Unrecht Flagen, wenn er den nad) 
her eingetragenen Ceſſionär noch einmal salvo Regressu 
zahlen muß: warum hat er die Eintragung in das Hypo— 
thefen- Buch verabfäumt. Hat der Ceſſionär ſich eine 
Forderung cediren laffen, von der ſchon die gänzliche 
oder partielle Löſchung ins Hypothefen- Buch eingetragen 
ift, fo kann auch er nicht über Unrecht Flagen, wenn er 
von dem Schuldner nicht mehr fordern Fann, als im 
Hypothefen- Buche fteht: warum hat er die Einficht des 
Hyvothefen- Buchs unterlaffen! Was auffer dem Hypo— 
thefen - Buche unter Privaten vorging, hat nur zwifchen 
ihnen, nicht aber gegen den dritten eine Wirfuna. 
Diefes ift der Geift und das Weſen der Publicität. 


rt 


wo 


— 


„Er 


1826 Nro. 2219 und 4. Nov. 1831 Nro. 2533 5. ®. 
©. enthaltenen Befchränfungen, 


2. für Rückſtände an der Erbfteuer nad) der 
Beſtimmung des Patentes vom 15. Okt. 1810 $. 48, 
und 


3. für die fogenannte Octava, d. i. für Unter: 
thbans-, Waifen- und Depofiten- Forderungen an die 
betreffenden Dominien big zum achten Theil des Werthes 
derfelben, *) und zwar feit dem diefe Detava gefegliches 
N fandrecht erhielt, ohne Unterfchied, ob dieſelbe in den 
eff. Büchern eingetragen fey oder nicht. Patente vom 
10. Juli und 25. Sept. 1789 Nro. 1030 und 1053, 
dann Hofd. vom 4. Sept. 1813 Nro. 1070 3. ©. S., 
jedoch mit den für Syrien und das Kuüftenland beftehen- 
den Befchränfungen CHofd. vom 4. Febr. 1830 Nro. 
2449 5. ©. ©.) und mit gänzlicher Ausnahme der Domi- 
nien in Böhmen. CHofd. vom 16. Febr. 1792 Niro. 253 
TEL SU a4 





*) 4) Dr. Johann Ed. v. Kremer (dermaligen Regterungs- 
Rath und Wice-Hofcammer- Profurator). Zeitihrift für 
öiterr. Recbtsgelehrfamfeit des Sahrganges 1829 im Iten 
Heft. 

2) Dr. $r. X. Haimerl, ord. of. Profeſſor der 
Rechte. Dorträge über den Konfurs der Gläubiger. 
1840. ©. 181 — 187. 


1. Man will zwar manchmal fowohl in der Theorie als 
Praris zu den Fällen der gejeglihen Pfandrechte auch 
jene rechnen, in denen das Geſetz Semanden zur Sicher: 
ftellung berechtiget. ($. 9. 237, 458, S12, 1245 und 
1364 allg. b. ©. B.) Allein der bloß zur Sicherftellung 
Berechtigte hat, nad Anficht des Verfaſſers, noch gar 
fein Pfandrecht, ja nicht einmal den Titel dazu, weil 
auch der bloße Pfandrects- Titel, ohne individueller 
Bezeihnung des Gegenftandes, der zum Handpfand oder 
Hypothek dienen foll, vectlih nicht denkbar ift. Der 
(GEgleichviel dur Gefes oder Vertrag) jur Sicherſtellung 
Berechtigte hat bloß das Klage- Recht auf Leiſtung der- 
jelben zu dringen, und es Fommt noch darauf an, ob 
fi der Kläger am Ende nicht noch mit der bloßen Bürg— 


8. 65. 


Die Erwerbung dinglicher Sachenrechte auf unb. 


Güter wird alſo auſſer den eben berührten Fällen der 


ſchaft wird begnügen müſſen. ($. 1373) Gr kann ſich 
nur erſt, wenn er ein günſtiges rechtsfräftiges Urtheil 
erwirft, im Erefutiong » Wege mit dem Beſcheide den 
Titel, und bei und. Sachen durch nachgefolgte Gintra- 
gung das wirflihe Pfandrecht verichaffen. 


2. In einer alten Krida- Ordnung für Mähren vom 
2. Mai 1644 heißt es wortlih: »In dieſe (Hypothekar— 
Gläubiger) Klaffe wollen wir ferner gejegt haben, Die 
Kaufgelder, jo einer von einem erfauften Gute jei- 
nem DVerfäufer mit der Landtafel jchuldig bleibt. Denn 
obwohl in den gemeinen Rechten es hierinnen einen 
gewiſſen Abfas bat, fo wollen wir doch hierinnen, jo 
viel in unjern Markgrafthum Mähren nicht weniger als 
in unjerem Erb- Königreihe Böhmen beftehen, dieſes 
biermit Fonftituirt und geordnet haben, daß die Kauf: 
gelder, obſchon Feine Hypothek verichrieben oder ange 
ordnet worden, auf dem verfauften Gute dennoch realiter 
verhaften jollen. Jedoch eher und anders nicht, als bis 
folher Rauf-Kontraft der Yandtafel einverleibt wor: 
den.“ Auf dem Grunde diefer Krida-Ordnung num foll 
in Böhmen und Mähren noch gegenwärtig für derlei 
Kaufſchillings-Rückſtände ein geſetzliches Pfandrecht befte- 
hen. Doch beſchränkt man jetzt dieſes geſetzliche Pfand— 
recht nur mehr auf grundbüchliche Realitäten, weil 
dasſelbe in Bezug der landtäflichen, wie man ſelbſt 
zugibt, mit dem 6. 6 des Landtafel-Patents vom 22. 
April 179% aufgehoben wurde. Daß aber obige Krida- 
Drdnung in Feiner Beziehung mehr wirkſam jey, wurde 
in zwei öffentlichen Schriften (v. Benont, Hofrath, Zeit: 
fchrift für öſterr. Nechts - Gelehrfamfeit. 1832. Bd. 2, 
und Kitfa, Anpellationsrath. Zeitichrift. Zurift. 184. 
Br. V. Heft. 2.) umſtändlich nachgewiejen, und da ein 
anderes Gejes dafür nicht befteht, auf Gewohnheiten 
aber, wenn ſich das Geſetz nicht darauf beruft, zufolge 
6. 10 allg. 6. G. B. Feine Rückſicht zu nehmen ſey, jo 
dürfte wohl die Anficht, daß ein derlei gejegliches Pfand: 
recht auch in den bejagten Provinzen nicht mehr beftehe, 
aller in obiger legtbezogenen Abhandlung dagegen ange 
führten Bedenfen nngeacbtet, die richtige ſeyn. Auch 
gäbe ein ſolches Geſetz, wie obige KridaOrdnung lautet, 
höchitens einen Titel zum Pfandrechte, Feineswegs aber 
das Pfandrecht felbft, da ein Recht deffen Erwerbung, 
wie eben hier der Fall wäre, nocd von der bücherlichen 
Einverleibung des Vertrags abhängt, ſchon deßwe— 


gejeglihen Pfandrechte nur durch Eintragung in die Öff. 
Bücher erwirft. Diefe Eintragung muß aber auch 
geeignet, d. i. in jener Mubrif gefchehen, die dem 
Rechte, das man erwerben will, nach ihrer Weberjchrift 
gewidmet ift. Auffer dem hätte, wie der Verfaffer eben- 
falls in feiner obbezogenen Abhandlung fchon fagte, das 
Gefeß dieſe Ausfcheidung der Nubrifen nicht gemacht, 
und e8 wäre in der That um alle Evidenz in den öff. 
Büchern gefchehen, wenn z. B. jener, dem daran liegt, 
den Eigenthümer eines unb. Gutes zu wiſſen, auffer der 
zweiten Rubrik, die für die Eintragung der Befiger oder 
Eigenthümer beftimmt iſt, nun noch die ganze oft fehr 
lange Reihe der nicht immer Har ausgedrüdten Bela— 
ftungen der dritten Rubrif durchitudieren müßte. 


d. 66. 


Bei unbedingten Cintragungen (Intabulationen) 
ergibt fich auch darüber nicht jo leicht ein Anſtand, weil 
auch die org. Pat., insbefonders aber dag Landt. Pat. 
vom J. 1794, wie wir bald jehen werden, zwijchen 
Intabulation zum Bchufe der Erwerbung des Eigenthums 
unb. Güter Crespectu Tituli Domini), und der Inta— 
bulation zum Behufe der Sicherftellung oder Belaſtung 





gen allein Fein gereglicyes Pfandrecht jenn könne. Obige 
Krida⸗ Ordnung wurde Daher, wenn ſie denn doch wirk— 
lich in dieſer Beziehung noch wirkſam wäre, nur eine 
Ausnahme von jenen Tabular-Geſetzen ſeyn, nach 
denen eine Intabulation nur mit ausdrücklicher Geſtat— 
tung des Eigenthimers des zu belaftenden Gutes geſche— 
hen könne, und nad denen die Sntabulation eines 
Kaufvertrag, wenn fie zum Behufe der Erwer- 

bung des Eigenthums des Käufers geſchieht, 

deßhalb noch Feineswegs auch der allfällige Kauf: 
ſchilings-Reſt zu Gunften des Verfäufers als 
intabulirt anzuſehen komme. Daß aber auch diefe Aus- 
nahmen nicht veftehen, wird im Verfolge diefes Werkes 
gezeigt. 








jehr genau den Unterſchied bezeichnen. Die Schwierig: 
feiten und DVBerwirrungen, die aus Mipgriffen in der 
Wahl der Rubrik entftehen, find in der Praris vorzüg- 
lich bei bedingten Eintragungen (Präno tationen) bemerf: 
bar, weil man fie alle insgefammt in die dritte Rubrik 
anreihet, objchon z. B. der Käufer eines unb. Guteg die 
Pränotation des Kauf-Bertrags ausdrücklich zum Behufe 
der Erwerbung des Eigenthums angefucht bat, und auch 
das Gefuh, fo wie es geftellet wurde, vom Gerichte 
bewilliget worden ift. Bei einer jolchen Eintragung weiß 
man dann nicht, was für ein bedingtes Recht damit 
eigentlich erworben wurde, und fommt dann vollends 
ein Euperfaß oder gar ein anderer Käufer vor, der mit 
der Auffand die unbedingte Eigenthumg = Umfchreibung 
erwirft, jo ift die Berwirrung ſchon praftifch da, und 
meiftens jehr verwicelte Prozeffe und Rekurſe find die 
nächfte Folge davon, worüber ung die fogenannten Kaufs 
rechte, wenn fie verbüchert werden, häufige, Beifpiele 
geben. 


$. 67. 


Die Ueberjchriften und die Eintheilung des Haupt: 
buches zeigen deutlich, in welche der drei Rubriken jede 
einzelne Eintragung gehört. Ob dann diefe Eintragungen 
bedingt oder unbedingt gefchehen, macht in der Wahl 
der Rubrik feinen Unterfchied. Muüffen doch felbit die 
abmweislichen Tabular-Befpeide in der einfchlägigen Rubrif 
notirt werden, wie joll dieß mit den wirflichen Eintra— 
gungen nicht der Fall ſeyn? CHofd. vom 21. Suli 1805 
Nro. 734 und 9. Aug. 1817 Nro. 1359 J. ©. ©.) 


$. 68. 


Eintragung ift genus. Bei den Species aber ftoßt A vten der 
man mit der Terminologie an einige Schwierigkeiten. a, 
en. 


Das allg. b. ©. B. foricht nur von unbedingten und 
bedingten Eintragungen, und bezeichnet ganz allgemein 
die erfteren mit: Sntabulation (Einverleibung), und 
die legteren mit: Pränotation (Vormerkung). *) 
Diefe Eintheilung jedocd genügt nicht für die Tabular- 
Ordnung, weil es mehrerlei Sntabulationen und Präno— 
tationen gibt, wovon jede Art ihre eigene Wirfung hat, 
und wozu auch die Erforderniffe nicht bei allen durchaus 
diefelben find. Es lag übrigens auch nicht in der Beſtim— 
mung des allg. b. ©. B., das, was zur Tabular- Drd- 
nung gehört, zu erfchupfen, allein wir finden in diefer 
Beziehung auch in den org. Patenten und in den nad) 
gefolgten Normalien, worauf uns das allg. b. ©. 2. 
im $. 446 binweifet, Feine fefte Durchgreifende Beftim- 
mungen, 


$. 69. 


Nachitehende Eintheilung und Benennung der Arten 
der Eintragungen dürfte den Worten und dem Sinne ber 
beftebenden Gefege die entfprechendfte und zur Ueberficht 
des Ganzen aud) die geeignetfte feyn. Sie lautet: 


*% Vor Erfiheinung des allg. b. ©. B. hatte man ſelbſt für 
diefe generelle Gintheilung Feine beftimmten allgemein 
verbindlihe Ausdrüdfe. Die Intabulation wurde mand- 
mal auch mit „Bormerfung“, und die Pränotation mit 
»Voranmerfung“, und im Hofd. vom 19. Jänner 1790 
lit. e) Niro. 1094 $. ©. ©. jogar gleich der Intabulation 
mit Vormerkung bezeichnet, was natürlich häufig zu 
irrigen Verwechslungen diefer Worte und der damit 
verbundenen Begriffe VBeranlaffung gab. Zur Befeitigung 
dieſes MUebelftandes wurde mit Patent vom 14. Febr. 
1504 ro. 652 %. ©. ©. erflärt, daß Fünftigbin die 
Worte: »Vormerkung« und „Voranmerfung“ ganz 
befeitigt, und dafür lediglich die Ausdrüde: Intabu— 
lation und Pränotation gebraudt werden jollen. 
Die wird bier zum Verftändnig der älteren Geſetze und 
lirfunden bemerft. 


— 


a) zur Erwerbung des Eigen— 
thbums der unb. Güter. (Befit- 
Umfchreibung.) CAb- u. Zufchreibung.) 


b) zur Belajtung der und. Gü— 


Sntabulation ; 
= * ter. (Eigentliche Intabulation.) 


ec) zur Grwerbung des Eigen: 
thbums einer Satzpoſt. (Sat: 
\ Umfchreibung.) 


Pranotation 
6: zur Belaftung der Gat;- 
pojten. 
Super: 
Intabulation P) zur Einräumung des Priori- 


täts-Rechtes für eine andere 
- Saspott. 


Supyer-Pränotation ) 


Wird, wie meiftens der Fall ift, das ganze unb. 
Gut, oder doch ein aliquoter Theil desfelben, z. B. Die 
Hälfte oder ein Drittel an einen Andern übertragen, fo 
wird die Intabulation mit »Befitz - Umfchreibung« 
bezeichnet, Soll aber vom und. Gute nur ein Theil, und 


*) Es gibt zwar noch zwei andere nicht minder wichtige 
bücherlie Ginzeihnungen, die man Löſchung und 
Rotürung nennt, Die aber, da damit fein Recht 
erworben wird, und auch fonft größtentheils ganz eigen: 
thümlichen reglementären Vorſchriften unterliegen, ven 
obbezeichneten Eintragungen nicht angereihet, und aud) 
mit denjelben ohne großer Verwirrung nicht gemein- 
ihaftlib behandelt werden Fonnen. Eben deßwegen wer- 
den die Löſchungen und Motirungen in eigenen Haupt- 
ſtücken abgeſondert und jelbfritandig zur Sprache kommen. 


Begriffe 
von 
diefen Ein: 
tragungen. 
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zwar nur ein phyſiſch beftimmter Theil, in das Eigenthum 
eine Anderen übergehen, fo gefchieht dieß durch die 
Sntabulation mittelft Ab, und Zufehreibung, und 
zwar mittelft Abfchreibung des zu trennenden Theiles von 
der betreffenden Beſitz-Rubrik und mittelft Zufchreibung 
desjelben entweder zu einer andern fchon beftehenden, 
oder aber neu zu eröffnenden Befig » Rubrif. 


$. 71. 


Es gibt ferners Cintragungen, womit entweder 
zur Saft der unb. Güter Pfand-, Servituts- oder 
befondere dingliche Rechte erworben, oder fonft gewiſſe 
Rechts + Verhältniffe bezeichnet werden, wodurd die und. 
Guter felbft eine Beſchränkung erhalten, oder ihre Eigen— 
fchaft ändern. Derlei Eintragungen werden geradezu 
Sntabulationen genannt. 


G. 72. 


Dap auch Satzpoften uber Forderungen ein 
Objekt des bücherlichen Verkehrs ſeyn können, wurde 
bereits oben in den F. $ 38 und 39 gezeigt. Wird 
nun eine derlei Sag Forderung ganz oder zum Theil 
in das Eigenthum °) eines Anderen abgetreten, jo 
geſchieht dieß durch die Sntabulation mittelft Umfchreis 
bung der betreffenden Saspoft auf Namen deg Erwer— 
bers. Die erfte Saßpoft wird die urjprünglice, 
jene aber, die mittelft Umfchreibung an den Erwerber 
gebildet wird, die abgeleitete Satzpoſt genannt. 
Und da der Erwerber felbjt wieder feine Rechte einem 
Anderen abtreten fann, fo ift erflärbar, daß über eine 








*) Daß der Begriff von Eigenthum aud auf Satz-Forderun— 
gen pafle, Tchen wir aus dem Hofd. vom 12. August 
1325 Niro. 2125 3. ©, ©. 





und diefelbe urjprüngliche Satzpoſt durch Intabulationen 
mittelft Umfchreibung mehrere abgeleitete Satzpoſten ent- 
fteben können. ) 


9. 73. 


Bis zum Jahre 1812 war die Pränotation nur 
zum Behufe der Erwerbung des Pfandrechtes zur 
Sicherſtellung von Forderungen zuläßig. Dieß geht aus 
dem Landt. Pat. v. J. 1794 $. 18 in Verbindung mit 
dem Hofd. vom 15. März 1735 Nro. 397 und 18. 
Nov. 1796 Nro. 224 deutlich hervor, wo überall nur 
von Gläubigern oder von Sicherftellung der 
Forderungen die Rede ift. Auch das vormals zu 
Folge Patents vom 3. ‚Febr 1797 Nro. 326 J. ©. ©. 
in Weft- Galizien beftandene bürgl. Geſetz-Buch hat die 
Pränotation nur zur Erwerbung des Pfandrechts zuge: 
laffen. Das gegenwärtig beftehende mit Pat. vom 1. 


* Sn der Praris wird diefe Art der Eintragung häufig 
mit Super-Intabulation bezeichnet, was aber irrig 
geihieht, und die Begriffe vom Eigenthum und After: 
Pfande ohne Noth verwirret. Der Ceffionär, auf deſſen 
Namen die Saspoft eigenthümlih umjchrieben wird, 
hat auf der Satzpoſt ſelbſt nichts zu fuchen, weil das 
Recht, was ihm zufommt, gleich jenem Rechte, was 
dem Gedenten zuftand, unmittelbar das unb. Gut oder 
die Hypothek berührt, die zum Pfand beftellt wurde. 
Durd die Umjchreibung der Satzpoſt auf Namen des 
Ceſſionärs hört die Forderung mit dem entiprechenden 
Pfandrechte auf, ein Eigenthum des Cedenten zu ſeyn, 
und wird zum Eigenthum des Ceſſionärs. Es entftcht 
dadurd Fein neuer Saß, jondern es geht nur derjelbe 
Satz, von einem Gläubiger auf den anderen über, was 
aber bei After» VBerpfändungen nicht der Fall ift, und 
die daher mit Recht Superſätze (Super - Intabulationen 
oder Super: Pränotationen) heißen. Ein fuperintabu- 
lirter Gläubiger ift nach Lehre des Hofd. vom 16. Mai 
1811 Nero. 935 nur Gläubiger des Gläubigers. Auch 
iprehen die Hofd. vom 22. Ap. und 12. Augujt 1825 
Niro. 2090 und 2125 ausdrüdlid von der Intabulation 
und nicht von der Super- Intabulation der Ceſſions— 
Urfunden. 


t 
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Juni 1811 eingeführte allg. b. ©. B. dagegen laßt die 
Yränotation zur Erwerbung aller dinglihen Rechte, 
und folglich auch der Eigenthums-, Servituts- und befon- 
derer dinglichen Nechte zu. Zwar fommt in den Haupt: 
ſtücken, die von Servituts- und befonderen dingl. Rechten 
handeln, von dem Rechtsmittel. der Pränotation aus— 
drücklich nichts vor; allein im Hauptftücde über Erwer— 
bung des Eigenthums, wo nebft der Intabulation auch 
von der Pränotation die Nede ift, wird am Schluße und 
namentlich im $. 445 ausdrücdlich gefagt, daß nach den 
dort über die Erwerbung des Eigenthums - Rechts unb. 
Sachen gegebenen Vorfchriften fih auch bei den übrigen 
auf unb. Sachen fich beziehenden dingl. Rechten, wor: 
unter offenbar auch Gervituts- und (da Feine Befchrän- 
fung gemacht wird) auch die befonderen dingl. Rechte 
gehören, zu verhalten fomme. Die Pränotirung ift nun 
ganz das, was fie ihrer natürlichen Beftimmung nach 
jeyn joll, das aufferordentlihe Mittel nämlich, jedes 
Recht, was die off. Bücher geben, proviſoriſch unter 
der Bedingung der nachgefolgten Rechtfertigung zu erwer- 
ben. Es gibt Daher fo vielerlei Pränotationen, als 
Sntabulationen, und wenn man die obbezeichneten drei 
Sntabulationen gut in das Auge gefaßt hat, fo ift man 
fhon auch mit den Pranotationen im Keinen. Der 
Unterfchied befteht nur darin, daß die Rechtswirkung 
der intragung bei Intabulationen unbedingt, bei Prä— 
notationen aber nur bedingt ift. 


$. 74. 


Die Super-Intabulation gefchieht, wie bereits 
angedeutet wurde, entiveder: 


a) Zur Belaftung der Satzpoſten mit Afterpfand ; 
(Grundb, Pat. vom 7, Jänn. 1792 $. 8. 15 und 19, 


dann Landt. Pat. vom J. 1794 $. 25 und Hofd. vom 
16. Mai 1811 Niro. 935 3. ©. ©.) oder 


b) zur Cinräumung des Prioritäts- Rechtes für 
eine andere Satzpoſt. Landt. Pat. v. 5. 1794 $. 26. 


Der fupersintabulirte Gläubiger erlangt nie größere 
Rechte, als fie der Saspoft zufommen, worauf die 
Super» Sntabulation haftet. Der Pfand» Inhaber kann 
nach $. 454 allg. b. ©. 3. fein Pfand, nur in fo weit 
er felbft ein Necht darauf hat, einem dritten wieder 
verpfänden. 


$. 75. 


Das, was fo eben von der Super » Sintabulation 
gejagt wurde, gült gleihmäßig auch von der Super— 
Pränotation, und der Unterjchied liegt auch hier 
nur darin, daß das Recht mit der Super: Intabulation 
unbedingt, mit der Super-Pränotation aber nur bedingt 
erworben wird, 


$. 76. 


Das Tabular = Snftitut ift als ein Zweig der Juſtiz— 
Gefchäfte auffer Streitfahen den Gerichts-Behör— 
den, und zwar den Real-Snftanzen Clandrechten, 
Stadt und Landrechten, Magiftraten, Ortögerichten 
der Dominien, Bezirks Gerichten und den Berg - Gerich- 
ten *) überlaffen. Diefen Real-⸗Inſtanzen fteht nebft der 


*) Berggerichte bilden nicht überall eigene für fich beftehende 
Gerihts- Behörden. In Böhmen ijt die Berggerichte- 
barfeit in vielen Bergftädten mit den Magijtraten ver: 
einigt. (Hofd. 28. Juni 1791 Nro. 172.) Ja es gibt 
in Folge alter Bergwerfs- Verträge von den Fahren 1534 
und 1575, und in Gemäßheit der Patente vom 19. Apr. 
und 18. Oft. 1785 Nro. 410 und 487 in Bohmen, 
Mähren und Schleſien ſogar privatherrfchaftlihe Berg: 
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Das 
Tabular: 
Inſtitut ift 
den 
Geri ch t s⸗ 
Behörden 
und zwar 
den Real— 
Inſtanzen 
anvertraut. 
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Aufficht über diefe Bücher in der Regel auch die Kog- 
nition und den ihnen unterftehenden Landtafel- oder 
Grundbuchs-Aemtern die VBollziehung oder die Mani- 
yulation zu. Die Ausnahmen von der eben bemerften 
Regel, daß nämlich die Rognition den Real-Inſtanzen 
zuftehe, werden an ihrem Orte vorfommen. Doch fönnen 
einige ganz befondere Eigenthümlichfeiten, die in dieſer 
Beziehung hie und da anzutreffen find, ſchon bier; nicht 
übergangen werden. 
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Für l. f. Lehen nämlich beſtehen in Böhmen 
eigene Lehen-Bücher oder Lehen-Tafeln, und zwar 
für die deutſch-böhmiſchen Kronlehen bei dem k. k. böh— 
miſchen Landrechte, und für die königl. böhmiſchen Lehen 
bei dem k. k. böhmiſchen Fiskal-Amte, als Hoflehen— 
Gerichte, welches einen eigenen Oberſthoflehen-Richter 
hat, und deſſen Vicehoflehen-Richter der jeweilige böh— 
miſche Fiskus iſt. Die Lehen-Bücher dieſer letzteren Art 
nun werden unter Aufſicht und Leitung des ebenbeſagten 
Fiskal-Amtes von einem eigens beſtellten Lehen-Schrei— 
ber geführt. Die Kognition ſelbſt aber kommt auch 
über dieſe Lehen-Bücher nach der allgemeinen Regel dem 
Landrechte zu. CHofd. 18. Sept. 1787 Nro. 724.) 


gerihte, welche Gerichtsbarkeit fie jedoch dermal nur in 
der Eigenjchaft und mit dem Wirfungsfreije einer Berg: 
gerichts-Subftitution, und zwar entweder jelbft ausüben, 
oder diefelbe an das nächftgelegene I. f. Berggericht über— 
tragen Fönnen. Im Halle der eigenen Ausübung diejer 
Gerichtsbarfeit find fie jenem I. f. Berggerichte unterge- 
ordnet, welches für den Bezirf, in dem fie beſtehen, 
beftimmt ift. 
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Sn Kraiu und im Villacher Kreiie Kärn— 
ten3, fo wie in jenen Theilen Rüftenlands, wo 
Grundbü cher befteben, fommt den Dominien und 
Magiftraten gegenwärtig Feine Gerichtsbarfeit, aber 
doch noch immer die ÖGrundbuchs- Führung (Grund— 
buchs amt) zu. Die Kognitions- Behörde darüber 
it jenes Bez. Gericht, in deſſen volitifchem Bezirfe die 
betreffenden unb. Güter liegen. (Hofd. 20. Sept. 1814 
ro. 1102.) 


——— 


Ein ähnliches Verhältniß beſteht aber auch in den 
übrigen Provinzen bei unterthänigen Stadt- umd 
Marft-Gemeinden, denen ebenfalls ohne aller 
Gerichtöbarfeit bloß die Grundbuhs-Fuhrung, 
den betreffenden Schuß - Dominien aber die Kogni- 
tion zuſtceht. GGofd. 6. Auguft 1787 ro. 704) Das— 
jelbe it aud) bei jenen freien Städten der Fall, 
die ihre Gerichtsbarkeit an eine anderes Gericht’ im 
Deiegationswege übertragen haben.  CHoffanzl.- D. 
v. 10. Jänn 1533 Prov. ©. ©. in Böhmen.) 
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Auch bei Dominien diefer übrigen Provinzen, denen 
noch immer die Gerichtsbarfeit zuftcht, tritt ein ganz 
eigenes Verhältniß mit den fogenannten Wirtb- 
ſchafts-Aemtern ein. Bekanntlich find mit Hofd. v. 
21. Auguft 1785 Niro. 879 mehrere von den Juſtiz— 
Geſchäften in und außer Streitfachen von den Ortsge— 
richten getrennt, und den ihnen zur Seite fiehenden 
Wirthſchafts-Aemtern zugemiefen worden. Solche 
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Wirthſchafts-Aemter aber, mie fie dieſes Hofdekret 
unter der Leitung eines Wirthfchaft3-Oberbeamten vor- 
ausfest, beftehen in ver Wirklichfeit nur in einigen Pro— 
vinzen, und auch dort bloß bei fehr bedeutenden Do- 
minien. Dieß, und der Umftand, daß dad obbezogene 
Hofdekret bei der den Wirthſchafts-Aemtern zugemie- 
fenen Grundbuchs- Führung auch Yon Ertheilung der 
Gewähren fpricht, hat allenthalben, und befonders in 
den Provinzen, wo das ganze Wirthfchaftsamt nur 
ideal ift, und bloß in der Perfon eines obrigfeitlichen 
Unter- Beamten gedacht werden muß, über diefes Ver— 
hältniß, und vorzüglich über den wichtigen Punft, ob 
in Grundbuch3 - Sachen den Wirthfchafts - Yemtern auch 
die Kognition zuftehe, — nicht ungegründete Bedenken rege 
gemacht, welche der dariiber mit den Hofd. v. 9, April 
1824 ro. 1999, 24. März 1825 Niro. 2082, und 
4. Februar 1831 Niro, 2524 J. ©. ©. erfloffenen 
Erläuterungen ungeachtet, noch jeßt nicht ganz außer 
allem Zweifel geftellt erfcheinen, 
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Der Augdrud: »Ertheilung der Gewähre, der im 
obbezogenen Hofd. v. 21. Auguft 1788 mit der Grund- 
buchs-Führung Ffoordinirt aufgenommen ift, fcheint dem 
erften Anblicke nach allerdings für die Anficht zu fpre- 
hen, daß den Wirthſchafts-Aemtern in Grundbuchs— 
Sachen nebit der Führung der Grundbücher auch die 
Kognition zugewiefen fey. Verfaſſer indefjen ift der 
entgegengefeßten Meinung. Alle in den Jahren 1783 
und 1784 erfloffenen Jurisdiftions-Normen haben bei 
Dominien die ganze Suftizpflege ohne aller Beſchrän— 
fung, und folglich aud) die Kognition in Grundbuchs— 
Sachen klar und beftimmt den Ortsgerichten (Ju— 
ſtizämtern) zugewieſen. Eine nachgefolgte Ausnabme 


‘von diefer natürlichen und pofitiven Beſtimmung müßte 
in einem fpäteren Gefeße Flar ausgeſprochen feyn’ 
was aber mit dem im diefer Beziehung mindeitens nicht 
ganz deutlichen Inhalte des obbezogenen Hofdekrets v. 
21. Auguft 1788 nicht gefchieht, weil der Ausdruck 
»Ertheilung der Gewähr« mit dem, was man heut 
zu Tage die Bewilligung zur Beſitz- oder Gewähr— 
Anfchreibung nennt, nicht immer gleichbedeutend ge- 
nommen wurde, und nad) dem damaligen Sprachge— 
brauche vielmehr auf eine bloße Befcheinigung, daß 
diefer oder jener an Befik, oder an die Gewähr eines 
unb. Gutes bereitS gebracht wurde, hindeutet. 
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Ueberdieg lag es bei Erlafjung obigen Hofde— 
fretes offenbar in der Abficht des höchften Geſetz— 
gebers von den Juſtiz-Sachen nur die minder wid)- 
tigen Gejchäfte, worunter aber Entfcheidungen in 
Grundbuchs-Sachen fiher nicht gehören, den minder 
befähigten Wirihfchafts - Beamten zu überlaffen. 
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Auch fpricht für DVerfaffers Anficht ein Geſetz 
neuerer Zeit. In der Eidesformel nämlich, Die das Hofd. 
vom 5. Dez. 1812 Nro. 10165. ©. ©. gerade für die hier 
befprochenen Wirthfihafts- Dberbeamten wörtlich vor- 
gezeichnet hat, werden fpeciel und tarativ alle 
Geſchäfts-Zweige, die ihnen zuftehen, aufgezählt, umd 
doch kommt darunter in grundbüchlicher Beziehung, 
außer dem Gefchäfte der Grundbuch - Führung, gar 
fein anderes Wort vor, was doch wohl nicht erflärbar 
wäre, wenn in Grundbuchs - Sachen den Wirthfchafts- 
Aemtern außer der Führung des Grumdbuches auch 


2* 
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noch ein anderes, und namentlich das viel wichtigere 


Geſchäft der Entfcheidung überlaffen ſeyn würde. 
$. 84. 


Wir fennen nun die ord. Tabular: Gerichtsbehör- 
den erfter Inſtanz nebſt den ihnen unterſtehenden 
Kandtafel= und Grundbuchd-Aemtern. Die Oberauf: 


ſicht und die Kognition in zweiter Inſtanz fteht den 


betreffenden E. £; Appellationg: Gerichten und 


‚ eben jo die oberjte Aufficht und die Kognition in drit- 


Einfluß 
der politie 
ſchen 
Behörden 
und der 
ſtändiſch. 
Kollegien 
auf öff. 
Bücher. 


ter und letzter Inſtanz dem kak. Oberſten Gerichts— 
Hofe zu. Das Nähere darüber wird dort, wo vom 
Rekurſe gehandelt wird, vorkommen. 
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Auch den Pf. f. Kreisämtern?jteht ihrer injtruf- 
tionsmäßigen Beftimmung gemäß in Bezug auf Grund— 
bücher der Dominien und Gemeinden eine Aufficht in 
der Art zu, daß fie bei jeder fchicklichen Gelegenheit, 
vorzüglich aber bei Kreis -Bereifungen darauf, ob 
Grundbücher in gefeglicher; Ordnung wirklich beftehen, 
und ob die Grundbuchs-Führer auch fähige, unbeſchol— 
tene, *) und beeidigte Individuen find — ihre Auf- 
merffamfeit richten, und allenfalld bemerkte Gebrechen 
dem betreffenden k. k. Appellations‘- Gerichte mitcheilen. 





* Sndividuen, die entweder eines Verbrechens bereits für 
fhuldig erfannt, oder nur aus Mangel rechtlicher Beweiſe 
losgeſprochen wurden, oder überhaupt, die nicht ganz 
tadellos find, können zu diefer Bedienſtung als Grund: 
buchs- Führer nicht zugelaffen, oder bei derfelben belaffen 
werden. (Hofd. 12. April 1528 Nro. 2335 und Hoff. 
Def. von 25. Oft. 1830 Nro. 2490 J. ©. ©.) 


cHeifanzl.: Def. vom 7. Jänn. 1813 Nro. 1022 5. ©. 
S. und 28. November 1826 Nro. 33,554 *) 
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Insbeſonders wurde für Sllirten mit dem an 
das k. k Gubernium zu Laibach eriaffenen Hoffanzl.» D. 
vom 18. Dft. 1822 Nro. 1903 5. ©. ©. im Nach— 
bange zum a. b. Patente vom 9. April 1789 Nro, 
1001 3. ©. ©. angeordnet, daß jeder neu angeftellte, 
oder auch Dermal fchon beitebende, aber umnbeeidete 
Grundbudyg - Führer eined Dominiums, oder einer Ge- 
meinde, in fo ferne er nicht fchon mit dem Wahlfähtg- 
feitö- Defrete für das Nichteramt verfehen ift, fich bei 
dem betreffenden Kreisamte über die zur Grundbuchs— 
Führung erforderlichen Fähigfeiten ausweifen, und 
allenfall3 auch einer Prüfung unterziehen, und fohin 
im Falle feiner Tauglichfeit von dem Kreisamte in 
Eid genommen werden müße; welche Beeidigung auch 
in Anſehung eines mit den Wahlfähigkeits - Defreten 
verfehenen Individuums zu gefchehen hat, fo ferne 
folhes nicht ſchon als Bezirks-Kommiſſär, oder 
Bezirks - Richter beeidigt it. Einer gleichen Auswei- 
fung der allfälligen Prüfung, und fodann der Eides— 
Ablegung hat fic; auch der Herrfchafts: oder Gülten— 
Sigentbümer zu unterziehen, wenn er die Grundbuchs— 
Führung felbjt beforgen zu wollen erflärt. Aber auch 
in Nüdficht der bereits bejtehenden Grundbuchs-Führer, 
ift ihre Beeidigung, wo ſolche allenfalls noch mangelt, 
einzuleiten, und wenn ihre LUntauglichkeit entweder 
ſchon aus ver bisherigen Erhebung fich darfteller, oder 








*) Diejes letzterwähnte Hoff. Def. Fommt im Handbuche 
über gerichtlihes Berfahren (Dr. Joſ. Weßely, Brof.) 
im zweiten Bande unter Nro. 2126 wörtlich vor. 
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wenn diefelbe künftig erhoben wird, die nöthige Vor— 
fehrung zu treffen, daß fie von diefer Amtsführung 
entfernet werden. 
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Nach dem bis nun gefagten verfteht fid) wohl von 
felbft, daß auch bei Grundbüchern der Dominien und 
Gemeinden die Kognition immer nur der Realiftanz und 
der Vollzug immer nur dem Grundbuchs-Amte zuftehe. 
Aus Veranlaffung der bei Befikveränderungen ver 
unterthänigen unb. Güter zu entrichtenden Laudemial— 
Gebühren aber find wegen vermeintlich oder wirklich 
ungebührlichen Befit - Umfchreibungen mandmal Be: 
ſchwerden entjtanden, wobei der Wirfungsfreis der 
Gerichts - und politifchen Behörden in Konflikte zu 
gerathen fchien. Zur Behebung aller Zweifel nun, 
die fich Darüber ergeben haben, wurde mit Hoffzld. 
v. 23. Dez. 1826 Nro. 2243 5. ©. S, ausdrüdlich 
erflärt, daß bei Behandlung derlei Streitigkeiten, die 
zwei Fragen: a, wer an die Gewähr (an den Befik) 
zu dringen, dann b, von wem und in welcher Art 
das Laudemium zu entrichten ſey? — ihrer, nahen 
Beziehung ungeachtet, wohl zu unterfcheiden find, 
und daß die Entfcheidung der. erjteren Frage dem 
Richter, die der zweiten aber den politifchen 
Behörden zufiche. 
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Die Urbarial-Gaben, mit denen die unter- 
thänigen Güter behaftet find, werden hie und da'ber 
Landes - Verfaffung gemäß, oder dem $. 14 des 
Grundb.-Pat. v. 2. Nov. 1792 zu Folge, in den 
Grumdbüchern angemerft. Wenn nun über diefe 
Anmerkung Befchwerden entjtchen, ſo müßte nad) 


Berfaffers Auficht, aud) hier, fo wie oben bei Befik- 
Beränderungs- Gebühren zu unterfcheiden feyn, vb fid) 
die Befchwerde auf das Eintragen diefer Urbarial- 
Gaben überhaupt, vder aber auf das Duale vder 
Quantum derfelben beziehe. Im erfteren Falle müßte 
die Befchwerde vor dem höheren Richter, im lez— 
teren dagegen nad) dem Unterthbang-Patente vom 1. 
Sept. 1781 Nro. 23 J. ©. ©. zuerft bei der eigenen 
Grund-Dbrigfeit und dann bei der politifchen 
Behörde und zwar bei dem k. k. Kreisamte ange: 
bracht werden. (Grundb. Pat. vom 2. Nov. 1792 
$. 40.) 
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Sn Bezug auf Prov. Stände wurde bereits 
oben in den $.$. 26, 27 nnd 25 diefes Werfes bemerkt, 
daß bei denfelben die Gülten- Kataftraloperate (Gül— 
tenbücher, Landes -Nektififatorien) inneliegen. Dieſe 
Gülten-Kataſter enthalten umjtändliche Befchreibungen 
aller zur Lanptafel gehörigen unb. Güter, die wie 
gefagt, in dem landtäflichen Hauptbuche felbft nur 
im allgemeinen bezeichnet find, und bilden fogeflaltig 
einen wefentlichen Beitandtheil der eriten Rubrick des 
Hauptbuches der Landtafel. Die Ertrafte *) aus 


*) Jedoch folle (heißt es wörtlich im 9. 3 des Hofd. vom 26. 
Sänner 1781 Nro. 4 3. ©. ©.) in allen auf das Gült— 
buch Beziehung nehmenden Rechts » Angelegenheiten, auf 
das Gültbuch und die dießfalls von der ftändifchen Buch- 
halterei erfolgenden Ertrafte geſetzmäßige Rückſicht ge- 
nommen, und daher jener Theil, jo durch den Anhalt 
des Gültbuches geſchützt ift, feinerfeits der Laſt des 
Bemweijes enthoben geachtet, dagegen jedem, der feine 
Rechte wieder das Gültbuch zu behaupten vermeinte, 
und fih mit ftandhaften Beweisen gegen deifen Inhalt 
aufzufommen getranete, der ordentliche Weg zur 
Beſchwer-Führung keineswegs verſchränkt werden, 
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diefen ſtändiſchen Gültbüchern find gleich den land- 
täflichen Exrtraften öffentliche, vollen Glauben verdie: 
nende Urfunden. Aus allen dem erfärt ſich auch, daß 
die Landtafel und das ftändifche Gülten - Katafter fets 
im. Einflange erhalten werden müſſen, und daß folg- 
lich auch die Stände, und rückſichtlich ihre Kollegien 
oder Verordnete Stellen bei allen Veränderungen, die 
im Befisftande ländtäflicher Güter vor fich gehen follen, 
ämtlichen Einfluß zu nehmen haben. CS. $. 2 und 3 
des Landtafel-Patentes v. 3. 1794. Worin diefer Ein- 
fluß beftehe, wird an feinem Orte, und namentlich in 
ienem Abfchnitte der zweiten Pieferung diefes Werfes 
behandelt, wo Beftß-Abfchreibungen von Iandtäflichen 
Gütern zur Sprache fommen. 


El. Theil. 


Eoguitions-Borschriften. 


Erstes Hauptstück. 


Bon Eintragungen überhaupt. 


— — — 
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Di. Erforderniffe für Eintragungen jever A 
Art mit dem dabei zu beobachtenden Berfahren — 
reduziren ſich im weſentlichen auf folgende Momente: Verfah— 
In der Regel wird für jede Eintragung erfordert: — 
cı) Ein Geſuch, welches (14.) in gehöriger Form, 
(115.) von jemanden, der dazu legitimirt erfcheint, 
(IV.) unter Vorlage einer Urfunde über das Erwer— 
bungs -Gefhäft, die (V.) im Driginal, 1) in 
gewiffen Fällen Legalifirt, CVMi.) in fubjeftiver 
Beziehung rechtsgäültig, CVitt.) bei unbedingten 
Eintragungen tabularmäffig, CIX.) bei beding- 
ten wenigiiens glaubwürdig, und CX.) vom 


Geſetze nicht etwa ausdrüdlich von jeder Eintra— 


Es wird 
nämlich der 
Regel nad) 

zu jeder 
Eintragung 

I. ein 

Geſuch 
erfordert, 


gung ausgeſchloſſen iſt, CX1.) mit einem beſt im m— 
ten, ordnungsmäſſigen Begehren, (XI) bei 
der Nealinftanz überreicht wird, die das Geſuch 
(XIII.) nad Erhibirung im Einreihungs-Proto- 
folle, CXIV.) deffen Erb. - Zahlen in Kollifiond- Fällen 
über die Priorität den Ausfchlag geben, CXV.) 
dem geftellten Begehren gemäß, XVI. mit beftimm- 
ter Angabe deffen, was bewilligt, oder abge- 
fhlagen wird, (Xvm.) im befchleunigten Wege, 
und CXVII.) ex primo Decreto zu erledigen, und 
dem Tabularamte zu zufertigen hat, welches dann 
(XIX.) das Angeordnete ohne weiters in Voll— 
zug fest, falls CXX.) feine TZabular-Anftände 
vorfommen, und fohin (XXI) den Aft der Realinſtanz 
zur Zuftellung an die Theilnehmer rüceingehend 
macht, denen fofort (XXII.) im Kränfungs+ Falle das 
Rechtsmittel des Nefurfes und allenfalls (XXIII.) 
auch jenes der Syndikats-Beſchwerde offen ſteht. 


Wir wollen dieſe wenigen, aber inhallsreichen 
Worte, in ſo weit es der beſchränkte Raum dieſes 
Werkes geſtattet, nebſt den Ausnahmen, die dabei 
Statt finden, näher zur Sprache bringen. 
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Obſchon das Tabufar - Wefen zu den Gefchäften 
außer Streitfahen gehört, jo haben fih doch die 
Gerichte an die Regel feftzuhalten, daß Eintragungen 
in öff. Bücher nicht von Amtswegen, fondern 
immer nur über Anfuchen der Partheien, oder 
über Einfchreiten einer anderen fompetenten Behörde 
veranlaßt werden können. (Patent vom 20. Juni 
1790 Nro. 28 und 14. Februar 1804 Nro. 652 5. 
G ©., dann Grundb. : Patent v. 5, 1792 9, 21 


Landtafel - Pat. v. 1794 $. 16, Hofd. vom 4. 
Sann. 1795 Nero. 81 und 19. Dftober 1795 Nro. 
260 5. ©. ©., dann $. $. 435, 440 und 445 allg. 
b. ©. 3.) 
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Die Pupillar-: und Guratel3-Geridhts- 
Behörden findzwar wohl verpflichtet dafür zu forgen, 
daß die Pupillen und Kuranden an das Eigenthum 
ihrer unb. Güter bicherlich angefchrieben, und ihre 
Forderungen überhaupt bücherlich fichergeflellt werden, 
allein diefe ihre Amtspflicht Fann fich Feineswegs auf 
felbjt zu veranlaffende Eintragungen ausdehnen, fon- 
dern fie iſt darauf befchränft, die betreffenden Vor— 
münder oder Guratoren, die allein die Nepräfen: 
tanten ihrer Pupillen oder Kuranden find, zu den 
geeigneten Einfchreitungen anzuhalten. (G. $. 228 — 
236 und 282 allg. b. ©. 2. 
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Bon der hier aufgeftellten Negel, dap nämlich 
Eintragungen nur auf Anfuchen der Partheien, oder 
über Sinfchreiten der fompetenten Behörden veranlaft 
werden fünnen, findet Cauper einigen Fällen bei Köfchun- 
gen und Notirungen, von denen aber hier nicht die 
Nede ift) im Grunde eine einzige Ausnahme ftatt. Die 
Octava nämlich, von der fchon oben im $.64 dieſes Mer: 
kes gefprochen wurde, muß zu Folge der dort zitirten 
Gefege in jenen Ländern, wo fie eingeführt befteht, bei 
der Landtafel von Amtswegen einverleibt werden. 
Doch gefchieht dieß gegenwärtig bloß zur größeren 
Evidenz und thunlichjter Aufrechthaltung der Publi- 
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zität uuferes Tabularinſtituts, weil diefen Oktaval-An— 
jprüchen, wie ſchon gezeigt wurde, dermal ohnehin 
das gefegliche Pfandrecht mit ganz derfelben Wirkung, 
wie fie die Eintragung gibt, zur Seite ftehr. 
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Zwar müffen auch jene Teftamenre Clegtwillige 
Anordnungen überhaupt), die von Beſitzern unb. Güter 
errichtet werden, für den Fall, als darin in Bezug 
auf diefe Güter etwas verfügt wurde, in die betreffen- 
den öff. Bücher von Amtöwegen ingroßirt feyn, allein 
diefe Ingroßirung gefchieht nur in dem Inftrumenten- 
Buche, im Hauptbuche felbft fol darüber fein Wort 
vorfommen. Diefe Sngroßirung gibt auch Niemanden , 
und felbft nicht dem Legatar ein dingliches Recht, und 
fann eben deßwegen Feine Eintragung genannt, und 
auch als eine Ausnahme von obiger Negel um fo- 
weniger behandelt jeyn, als diefe Sngroßirung der legt: 
willigen Anordnung nicht von der NRealinftanz als 
folcher , fondern von der Berlaßabhandlungg - Behörde, 
die nicht immer auch die Nealinftanz it, veranlaßt 
wird. (Allg. Gerichts: Znftruftion vom 9. Sept. 
1785 $ 43, Hofd. vom 17. Jäann 1794 Rro. 148 
und 26. Mai 1795 Nro. 230 3. G. ©, dann Landt.- 
Pat. vom 5. 1794 $. $. 39 und 40.) *) 





*) Diefe. offiziofe Ingroßirung wird daher von der Verlaß— 
Abhandlungs : Behörde entweder direkt, oder indireft 
bei dem Tabular-Amte veranlaßt, je nachdem fie zugleich 
die betreffende, Real: Inftanz ift oder nicht. Die ſchick— 
fichfte Gelegenheit dazu gibt die Erledigung jenes Akts, 
womit die letztwillige Anoronung ihr (Abhandlungs— 
Behörde) überreicht wird. Den eigentlihen Zweck diefer 
Ingrofirung gibt das Gefer nicht an, do dürfte dieſe 
Verfiigung mit der Anordnung des $. 21 des Landt.- 
Patents v. 3. 179% in Verbindung ftehen, und zugleich 
die Beftimmung haben, von den über das und. Gut 


$. 9. 


Die Gefuche in Tabular-Sacjen fünnen entweder 
in, oder außer dem Erefutionswege vorfommen. 
Wir mollen die Gefuche beider Arten, Tabular- 
Gefuche nennen, und nur dort, wo ein Unterfchied 
bemerfbar gemacht werden muß, auch den Beifaß: »in, 
oder außer dem Erefutionswege< gebrauchen 


8.596, 


Tabufargefuche nun find nach der für Civiljuſtiz— 
Gefchäfte überhaupt beftehenden Regel ſchriftlich zu 
überreichen; *) nur auf dem Lande d i. bei ven Magi- 
ftraten außer der Hauptitadt, dann bei Berg-, Orts: 
und Bezirf3:Gerichten überhaupt, und felbft, wenn das 
eine oder andere diefer Gerichte feinen Wohnfi in der 
Hauptitadt hätte, Fünnen Tabulargefuche auh münd- 
lich angebracht werden, in welchem [eßteren Falle es 
dann Pflicht des Gerichtes ift, das Anbringen der Par: 
thei zu Protofoll zu nehmen. (Grundb -Pat. v.J. 1792 
$. 21, Landt.- Pat. v. 3. 1794 $ 5, Patent vom 1 
Nov. 1781 $. $. 11 und 12 Nro. 27 und Hofd. vom 
14. Feb. 1818 Nro 1420 5. ©. ©., dann das Stem- 
pelgefeß vom 27. Jänner 1840 $. 51.) 


getroffenen Anordnungen des Grblaffers aud) die Real- 
Inſtanz, die, wie gejagt, nicht immer aud) die Verlaß— 
Aonandlungs- Behörde if, in Kenntniß zu feßen. Das 
allg. d. ©. B. ſelbſt jcheint im erften Abſatze des $. 437 
diefe Art offiziofer Ingroßirung der letztwilligen Anord—⸗ 
nungen vor Augen zu haben. 


*% Die Eingaben find zur Behebung — Unzukömm— 
lichkeiten immer auf ganzen Bögen zu überreichen, und 
auch die darin citirten Beilagen ordentlich zu bezeichnen. 
Hofd.vom 24. Jän. 1818 (im Handbuche des gerichtlichen 
Berfahreng vom Dr. Sof. Weßely, Prof. der Rechte, 
Zweite Auflage ©. 95.) 
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welches 

II. in 
gehöriger 

Form, 


$. 97, 


Wegen der Verftändigung derjenigen, zu deren Nach— 
theil die Eintragung angefucht wird, ift das fchrift- 
Tiche Gefuch der Regel nach in zwei Eremplaren 
im Driginal und Duplifat nämlich) *) und falls 
mehrere Theilnehmer zu verftändigen find, in entſpre— 
chender Zahl auch Rubra oder Rubriken, und ftets 
unter Angabe der Wohnorte der Partheien einzurei- 
chen. Dasfelbe gült im Grunde aud; bei mündlich 
angebrachten Gefuchen mit dem in der Natur des 
Geſchäftes liegenden Unterfcyiede, daß von dem Pro- 
tofolle zwei abfchriftliche Eremplare dem vollen Inhalte 
nach, und eben fo die Rubra, wenn deren Erforderniß 
eintritt, vom Gerichte felbft ausgefertigt werden. 


$. 98. 


Die Gefuche find jin der Gerichtsſprache 
einzureichen, oder zu Protofol aufzunehmen. Die 
Urkunden, die den Geſuchen angefchloffen werden, 
müfjen entweder in der Gerichtsſprache, oder in ei- 
ner der Landesſprachen auggejtellet feyn. Sind diefe 
Urfunden weder in der einen noch in der anderen 
diefer beiden Sprachen adgefaßt, fo muß davon aud) 
eine von einem beeideten Dolmetfher beglaubte 
Ueberfetzung angefchloffen werden. Und fol von 
diefen fogeftaltig überfesten Urkunden außer dem Orte, 
wo der Dolmetfcher feinen Wohnfig hat, — Gebraud) 
gemacht werden, fo ift nothwendig, daß auch die Unter- 


*) 7 Ber jenen Grundbüchern, wo, wie in Nieder -Defterreich 
hie und da noch der Fall iſt, jtatt der Ingroßirung des 
Gefuhs ein Eremplar desjelben im Grundbucs- Amte 
viiebehalten wird, muß der Regel nah audı ein Tri— 
plifat angeichloßen fenn. 


fchrift des Dolmetfchers felbjt vom Gerichte, bei dem 
er in Pflicht ſteht, mit dem Beiſatze beglaubigt werde, 
daß er als Dolmetfcher gerichtlich beeidet fey. Hoffanzl. 
Defr, vom 13. Jänn. 1836 Nro. 475 in Folge a. b. 
Entfchl. vom 27. April 1835. 


§. 99, 


Die Regel, daß in Tabular Angelegenheiten die 
Sintervenirung von Advofaten nicht nothwendig iſt, 
gründet fi bloß darauf, daß das Tabular > Wefen 
zu den Zuftiz- Gefchäften außer Streitfachen gerechnet 
wird. Sp wie aber diejer Grund nicht ausnahmslos 
ift, weil, wie jchon bemerkt wurde, QTabulargefuche 
auch im Erefutionswege, folglich auc in Streitfachen 
vorfommen können, fo hat nad) Anficht des DVerfaf- 
ſers auch obige Regel in allen jenen Fällen eine Aus- 
nahme, in denen nach den bejtehenden allgemeinen 
Gefegen die Erefutiond - Gefuche überhaupt fchriftlich 
und mit der Unterfertigung eines zum Gerichtsftande 
berechtigten Advofaten überreicht feyn müffen, was 
natürlicher Weife beim Bejtande des Hofd. vom 9. 
Jänn. 1816 Nro. 1200 5. ©. ©. nur in den Haupt- 
ftädten *) denkbar ift. 


*) Ueber eine vom Mägiftrate Gras gejchehene Anfrage, 
ob bei Erefutions-Gefuchen die bezüglihe Anordnung 
des 6. 14 allg. ©. B. befolgt werden müffe, ift mit 
Hofd. vom 30. Mat 1842 Niro. 982 über Einvernehmen 
mit der k. k. Hof-Kommiſſion in 3. G. ©. die Belehrung 
des Inhalts erfolgt, dag in den Hauptftädten in allen 
Fällen, in welchen in dem vorhergegangenen Cichriftlichen 
oder mündlichen) Prozeffe von Seite des Erequenten ein 
Rechtsfreund eingefchritten ift, auch das Erefutiong- 
Geſuch von einem Rechtsfreunde gefertiget ſeyn müſſe, 
in fo fern es fchriftlich angebracht wird. 


30 


3. 100. 


Bei Tabular : Gefuchen aber, die der Unterfchrift 
eines Advokaten nicht benöthigen, genügt bie bloße 
Unterfertigung des Impetranten *) oder falls 
diefer des Schreibens unfündig, oder fonft wegen für: 
perlichen Gebrechen zu schreiben unfähig iſt, unter 
Beiziehung zweier Zeugen, die Beirückung feines 
gewöhnlichen Handzeichens. $. $, 114 und 116 allg. 
und 182 und 185 gal. G. D. dann $. 886 allg. b. ©. 2. 


$.. 101. 


Wenn das Tabular- Gefuch oder die Beilagen des— 
jelben Merkmale einer Webertretung des Stämpel— 
Gefälls an fich tragen, jo kann defhalb vom Gerichte 
zu Folge $.$. 117 und 118 des Stempel-Gefeßes weder 
die Annahme des Gefuches, noch die aufrechte Erledigung 
desfelben verweigert werden, wohl aber muß die Ueber: 
tretung nach den Beftimmungen der K. $. 128 und 125 
des nämlichen Geſetzes ohne Verzug der die Gefälls— 
Angelegenheiten leitenden Bezirks - Behörde, Die zur 
Bollziehung des Straf-Verfahrens rückſichtlich folcher 


_ Uebertretungen berufen ift, der dießfalls beftehenden 


Inſtruktion gemäß befannt gemacht werden, wofür ins— 
bejonders bei eigener Verantwortung zu wachen ver 
pflichtet find: 


* Die Namens: Fertigungen in jüdiſcher oder yebräi- 
ſcher Schrift jedod jind nicht genügend, und Fonnen 
höchitens als Handzeichen gelten, welches nur unter der 
Bedingung der im citirten $. 886 allg. b. ©. B. ausge 
drückten Vorfihten die eigentliche Unterfertigung jupliren 
fönne. (Hoffanzl.-Def. vom 4. März 1846 Nro. 7135 
in Folge a. h. Entfchluß vom 14. Febr. desfelben Jahres.) 


4. vrücjichtlih der Eingaben, dann der Duplifate 
und der Rubriken, der Beantte, der zur Führung des 
Einreihungg s Protofoll3 beftimmt it, oder der deſſen 
Geſchäfte verrichtet, 


2. binfichtlih der Eingaben und der bei den Ein- 
gaben befindlichen oder zu dem Protofolle von der Partei 
beigebrachten Beilagen, der Beamte, ber zur Erledis 
gung der Tabular- Eingabe zunächft verpflichtet iſt, und 


3. in Rückſicht auf die Gefuchs » Beilagen, welche 
zur Eintragung in die Off. Bücher beigebracht werden, 
auch jener Beamte, der die Eintragung in diefe Bücher 
felbjt, oder mittelft der ihm beigegebenen Gehilfen volls 
zieht. 


$., 102. 


Der Smpetrant muß aber auch zur Weberreichung 
oder Anbringung des Tabular-Gefuchs legitimirt ſeyn. 
Die Uebernehmer oder Gläubiger find zu bedingten Ein> 
tragungen durch Die $. $. 438 und 445 jallg. b. ©. B., 
und zu unbedingten durch die erhaltene Einwilligung in 
der beigebrachten Urfunde des Leberträgers oder Schuld: 
ners, oder allenfalls durch das dem Ueberträger oder 
Schuldner gegenüber erfloffene rechtsfräftige Urtheil legi— 
timirt. Aber auch die Ueberträger und Schuldner find 
zur Eintragung auf die ihnen angehürigen Güter ſchon 
deßwegen legitimivt, weil fie als Eigenthümer damit 
beliebig verfügen fünnen, und bloß dadurch, daß ihre 
Guter auf Namen eined Anderen umfchrieben, oder zu 
Gunſten eines Anderen belaftet werden, noch keineswegs 
in deſſen Rechte Eingriff gefchieht. CS. $. 354 — 364 
und 433 allg. b. ©. 3.) Hier wirft fich aber zugleich 
die nicht unwichtige Frage auf, ob und in wie fern in 


6 


127. von 
Semanden 
der dazu 
fegitimirt 
erſcheint, 
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einem ſolchen Falle der Ueberträger oder Schuldner einen 
Receß von der zu Gunften des Lebernehmers oder 
Gläubigers angejuchten Eintragung gültig anbringen 
könne? Ein Receß diefer Art wird häufig aus dem 
Grunde unbeachtet rücfgewiefen, weil man zwar die Lage 
eines Dritten auch ohne deffen Wiffen verbeffern, aber 
nicht verfchlimmern fünne, eine folche Verfchlimmerung 
aber eintreten würde, fobald man das zu Gunften des 
Dritten überreichte, oder villeicht gar ſchon bewilligte 
Tabular-Gefuch ohne deffen Einverftändniß wieder rüc- 
jtellte; allein bei diefer Argumentirung wird, wie fchon 
in der bereits oben im $. 54 d. W. citirten Abhandlung 
bemerft worden ift, überfehen, daß das angefuchte ding— 
fiche Recht nur erft mit der wirklichen Eintr agung erwor⸗ 
ben werde, und daß folglich ein Wiederruf vor der Ein- 
tragung Niemands Rechte verfchlimmern kann. Berfaffer 
theilt ganz die in der eben erwähnten Abhandlung ausge: 
fprochene Anficht, daß nämlich derlei Receſſe allerdings, 
jedoch nur in fo lange gültig angebracht werden fünnen, 
ald die bezügliche Eintragung nicht wirklich vollzogen 
wurde. Iſt aber die Eintragung einmal gefchehen, fo 
kann diefelbe nur im Wege der Löfchung, auf die jedoch 
ein Receß nicht mehr paßt, gehoben werden. Die Erfor- 
derniffe zur Bewirfung einer Löſchung werden an ihrem 
Orte angegeben. 


$. 108. 


Wird die Eintragung nicht von dem Kontrahenten 
jelbft, fondern von einem Dritten für den Uebernehmer 
oder Gläubiger angefucht, jo muß diefer dritte dazu 
legitimirt ſeyn, entweder 


— 


1. durch efne ihm vom berechtigten Kontrahenten 
ausgeftellte Vollmacht, *) oder 


2%. unmittelbar durh das Gefetz ck. FE. Fiskal— 
Amt, in den zu feiner Vertretung zugewiefenen Beziehun- 
gen, der Vater für feine minderjährigen Kinder, und 
der Ehemann für feine Gattin,) oder endlich 


3. dur einen Auftrag der Gerichts» Be- 
börde (Vormund, Kurator oder Konfurs -Majfe- Ver- 
walter für ihre Pupillen, Kuranden oder Konkurs— 
Mailen.) 


§. 104. 


Selbſt Tabular-Geſuche, die von Minderjäb- 
rigen oder Kuranden ohne \ntervenirung ihrer gefeß- 
lichen oder gerichtlich beſtellten Repräfentanten überreicht 
oder angebracht werden, können nach Anficht des Ver: 
faffers ob Mangel diefer Kegitimation, von der hier die 
Rede ift, im allgemeinen nicht ausgefchloßen,, und nur in 





*% 1. Gelbft dem Gläubiger Fann nad Hofd. vom 26. 
Febr. 1819 Mro. 1548 J. G. ©. die Gewähr: (oder 
Beige) Anſchreibung feines Schuldners bet und. Gütern, 
die in den öff. Büchern als das Eigenthum eines Dritten 
erfcheinen, nur dann bewilligt werden, wenn der Schuld: 
ner ihm zur Weberreihung des erwähnten Gefuchs aus- 
drüdlihe Vollmacht ertheilet, und die dazu erforderlichen 
Driginal- Urkunden übergeben hat. 


2. Derlei Bollmadten, die bloß zur Legitimi— 
rung des Anfuchens dienen, brauchen nicht tabular- 
mäjjig ausgejtellt zu jeyn. Dazu genügt die Unterferti- 
gung des Gemwaltgebers aud ohne Intervenirung von 
Zeugen, weil eine folhe Vollmacht nicht zur Legiti— 
mation des Rechtsgrundes der Ermwerbung dient, 
und daher mit dem Erwerbungs= Gefchäfte feldft in Feiner 
Verbindung fteht, und auch das Gefuch ohnehin fo belegt 
ſeyn muß, um den Uebergang an denjenigen, zu dejfen 
Gunften die Eintragung angefuht wird, nad) den Tabu- 
lar-Geſetzen zu rechtfertigen. 
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% 
jo ferne rückgewieſen werden, ald die angefuchte Eintra— 
gung eine von ibnen übernommene Verbindlichkeit betrifft. 
Unter den Bejchränfungen des $. 865 allg. b. ©. 2. 
Fönnen auch Minderjährige und Kuranden jedes bloß zu 
ihrem Bortheile gemachtes Verfprechen gültig annehmen. 
Eogar dann, wenn fie Gegen-Berbindlichfeiten über- 
nommen, iſt der Vertrag in fo weit wirkſam, daß der 
andere Theil nicht eigenmächtig davon abgehen Fünne. 
Der beftchenden Vorfchrift, daß die Minderjährigen und 
Kuranden zu Prozeß- Führungen (der Regel nach) nicht 
zugelafjen werden, liegen ganz andere Nücfichten zum 
Grunde, die hier in einer Tabular- Sache auffer Streit: 
fachen nicht eintreten, und die bei dem eben ausgefpro- 
chenen Grundfage ein Präjudiz für diefelben nicht beforgen 
laſſen. 
$. 105. 


Auch die k. k. Kameral-Gefälls-Behörden 
find ermächtiget zur Sicherſtellung der Aerarial-Forde— 
rungen unmittelbar bei den betreffenden Gerichts-Behör— 
den, und folglich ohne Intervenirung des Fiskal-Amtes 
in allen jenen Fällen die entſprechenden Geſuche einzu— 
reichen, in welchen ſolche Geſuche auch von anderen 
Parteien ohne Unterfertigung eines Advokaten überreicht 
oder mündlich angebracht werden können. (Hofd. vom 
11. Apr. 1829 Nro. 2393 J. ©. ©. und $. 567 ©. ©. 
über Gefälls-Uebertretungen.) Diefe Vorſchrift erhielt 
jedod) mit dem Hoffammer = Defrete vom 24. Dft. 1845 
Nro. 41,635 eine Beſchränkung. Es wurde nämlich 
damit erklärt, daß nad den Beflimmungen des Hofd. 
von 18. Sept. 1786 Nro. 577 3. ©. ©. nur die Fisfal- 
Nemter berufen find, Prünotirungen von Nerarial = For- 
derungen auf Nealitäten einzuleiten, auf die fich daber 
die adminiftrirenden Behörden jederzeit zu wenden haben, 
fo oft es fih darum handelt, das Aerar auf die ange: 
deutete Art ficher zu ftellen, 


% 106. 


Eben fo find auch die kak. Kreisämter zu Folge 
eines im Cinverftändniffe mit dem Präſidium der k. k. 
allg. Hoffammer erfloffenen Zuft.» Hofd. vom 15. Dft. 
1845 Nro. 7063 berufen, alle Abfchreibungen der zum 
Behufe der Staats-Eiſenbahnen bleibend eingelößten 
Grundftüde, Gebäude und der abgelößten obrigfeitlichen 
Giebigfeiten in den Grundbüchern und in der Kandtafel, 
jo wie im ftändifchen Gülten- Katafter zu veranlaffen. 
Wie diefes zu gefchehen hat, wird an feinem Orte vor: 
fomnten. 


$. 107. 


Wenn zur Einbringung der Steuer-Nudftande 
von unterthänigen Realitäten die Militär Erefution und 
Pfändung fruchtlos bleiben, jo ift die betreffende Be;.- 
Obrigkeit in Folge der an die Länderftellen in Illirien 
ergangenen Hoff. Def. vom 16. Juli 1823 Nro. 1954 
und 21. April 1825 Nro. 2095 3. ©. S. berufen,‘ über 
eingeholte Ereisämtl. Genehmigung den erefutiven Ver— 
fauf der Realität felbft vorzunehmen, wobei fie jedoch 
angewiefen ift, fich nach Vorfchrift der G. D. zu beneh— 
men, und dem zu Folge vor allem die Real- Pfändung 
d. i. Die Vornahme der erefutiven Sintabulation des 
Steuer- Rücdftandg - Ausweijes und der Freisämtl. Geneh- 
migung bei dem betreffenden Bez.-Gerichte zu veranlaffen. 
Dei den eigentlichen Abftiftungen aber, die nach dem 
Hofd. vom 18. April 1785 Nro. 408 J. ©. ©. aus 
Strafe oder wegen überhäufter Einſchuldung Statt 
finden, ift eine Intabulation des bezüglichen politischen 
‚ Abftiftungs » Erfenntniffes gar nicht erforderlich. 
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IV, unter 
Borlage 
einer 


Urfunde 


über die 


Ermwerbung. 


$. 108. 


Den Gefuchen, womit unbedingte Eintragungen 
zur Erwerbung des Gigenthbums unb. Güter erwirft 
mwerden follen, muß der Pegel nah immer eine 
Urfunde, und zwar eine folche Urfunde beigebracht 
werden, die einen zu dieſer Erwerbung geeigneten 
Titel ausdrücdt, 3. B. Kauf: oder Schenfungs- Vertrag, 
oder auch ein Urtheil, oder ein Ginantwortungss 
Befcheid, in fo ferne damit das Eigenthum zuerfannt 
wird. (9. $. 434 — 437 allg. b. ©. 3.) 


$. 109. 


Davon macht das Gefeß bloß bei Bauern- 
Gütern in der Art eine Ausnahme, daß in Vertrags: 
PVerhältniffen zur Erwerbung diefer Güter auch genüge, 
wenn der Uebergeber und Uebernehmer, oder 
auch der Uebergeber allein vor der Grund - Obrig- 
feit *) erfcheint, und mittelft protofollarifcher Aufnahme 
die Eintragung des rmwerbungs » Gefchäftes bewirkt. 
(8. 9. 433 und 434 allg. b. ©. B. und Hofd. vom 
14. Febr. 1815 Nro. 1420 J. & ©.) 


$. 110. 


Die perfönliche Eigenfchaft der Befiger hat, wie 
die eben citirten $. $. 433 und 434 allg. b. ©. 3. Far 
zeigen, auf die Frage, ob zur bücherlichen Erwerbung 
eines unb. Gutes eine Urfunde über das Ermwerbungs- 


*) Daß dieſe Vorfchrift dort, wo Grund: Obrigfeiten nicht 
beftiehen, wie dieß 5. B. in einem Theile des öfterr.- 
illir. Küftenlandes der Fall ift, Feine Anwendung habe, 
leuchtet von jelbft ein, und wurde auch mit dem für 
das lomb.-venetianiſche Königreich erlaffenen Hoffanzlei- 
Defrete vom 2. Sept. 1819 (Winiwarter's Handbuch 
Bd. 2 ©, 141) ausdrücklich erflärt. 


Geſchäft beizubringen ſey, Feinen Einfluß. Diefe beiden 
Paragrapbe fprechen nur von Bauern-, jtädtifchen 
und landtäflichen Gütern "), und ordnen ganz allge- 
mein an, daß bei ftädtijchen und Iandtäflichen Gütern 
immer, bei Baucrngütern aber nur dann eine Urkunde 
über das Erwerbungsgefchäft beigebracht werden muß, 
wenn entweder die Eriwerbung nicht mittelft Vertrages 
gefchieht, oder wenn der Webergeber!vor der Grund: 


Obrigkeit nicht perſönlich erfcheint. 
VATER 


Der Uebergeber muß aber, wenn die Uebertragung 
des Eigenthums eineg Bauernguts ohne Beibringung 
einer Urkunde geſchehen fol, nach der Flaren Anordnung 
des %. 434 perſönlich vor der Grund - Obrigkeit 
erfcheinen. Gewaltsträger find alfo dazu jelbjt mit unbe- 
jchränfteften und legalſten Vollmachten nicht genügend. 
Der Grund diefer Anordnung liegt darin, Damit Die 
Grund » Obrigfeit-bei einem jo wichtigen und im Falle des 
Allein + Erfcheinend des Uebergebers aud) einfeitigen 
Uebergabs-Akte auf eine möglichft zuverläffige Weife zur 
voller Ueberzeugung gelange, daß die Uebertraaung des 
Eigentums wirffich in dem Willen des Uebergebers liege. 


*) Das Gefe hat jogejtaltig die Fälle der Ausnahmen von 
der Pliht zur Einbringung der Erwerbungs-Urkunde 
jehr einfach und für Sedermann leicht erfennbar bezeich- 
net, und dadurcd alle Zweifel und Refurje, die jonft 
gar oft entftanden wären, an der Quelle erftikt. Die 
Bauern: Güter find aud gewöhnlich vom bedeutend min- 
dern Werthe, wie ftadtifche oder landtäflibe Güter, und 
befinden jich in der Regel auch nur im Befige der eigent- 
Iihen Bauers-Leute, denen der höchfte Gejeggeber ohne 
Zweifel in Berückſichtigung, Daß fie in Gefegen uner- 
fahren, und meiftens auch jehreibeng - unfundig find, 
den Gebrauch der öffeutlihen Bücher erleichtern, und fo- 
gejtaltig auch ihnen ohne Umwege und vielen Koften die 
Wohlthat dieſes Tabular-Inftitutes zufließen laffen wollte. 


9.1112: 


Diefe hier ausgefprochene Anficht ift jedoch, wie die 
Praris zeigt, nicht durchaus unbeftritten. Man fagt der 
$. 433 fpreche von Uebertragungen der Baucerngüter 
mittelft Bertrags. Das Allein» Erfcheinen des Ueber: 
gebers könne alfo nur dann genügen, wenn er eine 
Vertrags - Urfunde mitbringt, weil es font nicht denfbar 
wäre, wie der Uebergeber, wenn er allein. erfcheint, Die 
Ucbertragung mittelft Bertrages, wozu doc) immer nebft 
dem Promittenten auch der Promißar gehört, bewirken 
könnte. Die Begünftigung des Uebergebers alſo könne 
im Falle feines Allein » Erjcheinens nur darin beſtehen, 


daß er fein Gefuch auch mündlich zu Protokoll anbringen 


könne, und die Grund-Dbrigfeit verpflichtet ſey, das— 
felbe fogeftaltig aufzunehmen. Dieſe Behauptung hat 
auch wirklich vieles für ſich; allein, wäre dieß der Sinn 
des y. 433, fo würde geradezu unerflärbar jeyn, warum 
diefes Geſetz bloß vom Allein» Erfeheinen des Ueber— 
gebers fpreche, da doc) gewiß auch das Allein» Erfcheis 


nen des Hebernehmerg genügen fünnte, wenn er die 


Vertrags-Urkunde beibringt. Wozu wäre überdieß die 
fathegorifche Borfchrift, Daß der Uebergeber eines Bauern: 
guts, wenn er ohne Sntervenirung des Webernehmers 
die bücherliche Uebertragung erwirfen will, gerade pers 
fonlich erfcheinen müffe, da e8 doch den Erwerbern aller 
anderen Güter, wenn fie die Erwerbungs- Urkunde bei- 
bringen, freifteht, die Gintragung felbft oder durch 
bevollmächtigte Dritte bewirken zu fünnen? Wenn es 
alfo, wie man zugeben muß, wahr ift, daß im Falle des 
perjönlichen Erſcheinens des Uebergebers eines Bauern: 
gutes Feine Urkunde erforderlich ift, fo muß man noth— 
wendig den Ausdruck des Geſetzes: »vermittelft Ver: 
tragse in einem befchränfteren Sinne nehmen, und dazu 
ſchen die bloße Angabe des licbergebers, daß er das 


Bauerngut in Folge eines mündlichen Vertrags (alſo 
nicht etwa in Folge eines Urtheils oder einer gerichtlichen 
Ginantwortung) übergebe, für genügend finden. Diefe 
Auslegung kann um fo unbedenklicher für richtig ange 
nommen werden, als das Allein» Erfcheinen des Ueber: 
gebers, wie der eben bemeldte $. 433 klar andeutet, 
nur zur Uebertragung feiner Nechte an einen anderen 
zureicht. Er kann alfo dadurch, dap er allein erſcheint, 
wohl bewirken, daß der von ihm angegebene Uebernehmer 
als Beſitzer des Bauerngrundes umfchrieben werde, allein 
ihm gibt weder diefer eben bezogene $. 433, noch jonft 
irgend ein anderes Geſetz das Necht, dieſem neuen Beſitzer 
ohne Nachweiſung, daß er einverſtanden ſey, irgend eine 


perſönliche Verpflichtung aufzubürden, oder deſſen nun-⸗ 


mehriges Eigenthum zu ſeinen (des Uebergebers) Gunſten 
zu belaſten. 


$. 113. 


Was das allg. b. G. B. von der Erwerbung 
des Eigenthums unb. Güter vorfchreibt, das gult 
nach $. 445 auch bei Erwerbung aller anderen auf 
unb. Güter fich beziehenden dingl, Nechten. Zur 
Erwerbung der Pfand-, Servituts- und der befonderen 
Dingl. Rechte alfo wird eben fo wie zur Erwerbung des 
Eigenthums - Rechtes eine Urfunde mit dem entjprechen- 
den Erwerbtitel erfordert, und diefelbe Begünftigung , 
die das Gefeß den Bauern -Grundbefigern bei Erwerbung 
des Eigenthums geftattet, kommt denfelben Fonfequenter 
Weiſe auch bei Erwerbung aller anderen dingl. Rechte 
zu. Der Unterfchied dabei liegt nur in der Benennung 
der Kontrahenten, In einer Schuldforderungs - Urkunde 
3. B. kommen nur Schuldner und Gläubiger vor. Diefen 
gegenüber muß der bezügliche Cat des F. 433 allg. b. 
G. B. fo verftanden werden, als wenn gefehrieben ſtünde: 
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»wenn der Schuldnerjund Gläubiger, oder auch nur der 
Schuldner allein vor der Grund - DObrigfeit erfcheint.« 
Beſtellt das Bauerngut zur Hypothek nicht der eigentliche 
Schuldner, jondern ein Dritter, z. B. ein Bürge, jo 
gilt natürlich diefelbe Regel auch für dieſe dritte Perfon. *) 


$. 114. 


So wie bei unbedingten Eintragungen, (Inta— 


bulation und Super-Intabulation) eben fo wird} bei 
bedingten Einträgen, (Pränotation und Super-Prä— 
notation) diefe mögen nun zum Behufe der Erwerbung 


=) 
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Dieſe Begünſtigung im Gebrauche der öff. Bücher bei 
Bauern-Gründen iſt übrigens, einige Abweichungen in 
Nebendingen abgerechnet, ſchon in einigen organiſchen 
Patenten ausgeſprochen. Es dürfte zur beſſeren Ver— 
ſtändigung des Ganzen nicht ohne Intereſſe ſeyn, zu 
kennen, wie die Geſetzgebung vor beinahe hundert Jah— 
ren dieſen Punkt genommen hat. Im Grundbuchs— 
Patente z. B. für Krain vom 21. Juli 1769 wird dort, 
wo von den Erforderniſſen der Intabulation eines 
Schuldbriefes die Rede'iſt, unter andern im 6. 3 wört— 
lich angeführt: 


„Enpdliben (müffe) der Schuldbrief neben den Debi- 
tore auch durch zwei Zeugen mitgefertigt ſeyn, jedod) 
wird ſolche Fertigung auffer denen herrſchaftlichen Städ— 
ten und Märften, in denen übrigen Ortſchaften auf dem 
Sande, und aljo respectu der Bauernſchaft, bei welcher 
der Schuldner und die Zeugen meiftentheild des Schrei— 
bens unfundig find, hiemit dahin diſpenſiret, Daß Des 
Pebitoris und deffen Unterjehrift durch die gerichtliche 
Errihtung der Schuldverfchreibung bei der Obrigkeit 
jelbjten oder in derjelten Kanzler, johbin das dem Inſtru— 
ment beidrüdende grundobrigfeitlihe Inſiegel ſupplicirt 
werden möge; wo übrigens nicht nöthig it, daß bei 
gerichtliher Errichtung der Schuld: DOpligation beide 
Theile, nämlih der Schuldner und der Darleiher per: 
jönlich gegenwärtig ſeyn, jondern ſolche Schuldverſchrei— 
bung Fann dur den Schuldner alleinig bet der Obrig- 
feit bejorget und bewirfet, ſohin dem Creditori zugeftellt 
oder hinausgegeben werden, gleichwie dann aud genug 
ift, daß bei einer Intabulation der Diebitor alleinig, 


\ oder der Greditor mittelft Beibringung der behörig errich- 


\ teten grundbuchsfähigen Obligation zugegen feun.“ 


des Eigenthums oder eines anderen!dingl. Nechtes ange: 
fucht feyn, Die Beibringung einer Urkunde erfordert, die 
den Titel der zu verfichernden Forderung, oder fonft 
den Anjpruch zu einem dingl. Rechte, z. B. zu einer 
Servitut oder Wiederfaufsrechte ausdrüdt. (Landt. 
Pat. vom Jahre 1794 $. 18, Hofd. vom 21. Juli 1797 
Nro. 360 J. G. ©, dann $. $. 438 und 445 alla. b. 
G. 3.) Nur ift bier nicht zu überfehen, daß die Begün— 
ftigung des $. 433 allg. b. G. B der Vorſchrift des g. 
445 ungeashtet auf Pränotationen gar nicht paſſe. Diefer 
$ 443 nämlich fett immer voraus, daß der Uebergeber 
oder der Schuldner vor der Grund »Obrigfeit perfünlich 
erfcheinen, und mit der Webertragung oder Belaftung 
ihrer unbeweglichen Güter protofollarifch vor derfelben 
einverftanden zu feyn, ausdrücklich erflären. Sft nun 
dieß der Fall, jo wird ohnehin die Eintragung unbedingt, 
und folglich mittelit Sntabulation bewilliget. Weberhaupt 
ift das Pränotations-Inſtitut nicht zu Gunften des 
Gigenthbümers des mit der Pränotation zu behaftenden 
unb. Gutes, fondern der Natur der Cache nah, und 
auch nach dem Elaren Wortlaute der bezüglichen $. $. 438 
und 445 nur zu Gunften derjenigen eingeführt, die auf 
dag unb. Gut einen Anfpruch zu machen, oder an den 
Eigenthümer desjelben eine Forderung zu ftellen haben. 
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Dbgleich aber bis nun immer nur von der Notb- 
wendigfeit der Vorlage einer Urfunde Cder den Rechts— 
titel ausdrücenden Urfunde nämlich) gefprochen wurde, 
fo folgt daraus noch nicht, daß unter gewiffen Verhält- 
niffen zur Erwirkung der Eintragung nicht die Vorlage 
auch noch anderer Urfunden erfordert werde. Die 
Fälle, in denen auffer der Urfunde, die den Ermerbtitel 
enthält, noch andere Urfunden, die wir Reben-Urkun— 
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den nennen wollen, vorgelegt werden müffen, laſſen fich 
der Mannigfaltigfeit der Verhältniffe wegen nicht auf 
zählen. Man fann fich aber in diefer Beziehung damit 
beruhigen, daß die Nothwendigfeit der Vorlage anderer 
Urfunden immer fo in der Natur des Gefchäftes liege, 
daß das Erforderniß auch nur bei einiger Aufmerffamfeit 
nicht wohl überfehen werden kann. Wenn z. B. nicht der 
Eigenthümer felbft, fondern in deſſen Namen ein Dritter 
ein Gut verfauft, fo leuchtet wohl von felbft ein, daß 
der Käufer, wenn er die Befi -Umfchreibung des Guts 
erwirfen will, nebjt dem Kaufs- Vertrage auch die bezüg- 
lihe Bollmacht beizubringen habe. Und wird 3. B. mit 
dem Urtheile eine Forderung gegen Ablegung des Schütz 
zungs-Eides zuerkannt, fo ift eben jo aufliegend, Daß 
der Gläubiger, wenn er mit diefem Urtheile die Intabu- 
lation erwirfen will, nebft dem Urtheile auch jenen rich- 
terlichen Befcheid vorlegen müffe, woraus erhellet, Daß 
der Schützungseid wirklich abgelegt wurde, 
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Bormals mußten in den Gefuchen um Sntabulation 
der Ceſſion einer Schuldforderung immer auch die Schuld: 
Obligation felbft, und die allfälligen früheren Geffionen 
beigebracht werden. Die Verpflichtung zur Vorlage diefer 
Urkunden erhielt aber mit Hofd. vom 16. April 1830 
Nro. 2453 3. ©. ©. in der Art ihr Abfommen, daß 
zur Gintragung der erften und weiteren Gejjionen von 
eingetragenen Schuldforderungen die Beibringung der in 
die Off. Bücher ſchon eingetragenen Schuldfcheine, Geffi- 
ons⸗ und anderen Urkunden, welche auf die abgetretene 
Forderung Beziehung haben, nicht notbwendig fen. 
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Diefe Begünftigung, die das eben citivte Hofd. vom 
16. April 1830 gibt, muß aber nicht auf die zu Gunften 
des nunmehrigen Erwerbers ausgeftellte Gefjion ausge: 
dehnt werden. Man denfe fich z. B. den Fall, dag mit 
der einen und derfelben Ceſſions-Urkunde zwei Sakfor- 
derungen dem A abgetreten werden, der aber, ſey es aus 
Verfehen, oder abfichtlich zuerft nur die Sntabulation der 
Geffion zur Umfchreibung der einen Saßforderung ver 
langt und erwirft hat. Wird nun von ihm ein zweites 
Gefuch überreicht, und damit die Umfchreibung auch der 
anderen Saßforderung verlangt, fo muß die auf den 
Geſuchſteller A ausgeftellte Geffion abermals vorgelegt 
werden, obgleich diefe Geffion bereits in den Off. Büchern 
eingetragen erfcheint, weil fie bier eben fo, wie bei dem 
erften Gefuche, die eigentlihe Erwerbsurfunde 
bildet, und auch von dem Tabularamte der Gertiftzirung 
wegen gebraucht wird, und weil überhaupt die oberwähnte 
Begünftigung des Hofd. vom 16. Apr. 1830 ſich nur auf 
die der jetzigen Erwerbungs-lUirfunde vorher- 
gegangenen bereit eingetragenen Urfunden bezieht, 
wie dieß aus dem Inhalte diefes Hofdefretg felbft, und 
auch in Entgegenhaltung desfelben mit den $. $. 23 und 
27 des Landt.-Pat. vom Jahre 1794 deutlich hervorgeht. 
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Im allgemeinen gült der Grundfag, daß den Tabu- 
lar- Einlagen, mögen damit unbedingte oder bedingte 
Gintragungen angefucht werden, immer die Original— 
Urfunden, und zwar die öffentlichen in der Original: 
Ausfertigung, Die Privat- Urkunden aber in der 
Urſchrift felbft angefchloffen feyn müffen. (Grundb.⸗ 
Pat. v. 5%. 1792 $. 21 und Landt,-Pat. v. 3. 1794 
$. 9.5, 11, 16, 18, 24 und 27.) 
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V. ım 
Drigi: 
nale, 
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Welche Urfunden zu den Öffentlichen und welche zu 
den Privat: Urfunden zu rechnen find, und in welcher 
Form und mit welchem Inhalte die einen oder die andern 
von denfelben Beweifesfraft haben, dieß find Fragen, 
die aufjfer dem Zwecke und der Beftimmung diefes Werkes 
liegen. Hier wird davon nur jenes berührt, was zunächft 
auf das Tabularwefen eine Beziehung hat. 
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Die Form der Ausfertigung von öffentlichen Urfun- 
den ift nicht beiljallen Bchörden und Aemtern dieſelbe, 
weil auch nicht alle Behörden und Aemter Diefelbe Ver— 
faffung haben. Ueber Vergleiche, die z. B. bei den k. k. 
Polizei» Direftionen, bei den pol. öfonomifchen Magi- 
ftraten, bei den Wirthſchafts-Aemtern, oder bei den 
Bezirks - Obrigfeiten in Illirien gefchloffen werden, genügt 
darüber ſchon eine gehörig beglaubte Abjchrift, weil eine 
andere Art und Weife der Ausfertigung nicht in der 
urfprünglichen Berfaffung diefer Behörden und Aemter 
liegt, und nachträglich für diejelben nicht etwas anderes 
angeordnet wurde. CHofd. vom 20. Nov. 1795 lit. £ 
Nro. 265, 16. Jänner 1801 Nro. 516, 13. Dez. 1815 
Nro. 1196, 8. Suni 1816 Nro. 1255 und 19. Nov. 
1819 Niro. 1627 J. ©. ©.) Bergleiche dagegen, die vor 
den Gerichts Behörden gefchloffen werden, müffen der 
Gerichts - Berfaffung gemäß in der Form eines Defretes 
oder Befcheides, gleich den Urtheilen oder fonftigen 
Srfenntniffen der Gerichte, unter amtlicher Fertigung 
den betreffenden Warteien mitgetheilt werden, welches 
Dekret oder welcher Befcheid die gerichtliche Ausfertigung 
bildet. CHofd. vom 18. Suni 1813 Nro. 1054 $. ©. 
©. und Hoff.» Defret vom 6. Febr, 1846 Nro. 4269 in 
Folge a. b. Entfchließfung vom 27. Jänner desjelben 
Sahres.) 
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Beglaubigung oder DBidimirung if eine ämt- 
kiche Beftätigung des zu diefem Afte berechtigten Beam— 
ten, daß die Abjchrift dem Inhalte der ihm als Original 
vorgewiefenen Urfunde wörtlich gleichlautend fei. Sowohl 
öffentliche als Privat » Urkunden fünnen fogeftaltig vidi- 
mirt werden, und obgleich die Vidimirung ein ‚öffentlicher 
Akt ift, fo wird Deshalb doch die vidimirte Privat: 
Urkunde noch in feine öffentliche Urfunde verwandelt. 
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Vom obigen Grundfage nun, daß jedem Tabular: 
Gefuche die Urkunden immer, entweder in der Original- 
Ausfertigung, oder in der Urjchrift ) beigelegt werden 
müffen, haben wir nur drei Ausnahmen, und zwar: 


*) Wollen die fontrahirenden Theile ſich gegenfeitig mittelft 
öff. Bücher ſicher ftellen, jo liegt, wie ſich von jelbjt 
verfteht, in ihrer Willkühr einverftändlich jo viel Origi- 
nal-Gremplare vom Bertrage zu machen, als fie für 
gut finden. Selbſt wenn z. B. der Käufer und Berfäufer 
gleichzeitig, jedoch mit abgejonderten Gefuchen, und 
zwar der Erftere unter Vorlage des Original: Vertrags 
die Intébulation zur Bejig-Umfchreibung, der lettere 
aber unter Vorlage einer beglaubten Abfchrift desjelben 
die Sntabulation zur Sicerftellung des Kaufſchillings— 
Reftes begehren würde, fo müßte, nah Werfailers 
Anfiht, das legtere. Gefuh aus dem einfahen Grunde 
rückgewieſen werden, weil demfelben der Vertrag nicht 
im Originale angejchloßen ift, und in Tabular - Sachen, 
jedes Geſuch abgejondert, nach feinen eigenen Beleaen 
beurtheilt und erlediget werden müſſe. Derlei Rückwei— 
jungen mögen wohl mandmal unbillig feinen, allein 
diefer geringe Nachtheil, an dem übrigens der Smpetrant 
ſelbſt Schuld trägt, wird hundertfältigmal durch die 
Bortheile überwogen, die dem Kredit der öffentlichen 
Bücher dur eine firenge Durchführung obigen Grund— 
faßes zufommt. Den Mißbräuchen und Begünftigungen 
der einen oder andern Partei wäre wahrlid Thor und 
Angel geöffnet, wenn den Richtern geftattet wäre, bei 


_ 
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1. bei erefutiven Einfchreitungen der f. f. Fisfal- 
Aemter für rücftändige Zoll und Verzehrungs— 
fteuer-Gebühren genügt aucd die Beibringung einer 
gehörig vidimirten Abfchrift des von der betreffenden 
k. k. Rameral- Gefällen- Behörde erlaffenen Erfenntniffes 
oder Zahlungs Auftrags. CHofd. vom 10. Febr. 1832 
Nro. 2548 J. ©. ©.) Eben fo genügen 


2. zu Eintragungen, fowohl in als auffer den 
Erefutiong - Fällen gehörig vidimirte Abfchriften von den 
obberührten Bergleidhen, die von den Polizei: 
Direktionen, Wirthfchafts- Aemtern, politiihen Magi- 
ftraten, oder von Bezirfs-Obrigfeiten in Slirien 
gefchloffen wurden, in fo ferne dieſe Behörden oder 
Aemter zur Aufnahme von derlei Vergleichs Aften geſetz— 
lich berufen erſcheinen; auch kann 


3. eine Pränotation *) auf der Grundlage 
einer bloßen widimirten Abfchrift Dann bewilliget werden, 


Erledigung eines Tabular:Aftes die angefuhte Eintra- 
gung auf der Grundlage von Urfunden zu bewilligen, 
Die nicht Diefem, fondern andern (frühern, gleichzeitigen 
oder ſpätern) Geſuchen angeſchloſſen find, und die viel 
leicht ſich ſchon in der Erpedition, oder in Händen des 
Gerichtsdieners befinden, oder die gar vielleicht nit 
einmal vom gegenwärtigen Impetranten, jondern von 
anderen Parteien den Gerichten vorgelegt wurden. 
Die Driginal-Urfunden find nad Flarer Anordnung der 
obeitirten 6. 6. der org. Pat. immer dem Geſuche 
beizulegen, und diejenige Verbindlichfeit, heißt es weiter 
im 6. 16 des Pandt.- Pat. v. 3. 179% und im $. 21 des 
Grundb.- Pat. v. 3. 1792, ift früher einzutragen, wofür 
das Gefuch früher mit Beilegung der Driginal: 
Urfunden, folglih in einer folben Geſtalt ein- 
gereicht worden ift, daß die Bewilligung von dem 
Serihte ertheilt werden fonnte. 


*) Bei einer weniger aufmerffamen Anfchauung des Hofd 
vom 19. Jänner 1790 lit, e Niro. 1094 3. ©. ©. könnte 
man leicht zur Anficht verleitet werden, als ob es lauch 
bei Intabulationen, die man damals gewöhnlich Vor— 


merkungen nannte, einen Fall gebe, wo eine bloße 


wenn die Driginal- Urfunde Cdiefelbe fen dann ſchon eine 
öffentliche oder eine private) bei einer anderen Gericht: 
Behörde vorgelegt wurde. Dieß ift gewöhnlich dann der 
Fall, wenn z. B. der Schuldner mehrere unb. Güter in 
verfchiedenen Provinzen, oder auch in derfelben Provinz, 
jedoch unter verfchiedenen Real» Inftanzen befigt, und 
der Gläubiger gleichzeitig auf alle oder doch mehrere 
diefer Güter bücherliche Eintragungen anfucht, und daher 
nicht überall gleichzeitig die Urfunde im Driginale beizu: 
bringen vermag. Sit nun die fogeftaltig beigebrachte 
Abſchrift von der Art, daß das Driginal davon mit 
diefem Inhalte an und für fich pränotirungsfähig wäre, 
fo muß die Pränotirung zwar bewilliget werden, jedoch 
ausdrücklich nur gegen dem, daß das Original bei der 
wirflichen Pränotation nachgetragen werde. ($. 18 des 
Landt.- Pat. v. S. 1794.) 
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Diefer fo eben unter 3. bemerkte Ausnahmsfall 
tritt nach Anficht des DVerfaffers um fo mehr dann ein, 
wenn die Original-Urkunde bei demfelben Gerichte, 
wo nun die Pränotation angefucht wird, mit einem ande: 
ren Nfte vorgelegt wurde, und wenn das Gefeg diefen 
Fall nicht ausdrücklich berührte, fo dürfte dieß wohl 
nur deßhalb gefchehen feyn, weil die Pränotation in 
diefem Falle Feiner nachträglichen Vorlage benöthigt, 
und der Richter felbit in der Lage ift, das Driginal 


beglaubte Abſchrift einer Privat: — genüge, allein 
ſchon die erſte > zitirten Hof: 
defrete zeigen flar und deutlich, Seh die Geſetzgebung 
dabei nur jene Vormerkung vor Augen hatte, die man 
Pränotation nennt. Auch das Patent vom 15. März 
1785 Nero. 397 5 ©. ©., worauf fih diefes Hofd. 
bezieht , fpricht offenbar nur von Pränotationen. 
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VI. in 
gewiſſen 
Fällen lega— 
— 


einzuſehen, oder wenn’ es ſchon in das Tabularamt kam, 
dort einſehen zu laſſen. Im erſteren Falle wird die Prä— 
notation mit der Bemerkung: »über geſchehene Einſicht 
des Originals«, im letzteren mit dem Beiſatze: »daß das 
Tabularamt über vorläufige Einſicht des Originals die 
Pränotation in Vollzug zu ſetzen habe« bewilligt. Wie 
mit dieſer Pränotation dann weiter zu verfahren ſey, 
wird an ſeinem Orte, und namentlich im Abſchnitte von 
Pränotationen vorkommen. Sollte die Abſchrift mit 
dem fogeftaltig eingeſehenen Originale in einem wefent- 
lichen Punkte nicht übereinftimmen, fo verfteht fich wohl 
von felbft, daß das Pränotationg- Gefuch im erfteren 
Falle fogleich, im leßteren aber über Bericht des Tabu- 
far» Anıtes mittelft Unterbefcheid rückzuweiſen komme. 
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Urkunden, die im Auslande ausgeftellt find, müſſen 
ohne Unterfchied, ob fie zu den öffentlichen oder Privat: 
Urkunden gehören, Legalifirt *) feyn. Dieß ift im 
Inlande in der Pegel nur bei den Privat» Urkunden, 
und auch bei diefen nur dann erforderlich, wenn fie auffer 
der Provinz, wo das Tabular-Geſuch angebracht wird, 
ausgeftellet find. Der Mangel der Legalifirung an und 
für fich hat aber nur die Folge, daß auf dem Grunde 
einer folchen Urkunde, die nach dem Gefeße legaliſirt 
feyn fol, aber nicht legalifirt ift, wohl eine Pränotation, 
feineswegs aber eine Sintabulation bewilliget werden 
könne. CHofd. vom 29. Aug. 1818 Nro. 1488 J. ©. 
©. in Verbindung mit den Gefegen, die hier weiter unten 
eitirt werden.) 


*), Die Legalifirung tft eine ämtliche Beſtätigung, dag 
die Urfunde von dem auf derjelben unterfertigten Aus- 
fteller wirflich herrühre. 
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Die Legalifirung folcher Urkunden, die zwar auffer 
der Provinz, aber doc im Inlande ausgeftellet find, 
muß gerichtlich gefchehen. Die Wirthichafts + Aemter 


auf dem Lande find dazu nicht berufen. CHofd. vom 17. 0% 


Sänner 1846 Nro. 332 in Folge a. h. Entſchließung 
vom 14. desfelben Monats.) Gelbft die Gerichtd- 
Behörden find angewiefen, derlei Legalifirungen nur auf 
der Grundlage eines aufzunehmenden Protofoll3 auszu- 
fertigen. CHofd. vom 3. Sept. 1830 Nro. 2480 J. 
G. ©.) 
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Ueber die Art und Weife, wie die Legalifirung der 
im Auslande ausgeftellten Urkunden zu gefchehen habe, 
beftehen verfchiedene Vorfchriften. Aus der Zufammen- 
ftelung derfelben und namentlich der $. $. 111 und 112 
allg. dann 179 und 180 gal. G. O., Hofd. vom 13. 
Sänner 1809 Nro. 880, 8. Febr. 1812 Nro. 971, 2. 
Suli 1813 Nro. 1058, 16. April 1818 Nro. 1436 und 
21. Sept. 1827 Nro. 2307 3. ©. S., dann der Hoff.- 
Defrete vom 20. Dft. 1837 und 3. Febr. 1838 ergibt 
fih die Regel, daß alle verlei im Auslande errichteten 
Urkunden vom Ef. k. üfterreichifehen Gefandten oder Kon- 
ful, oder, wenn ein folcher in jenem auswärtigen Lande, 
wo die Urfunde errichtet ift, nicht befteht, von der 
betreffenden fremden Gefandtfchaft, oder einem von der 
öfterr. Regierung anerkannten Konfulate legalifirt feyn 
müffen. Diefe Regel hat nur zwei Ausnahmen, und 
zwar: 


1. die im Königreihe Baiern errichteten ämtli— 
chen oder gerichtlichen Urkunden bedürfen Feiner Legali- 
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VII. in fub- 
jectiver 
Beziehung 

rechtsgül— 

tig, 


firung des dort reſidirenden k. k. öſterr. Gefandten, 
dagegen müſſen 


2. die in der Türkei errichteten Urkunden von 
der k. k. öſterr. Geſandtſchaft, oder von einem k.k. 
öſterr. Konſulate, im Falle, als es ſich darin um Rechte 
öfterr. Unterthanen handelt, ausgeftellt, im Falle aber, 
ald die Urfunden Fremde betreffen, nur legalifirt feyn, 
doch genügt in beiden Fällen die Legalifirung der tür— 


fiichen Gefandtfhaft in Wien, oder eines von dert. k. 


öfterr. Regierung anerfannten türfifchen Konfulates. 
$..125. 


Man ift in der Praxis fehr geneigt, Qabular- 
Gefuche ohne weiters rückzuweiſen, fobald denfelben jolche 
Verträge zum Grunde liegen, die nad den beftebenden 
Gefegen fih als ungültig oder wirkungslos darftellen. 


$. 127. 


Diefe Amtliche Neflerion des Richters ift aber nach 
Berfaffers Anficht nur in fo fern an ihrem Mate, als 
fi diefelbe auf die fubjective Fähigfeit des Aus— 
ftellers der Urkunde, gegen den die Cintragung ver: 
langt wird, oder zu deſſen Nachiheile oder Laſt die 
Eintragung zu geſchehen hätte, befchränft. Iſt z. B— 
der Ausfteller des Schuldbriefd minderjährig, unter 
Kuratel oder Krida, oder wird auf dem Grunde eines 
Darlehens » Vertragd, den eine Gemeinde abſchloß, die 
Sntabulation auf das ihr angehörige unb. Gut ohne 
Beibringung des vorgefchriebenen Konfenfes angefucht, 
oder ift das verfaufte Gut, deffen Befigumfchreibung 
der Käufer verlangt, mit dem Fideifommiß -Bande be 
haftet u. dal., jo ſteht es allerdings in der Macht und 
Pflicht des Richters, Ddiefe Mängel von Amtswegen zu 


rügen, und hiernach das betreffende Gejuch zu erledigen, 
und die ämtlihe Bedachtnahme innerhalb diefer Gränze 
läßt fi ganz wohl aus dem Geifte unferer Tabular-: 
Berfaffung und auch aus dem Mortlaute derfelben, 
(Grundb, Pat. vom Sahre 1792 $. 36 und Landt.-Pat. 
v. 5. 1794 $ $. 23 und 24 der Juſt.) jedoch nur 
in fo weit rechtfertigen, als ein derlei Mangel der 
jubjectiven Fähigkeit entweder: 


a) aus den eigenen Amts-Akten der Tabular- 
Behörde, (wenn nämlich fie zugleich Das Obervormund- 
fchafts-, Kurateld- oder Konfurg- Gericht ift) oder 


b) aus dem Inhalte des Tabular = Gefuches 
oder der beigebrachten Urfunden, oder 


ec) aus dem Stande des öff. Buchs felbit 
entnommen werden Fann. 


$. 128. 


Weiter hinaus über diefe Gränzlinie darf aber ber 
Richter im ZTabularwege nicht treten, und fich folglich 
Dabei auch in das innere des Gefchäftes nicht mengen. 
Schon mit Pat. vom 27. Sänner 1787 Nro. 625 S. 
G. S. wurde erflärt, daß auch Verträge, in welchen 
höhere Zinfen alg die Gefege geftatten, bedungen erfchei- 
nen, bei den öff. Büchern anzunehmen find, obgleich 
die Gläubiger damit das Pfandrecht in Bezug auf Zins 
fen nur bis zum gefeglichen Ausmaße erlangen, Mit 
diefem nämlichen Patente wurde zwar gleichzeitig dag 
Wuchergefeß aufgehoben, aber doch immerhin die Bedin- 
gung höherer Intereſſen, als zu 42 (mit Hypotheken) 
für ungültig erklärt. Dieß zeigt Daher immer wenig: 
ſtens fo viel, daß höhere Zinfen, als die Gefege geftat- 
ten, zwar ungültig bedungen find, daß aber der bezüg— 
liche Bertrag dennoh ohne Beſchränkung eingetragen 
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RR) nes 


werden fünne. *) Sn demfelben Sinne ungefähr fpricht 
fih auch das Patent vom 2. Dez. 1803 aus, »Die 
Sntabulation oder VBormerfung« heißt es dort wörtlich) 
im $. 4 »erhält nur bis zu dem rechtlichen Betrage 
(nun mit 5 9) volle gefegliche Wirfung, und über bie 
höchften Orts vorgelegte Anfrage eines Magiftrats, ob 
die dem $. 9 des Finanz-Patentes vom 15. März 
1811 zuwider auf Gonv.- Münze gefchloffenen Kontrafte 


dem Gruntbuche eingefchaltet werden können, ift mit. 


Hofd. vom 15. Juni 1816 Nro. 1258 J. ©. ©. aus⸗ 
drüclich erklärt worden, daß der Magiftrat allerdings 
die Aufnahine diefer Kontrafte in das Grundbuch bewil- 


*) Dadurch wird aber, wie fih wohl von felbft verfteht, 
die Pflicht der Tabular - Behörde nicht behoben, ven 
anicheinenden Wucherfall dem zur vdießfälligen linter- 
juchung berufenen Landrechte zur Amtshandlung mitzu: 
theilen. (Pat. vom 2. Dez. 1803 Nro. 640 5. ©. ©. 
6. 9. 22, 23, 24 und 252 Diefe Mittheilung Fann 
jedodh in der Regel erft nad) der im Tabular-Amte 
vollzogenen Tabular » Handlung gejhehen. Folgendes 
Berfahren fcheint dabei das zweckmäſſigſte zu ſeyn. Das 
Tabular-Gefuc erhält, wie gewöhnlich, auf dem Drigie 
nale und Duplifate (allenfalls aubh auf den Rubrifen) 
den Beſcheid, nur muß, ftatt der fonft vorgejchriebenen 
Unordnung über die zu erfolgenden Zuftellungen, der 
Auftrag an das Tabular-Amt beigefügt werden, daß 
dasſelbe nad) vollzogener Tabular- Handlung den ganzen 
Art dem Gerichte (der Tabular- Behörde namlih) zu 
reproduzieren habe. Wie nun diejer Bericht des 
Tabular- Amtes dann einlangt, jo wird darüber die 
Mittheilung der wucherlichen Urfunde mittelft Note oder 
Zuſchrift an das betreffende Landrecht verfügt, und 
zugleich die Verftändigung der Warteien ungefähr mit 
folgendem linterbefheive angeordnet: »In Erledigung 
des Berichtes des Landtafel- Amtes (Grundbuchamtes) 
vom 1. Juni d. 5. wird vom obftehenden Beſcheide N. 
N. mittelft Zuftellung des Duplifats, Gefuchiteller aber 
mittelft Zuftellung des Originals, und zwar leßterer mit 
dem Beiſatze verftändigt, daß der dem Geſuche sub A 
angejchloifene Original: Vertrag feiner Zeit nachfolgen 
werde.“ Iſt die Tabulars Behörde jelbft das Fompetente 
Yandrecht, jo bedarf es natürlich Feiner Note oder 
Zufchrift, fondern der Bericht des Tabular- Amtes wird 
in dieſer Beziehung bloß zur Amtshandlung erledigt, 


ligen könne, indem es nicht Sache des Richters iſt, 
von Amtswegen die Ungültigfeit eines Kontraftes 
auszufprechen, fondern e8 den Parteien überlaffen 
werden muß, ihre wechfelfeitigen Gerechtſame geltend 
zu machen. 


$.. 129. 


Zur Erwirkung unbedingter Gintragungen 
(Sntabulationen und Super Iintabulationen) wird nad) 
$. $. 434 und 435 allg. b. ©. B. auch erfordert, daß 
die vorgelegte Urfunde tabularmäapig Clandtafel: 
oder grundbuchsfähig) fen. Wir wollen nun die Erfors 
derniffe dazu einzeln durchgehen, und dabei in der Regel 
nur von jener unbedingten Eintragung ſprechen, die zur 
Erwerbung des Eigentums angefucht wird, weil 
das, was bei diefer Erwerbung gült, nach dem im $. 
445 allg. b. ©. B. aufgeftellten Grundfage auch auf 
Ermwerbungen der Pfand», Servituts- und der befonde: 
ren dingl. Nechte paßt. Wir werden alſo der Regel 
nach nur von Uebergebern und Webernehmern die Nede 
führen, dabei aber in allen Fällen, wo nichts befonders 
bemerkt wird, immer auch Schuldner und Gläubiger *) 
Cm ausgedehnten Sinne) verjtehen. Vorerſt von Pri— 
vat- und dann von Offentlichen Urkunden. 


* Im Grunde it auch wirflih der Schuldner, der fein und. 
Gut zur Hypothek gibt, der Uebergeber des Pfandrech— 
tes, und eben jo iſt der Gläubiger, der es annimmt, 
der Uebernehmer desjelben. Nur muß nicht unbeachter 
belaffen werden, daß nicht immer gerade der perſönliche 
Schuldner, jondern auch ein Dritter für ihn die Hypo: 
thef beftellen Fann. Tritt nun dieſer letztere Fall ein, 
fo wird hier unter dem Ausdrude „lebergeber oder 
Schuldner“ auch nur diefer Dritte verftanden. 
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VIII. bei 
unbe: 
dingten 
Eintragun— 
gen tabu— 
larmäßig, 
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$. 180. 


Damit nun eine Privat-Urkunde tabularmaßig 
jey, wird erftens erfordert, daß darin die Perſonen 
der Uebergeber und Uebernehmer namentlich, 
und zwar fo angegeben erjcheinen, daß über die den: 
tität derfelben nicht wohl ein gegründeter Zweifel ent- 
ftehen fünne. Der $. 435 allg. b. ©. B. fagt in diefer 
Beziehung, daß die Perfonen beftimmt angegeben feyn 
müffen. Zu diefer beftimmten Angabe gehört aber der 
Name, und zwar, wie e8 auch der Sprachgebraud) 
will, der Bor: und Zuname der Fontrahirenden Theile. 


$. 131. 


Die Uebergeber und Uebernehmer fünnen übrigens 
auh moralifche Perfonen, Handlungs: Gejell- 
Ihaften, Gemeinden, Innungen, Kirchen, 
Stifte, Stände, Bereine u. f. w. feyn, immer 
jedoch in der VBorausfegung, daß diefe Körper von der 
Staatsverwaltung anerfannt find, (6. 26 allg. b. ©. 
B.) und daß überhaupt, entweder aus der politifchen 
Landesverfaffung, oder aus einzelnen von den kompe— 
tenten Behörden 'ertheilten oder beftätigten Privilegien 
oder Statuten, oder fonft aus einer vor der Öffentlichen 
Behörde gefchehenen Protofollirung der Firmen und 
Soeietäts- Kontrafte beftimmt erjehen werden könne, 
von wem die Handlungs Dita, Gemeinde, Innung, 
u. ſ. mw. gefeßlich oder vertragsmäßig repräfentirt 
werden. are 


§. 132. 


Hieraus und auch aus der Anordnung des Hofd. 
vom 18. Mai 1795 Nro. 229 %. G. ©. ift erflärbar, 
daß z. B. ein Vertrag, womit dag unb. Gut dem 


Bormweifer Coder MUeberbringer) des Vertrags ver- 
fauft, und fogeftaltig auch der Vorweiſer zur Beſitz— 
Umfchreibung ermächtiget wird, eben jo wenig als z. B. 
ein auf den Ueberbringer lautender Schuldbrief inta- 
bulirt werden könne. Daraus, daß derfei Schuldbriefe 
nach $. 1393 allg. b. ©. B. an andere gültig abgetre- 
ten werden fünnen, folgt noch nicht, daß das Geſetz 
mit diefen Worten eine Ausnahme von dem, was zur 
bücherlichen Uebertragung erfordert wird, gemacht 
habe. Nicht alle Sachen, die im Verfehre ftehen, müffen 
deßhalb auch ein Gegenftand des bücherlichen Verkehrs 
jeyn. Es fchiene zwar, daß durch die Uebernahme der 
Verbindlichkeit einem jeden Ueberbringer die Forderung 
auszubezahlen, dem $. 435 allg. b. G. B. in Beziehung 
auf die Angabe der Perfonen genügend entfprochen 
werde, weil es einerlei ſey, ah. man Durch Namen. 
akein | es ik, "wie ſchon ein ı anderer Autor ” richtig 
bemerkte, und Berfaffer bier feine Worte wiederholt) 
nicht zu überfeben, daß, wenn auch dieſe Bezeichnung 
der Perſon durch den bloßen Ausdrud: »dem Ueber: 
bringer« eine Lem gedachten $. 435 allg. b. ©. 2. 
angemefjene Bezeichnung wäre, (was jedoch auch noch 
wegen des in diefem $. erfichtlichen Beiſatzes: »beftimmt 
angemerfet< nicht zugegeben werden kann) dennoch da— 
durch der Vorfchrift des Geſetzes defhalb nicht Genüge 
geſchehe, weil diefes Gefeß die Bezeichnung der Per- 
jonen, welche das Eigenthum (oder anderes dingl. 
Recht) übergeben und übernehmen, erfordert, mithin 
ſowohl die Worte, ald die Abficht des Gefetsgebers auf 
die Evidenz derjenigen Perfonen, die zum urfprüng- 


*) Dr. Franz Ritter v. Minafiewicz. Darftellung des 
Tabular- Bejiges ©. 66. 
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lichen Abſchluß des Gefchäftes mitwirften, nicht aber 
bloß derjenigen, welche die Erfüllung der Bers 
bindlichfeiten verlangen fünnen, gerichtet find, 
Diefes fimmt auch mit dem Zwecke der off. Bücher 
überein, jedem Ginfehenden nach Möglichkeit die Mo— 
mente darzubieten, aus welchen die Gültigkeit oder 
Ungultigfeit der über das Eigenthum oder andere dingl. 
Rechte abgefchloffenen Gefchäfte beurtheilt werden kann. 
Unter diefe Momente gehören aber wefentlich die Per; 
fonen, welche das Gefchaft gefchloffen haben. 


$. 133. 


Die Urfunde muß zweitens auch den Rechts— 
grund oder Rechtstitel enthalten, und zwar jenen 
Titel, der zu der Eintragung, die angefucht wird, 
geeignet ift. Wer z. B. die Sntabulation zur Erwer—⸗ 
bung des Eigenthums verlangt, der muß eine Urfunde 
beibringen, die einen zu diefer Erwerbung tauglichen 
Titel, 3. B. Kauf, Schenfung u. f. w. ausdrückt. 
Dasfelbe gult von Servituts- und befonderen dinglichen 
Rechten. 


$. 154. 


Nur das Pfandrecht hat, wie fchon einmal bemerkt 
wurde, das eigene für fih, daß dabei immer zwei 
Titel Fonfuriven, der Titel der zu fihernden Forderung 
nämlich, und der Titel zum Pfandrecht felbft. Hier in 
dieſem Abſatze ift nur von dem erftern, d. i. nur von 
dem Titel der Forderung die Rede. Diefer Titel nun 
muß aus der Urfunde klar zu entnehmen feyn. Kommt 
über den eigentlichen Titel ein Zweifel vor, fo gibt 
nicht die Aufjchrift, fondern der Inhalt der Urkunde 
den Ausschlag. 


$. 135, 


Die Angabe des Quantums der Forderung ift 
zur Beſtimmung des Nechtstiteld derfelben nicht weſent— 
ih. Der Titel der Forderung kann auch ohne Angabe 
der Quantität fehr präziß und beſtimmt feyn. Nehmen 
wir den Fall an, daß A dem B mehrere Geldbeträge 
darlehensweife vorgefchoffen habe, deren Geſammtſumme 
ihnen für den Augenblick nicht beifällt; da jedoch A 
einftweilen gefichert jeyn will, fo ſtellt der B eine 
Urfunde aus, worin diefer anerkennt, vom A mehrere 
Geldbeträge darlehensweife erhalten zu haben, und ihm 
zugleich die Sntabulation der Urkunde zur Sicheritellung 
diefer empfangenen und dem Quantum nach in der Folge 
zu liquidivenden Beträge bewilliget. Wie foll eine folche 
Urkunde, vorausgejegt, daß an den übrigen Erforder- 
niffen ‚fein Gebrechen obwaltet, bloß deßwegen, daß 
darin der Betrag nicht numerär angegeben erfcheint, 
nicht intabulationsfähig ſeyn? 


$ 136. 


Wenn aber die Urfunde nicht den Nechtstitel aus- 
drückt, fo wird das Sntabulationg-Gefuch rücgewiefen, 
mag der Betrag der Forderung auch noch jo präziß 
darin angegeben feyn. Wäre 5.3. der Schuldbrief des 
Inhalts: »Ih A befenne dem B 1000 fl. ſchuldig zu 
ſeyn, und bewillige ihm zur Sicherftellung die Intabu— 
lation auf meinem Haufe Nro. 10, fo wird und muß 
die dafür angefuchte Intabulation immerhin wegen Mans 
gel eines Nechtstiteld zu Folge $. $. 435 und 445 allg. 
b. ©. B. rückgewieſen werden. 


$. 137. 


Derfelbe Mangel der Tabular- Eigenfchaft tritt 
bei Wechfelbriefen ein. Der darin enthaltene Aus— 
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druf: »Valuta avuta@ oder: »den Werth in Rech: 
nung« ift allgemein, und umfaßt alle denkbaren Rechts— 
titel, was aber offenbar nicht genügt, weil der $. 435 
allg. 6. G. 8. eine beftimmte Angabe des Titels der 
Ermwerbung verlangt, und für Wechſel feine Ausnahme 
macht. Die Sintabulation eines Wechfels müßte daher, 
nach Anfiht des Verfaffers, ſelbſt dann rücfgewiejen 
werden, wenn der Wechfel wirklich von zwei Zeugen 
mitunterfertigt wäre, und der Gefuchftelfer eine in 
tabularmäffiger Form ausgeftellte Erklärung des Schuld» 
ners beibrächte, daß der Wechſel auf fein unb. Gut 
intabulirt werden fünne, weil defhalb der Wechſel, wie 
gefagt, ſchon wegen Mangel eines Rechtstitels noch 
immer in feine tabularmäffige Urkunde verwandelt 
würde, die nun beigebrachte Erklärung aber meiter 
nichts, als eine Aufſands-Urkunde ift, die immer eine 
andere, mit allen übrigen im $. 434 und 435 allg. 6. 
G. 3. geforderten Eigenfchaften verfehene Urkunde vor: 
ausfeßt, was aber, wie gezeigt, bei einem Wechjel 
nicht der Fall if. ) 


$. 138. 


Der Rechtstitel der Forderung alfo, und nicht 
da8 Quantum verfelben, ift bier das entjcheidende 
Merkmal. Auch für die Zuficherung der Leiftung eines 
Faktums, 3. B. der Heritellung eines gewiffen Gemäl- 
des, ja fogar für Verbindlichfeiten, von denen zur Zeit 
noch ungewiß ift, ob fie je zur Wirkung fommen, wie 


*) Daß diejes Geſetz durd eine Pränotation des Wechjels 
und nahhinnige Erklärung des Schuldners, daß er die 
Pränotation für gerechtfertigt anerfenne, umgangen 
werden könne, beweift gar nichts aegen obige Anficht, 
und Eönnte höchftens de lege ferenda zu einem weiteren 
Belag für die Nothwendigfeit einer Beſchränkung unferes 
Pranotationg » Suftems dienen. 





— — 


dieß bei Bürgfchaften und Kautionen der Fall ift, kön— 
nen Sntabulationen bewilliget werden, fobald der Gegen: 
ftand, wofür die Sicherftellung dienen fol, aus der zu 
intabulirenden Urfunde erhellet. 


$ 139. 


Man wende nicht ein, daß das Pfandrecht nach 
$. 449 allg b. ©. B. immer eine gültige Forde- 
rung vorausfege, ein Anfpruch aber, von dem noch 
ungewiß ift, ob er je eintreten werde, noch feine gültige 
Forderung feyn fünne. Hier bei der Frage, ob eine 
Sntabulation zu bewilligen ſey, ift noch nicht von der 
Wirfung, fondern von der Erwerbung des Pfandrechts 
die Rede. Nah 6. $. 1343, 1350 und 1351 fon 
nen alle Berbindlichfeiten, wenn fie anders zu 
Recht. beftehen, fihergeftellt werden, und gültig 
und verbindlich ift denn doch wohl z. B. die Erklärung 
des Bürgen für den allfälligen Schaden, den A an der 
nun gepachteten Herrfchaft dem Eigenthümer B während 
der Pachtzeit verurfachen follte, oder z. B. die Erflä- 
rung des Schuldners, daß er dem Gläubiger auch die 
allfälligen gerichtlichen Einbringungskoſten erfegen wolle, 
und nun auch zur Gicherftellung diefer Koften die Inta— 
bulation bewillige ? 


$. 140. 


Sowohl im $. 435 allg. b. ©. B. als in den 
org. Patenten und ingbefonders im $. 12 des Pandt.-Pat. 
v. 5. 1794 wird in diefer Beziehung zur Tabularmäßig- 
feit einer Urkunde nur der Nechtstitel der Forderung 
Ceausa debendi) verlangt. Von der Nothwendigfeit 
einer Beftimmung des Quantums der Forderung fommt 
nirgends ein Wort vor, wohl aber zeigt der $. 37 der 


110 


Snftruftion des eben erwähnten Landt.-Patentes gerade 
das Gegentheil. *) 


$. 141. 


Daß dur derlei Eintragungen zur Sicherſtel— 
fung von Rechten und Forderungen, deren Quantum 
nicht numerär angegeben ift, die damit behafteten Güter 
meiftens feinen weiteren Kredit mehr finden, ift aller- 
dings richtig, allein diefes Argument Fönnte höchſtens 
den Pränotirungen entgegengefeßt werden, und paßt 
Feineswegs auf Intabulationen, Die immer ein aus— 
drücklicheg Cinverftändniß des Eigenthümers 
des Guts vorausfeßen, den Niemand zu bevormunden 
das Recht hat, und der übrigens auc allein am 
beften zu beurtheilen weiß, und auch allein zu berur- 
theilen fompetent ift, ob ihm jene Gintragung, die er 
felbft auf fein Gut zugefteht, wirklich einen Schaden 
bringe. Er verlegt damit auch die Rechte Anderer 
nicht. Die bereit3 vor einer folchen Sakpoft eingetra- 
genen Gläubiger fünnen, wie fi) von felbft verfteht, 
durch nachfolgende wie immer geartete Eintragungen 
nicht im geringiten präjudizirt werden. Aber aud) ſpä— 
tere Gläubiger fünnen über Fein Unrecht flagen, da 
fie diefen Stand der Belaftung ſchon aus den öff. 


*) Diefer 9. 37 lautet wörtlih: „Menn eine landtäfliche 
Rubrik mit einer beftimmten Kaution behaftet wird, jo 
ift fich in deifen Vormerfung (Sntabulation) auf gleiche 
Art, wie oben bei anderen Haftungen angeordnet 
wurde, zu benehmen, da hingegen, wenn in einem der— 
gleihen Kautions-ISnftrumente feine gewiſſe 
Summe beftimmt, jondern eine Kaution über: 
haupt mit dem Ausdruce geleiftet worden, daß der 
Ausfteller für den Erfatz, der fih feiner Zeit 
ereignen follte, haften wolle, fo wird dieje General- 
Kaution in dem Hauptbuche ordentlih vorgemerkt, 
(intabulirt) der Betrag aber am Rande, wegen deſſen 
Ungewißheit, nur mit Punkten ausgeworfen.« 


Büchern 'erfehen haben, oder denfelben doch leicht er: 
fehen haben Fonuten. Wer aber diefe Bücher ‚nicht 
einfieht, leidet in allen Fällen für feine Nachläſſigkeit— 
($ 443 allg. b. ©. 3.) 


§. 142. 


Eben fo muß drittens zufolge $. 435 allg. b. 
G. 3. in der Urfunde das unb. Gut, melches über- 
geben oder verpfändet wird, mit feinen Gränzen aus: 
gedrückt feyn. Diefer Beiſatz »mit feinen Gränzen« 
kann aber natürlicher Weife nur in dem Sinne genom— 
men werden, daß das unb. Gut mit folchen Beitim- 
mungen anzugeben fey, wodurch dasjelbe von anderen 
ähnlichen Gütern genau unterfchieden werden kann. *) 
Viele unb. Güter 3. B. Dominien, bejonders, wenn 
ihre Untertbanen mit Fremden vermenat find, laſſen 
ſich mit eigentlichen Gränzen gar nicht bezeichnen. 
Noch augenfcheinlicher tritt dieſe Unthunlichkeit bei 
Saspoiten ein, die doch ebenfalld bücherlich an andere 
überlaffen oder verpfändet werden fünnen, und die da- 
her nad) $. 445 allg. b. ©. B. eben derfelben Vor— 
fohrift des $. 435 unterliegen. 


$. 143. 


Die Gränzen @em Wortlaute nad) müffen da- 
her im Sinne des Gefeged nur dann angeführt ſeyn, 
wenn das betreffende unb. Gut feiner Natur nach die 
Angabe derfelben möglich macht, und zugleich eine 
beitimmte Bezeichnung desfelben auf eine andere Art 
nicht ausführbar ift. Bei Herrfchaften, obrigfeitlichen 
Gütern und Gülten genügt die Benennung derfelben 


*) Nippls Erläuterung des allg. b. ©. B. 9. #35 und 
Winiwarter's Kommentar über diefelbe Geſetzesſtelle. 
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mit Angabe des Kreifed oder Viertels. Grundftüde 
werden gewöhnlich mit Urbars-, und manchmal auch) 
mit SKataftralzahlen, und eben fo die Käufer mit 
Konffript.- Nummern und Beifügung der Gaffe, oder 
des Plabes, wo fie liegen, bezeichnet. Soll von dem 
unb. Gute nur ein Theil an einen Anderen übergehen, 
fo muß, wie dieß wohl von felbjt einleuchtet, auch 
diefer Theil, und zwar entweder aliquotmäflig, oder 
nach individueller phyſiſchen Auszeichnung, je nachdem 
die Uebertragung des Cigenthumes ohne oder mit Zer- 
ftücfung gefchehen fol, jedenfalls aber in Ueberein- 
fimmung mit der im Hauptbuche vorfommenden 
Bezeichnung angegeben feyn. 


$. 144. 


Werden mit verfelben Urfunde mehrere unb. 
Güter übergeben, oder verpfändet, fo müſſen fie kon— 
fequenterweife einzeln nach diefen Merfmalen bezeich- 
net ſeyn. Diefe Vorfchrift läßt felbit dann Feine 
Abweihung zu, wenn es 3. B. im Vertrage hieße, 
daß alle auf Namen des A, in öff. Büchern umfchrie- 
benen unb. Güter dem B. verfauft, oder verpfändet 
feyn follen, weil dieß ſchon gegen das Prinzip ber 
Spezialität Tiefe, welches gezeigtermaßen unferem Tab.- 
Snftitute zum Grunde liegt, und weil überhaupt eine 
fo allgemeine Bezeichnung jene Beftimmtheit nicht hat, 
die ſowohl ver $. 435 allg. b. ©. B. als die org. 
Patente ausnahmslos verlangen. Es heißt z. B. im 
$. 13 des Landt. Pat. v. 3. 1794 wörtlih: »Da in 
einer landtafelmäßigen Urkunde das landräfliche Gut, 
welches zum Unterpfande dienen fol, klar und deut: 
fich beftimmt werden muß‘, fo ift dadurch das fonft 
üblich geweſene allgemeine Unterpfand CHypotheca 
generalis) aufgehoben, und außer aller Wirfung; 





doch bleibt einem jeden Gläubiger unbensinmen ſich 
bei Schließung des Darlehens-Geſchäftes mehrere Güter 
feines Schuldners zum Unterpfande zu bedingen, oder 
in der Folge die Ausdehnung des Pfandrechts von ihm 
durch eine außergerichtliche Tandtafelmäßige Einwilli— 
gungs-Urfunde zu erwirfen. 


Man fieht daraus, daß durch die Verhypothezi— 


rung mehrerer unb. Güter, und wären fie zufälliger- 
mweife auch alle, die der Pfanpbeiteller befist, ver 
Grundfa der Spezialität nicht verrüdt werde. 
Dadurch entfteht wohl eine Mehrheit fpezieller 
Hypotheken CSimultan- Hypotheken) Feineswegs 
aberfeine generelle Hypothek. 


$. 143. 


Es muß viertens in Gemäßheit desſelben $. 
455 allg. 6. ©. B. in der Urkunde auch der Ort 
und die Zeit des gefchlofjenen Geſchäfts be- 
ſtimmt angemerkt fiehen. Die Zeit ift aber nur dann 
bejtimmt angegeben, menn fie nicht bloß nach der 
Sahreszahl, fondern auch nad) dem Monate und Tage 
bezeichnet wird. Das fogeftaltige Datum mit Dre 
und Zeit muß, wie fich von ſelbſt verjteht, in ver 
Urfunde, mithin vor der Unterfchrift der Partheien, 
und Zeugen angeführt feyn. Außerdem ftünde diefes 
vom Gefeße verlangte Erforderniß beweislos da. Ob 
dann dad Datum zu allem Anfange, vder im Kon- 
terte, oder erft beim Schluße der Urkunde angegeben 
wird, macht zwar in der Weſenheit feinen Unter: 
ſchied, doc) ijt die leßtere Art und Weife natürlicher, 
und auc dem Gefeße angemefjener, weil die Zeit 
des Geſchäfts nicht durch den Anfang, oder durch Die 
Fortfeßung, Sondern durch den Abſchluß beſtimmt 
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wird, ein Gefchäft aber, befonders vom größeren 
Umfange, nicht immer an bdemfelben Tage, ald man 
damit den Anfang macht, zum Abſchluße und zur 
Unterfchrift gelangt, und weil überhaupt das Geſetz 
den Ort und die Zeit des gefchloffenen Gefcäftes 
ausgedrückt haben will. 


$. 146. 


Die Urkunde muß fünftens zu Folge $. 434 allg. 
b. G. 3. ſowohl von den Vertrag fchließenden Their 
len, als von zwei glaubwürdign Männern als 
Zeugen gefertigt feyn. 


Wie die Unterfertigungen der Urkunden im allge: 
meinen zu gefchehen haben, lehrt die „Gerichtsordnung, 
der $. 886 allg. b. ©. B., und allenfalld nach der 
Analogie die Vorfchrift der $. $. 579, 580 und 581 
desfelben allg. b. ©. B. Hier wird darüber nur das 
befprochen, was insbefonderd für Tabular, Urfunden 
vorgefchrieben ift. 


$ 147. 


Sn tabularmäßigen Privat -Urfunden muß, wie 
ſchon einmal angedeutet wurde, die Unterfchrift der 
fontrahirenden Theile, wenn fie phyſiſche Perfonen 
find, mit Bor- und Zunamen erfcheinen. Kommt bloß 
der eine oder der andere diefer Namen vor, fo ift 
die Urfunde ſchon nicht zur Intabulation geeignet, 
weil ſie über die Individualität der Perſon nicht jene 
Zuverläßigkeit gibt, die das Geſetz fordert, und die, 
der Wichtigkeit einer unbedingten Eintragung wegen, 
auch mit gutem Grunde verlangt wird. 


ee Fe 


$. 148. 


Sf die Urkunde nur für den einen Theil ver- 
bindlich, wie z. B. eine Schuldurfunde über erhalte: 
ned Darlehen, fo bedarf es nad) der Natur des Ge: 
fchäftes, und auch im Sinne dee $. 433 allg. b. ©. 
B., und des Hofd. vom 24. Aug. 1802 *) der Unter: 
ſchrift des anderen Theiled nicht. Selbft der Schluß: 
faß des $. 435 allg. b. ©. B. fcheint zur Annahme 
zu berechtigen, daß jene befondere Urkunde, von der 
dort die Nede ift, und die man Auffande-Urfunde nennt, 
(außer den Zeugen) nur vom Uebergeber **) unterfer- 
tigt zu werden braucht. 


$. 149. 


Sntervenirt ftatt eines Fontrahirenden Theiles ein 
Gewalthaber, fo ift natürlich die Unterfchrift diefes 
legteren in allen jenen Fällen erforderlich, in denen 
die Unterfchrift des Gemaltgeberg felbft, wenn er das 
Geſchäft perfünlich gefchlichtet hätte, nothwendig wäre. 
Diefe Vollmacht jedod) dient zur Legitimation des 
Nechtsgrundes der Erwerbungund muß daher, in 
fo weit e3 die Natur einer Bollmacht zuläffig macht, felbft 
auch tabularmäffig ausgeftellt feyn. Die Voll: 
madht muß alfo die Perfonen des Gewaltgeberd und 
Gemalthabers, die Legitimation des Gemwalthaberd zu 
dem Gefchäfte nach den Normen der $. $. 1007 und 
1008 allg. 6, ©. B. dann den Drt und bie Zeit 


*) Diefes Hofdefret ijt in der Geſetz- Sammlung nit auf- 
genommen, wird aber in der Darftellung über den 
Tabular-Beſitz (Dr. Ritter v. Minaſiewicz) ©. 61 citirt 
und beſprochen. 


**) Nippls Erläuterung des allg. b. ©. B. 6. 435 Nro. 2. 
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der ertheilten Vollmacht beftimmt ausdrüden, und vom 
Gewaltgeber, und von zwei glaubwürdigen Männern 
als Zeugen unterfertigt feyn. Das Gefeß verlangt im 
zitirten $. 434, daß der Uebergeber und Ueber- 
nehmer die Urfunde mit Sntervenirung zweier Zeu- 
gen unterfertige. Wollte man fich in dem hier befpro- 
chenen Falle mit der Vollmacht ohne Zeugen begnü- 
gen, fo wäre offenbar das Gefeß umgangen, und 
man hätte über den rechtlichen Uebergang nicht jene 
Zuverläffigfeit, die nad) dem Geſetze zu jeder unbe- 
dingten Eintragung erfordert wird. Indeſſen iſt Die 
Anficht des Verfaſſers, daß nämlich zu einer derlei 
Vollmacht die bloße Unterfertigung des Gemwaltgebers 
und der Zeugen genüge, nicht unbeftritten. Man 
fagt nämlich, der Bevollmächtigungs-Vertrag fey dem 
im $. 1002 allg. b. ©. 3. aufgeftellten Begriffe nad, 
beiderfeitig verbindlih, es fey daher durchaus Fein 
Grund vorhanden, von der im $. 434 b. G. B. ganz 
allgemein ausgedrücdten Regel abzugehen. Diefe Ein: 
wendung fcheint jedoch nicht haltbar zu feyn. Der 
$. 1005 allg. 6. ©. B. erklärt ausdrüdlich, daß 
Bevollmächtigungs - Verträge mündlich oder  fchrift- 
lich gefchloffen werden fünnen, und daß die von dem 
Gewaltgeber dem Gewalthaber hierüber ausge- 
ftellte Urkunde eine Bollmacht genannt wird, Wenn 
alfo die Vollmachts-Urkunde nach den eigenen Wor— 
ten des Gefehes nur vom Gewaltgeber ausgejtellt 
wird, jo fcheint, daß man fonfequentermeife auch zuge- 
ben müffe, daß Diefelbe Coverfteht fich außer den Zeugen) 
aud nur von ihm unterfertigt zu werden braucht. 


$. 150. 


Das was oben von der Form der Unterſchrift 
der Fontrahirenden Theile gefagt wurde, gült aus bem- 


felben Grunde auch für die Form der Unterfchriften der 
Zeugen. Der bezügliche $. 434 allg. b. G. B. mil! 
zwei Männer als Zeugen. Diefes Wort fchließt 
offenbar Frauensperfonen von dieſer Zeugenfchaft 
aus. Das Geſetz will ferner, daß dieſe Männer 
glaubwürdig, mithin weder verwerflich nod) bedenf- 
lich ſeyn follen. Dbgleich aber der Richter deßhalb 
bier im Tabularwege ſich in feine Unterſuchung der 
Eigenfchaften der Zeugen einlafjen dürfe, noch fonit 
von feiner Privat-Wiffenfchaft Gebrauch machen kön— 
ne, fo darf und foll er diefen Punkt doc dann beach— 
ten, wenn entweder aus dem Inhalte ver Urkunde, 
oder allenfall® aus den Bezeichnungen in der Unter: 
fchrift sderfelben eine Eigenfchaft hervorginge, die den 
Zeugen nach den $. $. 140, 141 und 142 allg. dann 
$. $. 214, 215 und 216 gal. G. D. verwerflich, oder 
bedenklich darfteller wurde. Dürfte der Tabularrichter 
auch in einem, folchen Falle die aftenmäffig vorliegende 
Bedenklichkeit oder VBermwerflichfeit des Zeugen nicht 
beanftänden, ſo wäre obiges Wort des Geſetzes 
»glaubwürdige ohne aller Wirkung da. Dffenbar 
wird dieſe Eigenfchaft der Zeugen nicht zur Gültig: 
feit, fondern nur zur Tabular-Fähigkeit der Ur: 
funde verlangt, weil wenigitend der Regel nad) die 
Urfunden auch ohne aller Intervenirung der Zeugen 
gültig find. Ob aber die Urkunde tabularmäßig, oder 
was eins it, intabulationsfähig fey, kann auch nur 
im Tabularwege beachtet und entfchieden werden. St 
einmal ein Beſcheid, womit die Intabulation auf dem 
Grunde einer Urkunde bewilliget wurde, die von ver- 
werflichen oder bedenflichen Zeugen unterfertigt ift, im 
Tabularwege zur Nechtöfraft gelangt, fo wird man 
diefes Anftandes wegen im ord. Nechtöwege nimmer: 
mehr, und felbft dann nicht eine Abhilfe finden, wenn 
in der bezüglichen Urkunde, die intabulirt wurde, gar 
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feine Zeugen intervenirt hätten, vorausgefeßt, daß 
die betreffende Urfunde nicht! etwa von der Art ift, dab 
fie fhon an und für fih, mie z. B. ein nicht eigen- 
händig gefchriebener Darlehens - Schuldbrief zur Gül- 
tigfeit felbft die Intervenirung der Zeugen benöthigt 
($. 114 allg. und$. 182 gal. G. D.) Aus diefem allen 
ift zu erfehen, daß bei ZTabular -Gefuchen die Beur— 
theilung, ob die Zeugen der Urfunde glaubwürdig 
fegn oder nicht, im allgemeinen allerdings zur ämt— 
lichen Reflerion des Tabular - Richters gehöre. Sind 
die Zeugen dem Richter unbekannt, jo gibt vieß au 
und für fi) noch feinen Anlaß zur Beanftändigung 
der Urfunde. 


$:. IL 


Die Siegelung ift, fo wie in auderen Fällen 
($. 884 allg 6. G. 3.) auch in Tabular-Sachen nicht 
wefentlich erforderlih, Wenn jedoch die Urfunde aus 
mehreren Bögen bejtehbt, jo müſſen alle mit einem 
Faden, oder mit einer Schnur zufammen geheftet, beide 
Enden mit hartem Siegelwachſe fejt gemacht, und das 
Petſchaft des Augftellers, oder der Ausſteller, (je nach- 
dem die Urfunde ein- oder zweijeitig verbindlich ift) dar- 
auf gedrückt feyn. Die Aufferachtlaffung diefer Vorſchrift 
bat nach $. 115 allg. und $. 184 gal. ©. D. die Folge, 
daß der Bogen, der unterfchoben werden fonnte, feinen 
Glauben verdient, und daß folglich eine mit dieſem 
Gebrechen behaftete Urfunde auch nicht intabulationsfähig 
feyn Fünne. Auch der Bogen, der mit den Unterjchrif- 
ten der Kontrahenten und Zeugen verfehen ift, hätte im 
Anbetrachte, daß deſſen Inhalt felbft auf den Abgang 
eines anderen dazu gehörigen Bogens zeigt, nicht jenen 
Grad von Glaubwürdigkeit, der zu unbedingten Eintra- 
gungen überhaupt erfordert wird. Dieſer Bogen mag 


wohl dem einen oder dem anderen der fontrahirenden 
Theile zum Beweife dienen, allein daraus folgt noch 
nicht, Daß derfelbe deßhalb auch intabulationsfähig fey. 


$. 152. 


Es muß endlich fechsteng in Gemäßheit des oft 
eitirten $, 435 allg. b. ©. 3. von dem Uebergeber 
oder Schuldner dem Uebernehmer oder Gläubiger ent- 
weder in dieſer bis nun befprochenen über dag Erwer: 
bungsgefchaft errichteten Urfunde, oder in einer 
befonderen Urfunde auch die Bewilligung zur 
Sntabulation, und zwar gerade zu jener Art Inta— 
bulation, um die nun bei Gericht angefucht wird, 
ertheilt werden. Diefe bejondere Urfunde wird allge 
mein bei Webertragung des Eigenthums, und manchmal 
auch bei Üebertragung der übrigen dingl. Rechte: 
»Auffands-Urfunde< genannt, Doch wird Diejelbe 
bei diefen übrigen dingl. Rechten nicht felten auch mit 
2Hypothek- oder Servituts-Beſtellungs-Ur— 
fundee bezeichnet. Wir wollen indeſſen bier dieſe 
Urkunde in allen Beziehungen geradezu »Aufſands— 
Urfundex heißen. 


$. 153. 


Die Auffandg-Urfunde dient zur Legitimation des 


Rechtsgrundes der Erwerbung, und muß daher, in fo 


weit e8 die Natur diefer Urkunde zuläffig macht (gleich 
der oberwähnten Vollmacht), jelbft auch tabular- 
mäßig ausgeftellt vorliegen. ) 


*) Die Tabular - Behörden jollten aber in ſolchen Fällen, 
wo das Gefeg nah den $. 9. 433 und 43% eine über 
das Erwerbungs-Geſchäft errichtete Urfunde verlangt, 
wohl aufmerffam fern, um fich nicht verleiten zu laſſen, 
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$. 154. 


Die Form der Sntabulationg + Klaufel Cim Ber: 
trage oder in der Aufſands-Urkunde) ift verfchieden, 
weil es auch verfchiedene Sntabulationen gibt. Zum 
Behufe der Erwerbung des Gigenthums follte nach $. 
435 allg. b. G. B. die Bewilligung des Inhalts feyn, 
daß der Uebernehmer als Eigenthümer einver- 
lfeibt werden fünne, welche Formel mutafis mutandis 
in Kraft des $. 445 allg. b. ©. B. auch) für die übri- 
gen dingl. Rechte gelten follte. Man kann und darf 
aber hier diefe Worte des allg. b. G. B. nicht in gar 
zu materiellem Sinne nehmen, und damit alle anderen 
Formen von Sntabulations- Bewilligungen ald ungenus 
gend anfehen. Die Terminologie über die Arten der 
Eintragungen lag auch, wie bereits einmal bemerkt 
wurde, nicht in der Beftimmung des allg. b. © B., 
welches uns in Ddiefer Beziehung vielmehr felbft im $. 


Sntabulationen auf der Grundlage bloßer Auf- 
fands-Urfunden zu bewilligen. Es werden nicht 
jelten, entweder aus Unkenntniß der Gefege, oder weil 
die Aufjfands-Urfunde nad 6. 22 des neuen Stempel 
Geſetzes vom 27. Jänner 1840 mit einer geringeren 
Auslage verbunden iſt, zwitterartige Urkunden vorges 
legt, die man bei einer minder aufmerffamen Beachtung 
leicht für Grwerbungs-Urfunden ſelbſt hält, während 
fie im Grunde nur Aufſands-Urkunden find. Cine 
Urkunde 3. DB. des Inhalts: »Ich A habe dem B mein 
Gut X einverftandener Maßen verfauft, und bewillige, 
daß dieſes Gut in das Eigenthum des B landtäflicd 
umſchrieben werde« ift und bleibt, wenn fie glei) nebjt 
dem Webergeber A und den Zeugen, aud vom lleber- 
nehmer B unterfchrieben feyn würde, dennod im Sinne 
des Gefeges eine bloße Aufjands = Urkunde. Sie enthält 
zwar fiheinbar alle tabularmäßigen Erforderniffe und 
gibt jogar den Titel der Ermwerbung an, allein man 
muß nicht tiberfehen, daß das Gefeß im 6. 43% nicht 
blog die Angabe des Titels, fondern auch die 
Urfunde über diefen Titel fordert, dieſe Urkunde 
aber hier offenbar vermißt wird. 


446 ausdrücklich auf die über die Öff. Bücher beftehen- 
den befonderen Anordnungen hinweiſet. 


Diefe befonderen Anordnungen aber, die in den 
org. Patenten und in den nachgefolgten einzelnen Tabu— 
lar -Normalien liegen, geben bei dem Mangel durch— 
greifender allgemein verbindlichen Ausdrüce der Form 
für die Sntabulationg» Klaufeln einen weiten Spielraum. 
Die Ausdrüde 3. B.: er fol als Eigenthümer 
einverleibt feyn, oder er fol fih als Eigenthü- 
mer intabuliren lafjen, oder er foll an das Eigen- 
thum oder an die Gewähr umfchrieben werden, 
oder ihm werde die Bewilligung zur büherlichen 
Umfohreibung gegeben, oder das Gut foll auf fei- 
nen Namen bücherlich angefchrieben werden; 
alle diefe Ausdrücke find gleichbedeutend, und jede diefer 
Ssntabulations- Klaufeln genügt, um auf dem Grunde 
derfelben das Eigenthum auf Namen des Uebernehmers 
unbedingt, mithin intabulationgmäßig umzufchreiben , 
immer jedoch, wie fich von felbft verfteht, in der Voraus- 
feßung, daß auch die übrigen bereits befprochenen Erfor- 
derniffe Fonfuriren. Selbſt eine Erklärung des Weber: 
gebers, daß der Uebernehmer an den bücherlichen 
Befitz des unb. Gutes umfchrieben werden fünne, 
müßte in Anbetracht, daß einige Gefege, die nach dem 
allg. 6. ©. 8. erfloßen find, und namentlich die Hofd. 
vom 26. April 1819 Nro. 1555, 21. Febr. 1829 Nro. 
2387 und 8. März 1833 Nro. 2600 5. ©. ©. felbft 
derlei Eintragungen mit »Befitzumfchreibung oder 
Befitzanfchreibung« bezeichnen, als genügend ange 
ſehen werden. 
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%. 156. 


Auch zu Intabulationen der übrigen dingl. Rechte 
fünnen Bewilligungen in verfchiedenen Formen gelten. 
Ob 3. 3. der Pfandbefteller fagt: der Vertrag fol zur 
Sicherheit intabulirt werden, oder der Gläubiger 
fünne fih dafür mittelft Einverleibung ſicher— 
ftellen, oder ob er erflärt, er räume dem Gläubiger 
die Befugniß ein, fihb tabularmäßig fiherzu- 
ftellen oder zu verhypotheziren, iſt der Wirkung 
nach gleichviel. 


% 157. 


Es fommt alſo auf die Worte der Sintabulationg- 
Klaufel nicht an. Genug, wern aus dem Ganzen klar 
zu entnehmen ift, daß der Lleberträger oder Schuldner 
mit der büherlihen Eintragung einverftanden 
fey, und worin eigentlich diefe Eintragung befte- 
hen folle.e Doch muß die Erflärung immer in der 
Urfunde ausdrücklich niedergefchrieben ftehen, und 
nicht etwa erft mit Folgefätzen berausraifonirt werden. 


$. 158. 


Bon diefer Regel, daß zu unbedingten Eintragungen 
von Privat: Urfunden immer die Sntabulationg s Klaufel 
erfordert wird, haben wir gar feine Ausnahme. Das 
Landt.-Pat. v. 3 1794 hat zwar im $. 14 die Geffionärg 
auch zur Erwirkung unbedingter Gintragungen ber 
Geffiong » Urfunden von der Verpflihtung zur Beibrins 
gung der clausula intabulandi enthoben, allein dieſe 
Vorfchrift wurde, nach Verfaffers Anficht, mit den ſpä— 
ter eingeführten allg. b. ©. B. dadurch aufgehoben, daß 
dasjelbe im oft citirten S. 435 bei Uebertragung des 





Eigenthums zunb. Güter die Intabulationg > Einraumung 
ausdrücklich verlangt, und dann im $. 445 eben fo Fathe- 
gorifch erflärt, daß die über die Ermwerbungdart des 
Eigenthumsrechtes unbeweglicher Sachen gegebenen Bor: 
jehriften auch bei den übrigen auf unb. Sachen fich bezie- 
henden dingl. Rechten zur Richtfchnur zu dienen haben, 
ohne daß diesfalls irgend eine Ausnahme oder Befchrän- 
fung gemacht worden wäre. 


$. 159. 


* Wir übergehen nun auf öffentliche Urfunden. 
Welche Urkunden dazu gerechnet werden, in welcher 
Form diefelben ausgeftellet feyn müffen um Beweifegfraft 
zu haben, und was dazu gehört, um fie im allgemeinen 
für erefutionsfähig halten zu fünnen, ift aus den Beftims 
mungen der Gerichtsordnung befannt. Berfaffer erachtet 
daher die Erörterung der hieher gehörigen Frage, welche 
von den öffentlichen Urfunden tabularmäßig feyn, 
auf folgende Andeutungen befchränfen zu fönnen. 


$. 160. 


Deffentliche Urfunden können in Tabular » Beziehun- 
gen in Haupt: und Neblen-Urfunden eingetheilet, 
und unter den erfteren jene verftanden werden, die den 
eigentlichen Rechtsgrund der Erwerbung bilden, und 
deren Vorlage zu jeder unbedingten Eintragung unerläß- 
lich ift, während die legteren, die Nebenurfunden näm— 
lih, nur zu näherer Legitimirung des Rechtsgrunds, 
oder zur Nachweifung des Eintritts einer Bedingung, 
wovon die Wirffamkfeit des Nechtsgrundes abhängig 
gemacht wurde, dienen, und daher nicht immer der Fall 
ihrer Vorlage eintritt. Wird z. B. dem Erben ein Ber: 
laß unter Geftattung fich an das Eigenthum der Verlaf- 
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Realität X bücherlich umfchreiben zu laffen, eingeant- 
wortet, fo ift diefer Einantwortungs-Befcheid fhon an 
und für fich zur Erwirfung der bücherlichen Befigumfchreis 
bung genügend. Grfolgt aber die Cinantwortung des 
Berlaffes mit der Befchränfung, daß der Erbe bie bücher; 
liche Befigumfchreibung der Verlaß- Realität X erft dann 
anzufuchen berechtiget feyn folle, wenn'er z. B. zur 
Deckung der GErbfteuer einen Betrag von 1000 fl. zu 
Gerichtshanden erlegt haben wird, fo muß der Erbe 
feinem Befigumfchreibungs » Gefuche nebft dem Cinant- 
wortungs> Befcheide, der den Rechtsgrund der Erwer- 
bung bildet, und daher ald Haupturfunde gült, auch 
noch eine andere Urfunde, die im gegebenen Falle der 
gerichtliche Depofitenfchein wäre, beibringen. Als folche 
Nebenurkunden nunfind alle öffentlichen Urfun> 
den, und folglich auch Taufs, Trauungss und Todten- 
jcheine tabularmäßig. 


J 
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Nicht fo ausnahmslos aber gült diefer Grundfag 
bei den Haupturfunden, bei jenen Öffentlichen Urfun- 
den nämlich, die den Rechtsgrund der Ermwerbung bilden, 
—— 


1. bei richterlichen Sprüchen (Ebrtheilen, 
Erkenntniſſen, Verordnungen, Beſcheiden u. ſ. mw. nicht 
bloß der Civil- und Kriminal-Gerichte, ſondern auch 
der politiſchen und Kameral-Behörden und der Wirkung 
nach, auch bei Buchhalterei-Erledigungen und herrſchaft— 
lichen Reſtzetteln und Schiedsſprüchen), 


2. bei gerichtlichen Vergleichen (der Wir— 
kung nach auch bei Vergleichen, die vor den Polizei— 
Direktionen, politiſchen Magiſtraten, Wiener Grundge— 


richten, obrigkeitlichen Wirthſchafts-Aemtern, oder vor 
den Bezirks» Obrigfeiten Illiriens gefchloffen werden), 
und 


3) bei gerichtlihen Cinantwortungen, 
fowohl in als auffer dem Exrefutionswege. 
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Bei diefen öffentlichen Urkunden nun, und nament- 
lich bei richterlihen Sprüden und gerichtligen 
Vergleichen gült im allgemeinen der Grundfaß, daß 
jede von denfelben, um tabularmäßig zu feyn, auc) 
erefutionsfähig ſeyn müſſe, und in diefer Beziehung fällt 
die Frage über die Tabularmäßigfeit diefer Off. Urkunden 
mit jener über die Erefutiond » Fähigkeit derſelben in 
Eines zufammen. Doch nicht jeder Spruch oder Vergleich 
muß deßwegen, weil er exefutionsfähig ift, auch zur 
Sntabulation geeignet feyn. Es wird auch erfordert, 
daß mit dem erefutionsfähigen Spruche oder Vergleiche 
auch zuerfannt oder zugefichert wurde, entweder 


1. das Eigenthbum eines unb, Gutes (6. 
302 allg. und 402 gal. G. D.), oder 


2, ein anderes dingliches Recht auf ein 
unb. Gut ($. 304 allg. und $. 404 gal. ©. D.), oder 
aber 


3. eine Summe Geldes ($. 311 allg. und $. 
411 gal. ©. D.). | 


$. 163. 


Auffer diefen eben erwähnten drei Fällen ift gar 
Fein anderer Fall denkbar, wo eine Sntabulation im 
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Erefutionswege *) Statt fünde. Lautet 3: B. das 
Urtheil dahin: A fol dem 3 eine gewiffe Arbeit verrich- 
ten, oder 1000 Megen Korn liefern, fo mag das Urtheil 
immerhin in feiner Art (F. $. 307 — 310 allg. und 407 
— 410 gal. G. D.) erefutionsfähig feyn, allein zur 
erefutiven Sintabulation **) auf ein unb. Gut des Ver: 
pflichteten ift dasfelbe nach deutlicher Lehre der G. D. 
nicht geeignet. 
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Iſt die Forderung, die nun mit dem Spruche oder 
Vergleiche zuerfannt oder zugefichert wurde, bereits auf 
demfelben unb. Gute bücherlich eingetragen, fo muß deffen 
ungeachtet auch der Spruch oder Vergleich darauf inta- 
bulirt werden, wenn der Berechtigte auf diefes unb. Gut 
die Erefution führen will, jedoch nicht, wie das bezüg- 
liche Hofd. vom 12. Dft. 1790 !it. b Nro. 65 5. ©. ©. 
wörtlich fagt, als ob der Schuld das Pfandrecht erit 
durch die VBormerfung CIntabulation) des Urtheild Coder 
Vergleich) eingeräumt werde, fondern in der Abficht, 
damit nach Maß des bereits durch die erfte Vormerfung 
CSntabulation) erwirften Pfandrechts, die Erefution 
über das Urtheil Coder Vergleich) der Ordnung nad 
fortgeführt werden Fünne. 


*) Mird z. B. ſchon im Vergleiche felbft von dem Schuldner 
die Befugnig zur Sntabulation ertheilt, jo kann dann 
allerdings die darüber ausgefertigte Urkunde noch vor 
der Verfallögeit | ver Zahlung intabulirt werden, (Hof. 
vom 28. Suni 1813 Pro. 1054 3. ©. ©.) allein diefe 
Sntabulation ift nicht erefutiv. —— es dann zur 
Exekution, ſo muß derſelbe Vergleich, wie gleich gezeigt 
wird, abermals intabulirt werden. 

**) Ob aber diejes Urtheil, oder ein Vergleich von diefem 

Inhalte nicht pränotationsfähig ſey, iſt eine Frage, Die 

nicht zu dieſem hier befprochenen Punkte gehört. 


— 
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Man fieht deutlich, daß der höchfte Gefetzgeber bei 
Erlaffung diefes Hofdekretes vom 12. Dft. 1790 nur 
den Fall vor Augen hatte, daß mit dem richterlichen 
Spruche nicht ein mehreres zuerfannt wurde, als 
wofür fchon durch die erfte Sntabulation das Pfandrecht 
befteht. Werden aber 3. B. über eine Forderung, Die 
bis jeßt nur mit dem SKapitale pr. 1009 fl. intabulirt 
erfcheint, nun mit dem Urtheile oder Vergleiche auch die 
Klagsfoften oder Cetwa in Folge eines nad) der Inta— 
bulation mündlich getroffenen Kinverftändniffes) auch 
Sntereffen, oder vielleicht gar Cin Folge einer innerhalb 
der Beftimmungen des $. 1335 allg. b. ©. B. getroffenen 
Verabredung) auch an Kapital felbft ftatt 1000 fl. 
nunmehr 3. 3. 1400 zuerfannt oder zugefichert, fo ift 
nach des BVerfaffers und auch Anderer *) Anficht, offen: 
bar, daß der Gläubiger für diefe Gerichtsfoften und 
Sintereffen, jo wie für den erwähnten Kapitale - Ueber: 
fhuß pr. 400 fl. bis nun noch gar fein Pfandredt 
hatte, und daß folglich, wenn e8 auf eine Erefution des 
betreffenden unb. Gutes anfommen fol, nicht nur für die 
Gefammt- Forderung die Exekutions «Bewilligung über- 
haupt, fondern für diefe Mehrbeträge aud die 
erefutive Pfandrechtsertheilung angefucht, und 
von der Gerichtöbehörde zugeftanden werden müffe. Für 
diefe Mehrbeträge würde alfo das Pfandrecht erft jegt 
mit der exefutiven Sntabulation des Spruches oder 
Vergleichs erwirft, und folglich mit demfelben im Falle, 
als feit der Sntabulation des Kapitals pr. 1000 fl. auch 





*) 41. Fiſcher's (Profeffor der Rechte) Abhandlung in der 
Zeitfchrift für öfterr. Nechtsgelehrfamfeit. 1829 I. Heft 
©. 19. 


2. Dr. Guſtav Bed. Abhandlung in der Zeitfehrift: 
„Surift® 1842 VII, Band J. Heft. 
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andere Saspoften vorfamen, im Borrechte allen diefen 
inzwifchen eingetragenen Sat »Gläubigern nachftehen. *) 
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Zur Tabularmäßigfeit eines Spruchs oder Ber: 
gleich gehört aber auch der Umftand, daß die im Spruche 
oder Vergleiche zur Erfüllung der Verbindlichkeit beftimmte 
Frift verftriden fey. Bei Vergleichen hängt bie 
dießfällige Beftimmung von der Willführ der Parteien 
ab, und haben fie aus DBerfehen oder ‚mit Borbedacht 
darüber ausdrücklich nichts verabredet, fo treten die 
Beftimmungen des $. 904 allg. b. ©. 3. ein, In Sprü— 
chen der Gerichts » Behörden ift die Frift von 14 Tagen, 
und bei Merfantil- und Wechfelgerichten jenevon 3 Tagen 
zu geben. *) Würde diefe Beftimmung der Frift dabei 
übergangen, fo wird diefes Gebrechen vom höheren 
Kichter fanirt, und ift der Spruch in Feine Befchwerde 
gezogen worden, fo kann auch in diefem Falle den Ver: 
pflichteten feine Verkürzung treffen, weil vor Ausgang 
der Berufungsfrift ohnehin Feine Erefution ertheilt wird, 


* Eben defmwegen ift es auch VPfliht des Tabularamtes, 
derlei erefutive Sntabulationen von Sprüchen oder Ber: 
gleihen, die ſich auf bereits eingetragene Forderungen 
beziehen, ſobald mit dem Sprude oder Vergleiche ein 
Mehrbetrag, ſey es an Gerichtsföften, an Sntereffen, 
oder an Kapital zuerkannt oder zugefihert wurde, nicht 
bloß mit „ad Nrum. = fondern in Bezug auf diefen 
Mehrbetrag auch mit einer felbftffändigen Saspofts 
zahl, die durd die Reihenfolge der Saßpoften beftimmt 
wird, einzutragen, und fo aus dem öff. Bude jeldft für 
Sedermann erjichtlih zu mahen, für wie viel dem 
Erefutions - Führer das Vorrecht von der Zeit der erften 
Eintragung, und für wie viel von der Zeit der 
erefutiven Eintragung gebühre. 


**) Die Gerichtsordnung gibt allerdings manchmal auch län— 
gere Friften, ja mandmal auch gar Feine Frift, allein 
in diefen Fällen, wenn z. B. das Urtheil auf Leiftung 
einer Arbeit lautet, Fann es gezeigter Maſſen auf er 
exekutive Intabulation anfommen. ($. 300 allg. G. O 


und dem DVerpflichteten daher immer eine Frift von 14 
Tagen, und bei Merfantils und Wechfel-Gerichten, des 
auf 3 Tage befchränften Zahlungstermins ungeachtet, 
noch immer eine Frift von 8 Tagen (Pat. v. 9. April 
1782 $. 9 und 10 Niro. 415. ©. ©.) vorbehalten bleibt. 
@. 6. 299 und 300 allg., dann 399 und 400 gal: ©.D. 
Hofd. vom 10. Febr. 1785 Nro. 387 und 20. Dez. 1822 
Nro. 1915 J. G. ©) 
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Zu erefutiven Intabulationen von Sprüchen jeder 
Art wird noch insbefonderg erfordert, daß fie auch ſchon 
zur Rechtsfraft gelangten. Darüber obliegt dem Ge— 
richte, wenn es felbft den Spruch erließ, ſich von Amts— 
wegen aus feinen Gerichtsaften zu überzeugen, und im 
Falle, als dasfelbe nicht zugleich die Nealinftanz ift, die— 
fen Umftand, daß nämlich der Sprud; wirklich rechtskräf— 
tig ift, in feinem NRequifitiong - Schreiben zu beftätigen. 
cHofd. vom 10. Nov. 1804 Niro. 702 3. ©. ©) ) In 
allen anderen Fällen muß zur Erwirfung der erefutiven 
Ssntabulation auch der Beweis über die Rechtskraft ent- 
weder mittelft Befcheinigung der gefcbehenen Zuftellung,, 
oder auf eine andere den Umſtänden angemeffene Art und 
Weife beigebracht ſeyn. 
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Dem Gefuhe um erefutive Sntabulstion eines 
Schiedsſpruches muß auch das Kompromiß ange 


*, Doc könnte die Unterlaffung diefer Bemerfung an und 
für fih Feinen zureichenden Grund zur ——6 
geben, beſonders, da die Beurtheilung über die Rechts— 
kraft eines Urtheils ohnehin nur dem Erkenntniß-Richter 
zuſteht, dieſer aber die exekutive Intabulation, um deren 
Vornahme er in dem hier gegebenen Falle ſelbſt requirirt, 
gar nicht bewilliget haben würde, wenn er das Urtheil 
nicht für rechtskräftig anerkannt hätte, 

9 
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ichloßen werden, damit der Richter beurtheilen fann, ob. 
der Schiedsmann zu Diefem Schiedsfpruche, und zwifchen 
diefen Parteien legitimirt erfcheine, ob zur Bewilligung 
der erefutiven Pfändung der ord. Richter Fompetent fey, 
und ob über hauptder Schiedsfpruch fich zur@refution eigne. 
($. 273 und 274 allg.,. Dann 362, 363 und 365 dal. 
6.9.) 
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Die Erefutionsfraft und folalic; auch die Tabular- 
mäßigfeit der Sprüche auslandifcher Gerichte oder 
Behörden beruht im allgemeinen auf dem Grundfage 
der Neciprozität. Die näheren Borfchriften darüber, 
deren Erörterung bier zu weit führen würde, find in den 
Hofd. vom 18. Mai 1792 lit. a Nero. 16, 18. Jänner 
1799 Nro. 452, 15. Febr. 1805 Nro. 711, 7. Nov. 
1812 Neo. 1010, 11. Zuli 1817 Nro. 1344, 14. Mai 
1819 Nro. 1561 und 14. April 1830-Nro. 1658 3. ©. 
©., und ingbefonders in Bezug auf Ungarn und Sie— 
benbürgen in den Hofd. vom 2: Aug. 1792 Nro. 38, 
15. Suli 1793 No. 113, 22. April 1796 Nro. 292 und 
19. Febr. 1817 Nro. 1316 J. ©. ©. zu finden. 
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Gerichtliche Cinantwortungen finden nad 
Lehre der Gerichtsordnung und der Gerichts + Inftruftion 
fowohl in Erefutiongd-, als in Verlaßfällen Statt. In 
einem wie im anderen Kalle muß die bezügliche Urkunde 
Befcheid oder Verordnung) entweder im Konterte felbft, 
oder mittelft Berufung auf eine andere Urkunde, z. B. auf 
die Schätzungs-, Inventars- oder Vermögensbefenntniß- 
Urfunde das eingeantwortete Gut, oder die eingeantwor: 
teten Güter beftimmt, und fo bezeichnen, wie dieß ſchon 





bei Privat: Eriwerbungs - Urkunden gejagt wurde, Die 
Nothwendigfeit diefer Bezeichnung liegt in der Natur des 
Geſchäfts, fie wurde aber in einem Gefege neuerer Zeit, 
und namentlich in.der mit Hofd. vom 16. Juli 1824 und 
rücfichtlih 2. Suli 1825 Nro. 2024 J. ©. ©. den 
fürtenländifchen Bezirks - Gerichten für Gefchäfte auffer 
Streitfachen ertheilten Inftruftion ausdrücdlich ausge 
jprochen. *) ine ganz allgemeine Bezeichnung, 5. B. 
‚mit dem Ausdrude: »alle zum Konfurfe des N gehörigen 
Güter« würde zur Intabulation eben fo wenig zureichen, 
als eine Vertrags - Urkunde dazu genügen fünnte, womit 
3. B. A dem B alle ihm gehörigen Güter Cohne einer 
näheren Bezeichnung) verfaufen, und diefen B ermäch- 
tigen würde, fi) an das Eigenthum derfelben bücherlich 
umzufchreiben. Wird fich dießfalls in der Cinantwortung 
auf eine andere Urfunde bezogen, jo muß dem Intabula— 
tions» Gefuche, wie fich von felbft verfteht, auch dieſe 
Urkunde angefchloffen feyn. 
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Die Urkunde, *) womit man eine bedingte Ein- 
tragung (Wränotation oder Super» Pränotation) erwir- 
fon will, kann allerdings der Förmlichfeiten erman— 


*) Die bezüglihe Stelle in der Snftruftion lautet wörtlich: 
„Wenn Realitäten oder dingl. Rechte eingeantwortet wer: 
den, fo müſſen diefelben in der Einantwortungs-Urfunde 
befonders genannt und eingeantwortet werden, damit 
die Erben die Umſchreibung und Ginverleibung in den 
öffentlichen Büchern auf ihren Namen bewirfen können.« 


5) Auch bei bedingten Eintragungen tft fih an die, oben 
bei unbedingten, bemerkte Gintheilung von Haupt: und 
Meben-Urfunden gegenwärtig zu halten, und man Fann 
aud hier, wie dort, den Grundfaß aufftellen, daß als 
Neben-Urfunde ebenfalls jede wie immer geartete öffent- 
lihe Urkunde pränotationsfähig ſey. Das, was hier 
gefagt wird, soll nur auf die Haupt=-Urfunden 
bezogen fenn. 
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IX. bei 
bedingten 
Eintragun: 
gen glaub- 
würdig, 


gen, die fonjt, wie wir bereits befprochen haben, zur 
Sintabulation erfordert werden, allein fie muß doch immer 
glaubwürdig, und zwar fo befchaffen feyn, daß fie 
einen Rechtsanfpruch enthalte, und dafür wider jenen, 
deffen unb. Gut mit der Pränptation behaftet werden 
foll, nach den Beftimmungen des dreizchnten Hauptftückes 
der Gerichtsordnung, wenn nicht einen vollftändigen, fo 
doch mindeftens einen halben Beweis herzuftellen vermöge, 
($. $. 438 und 445 allg. b. ©. B., dann Hofd. vom 21. 
Suli 1797 Nro. 360 und 4. Sept. 1820 Nro. 1697 5. 
©. ©.) 
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Zur Pranotirung ift alfo (von Haupturfunden ger 


fprochen) nicht jede vom Gegentheile des Pränptirungs- 
werbers ausgeftellte Privaturfunde, und auch nicht jede 
öffentliche Urkunde geeignet. Die eine wie die andere muß 
einen Nechtsanfpruch und zwar wider jenen aus 
drüden, auf deffen Gut die Pränotation erwirft werden 
will. 
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Es ift übrigens bereits oben im $. 73 d. W. gezeigt 
worden, daß feit der Wirffamfeit des allg. b. ©. B. die 
Pränotation das gefegliche Medium geworden ift, jedes 
fich auf unb. Güter beziehende dingliche Recht bedingt zu 
erwerben, während vor der Wirffamfeit des allg. b. ©. 
DB. die Prünotation nur zur hypothekariſchen Sicherftellung 
der Forderungen, mithin nur zur Erwerbung des Pfand- 
rechts zuläßig war. Der in der Urkunde ausgedrückte 
Anfpruch nun muß in der Regel auch zur Erwerbung des 
dingl. Rechtes, wofür die Pränotirung angefucht wird, 
geeignet feyn. Wer alfo die Pränotation zum Behufe 
der Erwerbung des Eigenthums anfucht, der muß au 


N 


einen zu diefer Erwerbung tauglichen Nechtstitel, 3. B. 
einen Kaufs- oder Taufchvertrag urkundlich beibringen. 
Dasfelbe ift bei Servituten, und bei den befonderen 
dingl. Rechten der Fall. Nur das Pfandrecht hat das 
Eigene für fih, daß zur bedingten Erwerbung desjelben, 
zwar auch ein Rechtstitel, jedoch nicht zum Pfandrechte, 
fondern zur Forderung, die damit fichergeftellt werden 
ſoll, urkundlich beigebracht werden müſſe. ”) 


u Ki, 


Diefe Anficht fteht mit dem $. 449 allg. b. G. B., 
wonach zur Erwerbung des Pfandrechtes immer auch ein 
Titel zum Pfandrechte erfordert wird, in feinem Wieder 
foruche, weil es nach Lehre des nämlichen $. 449 Fülle 
gibt, in denen der Titel unmittelbar im Gefetze liegt, 
und daß dieß gerade bei Pränotirungen immer der Fall 
ift, fobald die dazu produzirte Urkunde eine Schuldfor- 
derung Cim ausgedehnten Sinne des Wortes) auswei- 
fet, erfehen wir ſchon aus älteren Gefegen, und nament- 
lich aus den Hofd. v. 18. Sept. 1785 Nro. 578, 13. 
Febr. 1787 Nro. 628, 18. Nov. 1796 Nro. 324 und 
21. Suli 1797 Nro. 360 3. ©. ©., die alle zur Präno— 
tation nur von dem Erforderniffe der Beibringung einer 


*) Db aber diefes in Bezug auf Erwerbung des Pfand: 
rechtes jo ausgedehnte Pränotirungs-Syſtem mit den 
übrigen Rechts - Prinzipien des allg. b. ©. B. und mit 
dem bei Einführung der öff. Bücher beabfichtigten Schuge 
des Eigenthums übereinftimme, ift eine andere Frage. 
Die und. Güter ohne aller Befcheinigung , daß der Eigen- 
thümer damit einverftanden fey, und fogar für Forde- 
vungen, die dem Betrage nah ganz unbeftimmt find, 
jo leicht zu belaften, fchrecft viele, und vorzüglich jene, 
die in Gefhäfts-Berbindungen mit fohriftlihen Korre— 
fpondenzen jtehen, vom Anfaufe und. Güter ab, was 
natürlich auch auf den Werth verjelben fehr nachtheilig 
wirft, und eine gejeglihe Beſchränkung diefes offenbar 
über das Bedürfniß ausgedehnten Pränotirungs-Syſtems 
fehr dringend nothwendig macht. 
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die Korderung ausweifenden Urfunde fprechen, und die 
alle auch in dem nach der Einführung des allg. b. 8. ©. 
in Folge einer a. h. Entfchliefung ergangenen Hofd. vom 
4. Sept. 1820 Nro. 1697 J. G. ©. als fortan wirffam 
aufgenommen. erfcheinen, und womit auch der $. 395 gal. 
G. O. im Einflange fteht. Im Landt.- Pat. v. 3. 1794 
wird im $. 17 fogar ausdrudlich gejagt, daß Pränoti⸗ 
rungen auch auf Güter Statt finden, die nicht zum 
Unterpfand verfchrieben wurden. Das allg. b. ©. 
B. felbit verlangt im $. 453 zur Rechtfertigung der Prä— 
notation weiter nichts, als Die Liquidirung der For» 
derung; und daß der hüchfte Geſetzgeber mit diefem $. 
453 eine von den Übrigen dinglichen Rechten abweichende 
Norm geben wollte, und auch wirklich gab, zeigt auch 
der Umstand, daß das allg. b. G. B. in dem vom Pfand- 
rechte handelnden Hauptftüde die Pränotation insbeſon— 
ders. befpricht, und Dabei, wie gefagt, verfchieden vom $. 
438 zur Rechtfertigung, nicht die Liquidirung des Pfand- 
rechts, fondern die Liquidirung der Forderung verlangt, 
während z. B. im Hauptftüce, welches von Servituten 
handelt, von der ganzen Pränotation gar feine Erwäh— 
nung gefchieht, und bei der Weifung des $. 445 auch nicht 
zu gefchehen brauchte, weil bet Servituten wirflich, jo 
wie beim Eigenthum, der Titel zum dingl. Rechte felbit- 
welches bedingt erworben werden foll, beigebracht, und 
in der Folge gerechtfertigt werden müſſe. ) 


*) 


Das Pränotations-Syſtem des Tomb. venetianichen König— 
reiches beruht, in jo weit Dasfelbe die hupothefartiche 
Sicherheit, oder was eins ift, die Erwerbung des Dfand- 
rechtes betrifft, ganz auf denfelben Grundlagen, wie 
Das unfrige, worüber der Inhalt des bezüglichen mit 
Verordnung des k. mailändifhen Guberniums vom 28. 
April 1824 Eundgemachten Hoffanzlei: Defretes vom 2. 
desfelben Monats und Sahres Nro. 9202 den evidenteften 
Beweis gibt. In dieſem Geſetze nun, und namentlich 
im 6. 6 desſelben, wird im Einklange mit der hier auf— 
aeftellten Behauptung ausdrücklich gefagt, Daß zur Prä— 
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Diefe hier aufgeftellten Grundfüge müſſen in jedem 
einzelnen Falle zum Leitfaden der Beurtheilung dienen, 
ob die Urfunde pränotirungsfähig fey oder nicht. Zur 
näheren Aufklärung und Verftändigung darüber follen bier 
noch einige Andeutungen folgen. 


$. 176. 


Das Hofd. vom 24. Dez. 1798 Nros 446 3.6. ©. 
fagt zwar, daß Urtheile, die noch nicht in Rechtskräfte 
erwachjen find, pränotirt werden fünnen, allein die if 
mit der natürlichen Beſchränkung zu verſtehen, daß dem 
Grundprinzipe zu Folge mit dem Urtheile auch ein Recht 
zuerkannt wird. Ein Beiurtheil alſo, womit z. B. ein 
Beweis mittels Zeugen zugelaſſen wird, könnte ſelbſt dann 
nicht pränotirt werden, wenn es ſchon rechtskräftig wäre, 
Alles dieß gilt der Analogie gemäß auch von Erfennt- 
niffen, Verordnungen, Befcheiden der Gerichte und der 
übrigen zur Erlaßung derfelben vom Gefetze berufenen 
Behörden. 


$. 177. 


Zur Pränotirung nicht geeignet wären ferners 
alle Verträge, Schuldverfchreibungen, Briefe ) oder 
fonftige Urfunden, wenn fie 


notirungs: Fähigkeit einer Urfunde der Rechtstitel 
zum Pfandrehte nicht erfordert wird. Sono 
qualificati (heißt es wörtlich dort) ad ottenere la preno- 
tazione tutti quei documenti, ai quali leleggi veglianti 
attribuiseono la forza di pienaovvero di semipiena provä 
in confronto dell’ asserito debitore, quantunque con- 
tengano il titolo di un eredito semplicemente personale, 
e.non siavi, ne promessa, ne stipulata veruna ipoteea. 


*) Briefe Fünnen im ausgedehnten Sihne immerhin in Die 
Kathegorie von Urkunden gerechnet, und wider den Aus: 


% 
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1. von demjenigen, gegen ben die Pränotation 
angefucht wird, entweder gar nicht, oder doch fo 
mangelhaft unterfertigt find, daß die Urfunde 
nach dem Gefege ald unterfertigt nicht angefehen werden 
fönnte, wie dieß z. B. dann der Fall feyn würde, wenn ° 
bei der Unterfertigung eines Schreibens unfündigen Aus— 
jtellerg nur Ein Zeuge intervenirt, oder wenn 


2. dieſe Urfunden von einem Gewaltsträger 
unterfertigt find, und dem wider den Gewaltsgeber 
gerichteten Pränotirungs-Geſuche nicht auch die betreffende 
Bollmacht vorgelegt wird. 


In beiden diefen Fällen fonftituiren die produzirten 
Urkunden wider den angeblich Verpflichteten nach Vor— 
johrift der ©. D. feinen Beweis, und find daher dem 
obaufgeftellten Grundfage gemäß auch zur Pränotirung 
nicht geeignet. 


$. 178. 


Aus demfelben Grunde müßte auch die Pränotirung 
eined Schiedsfpruches rücgewiefen werden, wenn 


jtelfer als pränotirungsfähig angefehen werden, fobald der 
Inhalt wider ihn einen Beweis über eine Forderung, 
oder ein Recht machen würde. Wenn z. B. der A in der 
an B erlaffenen Antwort den Empfang des ihm einge 
ihieften Darlehens pr. 1000 fl. beftätigt, oder wenn A 
in dem Briefe, den er an B fchreibt, dieſen legtern 
um Zumwartung des noch zu fordern habenden Pacht— 
ſchillings pr. 500 fl. erfuht, jo find diefe Briefe dem 
Ausfteller A gegenüber allerdings beweismahend, und 
rolglidy auch pranotirungsfähig. Schreibt dagegen A an 
B, daß er diefem die erwünfchte Aushilfe nicht leiften 
könne, weil er jelbft in Kürze ein Anleihen von 1000 fl. 
an C werde zurüdzahlen müffen, jo Fann C diejen Brief 
zu feinem Beweiſe, und folglich auch zu Feiner Präno— 
ktrung wider A benüßen. 


dem Gefuche nicht zugleich die Komprommip » Urkunde 
angeſchloßen wäre. 


$. 179. 


Zur Pränotirung nicht geeignet wäre auch der 
Auszug aus den Büchern der berechtigten Handels» 
leute, Fabrifanten, Handwerker und Apothe- 
fer, wenn aus dem produzirten Auszuge ſelbſt zu erfehen 
wäre, daß die bezüglichen Bücher nicht nach Vorſchrift der 
9. $. 119 und 121 allg., und $.$. 188 und 191 gal. 
G.D. geführt werden, weil Diefe Bücher nur unter der 
Bedingung der ordentlichen Führung derfelben einen hal- 
ben Beweis herjtellen, dieſe Bedingung aber hinwegfällt, 
fobald die Darüber vom Pränotirungswerber ſelbſt pro— 
duzirte Abfchrift Das Gegentheil nachweiſet. Daß aber 
die Handelsleute, Fabrifanten, Handwerker und Apo— 
thefer im Pränotirungs « Gefuche nod) insbefonders durch 
ein gerichtlichesgertiftfat die orönungsmaßige Führung ihrer 
Bücher ausweifen müßten, ift durch Fein Geſetz vorge 
fchrieben, und bei Handwerkern und Apothefern auch 
nicht wohl ausführbar. Die Handelsleute und Fabrifan- 
ten find felbft im Prozeffe zur Produzirung eines derlei 
gerichtlichen Zertiftfates, wenn fie im Gerichtsorte ftabilirt 
find, gar nicht, aufjerdem aber nur dann verpflichtet, 
wenn der Gegentheil die Bücher oder den Auszug aus 
denfelben beanftändet. CS. 123 allg. und $, 9. 193 und 
194 gal. ©. O., dann Hofd. vom 20. März 1794 Nro. 
164 J. ©. ©. *) Ob übrigens bei derlei Auszügen zur 


*) Gelbft Handelsleute des Auslandes haben in derlet Pra- 
notirungs = Gefuchen der Bücherauszlige nur den Umftand 
nachzuweiſen, daß auch in dem Lande, zu welchem fie 
gehören, dem hierländigen Handelsbüchern eine Beweis- 
Fraft eingeräumt ſey. (Hofd. vom 4. Mai 1787 Nro. 
676 3. ©, 9. und $. 190 gal. G. DO.) Dasfelbe ſollte 
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Pränotirungs-Fähigkeit die bloße Unterſchrift des Han— 
delsmannes, Fabrikanten, Handwerkers oder Apothe— 
kers, oder des Gewalthabers desſelben genüge, oder ob 
die Auszüge auch beglaubigt, oder was eines iſt, vidimirt 
ſeyn müſſen, dieß iſt eine in der Praxis viel beſtrittene 
Frage. Das Geſetz legt die Kraft des halben Beweiſes 
nur den Büchern felbft bei. Daß daher auch der Aus— 
zug mit dem Buche übereinftimme, darüber gibt das 
Gefeg den Handelgleuten, Fabrifanten u. f. w weder 


eine gefegliche Vermuthung, noch einen Beweis. Ihnen 


folfte folglich obliegen, auch diefen Umftand auf eine der 
Natur des Gefchäftes angemeffene Weife glaubwürdig zu 


machen, was am füglichften dadurch bewirkt wird, daß 


fie die von ihnen oder ihren Gewalthabern unterfertigten 
Auszüge nach den Beltimmungen der Hofd. v. 2 Juni 
1788 und 18. Suli 1817 Nro. 837 und 1350 3. ©. ©. 
mitteld des Handlungsbuchs gerichtlich vidimiren laſſen, 
und die mit fogefktaltiger Zertiftzirung verfehenen Auszüge 
dem Pränotirungs-Gefuche anfchließen. Verfaſſer fühlt fich 
zu diefer Anficht um fo mehr veranlaßt, da auch das ob- 
citirte für dag lomb. venetianifche Königreich erlafjene 
Hoffanzlei- Defret im $: 6 zur Pränotirungs » Fähigkeit 
von derlei Auszügen ausdrücklich das Nämliche vorfchreibt. 
Diefes Hofdefret fpricht zwar von-»estratü legalizzatie, 
daß aber dieſer Ausdruck: »legalifirt< nur im dem Sinne 
der Vidimirung genommen wurde, zeigt ein Blick auf den 
inhalt des nächftworhergehenden Paragraphs des nämlichen 
Hoffanzlei-Defretes, wo im Sinne des Landt.-Pat. v. J. 
1794 $. 18 lit, a ebenfalls von legalifirten Abſchriften 
die Rede ift, darunter aber offenbar, wie ſchon oben im 
$. 121 d. W. gezeigt wurde, nur vidimirte Abfchriften 





der Analogie gemäß, nah Berfafers Anſicht, auch bei 
den Pränotirungen der Bücher-Auszüge auswärtiger 
Handwerfer und Apothefer gelten. 








gemeint ſeyn fünnen. Ueberdieß paßt der Ausdruck: 
»Regalifirung« nach uuferen Begriffen nur auf Beſtätigung 
der Echtheit einer Unterjchrift, Feineswegs aber auf Be— 
ſtätigungen der Uebereinftimmung einer Abjchrift mit dem 
Originale. 


9. 180.. 


Diefe Auszüge find auch dann zur Pränotirung nicht 
_ geeignet, wenn fich die darin aufgeführten Poften uber 
ein Jahr und ſechs Wochen datiren, weil -auch die 
Bücher felbit zu Folge $. 120 allg. und $. 189 gal. ©. DO. 
über diefe Frift *) hinaus nur dann eine Beweiskraft 
haben, wein ihre Auszüge vom Schuldner unterfertigt 
find, Enthält der bloße Auszug Poften, von denen einige 
noch in die gefegliche Frift fallen, andere dagegen fich 
von einer älteren Zeit herfchreiben, fo fann die Pränoti- 
rung des beigebrachten Auszugs nur zur Sicherftellung 
der erjteren bewilliget werden. Wird im Auszuge das 
Datum der geborgten oder gelieferten Waare gar nicht 
angegeben, fo ift das Gefuch ganz rückzuweiſen, weil der 
Auszug ſelbſt zeigt, Daß das Buch nicht der Ordnung nach 
geführt wird, und folglich demjelben auch Feine Beweiſes— 
Fraft zufomme. Das bier Gefagte kommt auch mit der 
Borfhrift des S. 1501 allg. b. ©. B., wornach auf die 
Berjährung von Amtswegen fein Bedacht zu nehmen ſey, 
in feinen Wiederſpruch. Die bezügliche Frift von einem 
Jahre und ſechs Wochen kann nah den Begriffen 
und Grundfügen über Verjährungen Feineswegs unter 
Berjährungs > Friften gerechnet werden. Es handelt 
ſich dabei nicht um das Recht,  fondern um den 


+) Dieje Friſt wird von dem Tage der geborgten Waare 
(oder gelieferten Arbeit) berechnet. «Pat. v. 12. Dez. 
1785 Nro. 302 5. G. ©.) 
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X. und nicht 
etwa vom 
Gefetze 


Beweis. Der Handelmann, der diefe Frift verftreichen 
läßt, ohne feine Forderung einzuflagen, hat deßwegen 
für feine Forderung das Klagerecht noch nicht verloren, 
und nur erft mit Verlauf von 30 Sahren Fünnte von der 
Verjährung desfelben die Rede feyn. ($. 1479 allg. b. 
G. 3) Klagt z. B. der Handeldmann einen derlei 
Handlungs Konto ein, deſſen Poften der Zeit nach die 
gefegliche Frift überfchreiten, fo wird der Kläger aud) 
ohne aller Einwendung der Verjährung abge: 
wiefen, fobald der Geflagte den Bezug der Waare oder 
die Schuld in Abrede ftellt, und der Handeldmann die 
Nichtigkeit feiner Behauptung nicht auf eine anderweitige 
Art nachzumweifen im Stande ift. Die in der G. O. für 
die Dauer der Bemweisfraft der befagten Bücher vorge— 
zeichnete Frift kann daher Feine eigentliche Berjährungsfrift 
feyn. Das Hofd. vom 31. Dft. 1785 Nro. 489 lit, e 
fpricht zwar von einer Verjährung der aus den Hand- 
lungsbüchern entftehenden Forderungen, allein offenbar 
in einem hier ganz unentfcheidenden Sinne, denn es fagt 
nur fo viel, daß fich dießfalls an dasjenige zu halten fey, 
was im $. 120 der G. O. vorgefchrieben wird. In dieſem 
$. findet fich aber nichtS vor, was zur Annahme berechtigen 
würde, daß obige Befchränfung der Dauer der Beweifes- 
fraft der Handlungsbücher noch von einer Einwendung 
des Schuldners abhänge. Es wird vielmehr in diefem $. 
120 der G. O. Har und ganz unbedingt ausgefprochen , 
daß das Handlungsbuch nach Verlauf von einem Jahre 
und ſechs Wochen zu keinem Beweiſe mehr diene. Iſt 
aber dieß der Fall, fo kann auch der Auszug Feine beweis: 
machende und folglich auch Feine pränotirungsfähige Ur- 
Funde feyn. 


$. 181. 
Bon bücherlihen Eintragungen überhaupt, mithin 
fowohl von Sntabulationen als Pränotationen hat das 


Geſetz ausdrüdiih ausgefchloffen: 1. Urbarial- 
Rüdftände, 2. die fogenannten Leibgeding-Ver— 
träge, und 3, proviforifche Entſcheidungen in 
Befitzftreitigfeiten. Wir wollen diefe Fälle einer 
nähern Erörterung zuführen. 


$. 182. 


Zur Eintreibung der Urbarials Rüdftände be 
fteht im politifchen Wege eine eigene Erefutiong-Drdnung, 
und da die Dominien manchmal von diefem Verfahren 
abwichen, und derlei Rückſtände auf die betreffenden und. 
Güter ihrer Unterthanen bücherlich eintragen ließen, fohin 
aber in der Eintreibung derfelben das gerichtliche Verfah— 
ren gegen die Unterthanen einleiteten, fo wurde mit 
Hofd. vom 6. März 1821 Nro. 1744 3. ©. ©. erklärt, 
daß den Dominien nicht geftattet fey, von ihren Unter: 
thanen über Urbarial-Rudftände fih Schuldbriefe ausſtel— 
len, oder auf was immer für eine Weiſe folche Rückſtände 
auf die Realitäten der Unterthanen intabuliven oder prä— 
notiren zu laffen. 


$. 183, 


Wie jaber dann, wenn über das Recht felbit zum 
Dezuge von derlei Urbarialien zwijchen Dominien und 
den Unterthanen nach Weifung des $. 32 des Unterthans— 
Patentes vom 1. Sept. 1781 Nro. 23 J. ©. ©. im gericht- 
lichen Wege ein Streit entfteht, der ein für dag Domi- 
nium günftiges Urtheil zur Folge hat, foll das Domi- 
nium auch in einem folchen Falle von der Befugniß aus: 
gefchloßen ſeyn, ſich für das behauptete Urbarialrecht 
mittels Pränotation oder Intabulation ficher zu ftellen ? 
Auch diefe Frage ift, nad) Verfaffers Anficht, bejahend zu 
beantworten, Urbarial⸗Schuldigkeiten beruhen auf Feudal- 
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aus drücklich 
von jeder 
Eintragung 
ausge— 
ſchloßen 
iſt. 
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Berhältniffen, haften nach der politifhen Verfaffung auf 
dem dienftbaren Grunde, und übergeben daher ſchon in 
Kraft des Geſetzes von einem Nutzeigenthümer auf den 
andern, ohne daß es einer Intabulation oder Pränotation 
benöthige. Eine ſolche Eintragung wäre aber nicht nur 
überflüßig, jondern auch ordnungswidrig, weil man dann 
fonfequenter Weife den Gläubigern des Herrfchafts-Befit- 
zers auch Super: Sntabulationen oder Super- Pränotatio- 
nen geftatten müßte, was aber eine ungeheuere Berwirrung 
zur Folge hätte, indem dasſelbe Urbarialrecht bereitd im 
ftändifchen Gülten » Katafter, und folglicy auch in der 
Landtafel im Aftioftande erſcheint, und ſchon dort für die 
Dctava, und für alle in der Lanötafel eingetragenen 
Gläubiger behaftet iſt. ) | 


$ 184. 


Was die fogenannten Keibgeding - Verträge 
betrifft, jo ift über geftellte Anfrage, ob die über Grund« 
beſitzungen abgefchloffenen Verträge auf eine gewiffe Anzahl 
von Leibern bei den beftehenden Grundzerftüdungs- und 


*) Wrbarial-Berpflihtungen können übrigens nur im Aftt- 
vum, d. h., nur in der erften Rubrif des Grundbuchs 
(Dienftbuhs), und auch dort nicht ald Hypothekar— 
lajten, ſondern nur als Abzüge vom Inventar des 
Beiigftandes angemerft werden. (Örundbuchs- Patent 
vom 2. November 1792 6. 14.) Doc gibt eine derlei 
Anmerfung dem Dominium Fein dinglihes Recht im 
civilrechtlihen Sinne, und felbft zum Beweis Fann dem- 
felben nur in dem Falle dienen, wenn die Anmerfung 
auf der Grundlage einer Urkunde gefchieht, Die mit Ein- 
fluße des betreffenden Unterthans, und mit kreisämtlicher 
Genehmigung zu Stande Fam. Selbſt in diefem Falle 

wird im Grunde über den Beitand der Urbarial- Ver- 
pflihtung nicht jene Anmerfung, fondern immer nur dieſe 
Urkunde zum eigentlihen Beweife dienen. (Hofd. vom &. 
Sept. 1786 Nro. 57%, 5. Sept. 1791 Pro. 199 und 
21. Oft. 1825 Nro. 2137 8. ©. ©. und $. 1137 allg. 
b. G. 3.) 





Ausgedings-Vorſchriften in Böhmen zu verbieten ſeyn? mit 
dem Hofd. vom 15. März 1833 Nro. 2603 J. ©. ©. 
rflärt worden, daß in Zufunft in Böhmen nicht mehr 
jeftattet feyn ſolle, DBerträge abzuſchließen, vermöge 
velhen die Grundeigenthümer einen Theil. ihrer Reali— 
äten auf die Lebenszeit gewiffer Perfonen gegen Vorbehalt 
des Nückfalles mit dem Tode derjelben überlaffen, daß 
jiefelben Daher, in fo ferne fie nach Kundmachung des 
berwähnten Hofd. abgeichloffen werden, weder intabu- 
ationg- noch erefutiongfähig, noch ſonſt yon irgend einer 
Wirkung ſeyn follen.. Dbgleich aber in diefem Hofdefrete 
yon der Prängtation felbft Feine ausdrücliche Erwähnung 
jeichiebt, fo Fan und muß auch diefelbe darunter ver: 
tanden werden, weil eine gerechtfertigte Pränotation 
yanz die Natur und Wirfung einer Intabulation erhält, 
dieſe aber obiges Geſetz ausdrudlich als unftatthaft erklärt. 


$. 185. 


Auch find provijorifhe Entfheidungen in 
Befitzftreitigfeiten *) vermög der mit Hofd. vom 
1. Suli 1835 an das galizifche Appellations-Gericht erlaf- 
jenen a. b. Entſchließung vom 19. Juni desfelben Jahres 
weder zur Sntabulation, noch zur Pränotation, noch 
jonft zu irgend einer Notirung in Öff. Büchern geeignet. 


*) Diefes jummarifche Verfahren in Befisftreitigfeiten grün- 
det fid) auf das Hofd. vom 5. Dez. 1512 Nro. 1017 5. 
G. ©., welches an das galiziſche Appellations - Gericht 
erlaffen wurde, und ift jowohl nad) feinem Inhalte, als 
nad) einer Reihe von praftifchen Entfcheidungen, die in 
einzelnen Fällen feit einigen Sahren vom f. F. oberften 
Gerichtshofe ergingen, dermal noch immer nur in Ga— 
lizien von gejegliher MWirffamfeit. Es beftchen zwar 
ähnliche Normen aud) in Dalmatien, Tirol und im lomb. 
venetianischen Königreihe, allein diefe Länder lirgen auſſer 
dem Bereiche dieſes Werfes, und chen deßwegen Fann 
das, was dort eingeführet ift, hier ganz übergangen 
werden. 
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XT. mit 
einem be— 
fimmten 
und ord— 
nungsmä- 

figen 

Begehren. 


Der Grund dieſes Geſetzes Liegt ohne Zweifel darin, daß 
mit einer derlei Verfügung gar Fein Necht zuerkannt, 
fondern nur der faftifche Befisftand gefehlt wird. Sollte 
mit diefer Entfcheidung dem einen Theile der Erſatz der 
Gerichtskoften aufgelegt werden, fo fehiene die bezügliche 
Verordnung den allgemeinen Gefegen gemäß, in Anfehung 
diefer Koften, allerdings zur Eintragung geeignet zu ſeyn. 
Von einer Zuerfennung der Anſprüche auf Erfaß ber 
durch die Befisftörung verurfachten Befchädigungen felbft 
aber Fann bei derlei Proviforien ohnehin feine Rede feyn, 
weil die Verhandlung und Entfcheidung über diefe Erjaß- 
Anfprüche ausdrücklich dem ordentlichen Rechtswege vor: 
behalten ift. 


$. 186. 


Der Gefuchfteller muß auch ein befiimmtes Be- 
gehren ftellen, und daher auch den Zweck ausdrüden, 
wozu die Eintragung gefchehen foll, weil der Richter, 
wie ſchon gezeigt wurde, in Zabularfachen nicht von 
Amtswegen fürgehen fünne, und ganz an das Begehren 
der Partei gebunden ift, er auch fonft Gefahr liefe, bald 
mehr bald weniger, als in dem Willen der Partei liegt, 
zu bewilligen,, und damit entweder dritte Perfonen, oder 
den Gefuchfteller felbft zu präjudiziren. ($. 6 des Landt.- 
Pat. v. 3. 1794 und Hofd. vom 19. Dft. 1795 Nro. 
260 lit. a der J. ©. ©.) 


$. 187. 


Wie in jedem einzelnen Falle die Eintragung, die 
man wünfcht, ausgedrückt feyn müffe, dieß läßt fich bei 
dem bereit3 bemerften Mangel einer durchgreifenden 
gefeglichen Normirung auf beftimmte Worte nicht einen 
gen. Die Parteien haben dazu, wie ſchon oben in den 





% 9.154 — 156 d. W. angedeutet wurde, einen ziemlich 
weiten Spielraum. Möge aber das Begehren in was 
immer für Worte eingefleidet feyn, fo muß in demfelben 
doch immer ausgebrüct ftehen, ob man eine Intabu— 
lation, oder nur eine Pränotation, oder was eines 
wäre, eine unbedingte oder bedingte Eintragung, oder 
ob. man allenfalld Calternative) *) beide verlange, 
und zu welchem Behufe die Eintragung gefchehen 
folle, ob man nämlich) damit das Eigenthums-, Servi— 
tuts⸗ oder ein befonderes dingliche Recht, oder nur eine 
hypothekariſche Sicherftelung (Pfandrecht) erwerben 
wolle. 


$. 188. 


Der Richter ift jedoch dabei nicht gerade an den 
Inhalt des Petitums felbft befchranft. Sit ſchon aus 
dem übrigen Inhalte des Gefuches die Eintragung Far 
ausgedrüdt, fo kann bloß deßwegen, daß diefelbe nicht 
im Petitum wiederholt wird, das Gericht noch) Feine ge 
gründete DVeranlaffung zur Rückweiſung der angefuchten 
Eintragung haben. Wenn z. B. der Gefuchfteller jagt: 


*) Es! fteht nämlich den Parteien frei, entweder nur die 
Sntabulation, oder nur Die Pränotation anzufuchen, 
oder das Gefucd auf beide, jedoch fo zu ftellen, daß, 
wenn die Sntabulation nicht bemilliget werden follte, der 
Pränotation Statt gegeben werde. (Hofd. v. 14. Febr. 
180% Nro. 652 und 16. April 1830 Nro. 2459 5. ©. 
©.) Parteien oder Sachwalter werden daher, wenn fie 
irgend einen Zweifel über die tabularmäßige Eigenfhaft 
der Urkunde haben, immer wohl thun, das Gefuch mit 
diefem hier angedeuteten alternativen (eigentlich fuborbi- 
nirten) Begehren einzurichten. Wird ihnen darüber nur 
die Pränotation bewilliget, fo fteht ihnen deßhalb nod) 
immer frei, wegen abgefhlagener Sntabulation höheren 
Drtes Abhilfe zu juhen, und wenn fie dieje Abhilfe aud) 
nicht finden, jo haben fie dadurch, daß fie das alterna- 
tive Begehren ftellten, und fogeftaltig die Pränotation 
erwirften, doc wenigftens ihr Vorrecht von der Zeit der 
Einreihung des Geſuchs gerettet. 
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»Gr babe laut Kontraft in A vom Cajus dag bier in 
der Stadt!unter Nro. 24 gelegene Haus gekauft, und 
von diefem zugleich die Befugnif erhalten, fich an dag 
Gigenthbum des Haufes fogfeich intabuliren Coder bücher: 
lich umfchreiben) zu laffen; er bitte fonach ihm diefe Inta— 
bulation (oder diefe; Umfchreibung) zu bewilligen«, fo 
könnte und follte das Gericht bloß deßhalb, daß das 
Petitum nur mit Zuhilfnahme des übrigen Kontertes Far 
laute, das Gefuch keineswegs rückweiſen. 


$. 189. 


Handelt fich. bei Ermwerbung des Cigenthumes nur 
um einen Antheil des und. Gutes, jo muß .narürlich nebft 
dem unb. Gute felbft auch diefer Antheil nach aliquoten 
oder phyſiſchen Maßftabe angegeben feyn, je nachdem die 
Erwerbung auf die eine oder andere Meife gefchieht. 
Nur wenn die Theilnehmer dag ganze unb. Gut, oder 
auch einen Theil desjelben, jedoch mit gleichen Rechten 
an fih bringen, fo fann die bücherliche Umfchreibung des 
Eigenthumes des ganzen Gutes oder des bezüglichen An- 
theils auf Namen Aller ohne Anftand bewilliget werden, 
wenn fie auch in ihrem gemeinfchaftlichen Gefuche nicht 
gerade die auf jeden Einzelnen entfallenden aliquoten 
Antheile beftimmen, weil fich diefe Beftimmung nach gleis 
hen Theilen, wenn darüber nichts Beſonderes gefagt 
wird, fchon in Kraft des Gefeges von felbft verfteht. 
cHofd. v. 14. Dez. 1790 Nro. 96 J. G. ©. und $. 839 
allg. b, ©. 3.) | 
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Das hier vom Eigenthum Gefagte kann im allge- 
meinen auch auf die Geſuche um Erwerbung der Servi— 
tuts⸗ und der befonderen Dinglichen Rechte feine Anwen: 


dung finden. In allen Fällen aber it im Gefuche auch) 
das und. Gut, welches erworben oder mit irgend einer 
Laſt behaftet oder befihränft werden jollte, nach den bes 
reit3 gemachten Andeutungen beftimmt zu bezeichnen. ‚Bei 
Eintragungen zur Erwerbung von Grund Servituten ift 
auch das herrſchende Gut, zu deffen Gunften die Eintra- 
gung gefchehen joll, fo zu bezeichnen, wie dieß [yon von 
der Bezeichnung der unb. Güter überhaupt gejagt wurde. 
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Will der Gefuchiteller eine hypothekariſche Sicher: 
ftellung, jo obliegt ihm nebſt der Bezeichnung des unb. 
Gutes, welches zur Hypothek dienen fol, auch den 
Rehtsanfpruch oder die Forderung, wofür die 
hypothekariſche Eicherftellung verlangt wird, anzugeben. 
Ein Geſuch z B. mit dem Begehren: um die Sntabulation 
des Vertrages in A, wird wegen Unbeftimmtheit des Ber 
gehreng rücgewiefen. Der Impetrant hat zu fagen, er 
verlange die Sntabulation z. B. des Schuldbriefes in A 
zur Gicherftellung des Kapitals pr. 1000 fl. und der 58 
Sntereffen, und ift ihm die Hypothek auch für allfällige 
Einbringungsfoften eingeräumt worden, und will er an- 
ders auch dafür das Vfandrecht haben, jo muß er in 
jeinem Begehren auch dieſe Einbringungskoften einfließen 
lafjen. 
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Diefe eben befagte Vorfchrift kann indeffen auch 
andererfeits nicht wieder fo weit ausgedehnt werden, daß 
zur Erwirfung der Intabulation oder Pränotation 3. B. 
eines Vertrages, jede einzelne Verpflichtung, wofür die 
Sicherſtellung verlangt wird, im Gefuche umftändlid) an— 
gegeben, oder gar wörtlich abgefhrieben werde. Es 
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genügt ſchon, wenn die ficherzuftellenden Verbindlichkeiten 
der Oattung nah‘, 3.3. zur Sicherftellung des Pacht: 
zinſes und der übernommenen Baulichkeiten, oder zur 
Sicherſtellung der in den F. F. 3, 4 und 15 des Ber 
trags vom Pächter übernommenen Obliegenheiten ausge— 
drückt werden. 
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Den bid nun aufgeftellten Grundfägen gemäß ord— 
net auch der $. 6 des Landt.»Pat. v. J. 1794 ausdrück⸗ 
lih an, daß über das Anfuchen um Satabulation 3. B- 
eined Kauffontraftes zum Behufe der Erwerbung des 
Eigenthums, wenn diefe Sntabulation bewilliget wird, 
wohl der Käufer ald Eigenthümer umfchrieben werden 
kann, Daß aber imit diefer Eintragung des Kaufvertrags 
noch feineswegs der in dieſem Vertrage bedungene und 
rückſtändig verbliebene Kauffchilling als intabulirt anzu— 
fehen fey. Wollen die Fontrahirenden Theile, daß diefer 
Kauffchillingsreft bücherlich fichergeftellt werde, fo muß 
die Gintragung des Vertrages auch zu diefem Behufe 
ausdrücklich angefucht werden. 
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Das Begehren muß aber auh vrdnungsmäßig 
feyn. Mit Einem Gefuche fönnen mehrere Eintra— 
gungen nur danı begehrt werden, wenn fie unter ſich 
im Zufammenhange ftehen, und einen und denfelben Ge— 
genftand derfelben Parteien betreffen. Gefuhe, Die 
gegen diefe Vorſchrift Fumulirte Petita enthalten, müffen 
als ordnungswidrig rücgemwiefen werden. Damit ſtimmt 
auch das in Stempelfachen erfloffene Hoff. Defr. vom 8. 
März 1842 Nro. 6309 überein. Verftoßt fi) dag Be— 
gehren gegen eine derlei reglementäre Tabular-Vor— 
fchrift, fo wird das Gefuch rücgewiefen, obgleich das 


Begehren beftimmt ift, und die einzutragende Urkunde 
auch fonft der Form nach alle zur verlangten Eintragung 
erforderlichen Cigenfchaften hätte. Dieß Tiegt ſchon in 
der Einrichtung unferer Bücher, im Sinne unferer org. 
Patente, und in den Regeln, die wir in der Inftruftion 
des Landt.- Pat. v. 3. 1794 finden, und dafür fpricht 
auch der Fingerzeig, den wir im Hofd. vom 22. April 
1825 Nro. 2090 J. ©. ©. erbliden, wornach auf eine 
vom Hhypothefar Gläubiger feinen Schuldner ausgeftellte 
Erlaſſungs⸗, Verzichtleiftungg- oder Schenkungs-Urkunde 
wohl eine Ertabulation oder Löfchung, eine Sntabulation 
aber ſelbſt dann nicht bewilligt werden Fünnte, wenn 
beide, der Gläubiger und der Schuldner nämlich, damit 
einverftanden wären, und Darüber eine vom Gläubiger 
in tabularmäßiger Form ausgefertigte Erklärung vor- 
läge. 
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Wollen die Parteien von den off. Büchern Gebrauch 
machen, fo müffen jie fich auch die Formen, Die dag 
Geſetz dabei vorfchreibt, gefallen laſſen, und wenn gleich 
der Eigenthümer mit feiner Sache nach Willführ zu ſchal— 
ten das Recht hat, fo kann diefes Necht doch nicht auf 
die Schaltung mit den off. Büchern, wo feine Sache 
eingezeichnet ift, ausgedehnt werden. Diefe Bücher müfs 
fen in den Formen und nach den Regeln,” wie fie dag 
Geſetz gibt, geführt werden, wovon der Nichter auch 
mit Einverftindniß aller Theilnehmer nicht abgehen darf. 
Wenn z. B. der Servituts- Berechtigte verlangen würde, 
daß fein Recht nicht unter den Paffiven des dienenden 
Guts, wohin es feiner Natur nach, und auch zu Folge 
$. 39 der Landt.⸗Inſtr. v. J. 1794 gehört, fondern in 
der Rubrif des Beſitzſtandes desfelben eingetragen werde, 
oder wenn der Eigenthümer eines unb. Gutes die Ein- 
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tragung einer Quittung über eine Schuld begehrt, Die 
entweder gar nirgends, oder doc wenigftend nicht auf 
dem bezeichneten unb. Gute bücherlich haftend erfcheint , 
oder wenn der Fideifommiß- Befiger vorläufig bloß den 
erwirften Onerirungs-Konſens ad corpu- oder ad fructus 
des Fideifommiß-Guts intabulirt haben wollte, obgleich 
dabei ſowohl die Perfon des Gläubigers, als die eigent- 
liche Haupturfunde fehlen würde, auf deren Grundlage 
ein dingliches Necht erworben werden könnte, “). oder 
wenn der Gigenthümer auf fein und. Gut irgend ein 
Recht zu feinen eigenen Gunften intabuliren laffen wollte, 
da doch mit einer derlei Eintragung weder ein Cigenthum, 
(denn das Gut ift ohnehin fein) noch ein Pfand oder 
Serpitutsrecht (denn beide jegen, ihrem Begriffe nach, 
eine von dem Eigenthümer des Guts verfchiedene Perjon 
voraus) zu erwerben rechtlich denkbar ift, und überhaupt 
Niemand fein eigener Schuldner jeyn fann, oder wenn 


*) So wenig ein an den Bormund erlaffenes Defret mit der 
gerichtlihen Genehmigung für den Pupillen ein Darleihen 
aufzunehmen, und es auf den Realitäten des Pupillen 
büherfih zu veriihern, für ſich allein intabulirt oder 
pränotirt werden Fönnte, eben fo wenig Fann dieß mit 
dem obbezogenen Defrete, welches der Kideifommißr 
Befiger erhält, der Fall ſeyn. Mit derlei Onertrungs- 
Konjenfen find aber jene Urfunden niht zu verwechſeln, 
mit denen 3. B. der A dem Beinen Kredit eröffnet, und 
diejem lestern geftattet, Anleihen aufzunehmen, und die: 
felben auf feine (des A) Realitäten bücherlich ſicherzu— 
itellen. Derlei Akte begründen als Berträge ſchon an 
und für fib Rechte und PWerbintlichfeiten zwifchen den 
Kontrahenten, und da jedes Recht ficbergeftellt werden 
fann, fo ftünde der vorläufigen bücherlichen Gintragung 
diejer Vertrags-Urfunden, wenn fie zur Gicerftellung 
begehrt wird, an und für jich nichts entgegen. Die Ein- 
tragung gefchieht natürlich zu Gunjten des B als des 
berechtigten Theils zur Sicherftellung des ihm auf diefe 
Realität des A eingeräumten Belaftungsresbtes. Wird 
diefer Dertvag geaen Entaelt gejchloßen, jo Fann auch A 
in die Lage Fommen, den Vertrag auf einer Realität des 
B zur —— des Entgelts eintragen zu laſſen. 
Wir werden auf diefen Punkt zurückkommen. 


— — 


der Käufer eines unb. Gutes, der vom Verkäufer wohl 
die Befugniß zur hypothekariſchen Sicherftellung des Kon- 
trakts, aber noch nicht die Befugniß zur Umfchreibung des 
Eigenthums erhielt, nun die Eintragung des Kontrafte 
in der Art verlangt, daß feine dießfälligen Kaufrechte 
nicht in der Dritten, fondern in der zweiten Nubrif 
intabulirt werden, da doch eine folhe Eintragung für 
den bier angenommenen Fall das Gefeg nicht Fennt, 
und diefelbe auch mit der Befugniß, die er vom Verkäufer 
erhielt, nicht übereinftimmen würde, — wenn nun Ges 
juche mit diefen oder anderen ähnlichen ordnungswidrigen 
Begehren gemacht werden, jo find fte ohne weiters 
rüczumeifen, wenn gleich, wie gefagt, auch alle Theil- 
nehmer damit einverftanden wären. 
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Kaufrechte überhaupt, fo wie z. B. Verkaufe, 
oder Taufchrechte, wörtlich genommen, find ein juriftifches 
Unding, weil das Recht zu faufen, verfaufen und ver; 
taufchen als Ausflug der angebornen natürlichen Freiheit 
im allgemeinen Jedermann zufommt. CS. $. 17 und 18 
allg. 6. &. B.) Wird aber unter Kaufrecht, wie es 
auch gewöhnlich gefchieht, der Inbegriff der dem Käufer 
aus dem Kaufsvertrage zuftehenden Rechte verflanden, 
jo bat das Kaufrecht immerhin einen für den Suriften 
verftändlichen Einn, und in diefem Sinne find Kauf- 
rechte oder Kauf-Vertragsrechte gleichbedeutende 
Worte. Das Gefeß nun gibt dem Käufer eines unb. 
Gutes, fo wie überhaupt jedem anderen Erwerber des— 
felben zweierlei Intabulationen an die Hand. 
Die eine heißt die Sntabulation zur Erwerbung des 
Eigenthbumd, die andere dagegen die Intabulation zur 
Sicherftellung der Kauf Vertragsrechte. Wird die erftere 
erlangt, fo fann ohnehin uber die Natur und Wirfung 
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des damit erworbenen Rechtes Fein Zweifel | obwalten, 
Mas aber die zweite Art der Intabulation betrifft, fo 
hat das Geſetz von den Kauf, Vertragsrechten, wie 
bereit8 gezeigt wurde, nur die Wiederfaufs- und Bors 
Faufgrechte ausgefchieden, und auch nur diefe zwei Rechte 
für den Fall der bücherlichen Eintragung derfelben für 
dinglich erklärt. Abgefehen alfo von diefen beiden beſon— 
deren Rechten bleiben alle übrigen Kaufrechte, der büs 
cherlihen Gintragung des Vertrags ungeachtet, fortan 
rein perfönlihe Sadhenrechte, wofür der Käufer 
durch die bücherliche Eintragung des Vertrags weiter 
nichts ala das Pfandrecht erhält, welches, wie bereits 
bewiefen wurde, von der Dinglichfeit des Bertrags- 
rechtes felbft wefentlich werfchieden ift. Die fogeftaltig 
intabulirten oder pränotirten Kauf- Vertragsrechte bilden 
eine Satzpoſt, die, wie ebenfalld gezeigt wurde, Super— 
Eintragungen zuläßt, und werden in der Folge dieſe 
fihergeftellten Kauf s Vertragsrechte von einem Guper- 
Satgläubiger in die Erefution gezogen, und auf diefem 
Wege zur gerichtlichen Veraufferung gebracht, fo hat der 
Erfteher Feine größeren Rechte, als fie dem erequirten 
Käufer felbft zuftanden, und überfommt folglih das 
verfünlihe Recht wider den Verkäufer (oder 
deffen Erben) unter den Beftimmungen des Vertrags auf 
Zuhaltung und allenfalls auch auf Erfat zu dringen, 
c$. 919 allg. b. G. B.) und das dingl. Recht mider 
jeden nadhfolgenden Cigenthümer dieſes Gutes 
fih auf den Fall, als der Vertrag gar!nicht, oder nicht 
auf die gehörige Art zugehalten wird, für den dafür zu 
liquidirenden Erſatz aus dem Erlöfe diefes Hypothekar— 
Gutes zahlhaft zu machen. Aus dem, daß durch Ddiefe 
bier befprochene Sntabulation oder Pränotation des Kaufe: 
vertrags der Käufer, mie gefagt, nur das Pfandrecht 
erwirbt, ift erflärbar, daß der Verkäufer, diefer Eintra- 


gung des Vertrags ungeachtet, fortan Eigenthümer bleibt, 
und nicht gehindert ift, das nämliche Gut einem Anderen 
in das Eigenthum rechtsgültig zu überlaffen, wo dann 
dem erften Käufer, wie oberwähnt, weiter nichts als 
dag perſönliche Erfagrecht wider den Verfäufer, und 
das dingliche Recht fich für diefen Erfag aus dem verhy⸗ 
yothezirten Gute zahlhaft zu machen, erübrigen würde. 


Nimmt man diefe Sache von diefem einfachen durch 
das Gefeg Far vorgezeichneten Gefichtspunfte auf, fo 
verfchwinden von felbft alle die Schwierigfeiten, worüber 
ſchon fo viel hin und her gefchrieben wurde, und die fich 
bloß deßwegen ergeben, weil man irriger Weife diefen 
hupothefarifchen Eintragungen eined Kaufvertrags ganz 
eigene Wirfungen, die dad Geſetz bei dieſen Eintra- 
gungen nicht Fennt, wie z. B. eine Befchränfung des ans 
gefchriebenen Berfäufers in der Difpofition mit dem betref 
fenden Gute, oder ein ausfchließendes dingliches Recht 
des Käufers das gefaufte Gut zu überfommen, u. f. w., 
zufchreibt. *) 





*) Will fih ein Käufer, der zwar feinerfeits die Verbind— 
lichfeiten erfüllte, aber vom Verkäufer die Auffand nicht 
erhalten kann, die Ueberkommung des Eigenthums des 
erkauften unb. Gutes ſichern, ſo möge er (hier nebenbei 
geſagt) entweder die Pränotation des Kaufvertrags aus— 
drücklich zum Behufe der Erwerbung des Eigenthums, 
mithin nicht ad hypothecam, ſondern ad proprietatem 
anſuchen, ($. 438 allg. b. ©. B.) die dann, wenn fie 
bemilliget wird, nicht in der dritten, fondern in der 
weiten Rubrik des Hauptbuchs in Vollzug kommt, oder 
aber eine Klage wider den ald Eigenthümer angefehrie- 
benen Verkäufer auf bücherlihe Webergabe, oder was 
eines ift, auf Austellung der Aufſands-Urkunde einrei- 
hen, und gleichzeitig oder während des Prozepes nad 
Weifung des Landt.-Pat. v. J. 1794 6. 33 und Des 
Hofd. vom 29. Aug. 1818 9. 3 Niro. 1488 3.6. ©. 
die Notirung, dag der Befig des Gutes fireitig ſey, 
erwirfen. 
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XII. bei der 
Realin- 
jtanz 
überreicht 
wird, 
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Die Gefuche jeder Art in Tabularfachen find der 
Regel nach bei der Realinſtanz (Real: Gerichtsbe- 
börde) zu überreichen. (Pat. vom 12. Dez. 1785 
Nro 503 % ©. ©., Grundb.- Pat. v. J. 1792 % $. 
1 und 21, Yandt. Pat. v. J. 1794 $. 16, Hoffanzl. 
Defr. vom 4. Zuli 1839 Nro. 21,415 in Folge a. b. 
Entſchließung vom 23. April desfelben Jahres und Hof- 
fanzl. Defr. vom 10. März 1840 Nro. 7717 in Folge a: b. 
Entichließung vom 29. Febr. ebendesfelben Jahres.) 
Melche Gerichts- Behörden Realinftanzen find, wurde 
bereits gefagt, und es erübrigt hier nur noch einiger 
befonderen Berhältniffen zu erwähnen, die in Ddiefer 
Beziehung beftehen. 
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In Illirien ift nämlich zu Folge Hofd. vom 20 
Sept. 1814 Nro. 1102 Cauffer den Hauptitädten umd 
den Perfonen und Rechtsgefchäften, die zur Gerichtsbar- 
feit der Stadt- und Landrechte gehören) die ganze Civil— 
Gerichtsbarkeit, mithin auch die Kognition über Grund- 
bücher der Dominien und Magiftrate dem Bezirfs- 
Gerichte zugewiefen, in deſſen Bezirke fih das be- 
treffende unbewegliche Gut befindet. In dieſem Lande 
müffen daher, obigem Grundfage gemäß, alle Gefuche, 
die folhe der Real» Gerichtsbarkeit der Bezirks: Gerichte 
zugewiefenen unb. Güter betreffen, bei dem Bezirks; 
Gerichte überreicht oder angebracht werden Den Bes 
figern von Bauerngründen ftcht zwar frei, von der 
bereits befprochenen Begunftigung des F. 433 allg. b. 
G. B. Gebrauch zu machen, und daher ihre Gefuche 
mündlich auch vor ihrer Grundobrigfeit anzubringen, 
allein der bezugliche Protokolls-Akt muß doch immer 


von der Örundobrigfeit an das betreffende Bezirks— 
Gericht, welches die zur Kognition berechtigte Realin— 
ſtanz iſt, eingefchit werden. (Hofd. vom 14 Febr. 
1818 Nro 140 3. ©. SI) Wenn die Bezirks-Kom— 
miffäre oder Bezirks, Orts- und Kriminal-Richter felbft 
eine bücherliche Eintragung auf ein in ihrem Amtsbezirfe 
liegendes unb. Gut erwirfen wollen, fo find fie ange: 
wiefen, ihre Gefuche bei dem Stadt- und Randrechte, 
wozu der betreffende Bezirf gehört, einzureichen, wel- 
chem Stadt: und Landrechte als dem in Sachen gejeß- 
lich prorogirten Gerichtsftande die Kognition zufommt. 
Hofd. vom 18 Juli 1818 Nro. 1476 3. G. ©. und 
8 Nov. 1841 Neo. 6594, Fundgemacht mit Zirfufare 
des E. F. inner=öfterr, Füften!. Appellations-Gerichts v. 
18. Nov. 1841 Nro. 13,376.) 


9.439; 


Für Böhmen, wo bei den Vorsteher» und rück— 
fihtlih Stadtrichter- Aemtern der Schuß» und unterthä— 
nigen Städte, Märfte und Gemeinden, wie auch bei 
einigen freien, mit feinem organifirten Magiftrate ver: 
ſehenen Städten in. Grundbuchsfachen eine große Ver: 
fehiedenheit befteht, wurde mit dem mittelft böhmifcher 
Gubernial- Verordnung vom 9. Febr. 1834 Fundgemachs 
ten Hoff. Defr. vom 10. Jänner 1833 Nero. 17,112 
angeordnet, daß Tabular » Gefuche, die jich auf unb. 
Güter bezieben, worüber die Führung des Grundbuche 
ſowohl denjenigen Schuß: und unterthänigen Städten, 
Maärften und Gemeinden, von welchen die vorher aus— 
geübte Gerichtsbarkeit der Herrſchaft uberlaffen werden 
mußte, als auch jenen freien Städten, welche die Ge- 
richtsbarfeit in Streitfachen an ein anderes Gericht im 
Delegationswege übertragen haben, fortan zufteht, von 
den Parteien, nicht bei den Vorſteher-Aemtern folcher 
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Orte, fondern unmittelbar bei Dem betreffenden grund— 
obrigfeitlihden Amte und rücdfichtlih delegirten 
Gerichte zu überreichen find. 
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Nach diefen Erinnerungen übergehen wir zu den 
Ausnahmen, die über obige Regel, daß nämlich die 
Gefuche in Tabularfachen bei der Realinftanz zu über: 
reichen feyn, beftehen. Diefe Ausnahmen treten ein 


1.) bei Gefuchen der F. . Fisfalämter, der 
öfterr. Nationalbanf, und der türfifchen Unter: 
thanen,, 


2.) bei Gefuchen der Gutsherrn wider ihre 
Unterthanen, 


3.) in einem gewiffen Kalle bei Berggerichten, und 
manchmal 


4) in Erefutionsfällen. 
5. 201. 


Was nun die Fisfalämter betrifft, fo fteht 
denfelben Caußer dem Falle einer Erefution) frei, das 
Tabular-Geſuch entweder bei ihrem privilegirten 
Gerichtsſtande CLandrechte, oder Stadt: und Land— 
rechte) oder aber (mas in Fällen einer Gefahr am 
Vorzuge gewöhnlich gefchieht) unmittelbar bei der 
betreffenden Neal: Inftanz zu überreichen. Iſt das 
Landrecht felbft die Real-Inſtanz, fo kann natürlicher: 
weife dad Geſuch auch nur bei diefem Gerichte über» 
reicht werden. CHofd. vom 18. September 1786 Nro. 
577%. ©. 8.) Ueberreicht das Fisfalamt in Fällen 
der getheiften Gerichtsbarfeit das Gefuch bei dem Land- 
rechte, fo iſt dieſes auch zur Kognition über das 


Geſuch Fompetent, weil das Landrecht, wie ſich das 
eben zitirte Hofd. wörtlich ausdrückt, in allen Real— 
ınd Per fonal-Gefhäften, active und passive 
ein (des Fisfalamts) privilegirter Richter ift. 
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Auch die öfterr. Nationalbank hat in Geſchäf— 
fen mit Privaten, infofern ed dabei nicht um die Aus— 
legung der Banfjtatuten anfommt, gleid) dem Fisfal- 
amte, dad Landrecht *) fowohl active als passive zu 
ihrem privilegirten Richter. (Pat. v. 1. Juni 1816 
$. 50 Nro. 1250 und Pat. v. 15. Juli 1817 $. $. 43 
und 49 Nro. 1347 5. ©. 5.) Und eben fo unter- 
ftehen auch türfifche Unterthanen **) ſowohl active 
ald passive dem Landrechte als ihrem privilegirten 
Gericht sitande ***) (Hofd. v. 5. April 1784 Nro. 272, 
3. Juni 1798 Nro. 419 und 10. April 1829 
Nro. 2391 J. ©. ©.) Bei der öſterr. Nationalbanf 
und bei den türfifchen Untertbanen alfo fcheint in 
Beziehung auf den hier bejprochenen Punft ganz das» 
felbe zu gelten, was oben vom Fisfalamte gejagt 
wurde. Es ift zwar wahr, daß die hier in dieſem 
Paragraphe zitirten Geſetze ausdrücklich Tabularfachen 
nicht erwähnen, allein in diefen Gefeßen wird doch immer- 
hin fo viel andgefprochen, daß das Landrecht active und 


* Und zwar ausfchliegend das nieder-öfterreihifche Land- 
recht. 


**) Die türfifhen Unterthanen find mit Hofd. vom 24. Febr. 
1816 Nro. 1214 5. ©. ©. nur von der Erwerbung der 
Realitäten ausgeihlofien. Sie können daher, nad) 
Verfaſſers Anfiht, allerdings Kapitalien verbüchern , 
oder verbücherte Kapitalien oder Saspoften überhaupt 
an fih bringen. 

***) Nur in Handeld- und Wechſelgeſchäften unterftehen türf. 
Unterthanen dem Wedhfelgerihte, falls dieſes landes— 
fürftlich ift. (Hofd. vom 10. April 1829 Nro. 2391.) 
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passive der priv. Nichter ift, und gerade nur Diefes 
Jurisdiktions-Verhältniſſes wegen ift, wie dad Hofd. 
v. 18. Sept. 1786 mörtlich zeigt, auch für das 
Fisfalamt erklärt worden feine Gefuche in Tabular— 
fahen entweder bei dem Landrechte, oder unmittelbar 
bei der Real » Inftanz überreichen zu können. 
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Tabular »Gefuche des Gutsherrn für Privat: 
Forderungen an feine eigenen Unterthanen vder 
Gerichts-Inſaſſen auf die feiner Grundherrlichfeit 
unterworfenen unb. Güter find im Erefutiongmwege 
bei eben dem Gerichte, welhem nach den Gefeßen Die 
Entſcheidung der betreffenden Rechtsſache zuftand, — 
außer dem Eirefutionsmwege aber bei dem näch— 
ften unbefangenen Gerichte einzureichen, wo das‘ 
Geſuch der Dronung nad erledigt wird, Die Vol: 
ziehung der von dieſen Gerichten ertheilten Befcheide 
und die Eintragung in die Öff. Bücher jedoch hat das 
Grundbuchsamt des Grundherrn, dem die bezügliche For- 
derung zufteht, felbft zu beforgen. Handelt es fich 
aber um eine Forderung der gemeinfchaftlichen Waifen- 
Kaſſa an einen Unterthan, oder Gerichts-Inſaſſen des 
vormundfchaftlichen Gerichtes, fo fann und muß das 
Gefuch bei dem eigenen Drtögerichte oder Juſtizamte 
des Grundherrn überreicht, und erledigt werden. (Hof: 
Fanzleid. v. 13. Augujt 1833 Nero. 2626, und Patent v. 
1. Sept. 1781 $. 32. Nro. 23, dann Hofd. vom 17. 
Dftober 1791 ro. 207 und 26. Inni 1827 Niro. 
2288 5. ©. ©.) 
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Obgleich aber das eben bezogene Hoflanzlei-Dekret 
vom 13. Auguft 1833 nur von Tabular - Gefuchen 


fpricht, die fih auf Schuld-Forderungen der Guts— 
herrn an ihre Unterthanen oder Gerichts - Infaffen be- 
ziehen, fo ift doc, fchon der Analogie gemäß, und auch 
nach dem Inhalte des mit obigem Hoffzl.-Defr. in Ver: 
bindung ftehenden Hofdekrete v 17. Dftober 1791 Nero, 
207 3. ©. ©. nicht zu zweifeln, daß auch Tabular 
Gefuche der Gutsherrn, die das ihrer Grundherrlich— 
feit unterworfene unb. Gut felbit betreffen, außer 
dem Falle einer Erefution ebenfalls bei dem nächjten 
unbefangenen Gerichte einzureichen, und von diefem 
zu erledigen fommen. 
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‘m Belange montaniftifher Entiräten, 
und folglich auch in Bezug der darauf haftenden Satz— 
poften find zwar, wie gefagt, die Berggerichte Die 
fompetenten Real-Inſtanzen, weßwegen auch obiger 
Regel gemäß die bezüglichen Tabular-Geſuche bei dieſen 
Berggerichten zu überreichen, und zu erledigen ſind; 
allein es beſteht doch auch in dieſer Beziehung eine 
Ausnahme, die ganz eigener Art iſt. In Steiermark, 
Kärnten, Krain und im illir Küſtenlande können und 
müſſen derlei Tabular-Geſuche auf montaniſtiſche Enti— 
täten von ſolchen Diſtrikten, für welche eigene k. f. 
Berggerichts-Subſtitutionen aufgeſtellt find, bei 
dieſen lezteren ſelbſt überreicht werden, und zwar 
mit Abhängigkeit des Vorrechts, obgleich auch 
in dieſen Fällen die Kognition über das Geſuch nicht 
denſelben, ſondern dem betreffenden k. f. Berggerichte 
zuſteht, dem die Geſuche von den Berggerichts-Sub— 
ſtitutionen zur Erledigung und weiteren Amtshandlung 
zugefendet werden müſſen. (Hofd. v. 5 Sept 1812 
Nro. 1005, dann Hofkammerdkr. vom 14. Juli und 
1. Sept. 1815 Rro. 1093 und 1100 J. ©. ©.) 
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Eine fernere Ausnahme von obiger Regel tritt 
auch bei Tabular-Gefuchen ein, die im Erefutiond« 
wege gemacht werben. Gründet fich ein derlei erefu- 
tives Tabular:Gefuh auf ein Urtheil, Erfenntniß, 
oder Befcheid des Gerichtes felbft, oder fonft auf eine 
Ausfertigung desfelben über einen dortfelbft zu Stande 
gebrachten gerichtlichen Vergleih, fo muß das Geſuch 
auch bei eben diefem Gerichte überreicht werben. 
Diefem Gerichte fommt fohin nad dem alten Rechts— 
Grundfage: Judex cognitionis est etiam judex exe- 
eutionis auch die meritorifche Erledigung darüber zu. 
Wird 3. B. nur die Pränotation des Urtheild, Be: 
ſcheids, Vergleichs u. f. mw. angeſucht, fo ift bas 
Geſuch fein Erefutions -Gefuh, und da treten die 
bereit3 früher angedeuteten allgemeinen Grundfäße ein. 
Dasfelbe würde auch dann gelten, wenn, wie dieß bei 
Vergleichen jeder Art oft gefchieht, der Schuldner die 
ſogleiche Intabulation bewilliget, und mo daher dieſe 
Eintragung noch vor der Verfallgzeit der Schuld, mit: 
hin noch vor dem, als eine Erefution Statt findet, 
angefucht werden Fan. Su dieſen hier letzterwähn— 
gen Fällen muß das ZTabular - Gefuch der Regel nad) 
bei der Realinftanz überreicht werden. Die Ausnah— 
men, die dabei eintreten können, wurden bereits 
angegeben. 
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Gründer ſich aber das Erefutions.Gefuch entweder 


1.) auf Erfenntniffe, Entfcheidungen, Verordnun— 
gen, oder Befcheide der politifchen oder Gameral- 
Behörden, ober 


2.) auf Urtheile der Strafbehörden, in fo 
ferne damit Erfäße oder Zahlungen zuerkannt werden, 
oder 


3.) auf Vergleiche, die vor den Polizei 
Direktionen, politifhen Magiftraten, illiri— 
hen Bezirfs-Obrigfeiten, Grund : Gerichten 
in Wien, oder Wirthfchafts-Aemtern über: 
haupt gefchloffen werden, fo it das Geſuch bei der 
Perſonal-Inſtanz des Erefuten zu überreiben. 
In allen diefen Fällen ıft ein Givilgericht vordem in 
der Suche gar nicht eingefchritten, mithin hat auf Dies 
felben der objitirte Rechts-Grundſatz, daß der Erfeunt: 
niß-Richter auch der Erefutiond-Nichter ift, feine An. 
wendung, und da für diefe Fälle das Geſetz ausdrück— 
lich nichts befondered angeordnet hat, fo tritt die im 
allen Furisdiftiong- Normen aufgeftellte Regel für den 
Perfonal-Gerihtsftand des Geflagten, der 
bier der Erefut it, ein, welchem Perfonal Gerichts: 
ftande daher in allen diefen Fällen das Recht zufommt, 
das crefutive Tabular-Gefuch meritorifch zu erledigen, 
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Exekutions-Geſuche endlich, die fi) auf einen 
Schiedsſpruch gründen, müfjen entweder bei dem 
Schiedsrichter felbft, (oder aus den eben bemerften 
Gründen) bei dem ordentlichen Perfonal- Richter des 
Grefuten überreicht werden, je nachdem die Streit: 
Theile in ihrem Kompromiffe ſich dem Schiedsrichter 
aud für die Erefution unterworfen haben, oder nicht. 
Jenem Richter, bei dem das viepfällige Gefuch über: 
reicht werden muß, kommt auch die Kompetenz zur 
Kognition über dasjelbe zu. (Hofd. vom 31. Dft. 
1785 Niro. 489 3. ©. ©.) Dort jedoch, wo die gal. 
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die ſohin 
XII das 
Geſuch nad) 
Exhibi— 
rung im 
Einrei— 
chungs—⸗ 
Proto— 
Folle, 


Gerichtsordnung in Wirkfamkeit ift, ann fich nach $- 


365 derfelben der Schiedsrichter in feinem Kalle in 
eine Bewilligung irgend einer Grefution einlaffen. 
Tritt alfo dort der Fall einer bücherlichen Eintragung 
des Schiedfpruches ein, fo kann und muß das Geſuch 
felbjt im Erefutionswege immer nur bei dem ord. 
Perfonal-Richter des Schuldners angebracht, oder über- 
reicht werden. 
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Ber jedem Gerichte muß für die Zuftiz - Gefchäfte 
ein abgefondertes Einreihungs-Protofoll geführt 
werden, wo jede Eingabe fowohl in ald außer Streit- 
fahren, mithin audy die Eingaben in Tabular > Angeles 
genheiten in der Neihenfolge, wie fie einlangen, oder 
überreicht werden, auf jene Art und Weiſe eingetragen 
werden müfjen, wie fie von der mit Pat. vom 9. Sept: 
1785 Nro. 464 J. ©. ©. fundgemachten allg. Gerichts- 
inftruftion *) vorgefchrieben ift. (Hofd. v. 11. Jänner 
1831 Nro. 2500 5. ©. ©.) 


*) Diefe Gericht3-Inftruftion ift zwar zunächſt nur für 
Kollegial-Gerichte erlaffen worden, allein fie muß nad 
Inhalt des eben zitirten Kundmahungs- Patentes vom 9. 
Sept. 1785 auch von den Singular -Gerihten, mithin 
aud) von den nicht regulirten Magiftraten oder Bergge: 
richten, und von allen Orts: und Bezirfs- Gerichten, in 
fo weit befolgt werden, als ed ihnen vermög ihrer Orga— 
nifirung möglich if. Bei einer ſolchen Bejtimmung 
des Geſetzes Fann mwenigftens in Beziehung des hier 
bejprochenen Ginreichungs- Protofolles daran, daß die 
Inſtruktion darüber auch bei den Gingular- Gerichten 
Anwendung habe, Fein Zweifel obwalten. Des wichtigen 
Einfluffes wegen, den diefes Geſchäft auf Tabularrechte 
nimmt, und weil die Vorfchriften darüber, wie die 
Erfahrung lehrt, am Lande oft unbeachtet bleiben, dürf- 
te zweckmäßig fern, aus der oberwähnten Gerichts- 


Inſtruktion die wichtigeren Stellen hier Pwortfih aufju- 


nehmen, und zwar: 


rn — 


. 
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Mit dem diefer Gericht3- Inftruftion nachgefolgten 
Hofd. vom 12. Dezember 1785 Nro. 503 3. G. ©. und 


$. 3. »3u dem GEinreichungs- Protofolle hat jedes 
Gericht in dem ihm zugewiefenen Haufe ein eigenes Zim— 
mer zu beftimmen, wo die einfommenden Schriften über: 
nommen werden. Hier hat die Weberreihung zu Handen 
des _Protofolliften zur gefchehen, welcher auffer dem Amte 
weder ein Erhibitum anzunehmen, noch im Amte die 
Annahme unter was immer für einem Borwande verwei— 
gern darf. 


$. 4 »Das Einreihungs-Protofoll muß täglich, die 
Sonn: und gebothenen Feiertage nicht ausgenommen, 
von 8 bis 11 Uhr Vormittags, dann von 3 bis 6 Uhr 
Nahmittags offen gehalten werden. Auſſer diefen Stun: 
den bleibt es verſchloſſen. Es ift die Vorſehung zu tref- 
fen, daß dasjenige, was auf der Poſt eingefendet wird, 
von dem Gerichtsdiener jederzeit mit möglichjter Befor- 
derung abgeholt, und dem Einreichungs-Protofolle über- 
geben werde.“ 


6. 5. »Der Protofollift ift ſchuldig die überreichte 
Schrift in Gegenwart desjenigen, der fie übergibt, mit 
der Zahl zu bezeichnen, die ihr nad der Zeitordnung 
der geichehenen Ueberreihung zufommt. Dieje Zahl lauft 
som 1. Jänner bis zum legten Dezember des Jahres fort. 
Der Protofollift hat darauf zu ſehen, dag in den Zahlen 
feine Srrung unterlaufe, Feine Zahl überjprungen, Feine 
zweimal angefegt, oder Bruchzahlen eingemengt werden. 
Die Aufzeihnung der Zahl hat ſichtbar von Auffen unter 
der Auffchrift zu geſchehen, und find daſelbſt Tag, Mo- 
nat und Jahr der gefchehenen Weberreichung mit aller 
Genauigfeit anzumerfen.« 


$. 6. „Wer fih über die gejchehene Ueberreichung 
einen Beweis verichaffen will, hat auf einem bejonderen 
Bogen die Abſchrift der Rubrife (Rubrum) des überge- 
benen Erhibitums zum Protofolle mitzubringen; dann ift 
der Protofollift ſchuldig, dieſe Abfchrift, nachdem er 
folche mit der Urfchrift gegeneinander gehalten, mit der 
nämlichen Zahl, als diefe zu bezeichnen, auch darauf den 
Tag, Monat und Fahr der Ueberreichung anzumerfen. 
Diefer Beweis muß auch dann nicht verweigert werden, 
wenn ihn die Partei erft nach der Ueberreichung fordert.“ 


6. 7. „Nach gefihehener Ueberreichung hat der Pro- 
tofollift, wenn er nicht durd neue Parteien verhindert 
wird, die Zahlen der Schriften, die Gerichts - Behörde, 
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gandt.- Pat. v. 3. 1794 $. 16 wurde für Tabular-Ein- 
gaben noch insbefonders angeordnet, daß für den Fall, 
als mehrere derlei Eingaben in Beziehung der nämlichen 
Realität oder Sakpoft in demjelben Momente ein 
fangen oder überreicht werden, diefes jowohl im Einrei- 
chungs-Protofolle, als auf den Eingaben, und wenn es 
die Partei verlangt, auch auf jenem Rubrum der Ein, 
gabe, von dem der $. 6 der eben bemeldten Gerichtös 
Inſtruktion fpricht, anzumerken, was gemöhnlid) und 
auch am richtigften mit den Worten: »gleichzeitig mit 
No... . « gefchieht. 


Seil, 


Nebſt dem Präfentatum mit Tag, Monat und 
Sahr, und der Zahl des Einreichungs- Protofolles auch 
die Stunde des Eintreffend oder der Ueberreichung auf 
den Eingaben anzumerfen, ift aber ungefeglich und zweck— 
widrig. Die Anmerkung der Stunde wird weder in der 
obbezogenen Gericht! - Inftruftion, noch fonft in irgend 
einem nachgefolgten Geſetze vorgejchrieben. Nicht‘ die 
Stunde, fondern die Zahl des Einreihungs-Pro- 
tofolles fol dem Richter bei Erledigung, und dem 
Tabularamte bei der Eintragung zur Richtfchnur dienen. 





von welcher fie fommen, den Gefchlechts- und Taufnamen 
-der Parteien, welche die Schrift betrifft, endlich mit we- 
nigen Worten das Wefentliche des Gegenftandes in dag 
Einreihungs-Protofoll nad) der Zahlenreihe einzutragen.“ 


$. 9. „Wenn bei einer erften Behörde eine Schrift 
nah Maß der Gerichtsordnung doppelt oder mit mehres 
ven Rubrifen eingereichet wird, ift jede Schrift oder jede 
Rubrik mit der nämlichen Zahl zu bezeichnen, die Ein- 
tragung in das Protokoll aber nur einmal zu machen.“ 


$. 10. „Von den einfommenden Schriften muß die 
Eintragung in das Protokoll immer ungefäumt gejchehen. 
Der hiezu beftellte Beamte darf jeinen Amtsort nicht eher 
verlaffen, bis alle an demjelben Tage vorgefommenen 
Schriften ordnungsmäßia eingetragen find, 
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Eine Bezeichnung nah Stunden, und jelbft nach 
Minuten würde auch bier in Tabularfachen, wo, wie 
man zu fagen pflegt, und auch richtig ift, Augenblicke 
entjcheiden, offenbar unzureichend feyn, und beim Beftand 
der Einreichungs-Protofollg-Zahlen ohne aller Noth nur 
zu Verwirrungen und Konflikten gar oft ſehr nachtheilige 
Veranlaffungen geben. Es ift zwar richtig, daß in eini- 
gen älteren org. Watenten *) von der Bezeichnung 
der Stunde gefprochen wird; allein man darf nicht über- 
fehen, daß die bezüglichen Patente noch vor der obzitirten 
Gerichts-Inſtruktion, mithin zu einer Zeit erfloffen find, 
wo noch Feine Einreihungs-Protofolle gefeglich eingeführt 
waren, und daher aud von einer Einreichungg - Proto- 
Eolls- Zahl feine Rede gewefen feyn Fonnte. Es kommt 
in diefen älteren org. Patenten auch von der Bezeichnung 
mit Zahlen durchaus Fein Wort vor. Ueberhaupt fann, 
was die Präfentirung betrifft, nur die nachgefolgte allg. 
Gerichts - Snftruftion zum Anhaltspunkte dienen, und da 
auch die nach diejer Inſtruktion erfloffenen org. Landt.- 
und Grundbuchs- Patente von den Sahren 1792 und 
1794 von einer Bezeichnung der Stunde gar nichte 
erwähnen, jo Fann man wohl] mit Sicherheit annehmen, 
dad Diefe Bezeichnung dermal überflüßig und unge: 
fetzlich fey. 


212, 


Wird in den nach dem Gefege zuläßigen Fällen das 
Tabular- Gefuch mündlich zu Protokoll angebracht, fo ift 


) Go heißt es 3. B. im Landt.- Pat. für Kärnten vom 25. 
Suni 1746 im 9. 14 wörtlich: „Wann nun ein fo geftellter 
Schuldbrief dem Landtafel DOber-Directori präfentirt 
wird, mit Schrift, oder mündlichen Bitt ſolchen intabu- 
firen zu laſſen, folle derjelbe mit feiner Hand das: 
„Intabuletur“ nebſt Jahr und Tag, auch Stund des 
praesentati darauf fihreiben, jodann in das Amt remit- 
tiven, womit die Sntabulirung vollzogen wird.“ 
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XIV dejjen 
Erb.» Zahlen 
in Kollifions- 
Fällen über 
die Priori- 

tät den 

Ausſchlag 

geben, 


dieſer Original-Protokollsakt gleich nach dem 
Abſchluße und Unterfertigung desſelben jenem Beamten 
zu übergeben, der mit der Führung des Einreichungs— 
Protofolles beauftragt ift, wofür aber nicht die Partei, 
in deren Hände das Wrotofoll ald ein zum Gerichte ge— 
höriger Aft gar nicht fommen darf, fondern das Gericht 
jelbft von Amtswegen zu forgen hat. Auch diefer Aft 
ift gleich jeder anderen Gingabe der Parteien mit dem 
Präfentatum und der Zahl des Einreichungs +» Protofolls 
auf die oben angedeutete Weife zu bezeichnen. In Illi— 
rien tritt der ganz eigene Fall ein, daß die Grundobrig- 
feiten, weil ihnen Feine Gerichtsbarkeit zufteht, in dem 
bereits beiprochenen Falle des $. 433 allg. b. G. 2. 
zwar zur Aufnahme der bezüglichen Protofolle berechtiget 
find, denfelben aber obliege, derlei Protofolfe dem betref- 
fenden Bezirks- Gerichte einzufenden, defjen Einreichung$- 
Protokoll auch allein für das Vorrecht entfcheidend ift. 
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Wir haben bis jegt vom Einreichungs »Protofolle 
der Gerichte überhaupt gefprochen. Nun aber müffen wir 
hierin einen engeren Kreis ziehen, und ung bei allem, 
was Darüber noch gefagt wird, nur das Einreichungs- 
Protofoll jenes Gerichtes denken, welches für jeden 
einzelnen Tabular- Fall die Realinſtanz ift, weil nur 
der Moment des Eintreffens oder der Leberreichung der 
Tabular » Eingaben bei der Mealinftanz des Vorrechts 
wegen auch in jenen Fallen der entjcheidende ift, wenn 
die Eingabe von der Partei nach dem Geſetze bei einem 
anderen Gerichte überreicht feyn mußte. Möge alfo die 
Realinftanz zur Kognition fompetent feyn oder nicht, und 
möge folglich) die Realinftanz die Tabular-Einlage felbft 
meritorifch erledigt, oder fie fehon von einem andern 
Gerichte meritorifch erledigt empfangen haben, immer 
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gibt, was das Vorrecht betrifft, nur das Präfentatum 
und rücfichtlich die Zahl ihres eigenen Einreichungs- Pro: 
tofolles den Ausjchlag. Diefe Zahl und Feine andere 
muß auch dem Tabularamte in der Anreihung der Eintra— 
gungen im Hauptbuche zur Richtfehnur dienen. (Grundb. 
Pat. v. 3.1792 $. 20, Landt.= Pat. v. J. 1794 $. 16, 
Pat, vom 12. Dez. 1785 Nro. 503 3. ©. S.) Hierin 
befteht, wie fchon oben im $. 205 d. W. bemerft wurde, 
nur bei den Berggericht3- Subftitutionen in Stei- 
ermarf, Kärnten, Krain und illir. Küftenlande eine 
Ausnahme. Für diefe Falle ift hier das Cinreichungs- 
Protokoll der betreffenden Berggerichts - Subftitutionen 
zu verftehen. In den oben im $. 203 befprochenen Falle, 
wenn nämlich der Gutsherr das Geſuch bei dem nächften 
unbefangenen Gerichte überreicht, entjcheidet der Moment 
des Kintreffeng der Erledigung bei dem eigenen Gerichte 
des Gutsherrn, womit des Vollzugs wegen die Einfchrei- 
tung gemacht wird. Es bewährt fih auch in diefem Falle 
der Grundfag, daß der Priorität wegen immer die Zahl 
des Einreichungs-Protofolles der Realinftanz die entjchei- 
dende ift, und auch allein die entfcheidende feyn muß, weil 
auffer dem die Erhibiten-Zahlen zweier Gerichte unter fich 
unmöglich zu einer Richtſchnur oder Kontroll dienen Fönn- 
ten, fobald an einem und demfelben Tage bei jedem diefer 
beiden Gerichte Tabular » Gejuche eingereicht wären. 
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Sit aljo einmal die Tabular - Einlage bei der Reall⸗ 
inftanz entweder unmittelbar von der Wartet, oder ver: 
mittelft einer anderen Behörde überreicht oder einge- 
langt, fo kann gar feine Veränderung, die nad) die— 
fem entfcheidenden Momente in der Sache oder 
in der Perſon des Ueberträgers oder Pfandbeitellers 
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vor fih geht, der aufrechten Erledigung der Tabular— 
Einlage im Wege ftehen. ? 
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Den bier angedeuteten Grundfägen gemäß wurde 
mit der vermittelft Hoffanzl.-Defr. vom 4. Zuli 1839 
Nro. 21,415 fundgemachten a. b. Entfchließung vom 25. 
April desfelben Jahres auch ausdrüdlih erklärt, daß 
erſtens bücherliche Eintragungen , die vor der Eröffnung 
des Konkurſes bei der Realinftanz angeſucht worden find, 
das dinglihe Recht vom Tage der Anbringung dieſes 
Geſuches auch in Dem Falle erwirfen, wenn diefelben erft 
nach Eröffnung des Konkurſes vorgenommen werden, e3 
möge die Eintragung vor oder nach der Eröffnung des 
Konkurſes bemilliget worden feyn, und daß zweitens 
in den Fällen, in welchen dad Geſuch nicht unmittelbar 
beider Realinftanz angebracht wird, die nach Eröffnung 
des Konfurfes vorgenommene Eintragung das dingliche 
Recht nur von dem Tage bewirft, an welchem das Gefud) 
Der Partei, oder das Erfuchfchreiben anderer Behörden vor 
der Eröffnung des Konfurfes an die Realinjtanz gelangt 
ift. Diefes Gefuch oder Erfuchjchreiben muß aber zu 
Folge Hoffanzl.+ Defr. vom 26. Juni 1846 Nro. 21,248 
vor dem Tage der Konfurs: Eröffnung bei der Realinftanz 
überreicht oder eingelangt feyn. Geſchieht die erft am 
Tage, ald der Konfurs eröffnet wird, fo fann die Ein: 
tragung felbft dann nicht Statt finden, wenn z. B. das 
Gefuch noch Vormittags überreicht, der Konfurs aber 
erit Nachmittags eröffnet worden wäre, weil der Kon- 
kurs in Rückſicht der hieraus entftehenden Rechtswirkung 
von dem Anfange des Tages der Kundmachung 
des Ediktes für eröffnet zu halten ift, ohne daß c8 auf 
die Stunde oder den Moment der Kundmachung bes 
Ediktes ankomme. 
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Wenn nun nah $. 440 allg. b. ©. B im Falle, 
ald der Eigenthümer ebendagfelbe unb. Gut zwei 
verjchiedenen Perfonen überläßt, das Gut jener Perfon 
zufällt, die früher die Eintragung anfuchte, fo 
bat der höchite Gefeggeber dabei offenbar nur die Zeit, 
in der das Anfuchen bei der Realinftanz einlangt 
oder überreicht wird, vor Augen gehabt. Ob dann diefe 
Eintragung bedingt oder unbedingt angefucht wurde, ift 
gleichviel, ſobald die bedingte in der Folge gerechtfertiget 
wurde. Nur muß, wenn man damit das Eigenthum 
erwerben will, jowohl in dem einen als in dem anderen 
Falle die Eintragung audh zu dieſem Behufe ange 
jucht worden ſeyn. Hat z. B. der Käufer die Eintragung 
des Kaufvertrags bloß zur hypothefarifchen Sicherheit 
verlangt, jo erlangt er damit noch gar Fein Eigenthum, 
und muß, wenn ein anderer inzwifchen mit der Aufjand 
in der Hand die Eintragung zum Behufe der Erwerbung 
des Eigenthums (die Befigumfchreibung nämlich) anfucht, 
dieſem legteren bezüglich des Eigenthums weichen, 
obgleich) er früher eine Eintragung verlangt hat. 


Sr 212. 


Das, mag jo eben von der Priorität in der Erwer- 
bung des Eigenthumes gefagt wurde, gült nach dem oft 
zitirten 9. 445 allg. b. ©. 3. auch auf die Priorität in 
der Ermwerbung aller anderen dingl. Rechte. Auch bei 
diefen Rechten fommt dabei alled auf den Zeitpunft des 
Gintreffend, oder der Weberreichung des Anſuchens bei 
der Realinftanz an, Wenn 5. B. dort, wo das Erfennt- 
nißgericht nicht zugleich die Realinftanz ift, der obfiegende 
Gläubiger das Geſuch um erefutive Intabulation des 
Urtheild bei dem Erfenntnißgerichte überreicht, und ein 
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anderer Gläubiger die Sntabulation eines Schuldbriefes 
unmittelbar bei der Realinftanz, zwar fpäter, jedoch 
noch vor dem Eintreffen des Requifitorial-Schreibens des 
oberwähnten Erfenntnißrichters anfucht, fo kommt diefem 
legtern Gläubiger ohne weiterd das Vorzugsrecht zu, 
weil, wie gefagt, in diefer Beziehung nur. das Cinrei- 
chungs>- Protofoll der NRealinftanz den Ausjchlag 
gibt. Diefer Grundfag fteht bei dem Fathegorifchen Aus— 
fpruche des $. 440 allg. b. G. 2. fo feft, daß felbft eine 
irrige Eintragung im Hauptbuche das Vorrecht des frühe: 
ven Gefuchftellers nicht präjudiziren Fünne. Wird 5.8. 
das fpäter überreichte Geſuch des A vor dem früher 
überreichten Geſuche des B eingetragen, fo fteht dem B 
noch immer das Vorrecht zu. Sft aber dabei Jemand 
aus Verfchulden des Gerichtes oder des Tabularamtes 
zu Schaden gefommen, fo ift das Gericht oder Amt dem 
befchädigten Theile verantwortlich. 


$. 218. 


Das von dem Zeitpunfte. des Anfuchens Gefagte 
muß aber, wie dieß wohl von felbit einleuchtet, immer 
in der Borausfegung verftanden werden, Daß das frühere 
Anfuchen fo inftruirt überreicht wurde, daß es nach dem 
Gefege auch bewilliget werden Fonnte, und auch 
wirflich bewilliget wurde, und daß, was die Ge 
fuche um bedingte Eintragungen betrifft, dieje Eintra— 
gungen in der Folge auch gerechtfertigt werden. 


$. 219. 


Es erübrigt ung bier noch die Kollifiong- Fälle 
zu berühren, die fih in Bezug auf die Priorität mand- 
mal ergeben. 


Wenn zwei (oder mehrere) wie immer gearteten 
Zabular» Gefuche zwar bezüglich des nämlichen Tabu: 
lar»Dbjeftes jedoch zu verfchiedener Zeit über: 
reicht werden, fo iſt dieß noch Fein eigentlicher Kollifiong- 
fall. Der Richter erledigt dabei die Gefuche in der Rei- 
benfolge der Zeit ihrer Ueberreichung, und kann, wenn 
fich 3. B. bloß um die Pfandrechte handelt , alle bewilli- 
gen, weil davon auch mehrere nacheinander auf dem näm— 
lichen Tabular⸗Objekte haften können. Iſt das Begehren 
des fpäteren Gefuchitellerg mit der Bewilligung des frü- 
heren Gefuches im Widerfpruche, fo wird der fpätere 
Gefuchfteller im Sinne des obzitirten $. 440 ganz oder 
zum Theil abgewiefen, je nachdem das Begehren desfelben 
mit der Bewilligung des früheren Gefuches ganz oder zum 
Theile im Widerfpruche fteht. Wird 3. B. die Umfchreis 
bung des Eigenthums einer ganzen Realität mit ver: 
fehiedenen Eingaben von mehreren angefuht, fo wird 
die Umfchreibung über das zuerft eingereichte Gefuch bes 
willigt, auf die übrigen Gefuche aber aus dem Grunde 
abgefchlagen, weil jener, von dem diefe Gefuchfteller das 
Eigenthum ableiten, im rechtlichen Sinne zur Zeit der 
Ueberreichung ihrer Gefuche ſchon nicht mehr bucherlicher 
Eigenthümer war. Und hat der frühere Gefuchfteller die 
Umfchreibung des Eigenthums bloß der Hälfte eines Haus 
ſes angefucht, fo kann dem fpäteren Gefuchiteller, wenn 
er 3. B. die Sntabulation eines Schuldbriefes auf das 
ganze Haus verlangt, Ddiefelbe immerhin auf die, noch 
feinem Schuldner gehörige andere Hälfte des Haufes 
bewilliget werden. 


$. 220. 


Die eigentlihen Kollifions » Fälle ergeben fich erit 
dann, wenn zwei (oder wie fich von felbft verfteht, 
mehrere) Gefuche, bezüglich desfelben Tabular - Objektes 
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gleichzeitig eintreffen, und entweder 1. beide auf 
Belaftung oder, 2. beide auf Erwerbung des 
Eigenthums, oder 3. das eine auf Belajtung, und 
das andere auf Erwerbung des Eigenthums, 
oder endlich 4. dag eine auf Erwerbung des Eigen- 
thums einer Satzpoft, und das andere auf Lö, 
ihung eben berfelben Satzwoft gerichtet feyn. *) 


$. 221. 


Bon allen diefen Kollifions » Füllen ift bloß der 
zuerft angeführte Fall vom Gefege ausdrüdlich ent- 
fchieden. Beide Eintragungen nämlich werden (voraus- 
gefegt, daß fonft Fein Anftand obwaltet) zu Folge Pa- 
tentes vom 12. Dez. 1755 Nro. 503 J. ©. ©., dann 
des Grundb. Pat. v. J. 1792 $. 22 und des Landt, 
Pat. v. J. 1794 $. 16 unter wechjelfeitiger Beziehung 
der gleichzeitig überreichten Geſuche bemwilliget, und 
im Hauptbuche zwar abgefoudert, jedoch unter 
einer und derfelben Satzpoitzahl mit gleichem 
VBorrechte bewerfitelliget. 


$. 222. 


Man fieht alfo, daß das Gefeg in dem eben bezeich- 
neten Falle beide Gefuchfteller ganz gleich behandelt 
haben wolle, und da die übrigen Kollifions- Fälle vom 
Geſetze nirgends ausdrücklich entfchieden find, fo tritt 
nach $. 7 allg. b. ©. B. die Analogie in Kraft, in deren 
Folge anzunehmen ift, dag auch in diefen übrigen Kelli- 
fiong » Fallen die Eintragungen unter Anordnung, daß 


*) Dieje hier aufgezählten Kollifiong s Fälle wurden bereits in 
einer öffentlihen Schrift (Turnes Syndiker. Zeitjchrift 
für öfterr. Nechtsgelehriamfeit. Jahrgang 1839 Heft X) 
umftändlih und zwar mit Anfichten beivrocden, die im 
allgemeinen auch der Verfaſſer dieſes Werkes theilt. 


gegenfeitig Die gleichzeitige Ueberreichung der Geſuche mit 
gleihem VBorrechte angemerkt werde, bewilligt wer: 
den fünnen. Die Regulirung der dadurch erworbenen 
Rechte ift, falls fich die Theilnehmer nicht gütlich einver: 
ftehen, allerdings nur nach rechtlicher Verhandlung auf 
der Örundlage rechtsfräftiger Urtheile im Exekutionswege 
ausführbar. Der, in defjen dringenderen Sntereffe liegt, 
einen derlei abnormen Tabularftand zu beheben, mag als 
Kläger auftreten. Da die Tabular- Rechte beider ganz 
gleich find, fo Fann mindeftens von diefem Standpunfte 
aus von der Befugniß des einen zur Aufforderung des 
andern Feine Rede ſeyn. ) 


$.. 223. 


Die Einwendung, daß ſich im erſten Kolliſions— 
Falle nur um Pfandrechte handle, dieſe aber ohne allen 
Widerſpruch auch mehreren Gläubigern auf dasſelbe 
Objekt zukommen können, daß folglich das, was für jenen 
Fall die Geſetze entſcheiden, auf die übrigen Fälle nicht 
paſſe, ſcheint ganz ungegründet zu ſeyn, weil auch im 
erſten Falle die Kolliſion nicht des Pfandrechts, ſondern 
der Priorität wegen eintritt, dieſe aber bei jedem 
anderen dinglichen Sachenrechte in Kolliſion gerathen 
kann. 


$. 224. 


Wenn alfo das Geſetz im erften Kollifiong =» Falle 
die Gefuche nicht abweifen, fondern bewilligend erledigen 


*) Das, was dunn bei derlei Prozegen Rechtens ſey, gehört 
nicht hieher. Die darüber zu gewärtigenden vichterlichen 
Ausſprüche werden für den Fall, als nicht etwa die Un- 
gültigFeit des einen oder anderen Geſchäfts nachgewieſen 
werden follte, in der oben im 6. 220 d. W. bezogenen 
Abhandlung umftändlich erörtert. 
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XV. dem 
geftellten 
Begehren 
gemäß. 


läßt, jo muß ganz dasfelbe auch in den übrigen Kolliſions— 
Fällen gelten. Es befteht auch fonft Fein Geſetz, wornach 
der Tabulars- Richter zwei Gefuche, wovon jedes an und 
für fich zur Eintragung ganz geeignet wäre, bloß deßwe— 
gen rückweifen fönnte, weil ihre Petita gegeneinander im 
Widerfpruche ftehen. Beide Gefuchfteller zufammen haben 
doch gewiß auf die Priorität, wegen welcher fie nun in 
Kollifion ftehen, jedem dritten gegenüber den ausfchlie- 
Benden Anſpruch, und würde man fie diefer Kollifion 
wegen abweifen, fo liefen fie unter andern auch die Ge; 
fahr, daß am Ende beide mit diefer Priorität durchfal- 
len, fobald ein Gefuch eines Dritten inzwifchen käme. 


$. 225. 


Es kann aber auch zwifchen den beiden Gefuchen der 
Widerfpruch nur theilmweife eintreten, wie dieß 3. B. 
dann der Fall wäre, wenn mit dem einen Gefuche Die 
Umfchreibung der ganzen Satforderung pr. 1000 fl., mit 
dem andern aber die Löſchung von bloßen 300 fl. ver- 
langt würde. In einem folchen Falle müßte der Umſchrei— 
bung von 700 fl. ohne allen Beifaß ftatt gegeben, und 
die Anmerfung des gleichzeitig überreichten Löfchun gs— 
Gefuches nur auf die übrigen 300 fl. beſchränkt werden. 


$. 226. 


Der Richter ift bei Erledigung des Tabular-Geſu— 
ches an das Begehren der Partei fireng gebunden. 
Er fann nie etwas anderes, oder etwas mehreres, als 
verlangt wurde, bewilligen. Mird z. B. die Intabulas 
tion eines Schuldbriefes zur Sicherftellung des Kapitals 
und der Intereſſen angefucht, fo kann der Richter diefelbe 
auch nur zu diefem Behufe bewilligen, obgleich er aus 
dem Inhalte des Schuldbriefes erfieht, daß der Schuld- 


ner die Sntabulationg » Befugnig auch zur Sicherftellung 
der allfälligen Einbringungs > Koften eingeräumt hat, und 
der Gefuchiteller folglich berechtiget wäre, die Intabula— 
tion auch zu diefem Behufe zu verlangen. 


$. 227. 


Kann aber der Richter nach den ihm vorgelegten 
Urkunden, oder nach) dem Stande der off. Bücher dem 
Begehren nicht ganz Statt geben, fo ift ex durch den fo 
eben aufgeftellten Grundſatz nicht gehindert, das Begeh— 
ven zum Theil zu bewilligen, weil das wenigere immer 
in dem mehreren: enthalten ift, und dieß ſelbſt in Streit- 
fachen ganz unzweifelhaft feine volle Anwendung findet. 
Verlangt der Käufer die Befisumfchreibung des erfauften 
ganzen Haufes, und ift ein Drittel davon auf Namen 
des Verkäufers nicht angefchrieben, fo fteht diefer Umstand 
nicht im Wege der Befigumfchreibung] des Haufeg für die 
übrigen zwei Drittel Statt zu geben. Selbft wenn 
3. B. wider den Erben eine Pränotation auf ein unb. 
Gut angefuht wird, welches noch auf Namen des Erb- 
lafjers umfchrieben fteht, fo kann bloß deßhalb der Rich: 
ter, wenn anders die übrigen vom Gefege vorgezeichneten 
Bedingungen vorhanden find, nicht gehindert ſeyn, Die 
Pränotation mit der im $. 822. ausgedrücdten Beſchrän— 
fung zu bewilligen, obgleich der Gefuchfteller von diefer 
Beſchränkung felbit ausdrücdlich Feine Erwähnung machte, 
In diefen und anderen ähnlichen Fällen bleibt der Richter 


noch immer innerhalb des Begehrens der Partei, weil 


mit den erwähnten Erledigungen weder etwas anderes, 
noch etwas mehreres, als verlangt wurde, bewilligt 
erjcheint. 
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XVI, mit 
Angabe 
deſſen, was 
bewilligt 
oder abge: 
fhlagen 
wird, 


d. 228 


Bon diefer Regel haben wir eine einzige Ausnahme, 
Obgleich nämlich die Präanotation erft, wenn fie gerechtfer; 
tiget wird, die Wirfung einer Sntabulation erhält, und 
folglich in diefer legtern begriffen gedacht werden muß, 
fo wurde dennoch über eine Anfrage, ob in Fällen, wo 
nach den Gefegen zwar eine Pränotation aber feine Jnta— 
bulation Statt findet, anftatt der angefuchten Sntabulation 
die Pränotation zu bewilligen ſey, durch die mit Hoffanzl. 
Defr. vom 9. Zuli 1835 Nro. 17,755 fundgemacdte a. 
h. Entſchließung vom 19. Suni desfelben Jahres aus: 
drüclich erklärt, daß, da zu Folge der Beſtimmung des 
$. 2 des Patente vom 14. Febr. 1304 Nro. 652 5. ©. 
©. der Partei frei fteht, entweder nur die Sntabulation 
allein, oder allein die Pränotation anzufuchen, oder das 
Geſuch auf beide alternative dahinzuftellen, daß, mwofern 
die Sntabulation nicht, wohl aber die Pranotation Statt 
finden fünnte, die letztere bewilliget werde, es Pflicht 
der Partei jey, ihr Gefuch nach diefer Vorfchrift einzu: 
richten, und ‚daher der Landtafel- oder Grundbuchs- Be: 
hörde in Feinem Falle, folglich auch dann nicht geftattet 
fey, eine von der Partei nicht ausdrüdlich angefuchte 
Pränotarion zu bewilligen, wenn in dem Gefuche nur 
die Sintabulation begehrt ift, Ddiefelbe aber nicht Statt 
finden kann. 


$. 229. 


Huch die richterliche Erledigung des Geſu— 
ches muß Far und beftimmt feyn, damit das Tabu— 
laramt, welches fich bei der Eintragung ganz an diefe 
Erledigung halten muß, wife, was, wofür, zu 
mweffen Gunften, gegen wen, und in Bezug, 


oder zur Laſt welchen Objeftes bewilliget, oder 
allenfalls- abgefhlagen murde, und damit aud) 
andererfeitS der Gefuchfteller, und die übrigen Theil 
nehmer, die. davon verjtändigt werden müffen, in die 
Lage fommen, beurtheilen zu können, ob und in wie fern 
fie gegen das, was bewilligt oder abgefchlagen worden 
it, auf dem gefeglichen Wege Abhilfe zu fuchen haben. 


$. 250. 


Es ift aber deßhalb nicht immer nothwendig, daß 
die richterfiche Erledigung gerade alles, wad bewilligt, 
oder abgefhlagen wird, wörtlich ausdrüde. Sit fchon 
das im Gefuche geftelte Begehren klar und bejtimmt, 
fo wäre eine Wiederholung desfelben in der Erledigung 
überfläffig, und bei weitläufigen Petiten, befonders, wo 
viele Objekte, Perfonen, oder Zahlen vorfommen, und 
ſich durchfreugen, auch mit Gefahr: eines oft fehr 
nachtheiligen Verftoges verbunden. In einem foichen 
Falle nun, wo ſchon das Begehren der Partei klar 
und bejtimmt vorliegt, ift vorzüglid dann, wenn dem 
ganzen Begehren, jo wie es geſtellt erjcheint, Statt 
oder nicht Statt gegeben wird, — genug, wenn die 
Erledigung ausdrückt, daß z. DB. die angefuchte Inta— 
bulation bewilligt Coder abgefchlagen) werde, weil auch 
mit einer folchen Erledigung beide obausgedrüdten 
Zwecke vollfommen erreicht werden, anbei aber 
fein ©efeß befteht, welches anoronen würde, daß die 
richterfiche Erledigung alles wörtlich wiederholen 
müffe, was bewilligr, oder abgefchlagen wird. 


$. 231. 


Sit aber das Begehren nicht von der fo eben 
vorausgeſetzten Art, aber doch noch immer jo geftellt, 
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daß die Eintragung ganz, ober zum Theil bemilliget 
werben fünne, oder find mehrere Theilnehmer zu ver- 
ftändigen, die dafür vorgelegten Rubriken oder Rubra 
aber fo unvolftändig, daß die Theilnehmer, denen die 
Rubra zuzuftellen fommen, daraus nicht erfehen fünn- 
ten, worin eigentlich das Begehren beftehe, — in biefen 
Fällen nun tritt allerdings die Nothmwendigfeit ein, 
alles, was bewilligt wird, gehörig geordnet fo auszu— 
drüden, daß das Tabularamt und die Parteien aus 
dem richterlichen Befcheide Teicht entnehmen können, was 
bewilligt, und was allenfalls abgefchlagen worden ift, 
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Die richterliche Erledigung fol aber auch die 
Urfunden bezeichnen, die bei dem Tabularamte in die 
Urfundenbücher zu ingroßiren kommen. Dieß ift 
zwar in feinem Geſetze ausdrüdlich angeordnet, allein 
die Beurtheilung, auf welche von den vorgelegten Ur: 
funden fich die bewilligte Eintragung fuße, gehört 
offenbar in den Bereich der Kognition, und fon 
dieß allein genügt zur Rechtfertigung des Gefagten. 
Diefe richterliche Beftimmung ift aber dann um fo 
dringender, wenn, wie es häufig gefchieht, das Tabu— 
lar-Geſuch auch mit unerheblichen Urkunden belegt ift, 
deren Sngroßirung daher eine ganz unnütze Arbeit wäre, 


$. 233. 


Der Richter muß fernerd in der Erledigung fich 
aud) über den Umftand ausfprechen, ob, und allenfalls 
wer Caußer dem Gefuchjteler) und mittelft welcher 
Eingabe jeder Einzelne von den Theilnehmern nad) der 
vollzogenen Eintragung zu verftändigen Fomme. 
Auch diefer Punkt ift der Folgen wegen fehr wichtig, 


und kann auch nur von dem Kognitiongrichter gehörig 
aufgefaßt, und angeordnet feyn. 


$. 234. 


Wird dad Begehren entweder ganz oder zum 
Theil abgefchlagen, fo muß in der Erledigung aud) 
ber Grund angegeben werben. Diefer Abweifungs- 
grund muß zwar vollftändig, jedoch fo fur; als 
möglich und mit Berufung auf das einfchlagende 
Gefetz ausgedrüdt feyn. CHofd. vom 22. Dez. 1791 
Nro. 230 und 16. April 1830 Nro. 2459 3. G. ©.) 
Der Richter muß fich auf die Angabe jenes Grunde be- 
fhränfen, der ihn zur Abweifung beftimmte, und fich nicht 
etwa in eine Belehrung, was die Partei zur Erwirfung 
deſſen, was fie wünfcht, noch zu thun oder nicht zu thun 
babe, einlaſſen. Derlei Belehrungen, fo gut gemeint fie 
auch in einzelnen Fällen feyn mögen, find hier am unvech- 
ten Orte und zur unrechten Zeit gegeben, und können 
Konflikte und Befchwerden zur Folge haben. Es kann 
fich leicht fügen, daß die Partei den ihr gegebenen Rath 
zwar befolgt, mit dem fogeftaltig werbefferten Gefuche 
aber, wenn nicht ſchon vom namlichen Gerichte, fo doch 
über Rekurs eines ZTheilnehmerd vom höheren Richter 
abgewiefen werde, womit alfo die Partei Zeit und Koften , 
und villeicht auch die Priorität, und damit ihre ganze 
Forderung verlor, was möglicher Weife nicht gefchehen 
wäre, wenn die Partei nach ihrer eigenen Ueberzeugung 
gehandelt, oder ſich anderswo Raths erholt hätte. 


$. 235. 


Wird der Richter zur Abweifung aus mehreren 
Gründen beftimmt, fo ift feine Pflicht fie alle anzugeben. 
Wird z. B. die Sntabulation eines Schulöbriefes, wo 
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XVII. im 
beſchleu— 
nigten 
Wege, 


die Intabulations-Klauſel fehlt, und auch Feine Zeugen 
unterfertigt find, zur Laſt einer Realität angefucht, Die 
zwar im Hauptbuche auf Namen des Schuldners umfchrie- 
ben ift, wo aber noch deffen vormalige Minderjährigfeit 
notirt erfcheint, fo müffen in dem abmweislichen Befcheide 
alle diefe drei Gründe berührt feyn. Das obzitirte Geſetz 
cHofd. vom 16. April 1830) fagt klar, daß die Urſache 
der Abweifung angeführt werden müffe. Daraus ift zu 
erfehen, daß, wenn mehrere Urfachen der Abweifung 
vorhanden find, nothmwendiger Weife alle angeführt feyn 
müffen. Bei Nichtbeobachtung diefer Vorfchrift werden 
die Parteien ohne Noth zu wiederholten und immer erfolg» 
lofen Einfchreitungen verleitet, was felbft mit der eigenen 
Würde des Gerichts nicht wohl verträglich ift. 
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Die Begründung des Vertrauens auf die öff. Bücher 
und folglih die Aufrechthaltung? des Kredits derfelben 
hängt auch davon ab, daß die angefuchten Eintragungen, 
oder, wenn fie abgefchlagen werden, ‚die bezüglichen 
Notirungen,, fo ſchnell als möglich in den. öff. Büchern 
erfichtlich gemacht werden. Dieß geht ſchon daraus 
hervor, daß das VBorrecht von dem Zeitpunfte der Ueber— 
reihung der Tabular- Eingaben abhängt, das Einvei- 
chungs- Protokoll aber den Parteien zur Einfiht nicht 
offen fteht. Die Nothwendigfeit einer’fchleunigen Behand« 
lung der Tabular-Geſchäfte leuchtet daher fchon aus der 
Natur derfelben ein, !fie wird aber auch vom Gefege 
ausdrüclich anbefohlen .(Grundb. Pat. v. J. 1792, Pa- 
tent vom 14. Febr. 1804 $. 3'Nro. 652 und Hofd, vom 
14. Febr. 1818 Nro, 1420 J. G. ©) 


Dieſe Beſchleunigung unterliegt bei Singular-Gerich— 
ten gar feinem Anſtande. Nur bei Kollegial-Gerichten 
treten dieſer Behandlung einige Schwierigkeiten in den 
Weg ‚ die jich aber auch überwinden laffen, obne von 
dem für Kollegial= Gerichte vorgefchriebenen Verfahren in 
der Wefenheit abzuweichen. Die Tabularftücke jollten bei 
jeder Sigung zu allererft referirt, und Die nad) dem 
Beihluße ausgefallenen Befcheide auf der Stelle von dem 
Sefretär, und allenfalls bei einem bejonderen Andrange 
auch von einem Raths-Auskultanten auf die Driginal- 
Eingaben gefchrieben und unterfertigt, und die fogeftaltig 
verbefchiedenen Driginal-Eingaben ſammt den angefchloffe: 
nen Urkunden, noch von der Sitzung aus, der Erpeditur 
zur fogleichen regelmäßigen Zuftellung an das Tabu: 
laramt zugefertigt werden. *) Daß aber auch dort im 
Tabularamte der Gegenjtand mit Befchleunigung behan- 
delt werde, ift wohl leichte Sache des Gerichts-Borftehers 
dafür zu forgen Die Referatsbögen mit den Bemer— 
fungen, wie die Befchlüge ausftelen, und die Duplifate 
der Eingaben bleiben inzwilchen in Händen des Raths— 
protofolls + Führers zum Behufe des auszufertigenden 
Rathsprotokolles. Das weitere Verfahren, wie auch 
diefe Stüde zum Erpedite zu gelangen haben, und was 
dann dort, wenn vom Tabularamte auch die Driginal- 
Eingaben dahin rücdeinlangen, weiters zu gefchehen habe, 
gehört nicht hieber. 


* Diejes Verfahren wurde im Zahre 1833 für ein Stadt: 
und Landrecht über Antrag des k. F. inner -öfterreihiichen 
Füftenländiichen Anpellationg » Gerichtes vom F. F. Oberften 
Gerichtshofe ausdrücklich genehmigt. 
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XVII. ex 
primo 
decreto zu 
evjledigen 
und dem 
Tabular- 
amte zuzu— 
fertigen hat, 
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Allerdings bleibt, dieſes befchleunigten Verfahrens 
ungeachtet, für die Deffentlichkeit noch immer eine Lücke. 
Da Sikungen nicht alle Tage abgehalten werden, und 
daher die Tabularftücke oft erft nach zwei oder mehreren 
Tagen in das Tabularamt gelangen, wird bie und da und 
zwar mit gutem Erfolge damit abzuhelfen gefucht, daß ſchon 
vom Ginreichungs- Protofole täglih alle eingehenden 
Tabularftüce dem Tabularamte mitgetbeilt, von dieſem 
unverzüglich in ein NRegifter angemerkt, und von da gleich 
wieder dem Einreichungs-Protofolle zur weiteren Zuthei- 
fung rücgefchieft werden. ) 


$. 239. 


Die Zabular-Gefuche müſſen mittelft Befcheid, 
und zwar ex primo decreto in dem Stande, wie fie 
eingereicht wurden, erlediget, und damit die ange 
fuchten Eintragungen entweder bewilliget oder abgefchla- 
gen werden. Borbefcheide, womit noch entweder eine 
Zagfagung zu irgend einer Cinvernehmung angeordnet, 
oder noch irgend eine Beilage abgefordert wird, um fo: 
dann das Gefuch mit dem Vorrechte der Zeit der Ueber: 
reichung desfelben erledigen zu Fönnen, find unzuläßig, 
und mit dem Hofdefrete vom 16. April 1830 Nro. 2459 
ausdrücklich abgejtellt. 


*) Es ſchiene zwar diefer Lücke in der DeffentlichPeit unferer 
Bücher am beften dadurch abgeholfen zu werden, wenn 
für Tabular-Eingaben ein eigenes Ginreibhungs- 
Protokoll entweder bei dem Gerichte, oder bei dem 
Tabularamte felbft geführt, und zu Jedermanns Einſicht 
frei geftellt würde, allein es müſſen doch auch erhebliche 
Bedenken entgegen ftehen, weil dafür von Seite eines 
Appellations-Gerichtes bereits ein Antrag höchſten Orts 
gemacht wurde, diefem Antrage jedoch Feine Folge gege- 
ben worden ift. (Materialien für Geſetzkunde und Rechts— 
vflege. Bd. 8. ©. 375.) 





$. 240. 


Beicheide, womit bloß gejagt wird, daß der. ange 
fuchten Eintragung, 3. B. wegen Abgang einer Auffandg- 
Urfunde nicht Statt gegeben wird, find Feine Vorbe— 
jcheide, fondern reine abjchlägige Beſcheide. Wird mit 
dem ernenerten Gefuche auch diefe Aufſands-Urkunde bei: 
gebracht, und nun die Eintragung bewilligt, fo wird das 
Vorrecht, wie fchon gezeigt wurde, und dag Hofd. vom 
23. Jänner 1819 Nro. 1538 insbeſonders erflärt, auch 
nur von der Zeit des neuerlichen in gehöriger Form übers 
reichten Geſuchs erworben. 


$. 241. 


Um aber Tabular-Geſuche gehörig erledigen zu 
können, bat der Richter Cbei Kollegial » Gerichten der 
Referent) in allen jenen Fällen, wo ihm die betreffenden 
Öff. Bücher zu Gebothe ftehen, von diefen Büchern vor: 
läufig ſelbſt Einficht zu nehmen, um fich fogeftaltig zu 
überzeugen, ob das im Gefuche angeführte Tabular— 
faftum richtig fey, ob und in wie fern folglich der Tabu— 
larftand mit den im Gefuche angegebenen oder voraus: 


gefegten Verhältniffen übereinftimme, ob nämlich z. B. 


der Berfäufer wohl ſelbſt fhon als Eigenthümer umfchrie- 
ben ey, ob die in der Ceſſion ausgedrücte Summe nicht 
etwa höher als jene der eingetragenen Sagpoft ift, ob 
der Pfandbefteller oder Verfäufer auch nach den im off. 
Buche vorfommenden Notirungen mit dem verpfändeten 
oder verfauften Gute frei verfügen könne. (Landt. Inſtr. 
v. J. 1794 $. 61.) 


NP 242. 


Die erledigten und verbeſchiedenen Tabularſtücke 
müſſen, wie fchon gefagt wurde, Dem betreffenden Tabu: 
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welches dann 
XIX. das 

Angeordnete 
in Boll: 
zug ſetzt, 


faramte zur Ausführung der angeordneten Gintragung 
entweder direkt, oder mittelft einer anderen Gerichts: 
Behörde zugemittelt werden, je nachdem das Gericht, 
welches die Tabular » Eingabe erledigt, zugleich Realin- 
ftanz ift oder nicht. Diefe Zumittlung geſchieht im erften 
Falle auf die für Zuftellungen überhaupt worgefchriebene 
Meife, im letzteren dagegen mittelft eines an die betref- 
fende Realinſtanz zu erlaffenden Reguifitorial-Schreibens, 
wo in Fällen, als der bewilligten Eintragung ein richter 
licher Spruch zum Grunde liegt, nach der bereitd bemerk— 
ten Vorfchrift des Hofd. vom 10. Nov. 1804 Nro. 702 
zugleich zu bejtätigen ift, daß der Spruch, der dem Afte 
zu Folge Hofd. vom 16. Aug. 1791 Nro. 192 3. G. €. 
immer beigebogen feyn muß, wirklich zur Rechtskraft ge- 
langte. Der requirirten Realinftanz fleht in ſolchen 
Füllen, wie fchon gejagt wurde, gar Feine Kognition zu. 
Diefelbe hat nach den Andeutungen des $. 303 allg. und $. 
403 gal. G.D. lediglich das belegte Requifitoria- Schreiben 
dem Tabularamte mit dem Befcheide zuzufertigen, Daß 
dasfelbe die von dem requirirenden Richter bewilligte 
Eintragung in Vollzug zu fegen, und ſohin das ganze 
Komunifat mit Bericht zu reproduziren habe. 
$. 243. 

Das Tabularamt erhält daher die Aufträge immer 
nur von feiner vorgefegten Nealinftanz, und dieß felbft 
dann, wenn, wie eben gefagt wurde, die bezügliche Ein» 
tragung von einem anderen Gerichte bewilligt, und die 


Realinftanz nur um die Verfügung, diefelbe vollziehen zu 
laffen, requirirt wurde. 


$. 244. 


Den fogejtaltigen Aufträgen ift das Tabularamt 
ohne weiters zu entſprechen verpflichtet, und zwar nad) 





den Manipulations- VBorfchriften, von denen ım 
dritten Theile dieſes Werfes die Rede feyn wird. 


d. 245. 


Was TabularsAnftände oder Tabular-Be- 
denfen find, wurde ſchon oben im %.241 d. W. berührt. 
Dort find auch hierüber beifpieldweife einige Fälle ange— 
geben worden, die Stoff zu anderen Fallen darbiethen, 
die fich Teicht Jeder felbft ausbilden fann, Wenn nun 
der Richter vor der Erledigung eines Tabular- Gefuches 
die Off. Bücher nicht einfah, oder nicht einfehen Fonnte, 
oder zwar eingefehen, dabei aber irgend einen Tabular: 
Anftand übergangen hat, welchen jetzt das Tabularamt 
entdeckt, fo ift diefes Amt nicht nur berechtigt, jondern 
auch verpflichtet, denſelben unter Darftellung des 
Sachverhalts mit Rückſchluß des Tabularaftes und allen- 
falls mit Anſchluß eines amtlich auszufertigenden Kandta- 
fel- oder Grumdbuchs-Ertraftes oder fonftiger Abfchriften 
berichtlih der Realinftanz anzuzeigen, und darüber 
die weitere Weifung abzuwarten. ($. 61 der Landt. 
Inſtr. v. 3. 1794.) 


$. 246. 


Die Realinftanz bat über diejen Bericht und 
allenfalls auch über felbft genommene Einſicht der öff. 
Bücher zu entfcheiden, ob es bei dem früher erlaffenen 
Befcheide zu verbleiben habe, oder ob und allenfalls 
wie derfelbe abgeändert werde. Im erfteren Falle 
wird lediglich der Bericht, oder was noch zweckmäßiger 
ift, ein Rubrum davon beiläuftg mit den Worten ver- 
befchieden : 


»Bericht ad acta, und werde das Landtafel- (oder 
Grundbuch) Amt unter Rückſchluß des inbezogenen 
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fallg XX. 
feine 
Tabular: 
anftände 
vorfommen, 
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Tabularaftes beauftragt, die mit dem Befcheide von 
3 . . . bewilligte Sntabulation, der bemerften 
Anſtände ungeachtet, ohne weiters in Vollzug zu 
ſetzen *%) 


Findet aber das Gericht von der früheren Erledi— 
gung ganz oder zum Theil abzugehen, fo muß dieſer Bes 
ſchluß mittelft Unterbefcheid auf dem Zabular » Gefuche 
felbft, und zwar auf allen Eremplaren und Rubriken 
motivirter ausgefertigt, und dem Tabularamte zugeftellt 
werden. Diefer Unterbefcheid fünnte 3. B. bei einer 
theilmeifen Abgehung folgender Maffen lauten: 


2In Erledigung des Berichtes des Landtafelamtes 
von. . . . wird bei dem nun aufgeflärten Umſtande, 
daß die zur Hypothek verfchriebene Herrichaft N. zur 
Hälfte mit einem I. f. Lehen behaftet ift, dazu aber der 
vorgefchriebene Konſens nicht beigebracht erfcheint, von 
der mit obigem Befcheide von . . . . bemilligten 
Sintabulation in fo ferne abgegangen, daß diefe Intabu— 
Iation nur zur Laft der anderen Hälfte der verbypothes 
zirten Herrfchaft für bewilligt anzufehen Fomme, Das 
Landtafelamt wird den mit obigem Beſcheide ertheilten 
Auftrag mit diefer nun ausgefprochenen Modiftfation in 
Vollzug fegen, und zugleich die nunmehr theilweis erfolgte 
Abweifung gehörig notiren.« 


$. 247. 


Diefe letztberührte Erledigungsart mitteld Unterbe— 
fcheids findet auch danı Statt, wenn das Gericht von 


* Sn diefem Falle bedarf es Feines Unterbefcheides, weil es 
ganz bei dem früheren Befcheide verbleibt, die Parteien 
Daher die vom Tabularamte zwar gerügten vom Ge— 
vihte jedoh nicht beachteten Anftände nicht zur willen 
brauchen. 


feinem früheren Befcheide ganz abgeht, und den Geſuch— 
fteller nun 3. B. ganz abzuweiſen befchließt, weil aud) 
in folhen Fällen das Tabularamt die Notirung des 
abweislichen Befcheide8 vornehmen müffe, und weil über- 
haupt auch in folchen Fällen die Parteien von der Abwei- 
fung und von den Gründen, die fie veranlafjen, in 
Kenntniß zu Fommen ein rechtliches Intereſſe haben. 


$. 248. 


Findet das Gericht bei diefen Erledigungen von dem 
Inhalte feines früheren Befcheides auch in Beziehung auf 
die Sngroßirung der Urkunden oder Zuftellung der Einla- 
gen ganz oder zum Theil abzugeben, oder in diefen Bezie— 
hungen etwas anderes zu verfügen, jo muß ſich das 
Gericht mit den befagten Unterbefcheiden auch über diefen 
Punkt ausfprechen. Wird in diefer Hinficht nichts gefagt, 
fo find die früheren Anordnungen darüber als aufrecht 
beftehend anzufehen. 


$. 249. 


Iſt aber die Realinftanz in dem einzelnen Kalle, 
worüber der Bericht vom Tabularamte erftattet wird, 
nicht zugleih das Kognitiond- Gericht, fo Fann fie fich 
auch über diefen Bericht in Feine Entfcheidung einlaffen, 
fondern muß denfelben dem betreffenden Gerichte, wel: 
ches auch den früheren Befcheid erließ, zur obbefprochenen 
Erledigung mittheilen, und von dort dag weitere Requi— 
fitiong » Schreiben, und zwar mit oder ohne Unterbefcheid 
des Tabular-Geſuches abwarten, je nachdem jenes 
Gericht von dem früheren Befcheide ganz oder zum Theil 
abzugeben finde oder nicht. 
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und johin 
XXI. den Aft 
dem Gerichte 
jur Zuftel: 
lung an die 
Theilnehmer 
rückeingeh— 

end mad", 
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Möge die Erledigung eines derlei Berichts von der 
Realinftanz felbft, oder von einem anderen Gerichte 
erfolgt feyn, immer ift Pflicht des Tabularamtes nun- 
mehr dag Angeordnete ohne weiters und felbft dann 
in Bollzug zu fegen, wenn das Tabularamt auch noch fo 
fehr von der Unregelmäßigfeit der gerichtlichen Verfügung 
überzeugt wäre. Das Tabularamt ift dadurch, daß das» 
felbe die betreffende Gerichts + Behörde von den obwal- 
tenden Anftänden in Kenntniß fette, feinerfeitS vollfom- 
men gedect, und es wird nur Sache der fich gefränft 
fühlenden Parteien feyn, dagegen gehörigen Orts Abhilfe 
zu fuchen. Gin abermaliger Bericht des Tabularamtes 
fönnte nur in dem Falle Statt finden, wenn das Tabu: 
laramt etwa aus der Motivirung der ‘über den erften 
Bericht ergangenen Erledigung erfehen würde, daß das | 
Gericht über den Tabularftand noch immer in einem 
faftifhen Srrthume fey. 


$. 251. 


Im allgemeinen gült der Grundfag, daß von jeder 
Erledigung, die über ein Tabular-Gefuch erfolgt, der 
Geſuchſteller oder Impetrant fowohl, ald alle jene, 
die dabei ein rechtliches Sntereffe haben, in Kennt— 
niß gefetzt werden, damit fie in die Lage Fommen, 
dagegen ihre Rechte zu verwahren, und im ai 4: 
Wege Abhilfe zu ſuchen. 


$. 252. 


Es wurde zu dem Ende mit Hofdefret vom 29. 
Aug. 1818 Nro. 1488 3. G. ©. angeordnet, daß jeder 
Befcheid, wodurd eine landtäfliche oder grundbuchliche 
Eintragung auf eine Privat-Urkunde bewilliget wird, 





ach demjenigen zuzuftellen;fey, gegen den dadurch 
eine, Verpfändung, eine Uebertragung, Befchränfung , 
oder Aufhebung feiner dinglichen Rechte bewirkt werden foll. 


$. 253. 


‚ Mit diefen Zuftellungen haben fich aber die Tabu- 
larämter nicht zu befaffen, fondern diefelben find vom 
Gerichte felbft mittels ihrer beeideten Gerichtsdiener 
zu bewerfitelligen. (Hofd. vom 13. Febr. 1795 litt. a 
Nro. 217, 19. Oft. 1795 Nro. 260 und 29. Aug. 1818 
Nro. 1488 J. ©. ©.) Eben deßmegen müffen von den 
Tabular-Aemtern die betreffenden Zabular - Eingaben 
nach vollzgogener Amtshandlung der vorgefegten Realin- 
ftanz, und zwar bei Kolfegial-Gerichten dem Erpeditamte, 
und bei Singular-Öerichten entweder dem Amtsvorfteher 
felbft, oder jenem Beamten, der mit der Abgabe der 
Aftenftüfe an die Gerichtsdiener beauftragt ift, gezen 
Empfangsbeftätigung ohne Verzug rücfabgetreten werden. 
Sene Tabularftüce, die von fremden Gerichts - Behörden 
zum Behufe der Eintragung einlangten, find bei Kollegial- 
Gerichten vom Tabularamte mit Bericht der vorgeſetzten 
Realinſtanz vorzulegen, die dann in Erledigung dieſes 
Berichtes den Tabularaft mittels Nemipfchreiben dem 
betreffenden Gerichte zur eigenen weiteren Verfügung 
rücfübermittelt. Diefe Nüdübermittlung muß natürlich 
auch bei Singular= Gerichten gefchehen, nur bedarf e3 
dazu Caußer dem Falle eines Tabular - Anftandes) Feines 
eigenen Berichtes. 


$. 254. 


Die Zuftellungen müffen jedoch immer fo gefchehen, 
wie es in der Gerichtsordnung in Anjehung der erften 
in einer Streitfache ergangenen Verordnung vorgefchrieben 
iſt. (GHofd. vom 29. Aug. 1818 $. 1 Nro. 1488 3. ©. 
S.) "Alles alfo, was bei Zuftellungen einer Klag— 
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fehrift zu Handen ber Kläger und der Geflagten, oder 
ihrer Sachwalter, Vormünder, Kuratoren, Firmafüh- 
rer, gewerffchaftliher Schichtmeifter oder Verweſer u. f. 
mw. in der Gerichtsordnung und in den nachgefolgten 
Erläuterungen angeordnet erfcheint, hat auch bei Zur 
ftellung der Tabularftüce und ihrer Beilagen feine 
analoge Anwendung. Hier folgen nur noch einige Bemer⸗ 
fungen, die fih auf Zuftelungen verlei Tabularakten 
insbefonders beziehen. 


$. 255. 


Die Gerichte find nach dem zitirten Hofdefrete vom 
29. Auguft 1818 dafür verantwortlich, daß die Zuftellung 
mit dem erforderlidhen Ernfte betrieben, und 
fich der Vollziehung des dießfalls erlaffenen Auftrags ger 
börig verfichert werde, 


$. 256. 


In eben demfelben Hofdefrete wird ferners erklärt, 
daß die im die Öff. Bücher eingetragenen Befiger eines 
dinglichen Rechtes zu Feiner Zeit verbunden find, über die 
Zuftellung den Beweis zu führen, und daß daraus allein, 
daß die Zuftellung nicht vorfchriftmäßig gefchehen fey, 
noch fein Anlaß genommen werden fünne, die durch die 
öff. Bücher erworbenen Nechte zu beftreiten. Sit aljo 
ein Theilnehmer,, der von irgend einer Eintragung hätte 
in die Kenntniß gefegt werden follen, davon nicht verftän- 
diget worden, fo kann er zwar noch immer im Refurs- 
und allenfalls auch im ord. Nechtöwege die Abhilfe fuchen 
und diefe auch finden, fobald fich der Rekurs oder die 
Klage auf Gründe ftüßt, die, ganz abgefehen von dem 
in der Zuftellung eingetretenen Gebrechen, die Unftatthaf- 
tigkeit der gefchehenen bücherlichen Eintragung nachweifen. 


$. 257. 


Es wird zwar in eben diefem Hofdefrete vom 29. 
Yug. 1818 im $.2 auch gefagt, daß die Zuftellung ganz 
unterbleiben fönne, wenn fich der ergangene Befcheid 
auf eine von den Parteien perfünlich vor der Grund: 
obrigfeit abgegebene Erflärung, auf Urtheile, 
oder andere den Theilnehmern CBetheiligten) ohnehin bes 
Fannte öffentliche, oder gerichtlich legaliſirte 
Urfunden gründet, allein diefe Vorfchrift unterliegt 
mancherlei Befchränfungen, und zwar in der Art, daß 
man auffer dem erwähnten Falle des Erfcheinens vor der 
Grundobrigfeit wohl nur felten von diefer Enthebung 


der Zuftellungspflicht mit Beruhigung Gebrauch machen 
könne. 


$. 258. 


Vorerſt kann fich diefe Enthebung von der Zuftellung 
nicht auf den Gefuchfteller felbft beziehen. Dieß erhel- 
let fchon aus dem Entgegenhalte des befagten $. 2 mit 
dem nächftoorhergehenden $. 1 des nämlichen Hofdefrets 
vom 29. Auguft 1818, und dieß liegt auch in der Gerichtg- 
Inſtruktion, wornach die Parteien die Erledigungen ihrer 
Eingaben nie felbft abzuholen haben, fondern jedem Impe— 
tranten bie Erledigung zugeftellt werden muß. 


$. 259. 


Obige Vorſchrift kann alfo nur auf die Betheilig- 
ten, d. i. auf diejenigen Perfonen bezogen werden, gegen 
die, wie bereits gefagt wurde, ein Recht erworben oder 
bejchränft werden will, oder deren Recht verloren gehen 
ſoll. Allein auch diefen gegenüber kann nach den gegen: 
wärtig beftehenden Gefegen nicht wohl gedacht werden, 
wie eine Berftändigung derjelben unterlaffen werden 
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fünnte, da ja doch jedem Betheiligten gegen jeden 
Zabularbefcheid, möge fich diefer auf öffentliche 
oder Privat-Urfunden gründen, das Rechtsmittel 
des Refurfes vorbehalten ift, die Frift dazu aber nach 
der ausdrüclihen Anordnung des Pat. vom 14. Febr. 
1804 Nro. 652, des Hofd. vom 16. April 1830 Nro. 
1459, und der mit Hoffanzl. Defr. vom 10. März 1840 
Nro. 7717 $. 2 fundgemachten a. h. Entfchließung vom 
29. Febr. degfelben Jahres nur erft nad) dem Tage der 
gefchehenen; Zuftellung zu laufen beginnt. Die Ein- 
wendung, daßtgegen QTabularzBefcheide, die fich auf 
öffentliche Urkunden fußen, eine gegründete Beſchwerde 
nicht entftehen fünne, ift ganz unhaltbar, und durch täg- 
liche Erfahrungen widerlegt. Auch bei. ſolchen Gefuchen 
fügt fi) gar oft, daß die Eintragung 5. B. für mehr, 
oder für ganz etwas anderes, als das Urtheil oder 
der gerichtliche Vergleich ausdrüct, oder in Bezug eines 
unb. Gutes, welches mit dem Urtheile oder Vergleiche 
garnicht zuerfannt oder zugefichert worden ift, 
oder vielleicht auch zu voreilig, Dd. i. vor Nechtöfraft 
des Urtheils, oder vor der im gerichtlichen Vergleiche be— 
dungenen Frift angeſucht und bewilliget wurde. 


$. 260. 


Selbft von ergriffenen Rekurſen und bei 
erwirften Pränotirungen auch von den zur Vorlage der 
Kechtfertigungsflage erhaltenen Friften ift immer der 
Gegner des Nefurenten oder des Pränotanten zu vers 
ftändigen. Pat. vom 14. Febr. 1804 Nro. 652. und 
16. April 1830 Nro, 1459 J. G. ©) 9 





— 


*) Die Art und Weiſe dieſer Verſtändigungen iſt, was die 
Friſten betrifft, ohnehin klar. Dem Gegentheile wird 
nämlich ein Eremplar der erledigten Einlage zugeſtellt. 
Bei Rekurſen aber geſchieht diefe Verftindigung am 
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‚ Eine Verzichtleiftung auf die Zuftellung und 
den Rekurs wäre zwar an und für fich genügend, die 
Zuftellung unterlaffen zu fünnen, vorausgeſetzt, daß fie 
von einer Perfon gefchieht, die fich rechtsgültig ihrer 
Rechte begeben könne, allein daß diefe Verzichtleiftung 
wirklich gefhab, dieß kann im Tabularwege nur mit 
einer Urkunde, die auch fehon an und für fich über den 
Inhalt vollen Beweis liefert, mithin nur mit einer 
öffentlihen Urkunde, z. B. mit einer gerichtlichen 
Ausfertigung des vor Gericht gefchloffenen Vergleiche, 
feineswegs aber mit einer Privat-Urfunde nachge— 
wiefen feyn, da diefe Iegtere nur dann erft wieder den 
Ausfteller den Beweis macht, wenn er die Aechtheit der: 
felben vor Gericht ausdrücklich oder ftillfchwergend aner; 
Fannt ‚bat. Es werden zwar auf Privat > Urkunden, 
wenn fie in vorgefchriebener Form ausgeftellt find, auch 
ohne einer derlei gerichtlichen Anerfennung der Aechtheit 
derjelben, jederlei Eintragungen nicht bloß bedingt, fon- 
dern auch unbedingt bewilliget, allein das Geſetz geftattet 
dieß eben in der Vorausſetzung, daß der betheiligte 
Ausiteller davon verffändiget werde, und er 
folglich im Falle, als die Urfunde nichtig oder cin Falfum 
wäre, jowohl nach Givil- ald Strafgefegen noch immer 
zeitlich genug Mittel und Wege zur Abhilfe finden Eönne. 


$. 262. 


Auch erklärt das obzitirte Hofdefret vom 29. Aug. 
1818 Nro. 1488 am Schluße ausdrücklich, daß damit 


füglichjten mittels Zuftellung zweier Rubra der Rekurs— 
Eingabe, ungefähr mit dem Beſcheide: »Dieſe Rekurs— 
fhrift wird höheren Orts vorgelegt, und davon der 
Refurent und N. N. mittelft Zuftellung der Rubra ver- 
ftändigt.« 
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ın Bezug der Pränotirungen und abfjchlägigen 
Beſcheide überhaupt, an den bis dahin geltenden 
Vorfchriften, und insbefonderd an dem $. 439 allg. 
b. ©. B., und dem Patente vom 24. Februar 1804 
Rro. 652 J. ©. ©. nichts geändert wurde. Wenn 
num jeder Beſcheid, womit mas immer für eine Ein: 
tragung in oder außer dem Grefutionswege abge 
fhlagen wird "(mögen fich die bezüglichen Gefuche 
auf öffentliche oder Privat-Urfunden gründen) - nicht 
bloß dem Gefuchiteller, fondern immer auh dem 
Betheiligten zuzuftellen jey, wie follte diefe Borficht 
nicht auch dann gefeßlich feygn, wenn derlei Eintragun- 
gen in oder außer dem Erefutionswege bewilliget 
werden, da doc) die Betheiligten d. i. Diejenigen, gegen 
die eine Eintragung verlangt wird, wohl gewiß durd) 
das Abfchlagen der Eintragung weniger, als durch 
das Bewilligen derfelben der Gefahr einer Benachthei- 
ligung ausgefeßt werden ? *) 


* Die Zirfulars Verordnungen des k. k. Laibacher Guberni« 
ums vom 23, Juli 1823 und des £, f, Triefter Gubernts 
ums vom 28, Juni 1845 (Zeitjchrift für öfterr. Geſetzkunde 
im Auguft= Hefte des Fahrganges 1845 ©. 368) enthalten 
einige von den obzitirten Gejegen für Zuftellungen der 
grundbüchlichen Afte etwas abweihende Normen. 
Man follte aber nad) Verfaſſers unmasgeblicher Anficht 
den Parteien felbft, wenn fie es ausdrücklich verlangen, 
die Abholung der Tabular »Eriedigungen nicht über: 
laffen. Dieß wäre, befonders am Lande, zur Erfparung 
der Zuftellungs- Gebühren zwar ſehr gut gemeint, immer 
jedod) für die Rechte der Parteien gefährlih, wie dieß 
ſchon oben bei Verzichtleiftungen angedeutet wurde. Die 
Parteien Fönnen ja auch nicht im voraus wilfen, ob und 
wie die angefuchte Eintragung bewilliget werden wird. 
Ueberdieß wird im Gerichtsorte ſelbſt, und im Umfreife 
in einer Entfernung unter einer Meile für die Zuftellung 
ohnehin Fein Meilengeld bezahlt. Dieſe Gebühr ift aber 
auch bei Parteien, die entfernter wohnen, nur felten von 
einiger Bedeutung, bejonders, wenn fid) die Orts- und 
Bezirfs- Gerichte, wie es ihre Pflicht ift, die Vorfchrift 
des Hofd. vom 19. April 1823 Nro. 1936 3. ©. ©. 








$. 263. 


Das Geſetz gibt demjenigen, der ſich durch eine 
Tabularverfügung des Gerichts in feinem Rechte gefähr- 
det glaubt, dad Rechtsmittel des Rekurſes an Die 
Hand. Die Vorjhriften darüber find, theild aus der 
Gerichtsordnung, theils aus einzelnen Normalien, und 
insbeſonders aus dem zu Folge Hofd. v. 16. April 
1830 Nro. 1459 allgemein geltenden Patente vom 14. 
Februar 1804 ro. 652 5. ©. S., aus dem Hof— 
defrete vom 21. Juni 1805 ro. 734, und aus der 
mit Hoffanzl.-Defr. vom 10. März 1840 Pro. 7717 
fundgemachten a. bh. Entſchließung vom 29. Februar des— 
felben Jahres zu entnehmen. 


$. 264. 


Rad) diefen Gefegen find Rekurſe in ZTabular- 
Sachen gegen jeden bewilligenden, oder abfdylä: 
gigen Befcheid ſowohl in, ald außer dem Erefu- 


gegenwärtig halten. Bei mehr entfernten Parteien ift 
auch felbft das Abholen immer mit Zeitverluft und mand)- 
mal aucd mit Koften verbunden. Sedenfalle wäre diejer 
Bortheil viel zu gering gegen die Nachtheile und Ver— 
wirrungen, die nicht felten daraus entftehen würden. 

Man denfe fidy nur den Fall, daß die Eintragung ent: 
weder gar nicht, oder anders, als fie angefucht wurde, 
bewilliget worden ift, die Parteien aher ihre nun erle- 
digten Gefuhe zu verfhiedenen Zeiten, z. B. der 
Schuldner heute, und der Gläubiger erft nah einem 
Jahre, oder vielleicht gar nicht abholen. Daß dann 
dritte Perſonen durch die Einfiht des Hauptbuches irre 
geführt, und entweder fie oder die Parteien felbft 
dabei benactheiliget werden Fönnen, wurde bereits ge- 
zeigt, und ift auch durd die Wirfungen der Refurfe, 
wenn fie erft nah Sahren ergriffen werden, von jelbft 
erflärbar. Daß aber die Wohlthat des Rekurſes, bis 
die Berftindigung oder Zuftellung erfolgt, nicht verloren 
‚gehe, wurde bereits nachgewieſen, und wird auch in den 

 nädftfolgenden $. $., die vom Rekurſe handeln, noch 
näber berührt merden. 
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denen ſofort 
XXI im 
Kräanfungs- 
falle das 
Rechtsmittel 
des 
Refurfes, 
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tionswege, und zwar gegen Beſcheide des eriten Rich— 
terd an das f.f. Appellationd-Gericht, und gegen 
Verordnungen ded Appellationd » Berichtes an den F. k. 
Oberſten Gerichtshof zufäfig. Gegen gleich: 
fautende Verfügungen der erften und zweiten Inſtanz 
findet ordentlicher Weife fein weiterer Rekurs Statt. 
(Hofd. vom 7. April 1785 Nro. 405 J. G. ©.) 


$. 263. 


Die Rekursſchrift ift in Tabularfachen inımer, und 
folglich auch dann, wenn fie wider eine Appellations— 
Verordnung gerichtet ift, ausnahmsweife bei dem 
eriten Richter, und zwar bei jenem Richter zu über- 
reihen, der den Befcheid in eriter Inſtanz erlaffen 
hat. 9 Wird diefer Vorfchrift entgegen die Rekurs— 
fchrift unmittelbar bei dem Ef. Appellations-Gerichte, 
oder bei dem k. k. Dberjten Gerichtöhofe überreicht, 
fo hat Nefurent zu gewärtigen, daß ihm die Rekurs— 
ſchrift als ordnungswidrig überreicht ohne aller 
meritorifchen Entſcheidung rückgeſtellt werde. 


y. 266. 


Die Rekursſchrift it binnen 14 Tagen nad dem 
Tage der Zuftellung der refurirten Verfügung zu 


*) Diefe Appellationg- oder Hofrefurje bedürfen deßhalb 
Feines abgejonderten Anbringens. Sie Fünnen und jollen 
gleich den Appellationgs oder Revifions- Schriften an das 
Gericht erſter Inſtanz gerichtet ſeyn, und ſich folglich 
von anderen Eingaben nur dadurch bemerfbar madhen, 
dag fie auf der Auffenfeite mit »Rekurs« bezeichnet 
werden. Daß der Beſcheid oder die Verfügung, worüber 
vefurirt wird, beftimmt angegeben werden müffe, verjteht 
ſich wohl von ſelbſt. Im Konterte der Rekursſchrift Fann 
die Bitte um Vorlage höheren Orts geftellt werden, doch 
ift diefe Bitte nicht wejentlih, weil es ſchon in der 

mtspflicht des Richters liegt, jeden Refurs in Tabulars 
fachen weiter zu befördern. 





überreichen. Diefe Frift läßt zwar auf Anfuchen der 
Partei eine Erſtreckung zu, doch fann fie der Nich- 
ter nur aus befonders wichtigen Gründen bewilli- 
gen. Die Entfcheivung, ob diefer Erſtreckung Statt 
zu geben fey, oder nicht, bängt von feiner (des erften 
Richters) eigener Neflerion ab. ine Einvernehmung 
der Gegenpartei darüber iſt nicht vorgefihrieben, und 
diefelbe wäre in Fällen, wo beide Theile (Ueberträger 
und Uebernehmer, oder Schuldner und Gläubiger) 
gemeinfchaftliche Bittiteller und Refurenten find, — 
auch unmöglich. ) Wird diefe Erftrefung der Frift 
abgefhlagen, fo kann auch gegen diefen Bejcheid 
an das k. k. Ayppellationd - Gericht refurirt werden, 
doch ift auch diefer Nefurs bei demfelben erjten 
Richter, der den abfchlägigen Friſterſtreckungs-Beſcheid 
erließ, jedoch innerhalb 3 Tagen, nad) dem Tage der 
Zuftellung, zu überreichen. (Patent vom 14, Februar 
1804 Nro. 652 J. ©. ©.) Der Richter unterlegt 
dann Ddiefen Refurs mitteljt Bericht dem Appellations— 
Gerichte mit einer furzen und bündigen Darjtellung 
des Sachverhalts, und unter Anfchluß einer Amtlichen 
Abſchrift vom refurirten Befcheide, und von dem 
Tagebogen über die gefchehene Zuftellung desfelben. 
Daß aud bei Vorlage dieſes Nefurfes mit aller Be— 
ſchleunigung fürgegangen werden müſſe, leuchtet von 


*) Wenn auch z. B. der Schuldner das Rekurs-Friſtgeſuch 
des Gläubigers mitunterfertigte, jo ift diejes Einver— 
ftändnig zwar wohl zu berüdjichtigen, tft aber an und 
fiir fich nicht enticheidend, da ſich hier nicht bloß um die 
Rechte diefer beiden zunächſt Betheiligten, fondern auch 
um die jedem dritten gegemüber nothmwendige Aufrecht- 
haltung des Vertrauens auf den Inhalt der öffentlichen 
Bücher handelt. Dieß ift auch der Grund, warum das 
Gejeg die Refurje in Tabularfahen im Fürzern und be- 
ichleunigteren Wege behandeln läßt. 
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felbji eın, und wird im $. 4 des obgitirten Parentes 
vom 14. Februar 1804 ausdrücklich anbefohlen. *) 


$. 267. 


Möge übrigend die Nefuröfchrift in Zabular- 
Sachen in offener oder nach bereitö verftriche: 
ner Frift überreicht feygn, immer muß fie der erite 
Richter mit Bericht höheren Orts vorlegen, und dabei 
in Fällen, als eine Frifterfirefung angeſucht wurde, 
auch unter Vorlage ämtlicher Abjchriften von der 
bezüglichen Erledigung, und des Zuftelungs: Tagebogens 
aufflären, ob, und in wie ferne der Erſtreckung 
Statt gegeben worden fey. Diefe Aufklärung ift noth: 
wendig, damit der höhere Richter beurtheilen könne, 
ob der Rekurs in offener Friſt überreicht wurde, oder 
nicht. Die weitere Inſtruirung dieſes Berichts ut aber 
nicht immer ganz Diefelbe. Wird ein Appellations- 
Rekurs vorgelegt, fo werden mit dem Berichte auch 
Amtserinnerungen erftattet, die aber bei Vorlage eines 
Hofrefurfes natürlicher Weiſe von Seite des erften 
Richters ganz wegbleiben. In beiden Fällen jedoch 
find dem Einbegleitungs : Berichte Canalog mit den 





*) Beſchwerden oder Refurfe über bloße Verzögerungen 
der Gerichte jedoch find, da dafür das Gefek von der 
allgemeinen Regel ausdrücklich Feine Ausnahme macht, 
unmittelbar bei dem E. k. Appellationg »- Gerichte 
zu überreichen. Gegen ſchiedsrichterliche Verfü— 
gungen aber, womit eine bücherliche Eintragung im 
Erefutionswege bewilliget oder abgeihlagen wird, Fann 
im Bereihe der gal. G. D. ein Refurs gar nicht vor: 
fommen, und felbft nad) der allg. G. O. läßt ſich eine 
Abhilfe dagegen nur bei dem allenfalls in zweiter Injtanz 
beftellten Schiedsrichter oder unter den in der Ger. Ordn. 
bejtimmten Bedingungen im ord. Rechtswege bei dem 
öff. Gerichte erfter Snftanz denfen. ($. 365 gal. und $. $. 
273 und 274 allg. ©. O., dann Hofd. vom 1%. Juni 
1784 Nro. 306 lit. 3, 31. Oft. 1785 Nro. 489 lit. 99, 
und 15. Jänner 1787 Nro. 621 lit. p der J. ©. ©.) 





Appellations -» und Revifions » Prozeffen) ämtliche Ab- 
fchriften des erftrichterlichen Befcheids, und des Tage- 
bogens über die Zujtellung jenes Befcheids, oder jener 
Verordnung, gegen den, odergegen die, der nun vor: 
gelegte Nefurs gerichtet ift, *) anzufchließen. 


8. 268. 


Selbft, wenn der Rekurs über gleichlautende 
Berfügungen der erjten und zweiten Inſtanz gerich- 
tet ift, fanıı nad) Analogie mit Revifionen gegen gleich: 
lautende Urtheile die Annahme, und fohinige Vorlage 
der Refursfchrift nicht verweigert werden. (Hofd. vom 
12. Dft. 1797 Nro. 384 und 15. Feb. 1833 Nro. 
2593 3. ©. ©.), dana die im Dr. Joſeph Weffely’s 
Handbuche des gerichtlichen Verfahrengd unter Zahl 805 
zitirte a. h. Entfchliegung vom 3. Juni 1826.) 


8.269. 


Auf Neuerungen fann in Tabular-Refurfen 
eben fo wenig als in Appellationg » oder Reviſions— 
Schriften irgend ein Bedacht genommen werden. Stehen 
der in erfter oder zweiter Inſtanz abgemiefenen 
Partei Urkunden zu Gebothe, die fie ihrem Tabular— 
Gefuche hätte anfchließen follen, aber fie anzufchließen 
unterlich, fo ift für diefe Partei, um die Priorität 
nicht zu verfäumen, meiftend weit rathfamer das Gefuch 
unter Beilegung jener Urfunde bei dem erften Richter zu 
erneuern, als auf der Grundlage derfelben mit Refurfen 
eine Abhilfe zu fuchen, die ihr die höheren Gerichte auf 
diefent Wege nicht geben können. (Pat. vom 14. Feb. 


*) Bei Kollegial- Gerichten find insbefonders auch die wegen 
Beilegung der Ratheprotofolls - Auszüge beftehenden Vor— 
fchriften zu beobachten. 
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1304 Nro. 652 und Hofd. vom 23. Jänner 1819 Nro, 
1538 J. G ©.) Auch das Nechtsmittel der Wieder: 
einfegung in den vorigen Stand ift in Tabular-Sachen 


unzuläflig und wirkungslos. (Hofd. vom 8. Sänner 
1795 Nro 213 5. ©. ©.) 


$. 270. 


Die bie. nnd da bemerfbare Gepflogenheit gegen 
abjchlägige Befcheide eine Borjtellung zu überreichen, 
ift jedenfalls oronungswidrig. ine derfei Eingabe 
müßte ohne weiterd rückgewieſen werden, fobald das 
Begehren auf Bewilligung mit der Priorität der 
Zeit der Ueberreihung des eriten Geſuchs gerichtet 
it. Wenn aber dieß nicht der Fall iſt, jo kann und 
muß zwar diefe Eingabe als ein erneuertes Gejud 
angefehen und aufrecht erledigt werden, allein die 
Eintragung, wenn fie damit bewilligt wird, erhält 
die Priorität nur von dem -Zeitpunfte, ald dieſes 
erneuerte Geſuch überreicht erjcheint. 


$. 271 


Wird mit diefer Vorftellung, wie es ebenfalls 
manchmal gefchieht, das Begehren geftellt, entweder 
die auf das frühere Geſuch abgefchlagene Eintragung 
nunmehr zu bewilligen, oder diefe Eingabe als 
Rekurs höheren Orts vorzulegen, fo bat fich der 
erfte Richter darüber in gar feine meritorijche Behand- 


lung einzulafjen, und dieß felbit dann nicht, ‘wenn er | 


fih aus diefer Eingabe auch wirklich von der Unge— 
feßlichfeit feines früheren Befcheidg überzeugen würde. 
Eine nunmehrige Beroilligung könnte auch fehr leicht 
die inzwifchen eingetragenen Prioritätsrechte dritter 
Perfonen in fehr nachtheilige Konflifte bringen, Der 
Richter fann und muß aljo die beſagte Eingabe bloß 





ale Refurg behandeln, und denjelben auf tie oban- 
gedeutete Weife höhern Orts vorlegen, *) 


$ 272. 


Die Erledigungen, die über Appellations- oder 
Hof s Refurfe erfolgen, werden gleich allen anderen 
Nefurs = Erledigungen den Warteien mitgetheilt, und 
zugleih an das Pandtafel- oder Grundbuchsamt ent- 
weder mitteljt Verbeſcheidung einer ämtlichen Abfchrift 
der Appellationg » Verordnung vder mittelft Unterbes 
fcheid auf die bezüglichen Einlagen der analoge Auftrag 
erlaſſen. 


$. 273. 


Wird über den Rekurs gegen einen abweisli— 
hen Bejcheid die Eintragung bewilliget, jo muß diefe 
im öffentl. Buche ad Nrm, der ſchon bei der Abweifung 
angeordneten Notirung, folglih mit der Priorität 
des überreihten Geſuches in Vollzug gejegt wer: 
den. Sit aber der Rekurs gegen einen bemwilligen- 
den Bejcheid ergriffen worden, und gibt dag Appella- 
tiong- Gericht demfelben Statt, fo ift die abfchlägige 
Verordnung des Appellationg- Gerichts einftweilen bloß 


*) Die Vorjchrift des 9. 49 der Landt. Snftr. v. J. 179%, 
die in einem gemwiften Falle auch PVorftellungen gegen 
abſchlägige Beſcheide mit der Priorität des früheren 
Gefuches zuließ, wurde durd die obzitirten Gefege und 
felbft au mit den 6. 9. 440 und 445 allg. 6. ©. 8. 
derogirt. Die Ordnungswidrigfeit der MWorftellungen 
leuchtet auch dadurd ein, weil man für den Fall, als 
das Recht dazu demjenigen zuftände, der mit feinem 
Gejuhe abgemwiefen wurde, Fonjequenter Weiſe auch 
demjenigen nicht abgeſprochen werden Fönnte, gegen den 
eine Eintragung bewilliget wurde, weil die Geſetze 
beiden ganz gleihe Rechtsmitteln an die Hand 
geben, und beide ganz gleich behandelt willen 
wollen. 
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u. allenfalls 
XXI. auch 
jenes der 
Syndi— 
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ſchwerde 
offen ſteht. 


zu notiren, und nicht auch zugleich die vom erften 
Richter bewilligte Eintragung zu löfchen, fondern mit 
diefer Löſchung einzuhalten, bis entweder die Appella— 
tiong » Entjcheidung zur Rechtskraft gelangt, oder über. 
den Dagegen etwa ergriffenen Hof + Refurs die höchite 
Entfpeidung erfolgt feyn wird. Pat. vom 14, Febr. 
1804 Nro. 652 und Hofd. vom 21. Juni 13805 Nro. 
734.) 


$. 274. 


Refurfe fonnen gegen Tabular-Befcheide nur dann 
mit Erfolg ergriffen werden, wenn der Befcheid fich gegen 
die Tabular - Drdnung veritoßt. Läßt 3. B. Der 
A einen mit B gejchloffenen Vertrag auf deſſen Reali- 
tät intabuliren, fo kann B bloß deßwegen, weil es 
von diejem Vertrage zu Folge eines fpäteren mündli- 
chen oder fchriftlichen inverftandniffes fein Abfommen 
erhielt, im Refurswege feine Abhilfe erwarten. Ihm 
bleibt nichts übrig als wieder den A im ordentlichen 
Rechtswege mitteljt Klage auf Anerfenntniß der Ungüls 
tigfeit Des Vertrages umd auf Löfchung desfelben auf 
zutreten, und nebenbei mit einem abgejonderten Geſuche 
die Notirung, daß diefe Urkunde ftreitig ſey, zu erwir- 
fen. (Hofd. vom 29. Auguft 1818 Nro. 1488 J. G. S. 
und die mit Hoffanzl.= Def. vom 8. April 1846 Funds 
gemachte a. h. Entjchließung vom 14. März desjelben 
Jahres.) 


$. 275. 


Die im $. 1341 allg, b. G. B. ausgefprochene 
fubfidiarifhe Haftung hat auch in Tabular> Sachen 
auf Richter, Landtafel- Regiftratoren und 
Grundbuhsführer, und ricfichtlih auf die betref- 








fenden Gerichte, Grundobrigfeiten und Magi— 
ſtrate ihre volle Anwendung. Den aus Verſchulden 
diefer Beamten verfürzten Parteien ift nad den 
allgemeinen geſetzlichen Beftimmungen, wenn fie auf ans 
dere Art nicht zum Erſatz gelangen können, auch das 
Rechtsmittel der Syndifats-Befchwerde vorbe- 
balten, die fie mit einem beftimmten Begehren nach 
Weiſung des obbezogenen $. 1341 unmittelbar bei der 
- höheren Gerichts » Behörde anbringen fünnen, von der 
fohin der Befchwerd - Gegenftand von Amtswegen 
unterfucht und beurtheilt wird. 
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Zweites Hauptftück. 


Bon jeder einzelnen Eintragung insbefouders. 





Erfter Abſchnitt. 


Sntabulation zur Grwerbung des Eigenthums von 


Beſon— 
dere Vor— 
ſchriften. 


unbeweglichen Gütern. 


$ 276. 


in erſten Hauptſtücke wurden die allen Ein- 
tragungen gemeinfamen Kognitiond » Borfchriften 
behandelt. Wir übergehen jegt zu jenen Kognitiong» 
Vorſchriften, die für jede einzelne Eintragung insbe» 
ſonders befteben. Darunter tritt hier die Intabu— 
lation zur Erwerbung ded Eigenthumes von 
unbeweglihen Gütern zuerft in die Reihe, meil 
diefe Ordnung mit der Eintheilung des allg. b. G. 2. 
und auch mit der Reihenfolge der Rubrifen des Haupt- 
buches im inflange ſteht, und weil überhaupt die 
Grundfäge, die bei diefer Eintragung gelten, nach Wei- 
fung des $. 445 b. ©. 3. in der Regel aud bei allen 
übrigen Eintragungen ihre analoge Anwendung haben, 
und daher in den nachfolgenden Abjchnitten entweder 


gar nicht, oder doch nur mit gedrängten Andeutungen 
wiederbohlt zu werden brauchen. 





$. 277. 


Diefe Intabulation zur Erwerbung des Eigenthu— 
mes unbewegliher Güter nun, gejchieht, wie bereits 
in den $. $ 69 und 70 d. W. näher erflärt wurde, 
entweder mitteld Beſitz-Umſchreibung, oder mit 
tels Befitz- Ab- und Zufhreibung, je nachdem 
fie ohne oder mit Zerftücung des betreffenden unbes 
weglichen Gutes in Bollzug fommen fol. Da die Vor— 
fehriften für beide diefe Eintragungsarten größtentheilg 
diefelben find, fo follen der ermünfchten Kürze wegen 
bier diefe beiden Cintragungen mit dem in einigen neu— 
ern Gefegen *) gebrauchten allgemeinen Ausdrucke 
2Befitz- Anfchreibunge bezeichnet, und Darunter 
überall, wo nicht ausdrücklich von Umfchreibung oder 
von Ab- und Zufchreibung gefprochen wird, ſowohl die 
eine als die andere verftanden werden. 


$. 278. 


Um dem Uebernehmer eines unbeweglichen Gu— 
tes die Befig - Anfchreibung bewilligen zu können, wird 
nah $. 432 b. ©. B. noch insbefonders erfordert, 
daß derjenige, von dem das Eigenthum auf einen 
Andern übergehen fol, felbit fchon ald Eigenthümer 
in den öffentlichen Büchern einverleibt ſey. *) 





*) Hofdefrer vom 29. Augujt 1818 Nro. 1488 6. 3, und 
die mit Hoffanzlei- Defrete vom 4. Dezember 1840 Nero. 
38,231 kundgemachte allerhöchſte Entjchliegung vom 16. 
November 1839. 


**) Dffenbar jest diefer $. 432 bereits verbücherte unbeweg- 
lihe Güter voraus. War ein unbemeglihes Gut bis 
nun noch gar nicht verbüchert, und will der Eigenthümer 
an den Beſitz desjelben angefchrieben ſeyn, jo bedarf er 
nur auszumeifen, daß diefes Gut wirklich beftehe, und 
daß er es nad 6. 6. 312, 427 und 428 b. ©. B., oder 
wenn es noch freiftehend war, nadı Vorſchrift des 6. 381 
b. &. B. erworben habe. (Landtafels Patent vom Jahre 
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Diefe Worte des Gefeges geben zu mehreren Bes 
merfungen Anlaß, die, wie wir gleich fehen werden, 
nicht ohne praftifchen Sntereffe find. 


$. 279. 


Erftens, Ob die Uebertragung, von der dieſer 
$. 432 fpricht, auf der Grundlage einer Privat- oder 
öffentlichen Irfunde gefchehen ſoll, macht das Ge: 
feg feinen Unterfchied. Möge immerhin z. B. dem 
Erben der Berlaß X von der Abhandlungsbehörde mit 
der Befugniß eingeantwortet feyn, fih an den Befig 
des zu dieſem Berlaffe gehörigen Haufes Nro. 20 an: 
fehreiben zu laffen, der Erbe wird und muß dieſer öf- 
fentlichen Cinantwortungs - Urfunde ungeachtet mit dem 
Befiganfchreibungs - Gefuhe von der Tabular - Behörde 
abgewiefen werden, fobald der Erblaffer X felbft noch 
nicht als Eigenthümer einverleibt erfcheint. Ganz das: 
felbe gilt bei richterlihen Sprüchen, Wird z B. der 
Verkäufer verurtheilt die von ihm verfaufte Realität 
dem flagenden Käufer bücherlicy zu übergeben, und ift 
der fachfällig gewordene Verkäufer felbft noch nicht ala 
Eigenthümer angefchrieben, jo kann gleichermaffen der 
Befit + Anfchreibung des Käufers nicht Statt gegeben 
werden, obgleich diefer Iegtere, wie hier vorausgeſetzt 
wird, ein Urtheil, mithin eine öffentliche Urkunde für 


fih bat. 


1794 $. 5.) Bon der Nothwendigfeit der Anfchreibung 
des Vormannes kann natürliher Weife in einem folchen 
Falle Feine Rede ſeyn. Snfeln auf ſchiff- und floßbaren 
Flüſſen und Strömen find dem Staate vorbehalten, und 
Fonnen auf Einjhreiten des E. k. Fiskalamtes ebenfalls 
unmittelbar auf Namen des kak. Staats-Aerars, und 
zwar als freies Eigenthum bei dem ſtändiſchen Katafter 
und der Randtafel angefchrieben werden. ($. 407 b. ©. 
B. und Hoffammer-Defret vom 19. April 1842 Nro. 
13,426 in Folge allerhöchfter Entfchließung vom 8. Jänner 
desſelben Sahres. 





3. 280. 


- Eine Ausnahme von der eben bemerften Hegel 
findet nur bei Cinantwortungen in Krida= und 
in anderen Erefutiong- Fällen Statt. Wird 5.8. 
vom A wegen einer liquidirten Geldforderung wider 
den B auf deſſen unbewegliches Gut die Erefution ge- 
führt, und auf diefem Wege dieſes Gut von dem 
Meiftbiether C eritanden, fo muß dieſem CE, wenn er 
die Lizitationg » Bedingniffe erfüllt, und die gerichtliche 
Einantwortung des erftandenen unbeweglichen Gutes 
erwirft, auf der Grundlage derfelben die Befig-Anfchrei: 
bung bewilliget werden, wenn auch das unbewegliche 
Gut nicht mehr auf Namen des B, gegen den die Ere 
fution bewilliget wurde, fondern auf Namen eines Drit: 
ten, dem e8 der B felbjt mittlerweile veräußert bat, 
bücherlich umfchrieben wäre. Dieß liegt in der Wirfung 
der gerichtlichen Erefution, ($. 339 allg. und $. 452 
gal. G. D. und Hofdefret vom 11. Auguft 1827 No. 
2300 %. ©. ©.) und jener Dritte muß fich diefe Fol- 
ge felbft zufchreiben, da zur Zeit, ald er das unbemwegs 
liche Gut an fich brachte, auf diefem letzteren bereits 
im öffentlichen Buche das Urtheil oder der gerichtliche 
Vergleich im Erefutions-Wege intabulirt gewefen war, 
er folglich aus dem öffentlichen Buche felbft erfehen hat, 
oder doch erjehen baben Fonnte, daß diefes unbemegli: 
che Gut mit der Erefution behaftet ſey. 


$. 281. 


Die Thatſache felbft aber, daß der Ueberträger 
bereits als Eigenthümer einverleibt fey, bedarf von den 
Partheien in TQabulargefuhen gar nie nachgewiefen 
werden. Es ift ohnehin Pfliht der ZTabularämter, 
und meiftens auch fchon der Gerichtsbehörden felbft, 
fih durch Einfiht der öffentlichen Bücher von dem fak— 
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tifhen Stande derfelben die Ueberzeugung zu verfchaf: 
fen. ($. $. 241 und 245 d. W.) Auch jagt das Hof: 
defret vom 26. September 1818 Nro. 1502 J. ©. ©. 
ausdrüclich, daß wegen nicht beigebrachten Landtafel- 
coder Grundbuche-) Ertraftes fein Tabulargeſuch rückge— 
wiefen werden darf, *) 


3. 282. 


Zweitens. Der bierjbefprochene $. 432%. G. B. 
verlangt, daß der Ueberträger als Eigenthümer ein- 
verleibt jey. Iſt der Ueberträger, der 3. B. felbft auch 
die Realität gefauft bat, mit feinen Kaufsvertrage nur 
zur bypothefarifchen Sicherheit einverleibt, fo hat er 
damit für die Kaufsvertragsrechte nur dag Pfandrecht 
erlangt, und kann folglich ein Eigenthumsrecht, was 
er felbjt noch nicht hat, auch an einen Anderen nicht 
übertragen. Kurz, er iftnoch nicht al8 Eigenthümer- 
einverleibt, und dieß ift genug, um jede Befitanfchrei- 
bung, die fich auf eine von ibm ausgehende Weberlafs 
fung gründet, nah $. 432 b G. 8. rückweiſen zu 
müſſen. 


$ 283. 


Ob aber das verbücherte Eigenthumsrecht voll: 
ftändig oder unvollftändig fey, oder was eines 
wäre, ob dem angejchriebenen Ueberträger dag Ober— 
und Nutzungs- Eigenthbum, oder nur eines von 
beiden zukommt, iſt galeichviel, weil auch das unvolls 
ftändige oder getheilte Eigenthum ein Eigenthum ift, 
und die Ober- und Nußungseigenthungrechte über das: 
felbe unbeweglihe Gut ganz füglich abgelonderte und 





*) Nur für die Görzer Landtafel müffen manchmal gewiſſe 
Vertikations-Extrakte beigebradt werden. Gofdekret 
vom 19. Dftober 1795 Nro. 260 J. ©. ©.) 





jelbftftändige QTabular » Körper bilden können, fo mie 
dieß in allen Provinzen, wo der Unterthang = Verband 
befteht, und ftändifche Gülten - Katafter eingeführt find, 
praftifch die Landtafeln und Grundbücher zeigen. 


$. 284. 


Drittens. Diefer $. 432 b. ©. B. verlangt 
ferners, daß der Ueberträger als Eigenthümer einver- 
leibt erfcheine. Da man nad) der ZTabularfprache un: 
ter Einverleibung in der Regel nur die Intabulation 
verfteht, jo frägt fich, ob es nach dem eben zitirten $. 
432 genüge, wenn der Heberträger ald Eigenthümer 
bloß pränotirt fey? 


Wollte man diefe Frage in allen ihren Beziehuns 
gen und von jedem Standpunfte aus, von dem man 
fie ftellen Fann, gründlich beantworten, und dabei allen 
vorausfichtlihen Einwendungen in voraus begegnen, fo 
gäbe wahrlich diefe Frage allein Stoff genug, um mit 
der Erörterung derfelben eine eigene Abhandlung reich 
lich auszufüllen, wozu aber in einer bloßen Tabulars 
ordnung, wie fie diefes Werf zu dem in der Bor 
erinnerung ausgedrüdten Zwede darftellen joll, 
fein Raum vorhanden ift. Der Berfaßer kann feine 
Anfiht und Begründung darüber hier nur in flüchtigen 
Umriffen geben. : 


$. 285. 


Das b. ©. 3. hat zwar im $. 431 angedeutet, 
daß Einverleibung oder Sntabulation gleichbedeutende 
Worte find, allein in den weitern Entwicklungen der 
dort aufgeftellten Grundfäge fonnte das b. &. B. bei 
diefem engen Wortverftande nicht bleiben, ohne bei je- 
dem $., der von üffentlichen Büchern fpricht, zu Unter? 
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jcheidungen genöthigt zu ſeyn, die auf das Ganze fehr 
jtörend gewirft hätten, und hat eben deßwegen, wie 
fait alle nachfolgenden $. $. zeigen, den Ausdruck: 
»Cinverleibung« im ausgedehnten Sinne genommen, 
und die bücdherlichen zur Erwerbung dienenden Einfchrei- 
bungen bald mit: »Einverleibunge« bald mit: »Ein— 
tragung« bezeichnet, und unter jedem dieſer beiden 
Ausdrücke ſowohl unbedingte als bedingte Einfchreibuns 
gen mithin ſowohl Sntabulationen ald Pränotatis 
onen verftanden. Zum Beweis darüber follen Hier nur 
ein Paar Gefegesitellen berührt werden. Sm $. 440 
3. B. wird gefagt, daß ein unbewegliches Gut, wenn 
es der Eigenthümer zweien Perfonen veräußert, derje- 
nigen zufalle, die früher die Einverleibung ange 
fucht hat. Offenbar ift unter diefer Zinverleibung auch 
die Pränotirung begriffen, weil, wie nicht wohl zu be— 
zweifeln ift, im gegebenen Kalle ganz dasfelbe gelten 
würde, wenn mit dem frühern Gefuche auch eine bloße 
Präanotirung zum Eigenthum verlangt worden wäre, 
vorausgefeßt, daß, wie fih von felbit vwerfteht, dieſe 
Pränotirung in der Folge auch gerechtfertigt werde. 
Ebenfo wird auch das Wort: »Eintragunge ge 
braucht. Sm $. 481 3. B. wird ausdrücdlich gefagt, 
daß das Servitutsrecht auf unbeweglihe Sachen nur 
durch die Cintragung in die öffentlihen Bücher er- 
worben werde. Offenbar vertritt bier das Wort: 
»Gintragunge die Etelle der Einverleibung, (I. $. 
431, 432 und 445 b. ©. B.) und unter der Eintra— 
gung muß auch hier fowohl die unbedingte als die be: 
dingte, mithin fowohl die Intabulation ale Pränota- 
tion verftanden ſeyn, weil, wie ebenfalls nicht wohl zu 
bezweifeln ift, mit beiden von diefen Cintragungen das 
Serpitutsrecht erworben werden Fann, fobald man da; 
für zur Sntabulation eine tabularmaffige, und zur Prä- 





notation eine glaubwürdige Urkunde beibringt. @&. 8. 
434, 435, 438 und 445 b. ©. 3.) 


$. 286. 


Mit dem, was fo eben gejagt wurde, ftcht der 
$. 438 b. ©. B. im vollen Einflange, mwornach jchon 
die bloße Pränotirung, wenn fie zur Ermwerbung des 
Eigenthumes angefucht wurde, für den Pränoranten, 
(Pränotationswerber nämlih) ein Eigenthumsrecht 
begründet. Diefes Recht wird zwar nur bedingt und 
namentlich nur unter der Bedingung erworben, wenn die 
Pränotirung in der Folge auch gerechtfertigt wird, al: 
lein der nämliche $. 438 b. G. B. verbindet mit dem 
Eintritte diefer Bedingung eine rückwirkende Kraft, 
und zwar in der Art, daß der Pränotant ſchon von 
der Zeit des überreichten Präanotirungs - Gefuches für 
den wahren Eigenthümer gehalten wird. Bei einer fol- 
chen Wirfung verfchwindet allee, was man aus ber 
Natur einer aufjchiebenden Bedingung Dagegen jagen 
mag, Hier iſt nicht die Erwerbung des Rechtes felbft, 
fondernnur die Erwerbung des unbedingten Rechtes 
und die volle Kraft vefjelben von dem Eintritte der 
erwähnten Bedingung abhängig. 


$. 287. 


Der zitirte $. 438 erklärt ausdrüdlih, daß der 
Pränotant fchon durch den Aft diefer Pränotirung ein 
bedingtes Eigenthumsrecht erwerbe. Sit aber fein 
Eigenthumgrecht bedingt jchon erworben, fo kann zu 
derfelben Zeit, und zu derfelben Sache auch das Eigen- 
thumsrecht eines Anderen und insbeſonders feines Geg— 
ners, wider den er nämlich die Pränotirung erwirkte, 
unmöglich unbedingt ſeyn. Durch eine ſolche Pranoti- 
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rung zum Eigenthum werden alfo beide, der Pranotant 
nämlich, und deſſen Gegner, bedingte Eigenthümer 
und nur die. Bolftändigfeit der Wirfung ihrer Eigen- 
thbumsrechte (mit allen etwa nachfolgenden Eintraguns 
gen) hängt von dem Erfolge des Rechtfertigungspro- 
zeffes ab. Das bücherlihe Recht, was der eine hat, 
fommt auch dem andern zu. Der Gegner des Pränp- 
tanten ift nur in dem Vortbeile, Daß er den phyſiſchen 
Befig des betreffenden unb. Gutes für fich hat, den 
ihm der Pränotant vor der Hand nicht nehmen und 
folglich auch an einen andern nicht übertragen Fann. *) 


$ 288. 


Wenn aber beide ganz gleiche bücherliche Eigen- 
thumsrechte haben, fo muß man auch folgerecht zugeben, 
daß beiden auch gleiche bücherliche Verfügungsrechte zus 
fommen, in deren Ausübung fie bloß deßmwegen, daß 
das Eigenthumsrecht unter ihnen felbft ftreitig ift, 
nicht gehemmt werden fünnen, weil auch ftreitige Sachen 
und Rechte nicht aus dem Berfehre fommen, und daß 
dieß auch in bücherlicher Beziehung der Fall ift, fehen 
wir unter andern auch aus einem Gefege neuefter Zeit, 
und namentlich aus der mit Hoffanzleis Defret vom 8. 
April 1846 Nro. 11,890 kundgemachten a. b. Entfchlie- 
fung vom 14 März deffelben Jahres, wornach die 
Notirung der Streitigfeit ſpätern Eintragungen nicht 
im Wege fteht Werden doch, wie wir Tag täglich fehen, 
pränotirte Schuldforderungen ohne Bedenken mittels 
Zeffionen auf andere bücherlich umfchrieben, und auf 
diefelben den Gläubigern Superpfandrechte bewilligt, 


*) Eben depwegen könnte ein deriei Pränotirungsmwerber 
zum Gigenthum nad) eingereichter Klage auch die Seque- 
firation nur unter den Bedingungen des 9. 293 allg. 
und 388 gal. G. DO. erwirfen. 


wie follte nicht auch ein pränotirtes Eigenthumsrecht an 
Andere übertragen, oder andern verpfändet werden 
fönnen ? 


$. 289, 


Der Pränotant zum Eigenthum fann daher, fo 


wie fein Gegner das betreffende unb. Gut bücherlich 


an Andere veräußern, und bücherlich Andern zur Hy— 
pothef beftellen, und gegen den einen, wie gegen den 
andern fünnen Cintragungen jeder Art und zwar bes 
dingt oder unbedingt bewilligt werden, je nachdem 
die beigebrachte Urfunde bloß pränotationsfähig oder 
tabularmäßig ift. Selbft erefutive Eintragungen und 
Veräußerungen find gegen den einen wie gegen den 
andern zuläßig, und jeder Erſteher kann mit der vom 
Gerichte erwirften Einantwortungsurfunde ohne Anftand 
die Befiganfchreibung erwirfen, und im Falle, als die 
Erefution wider jenen gerichtet war, der fich im phy— 
ſiſchen Befige des unbeweglichen Gutes befindet, auch 
diefen Befig erlangen. *) 


$. 290. 


Alle diefe Eintragungen, fo bunt und durchfreu- 
zend auch ihre Formen und Wirfungen ſeyn mögen, 
werden im Hauptbuche nichts verwirren, jobald das 
Tabularamt dabei gehörig fürgeht, und bei jeder Ein- 
tragung auch den Bormann oder den Schuldner bezeich- 
net, gegen den die Beſitzanſchreibung oder Belaftung 
bewilligt und in Vollzug gefegt wurde. Die Eintra- 
gungen werden nach der Zeitordnung, und im Laften: 
ftande ſowohl gegen den einen als gegen den andern 


*) Rippi Fere Man⸗⸗ des allg. b. 
G.-B. zum 6. 451 Pro. 
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nach derfelben fortlaufenden Reihe der Poftenzahlen 
bezeichnet. Erfolgt dann über den verhandelten Pränot.- 
Rechtfertigungsprozeß die richterliche Entfcheidung, fo 
fann Ddiefer ganze fcheinbare Chaos, wie mit einem 
Schlage, gehoben werden. Es bedarf dazu weiter 
nicht8 als eines Erefutionggefuches von Seite des Ob— 
fiegers unter Vorlage des rechtöfräftig gewordenen Ur- 
theileg mit geeigneten dem Tabularſtande entjprechen: 
den Petiten. Ueber ein folches Gefuch kann, wie fchon 
das obzitirte Hoffanzlei-Defret vom 8. April 1846 für 
einen ganz analogen Fall zeigt, nicht bloß der ſachfällig 
gewordene Theil (oder allenfalls deſſen Beſitznachfol⸗ 
ger) gänzlich aus dem Beſitzſtande gebracht, ſondern 
auch die Löſchung aller bedingten und unbedingten Ein— 
tragungen, die ſeit dem Momente der angeſuchten Prä— 
notirung dem nun darüber ſachfällig gewordenen Theile 
gegenüber in oder außer dem Exekutionswege Statt 
fanden, bewirkt werden. *) 


§. 291. 


Nach allen dem alſo, was hier geſagt wurde, 
kann man die obgeſtellte Frage, ob es nämlich zur 
Beſitzanſchreibung genüge, wenn der Ueberträger als 
Eigenthümer bloß pränotirt ſey, nah Verfaſſers 
Anſicht nicht anders als bejahend beantworten. Dem 
Erwerber kann, obgleich er feinen Erwerbstitel nur von 
einem bedingten Cigenthümer hat, ohne Anftand die 





*) Derlei Fompliziete Fälle kommen übrigens, wie die Er- 
fahrung zeigt, ſelbſt bei großen Kollegial- Gerichten 
aufferft felten vor. Es tritt ſchon überhaupt zu einer 
ſolchen Präanotation zum Eigenthum jelten eine ge- 
gründete Beranlafinng ein. Diefe Pränotation wurde 
auch bis nun in der Praris wenig gefannt, und jelbft 
jene, die ſie fennen, wiſſen zugleich, wie ſchwer ſich 
dieſelbe vechtfertigen läßt. Wir werden auf diefen Punkt 
zurückkommen. (9. 408 d. MW.) 





Beſitz- Anfhreibung auch mitteld Intabulation bewilligt 
werden, fobald die Urkunde, die er beibringt, in tabu: 
larmäffiger Form ausgeftellt ift, allein diefe Anfchrei- 
bung, obfchon fie feinem Vormanne gegenüber unbe: 
dingt erfolgte, bleibt, wie bereits gejagt wurde, allen 
Eventualitäten unterworfen, denen die Pränotation 
feines Vormannes ausgefegt iſt. ) 





*) Mit diejer bier beſprochenen Pränotation darf aber jene 
(uneigentliche) Pränotation, die das Gejeg in Böhmen, 
Mähren, Schleſien und Gallizien ausnahmsweiſe den 
nicht habilitirten Erwerbern landtäflider 
Güter zugejteht, und ganz eigener Art tft, nicht ver: 
wechſelt werden. Ein ſolcher zum Lande nicht habilitirter 
Erwerber Fann nah den Flaren Worten der Hofdefrete 
vom 5. Suli 1811 Pro. 950, 10. Auguſt 1811 Nro. 
953, 9. April 1813 ro. 1036 und 11. Dftober 1821 
ro. 1809 5. ©. ©. der tabulacmäßigen Erwerbungs:- 
Urkunde ungeachtet als Bejiger nur pränotirt wer 
den. Mit diefer Anjchreibung jedoch, obgleich fie dem 
Namen nad nur pränotationsweiſe geichieht, tritt der 
Vormann ganz aus dem Befige. (Hofdefret vom 10. 
Säanner 1812 Wro. 968 und 8. Dezember 1814 Pro. 
1112 J. ©. ©) Der fogeftaltig pränotirte Erwerber 
wird durch dieſe Anjchreibung zum wirfliben Eigen- 
thümer, und das Geſetz hat ohne Zweifel Diejelbe nur 
deßwegen Pränotirung genannt, weil ein jogeftaltig an- 
geihriebener Befiger bis zur Ausweiſung der Habiliti- 
rung das und. Gut nur an habilitirte Individuen bü— 
cherlich veräuſſern kann, und weil ihm obliegt, ſich mit 
der erwirften Habilitirung binnen 1 Sahre, 6 Wochen 
und (hie und da) 3 Tagen um jo gewiſſer auszuweiſen, 
als jonjt das betreffende unb. Gut auf feine Gefahr und 
Koften über Anjuchen des kak. Fisfalamtes erefutiv zur 
Beraufferung gebracht werden Fann. 


Iſt vollends die von einem derlei nicht habilitirten 
Käufer beigebrachte Erwerbungs-Urkunde nicht tabular— 
mäßig, jo kann ihm zwar auch eine Pränotation jedoch 
in der (abermals ganz eigenen) Art bewilligt werden, 
daß im Befisitande unter dem Namen des angejchriebenen 
Eigenthümers bloß die Streitigfeit des Beſitzes notirt 
werde, womit er aber, wie von jelöft einleuchtet, gar 
Fein Eigenthumsrecht (und folglich auch nicht ein beding- 
te3) erlangt, fondern nur jo viel erwirft, daß der ange- 
fchriebene Eigenthümer nad den Grundfägen die im 
Hauptftüfe von der Notirung in Beziehung auf 
Streitanhängigfeit angegeben werden, mit dem 
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$. 292. 


Viertens. E8 liegt fernerd nicht im Sinne des 
bier befprochenen $. 432 b. ©. B., daß der Ueberträ— 
ger zur Zeit, ald der Uebernehmer das Befiganichrei- 
bungsgefuch überreicht, im off. Buche auch wirklich 
fhon als Eigenthümer angefchrieben ftehe. In Ta— 
bularfachen fnüpft fich in Kraft des Gefeges der Rang 
der Eintragungen ſchon dem Momente an, als die Ge- 
fuche bei der Realinftanz überreicht werden. ) Es ift 
alfo der Vorfchrift des $. 432 ſchon Genüge geleiftet, 
wenn zur oberwähnten Zeit dad Gefuch des Weberträs 
gers um Befiganfchreibung auch nur ſchon überreicht 
ift, vorausgefeßt, daß dieſes Geſuch auch bewilligend 
erledigt wird, und der Ausführung diefer Bewilligung 
fein Tabularftand entgegen tritt. 


$. 293. 


Das Datum der Erwerbungsurfunde fommt bei 
diefer Vorfchrift in feinen Anſchlag. Möge gleichwohl 
das und, Gut zur Zeit des gefchloßenen Vertrages 
noch) auf Namen des Ueberträgers einverleibt geweſen 
feyn, ift fie es nicht noch jegt in diefem Momente der 
Ueberreichung des Gefuches um Befiganfchreibung des 
Uebernehmers, fo wird diefes Gefuch ohne aller Rück— 


unbeweglichen Gute zu feinem (des nicht habilitirten 
Ermwerbers) Nachtheile Feine bücherliche Veränderung 
vornehmen Fönne. 


*) Bon diefer Regel machen bloß die zur gänzlichen Abfin« 
dung für die Robathen oder Zehente dem Grund- oder 
Zehent-Herrn verfchriebenen, oder zur Befriedigung des— 
felben son Anderen geborgten Kapitalien, wenn fie auf 
dem bisher mit Robath oder Zehent belafteten Gute ein- 
verleibt werden, — in der Art eine Ausnahme, daß fie 
allen übrigen früher eingetragenen Hupothefen den Vor— 
rang abgewinnen. Hoffanzl.: Prafid.» Verordnung vom 
18. Dez. 1846 9. 10, 





ficht auf den fruhern Tabular-Ctand nach Lehre der $. 
$. 432 und 440 b. ©. B. rückgewieſen. Dafür flünde 
aber auch aus demfelben Grunde der Bewilligung einer 
derlei Befiganfchreibung auf Namen des Uebernehmers 
nicht8 entgegen, wenn gleich der Ueberträger zur Zeit 
des gefchloffenen Vertrages noch nicht Eigenthumer war, 
genug, wenn er e8 jegt ift, als der Uebernehmer die 
Befiganfchreibung anfucht. 


$. 294, 


Fünftens. Unter demjenigen, der nad S. 
432 b. G. 3 vorläufig ſelbſt ald Cigenthümer ange 
fchrieben feyn muß, ift aber nicht jeder Mittelsmann, 
mit dem das Ermwerbungsgefchäft abgefchloßen wird, zu 
verſtehen. 


Daß Vormünder, Kuratoren, ſowieBevoll— 
mächtigte überhaupt, wenn ſie unbewegliche Güter 
ihrer Mündel, Kuranden, oder Gewaltgeber an Andere 
überlaſſen, nicht auch ſelbſt angeſchrieben zu ſeyn brau— 
chen, darüber dürfte wohl kaum einer Erinnerung benö— 
thigen. Sie handeln dabei nur als Repräfentanten der 
eben erwähnten Mündel, Kuranden und Gewaltgeber, 
denen allein auch alle aus dem Gefchäfte entfpringen- 
den Rechte und PVerbindlichfeiten zufoınmen. ($. 1017 
b. ©. B.) Nicht der NRepräfentant alſo, fondern der 
Kepräfentirte ift in folhen Fällen derjenige, von dem 
das Eigenthum auf einen Andern übergehen fol, und 
der nach dem oftbemeltten $. 432 b. G. B. vorläufig 
felbft als Eigenthümer einverleibt feyn muß. Und ebenfo 
werden auch, wenn es fih um Die Erwerbung für 
Mündel, Kuranden, oder Gewaltgeber handelt, mur 
diefe allein und nicht auch ihre Nepräfentanten an deu 
Befig gejchrieben. Kommt bei einer derlei Befikan- 
ihreibung im Hauptbuche auch der Name des Vormun- 
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des, Kurators, oder Bevollmächtigten vor, jo ift bei 
eimer nachfolgenden Befigveränderung oder Belaftung 
auf diefen ordnungsmwidrigen Beifag gar Fein Bedacht 
zu tragen, und der Befisiiand jo zu nehmen, als wenn 
der NRepräfentirte ganz allein angefchrieben ftünde. 


$. 295. 


Die Schwierigkeiten und Zweifel find in Bezie 
bung auf obige Frage, wer eigentlih unter Demjeni- 
gen zu verftehen fen, der nach $. 432 b. ©. B. vor- 
läuftg felbft als Eigenthümer einverleibt ſeyn müffe, 
vorzüglich dann bemerfbar, wenn 


I. der Erwerber einer Realität 5. B. der Käufer, 
ohne noch felbft als Cigenthümer angefchrieben zu ſeyn, 
die ihm zuftehenden Kaufvertragds Rechte oder 
Kaufrechte einem Andern zedirt, oder wenn 


2. die Abhbandlungsinftanz oder die Erben 
eine Verlaͤßrealität veräußern, oder wenn 


3. die Erben eine vom Crblaffer zum Legat be 
ftimmte Berlaßrealität dem Legatar übergeben. 


Wir wollen jeden diefer drei Källe naher zur Au— 
fhauung bringen. 


$. 296 


Ad 4. Wenn % das auf feinen Namen angefchrie- 
bene Haus dem B, und johin diefer 5 das nämliche 
Haus dem C veräußert, fo ift Flar, daß bier nacy dem 
eigenen Wortlaute der beiden Verträge das Eigenthum 
des Hauſes vom A an B, und dann vom B an C über; 
gehen folle, und daß folglich nah F. 432 b. ©. B. 
dem € die Anfchreibung zum Eigenthume nur dann erſt 
bewilligt werden fönre, wenn vorläufig fein eigener 


u 


Bormann, der B namlich, jelbft ſchon als Eigenthümer 
angejchrieben iſt. Hier geben zwei Erwerbungsgejchäfte 
vor fih, von denen jedes dDireft den Titel zur Er> 
werbung des Eigenthums gibt. Der € kann in dies 
ſem BVerhältnifje die Auffandsurfunde auh nur vom B 
verlangen. Wider den A ſelbſt fommt ihm gar fein 
Klagrecht zu. 


3. 297. 


Nicht immer jedoch ift von dieſer Art der Weber: 
gang des Mechtes von dem Einen auf den Anderen. 
Es gefchieht nämlich häuftg, daß, um beim obigen Bei- 
jpiefe zu bleiben, der Käufer B felbft noch nicht vom A 
die Auffand erhielt, weil er vielleicht den Kauffchilling 
noch nicht ganz berichtigte. Wenn gleich nun in dieſem 
Zuftande der B noch nicht als Eigenthümer angefchrie- 
ben ift, und ihm folglich noch fein Eigenthumsrecht zu- 
ſteht, fo fommen ibm doch gewiffe Vertragsrechte zu, Die 
man Kaufrechte nennt, und die im Fonfreten Falle 
darin beftehen, vom A fordern zu Fünnen, daß er gegen 
Ueberfommung des Kauffchillingsreftes ihm CB) das Ei- 
genthum des Haufes übergebe, und zu diefem Behufe auch 
die dazu geeignete Auffandsurfunde ausfolge. Dieſe 
Kaufrechte find zwar, wie jchon in den $. $. 53 und 
196 d. MW. gezeigt wurde, nur perfünliche Sachenrechte, 
und zwar obne Unterfchied, ob der bezügliche Kaufsver— 
trag zur hypothekariſchen Sicherftellung eingetragen ſey, 
oder nicht, allein auch perfünliche Sachenrechte find 
zum Verkehre geeignet, und der Berechtigte Fann fie auf 
jeden anderen mitteld Geffion rechtsgültig übertragen. 
($. $. 298, 354, 1392 und 1394 b. ©. B.) Hat nun 
dieß im gegebenen Falle der Käufer B gethan, und feine 
Kaufrechte an einen Dritten zedirt, fo tritt dieſer letz— 
tere, den wir bier C nennen wollen, in Kraft Dieier 
Ceſſion in alle Rechte ein, die dem B wider A zuftan- 
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den (8. 1394 b. ©. 3.) und & wird, fobald er von def 
Geffion Nachricht erhält, verpflichtet den € als ben 
Stellvertreter des B anzuerkennen, und gegen Weber: 
fommung des Kauffchillingsreftes auch die Auffandsur- 
funde nur an © audzufolgen. Entfpricht er diefer feiner 


Verpflichtung nicht, fo fann er vom © auf Zuhaltung 


auch Elagbar belangt werden. CS. $. 1395 ımd 1396 b. 
G. 3.) Im Falle einer ſolchen Geffion alſo, foll das 
Eigentum vom A nicht an B, und von diefem an C, 
jondern vom A direft an © Citatt des B) übergehen. 
Dem © fann daher, wenn er den zwiſchen A und B ab» 
gefchloffenen Kaufvertrrg, dann die ihm vom B and: 
geftellte Geffion, und die ihm vom A ausgefolgte Auf 
jandsurfunde beibringt, ohne Anftand unmittelbar nach 
A die Befiganfchreibung bewilligt werden. *) 


$. 298. 


Derlei Gefjionen der Kaufrechte kommen am haus 
figiten bei gerichtlichen Verfteigerungen vor. Derjenige, 
der heute eine Realität dabei erfteht, tritt oft wenige 
Augenblide darnach feine durch die Verfteigerung erlang- 
ten Rechte CRaufrechte nämlich) einem Anderen ab. Auch 
hier bedarf aus den bereits bemerften Gründen der Erz 
fteher felbit nicht ald Eigenthümer angefchrieben zu wer— 
den. Jener Dritte tritt auch hier ganz in die Nechte des 
Erſtehers ein, und das Eigenthum ſoll auch bier unmit— 
telbar an den Gefjionar in Gtellvertretung des Erfteherg 
übergehen. Der Unterfchied zwifchen diefem und dem 
im vorigen $. befprochenen Falle liegt nur darin, daß 





) Nippl's Alppealltionsraih) Erläuterungen De allg. b, 
n G. B. zum $. 432. 


Winiwarters (Megierungsrath) Kommentar des 
allg. b. ©. B. zu demjelben $. 432. 
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der Gefjionar eines derlei Erftehers zur Erwirfung der 
Befiganfchreibung weiter nichts als die gerichtliche Ein- 
antwortung benöthigt, die ihm das Gericht ohne wei- 
terd ausfertigen Fann und muß, fobald er fich mit der 
Geffion gehörig legitimirt und die vom Zedenten einge- 
gangenen Lizitationsbedingniffe erfüllt zu haben ausge: 
wiejen hat. 


$. 299 


Das bis nun Gefagte findet aber in fich felbft eine 
Beichränfung. Hat nämlich in den gegebenen Fällen der 
Verkäufer A zur Zeit, ald er von der Gefjion Nachricht 
erhält, die Auffandsurfunde an B bereitd ausgefolgt, 
oder hat das Gericht zur Zeit, alg jener Dritte fich als 
Ceſſionar des Erſtehers Iegitimirt, die Nealität bereits 
an den Erfteher jelbt eingeantwortet, fo mögen zwar 
der Haftung wegen die betreffenden Geffionen zwijchen 
den kontrahirenden Theilen ſelbſt immerhin verbindlich 
feyn, allein die Geffionärs werden damit zur beabfich- 
tigten unmittelbaren Befisanfchreibung fchon deßwegen 
nicht gelangen können, weil A zur Ausftellung einer 
zweiten Aufjandungsurfunde, oder dag Gericht zur Aus— 
fertigung einer abermaligen Cinantwortung nicht ver: 
pflichtet if. Wollen hier die Partheien, der Zedent 
und Geffionar nämlich, daß diefer letztere wirklich Ei- 
genthümer werde, fo bleibt ihnen nichts übrig als eine 
Urkunde über das Erwerbungsgefchäft nach den Beftim- 
mungen der $ $. 434 und 435 b. ©. B. zu errichten, 
und die Befiganjchreibung zuerft auf Namen des B und 
rucfichtlid des Erftehers, und fohin auf Namen des € 
und rücfichtlic) jenes Dritten anzufuchen. 
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Ad 2, Ausdrücklich und beftimmt ift im Gejeße 
nur diefer Fall entfchieden. Es fommt nämlich zu Folge 
der mit Hoffanzlei=- Defret vom 14. Dezember 1839 Nro. 
38,231 fundgemachten a. h. Entfchließung vom 16. No- 
vember desfelben Sahres darauf an, ob die Veräußerung 
der Verlaßrealität (ſey dann ſchon privative, oder. mit- 
tels freiwilliger Verſteigerung) vor oder nach der be 
willigten Cinantwortung gefchieht. 


$. 301. 


Wird diefe Veräußerung noch vor der Einantwors 
tung von der Abhandlungsbehörde verfügt, oder auch 
von den Erben jedoch) mit Genehmigung der Abhand- 
Iungsbehörde veranlaßt, oder vorgenommen, fo bedür— 
fen die Erben an den Beſitz diefer Realität nicht anges 
fchrieben zu werden. Der von der Abhandlungsbehörde 
angenommene Käufer fann (mit der von der Abhand- 
Iungsbehörde erhaltenen Cinantwortung, oder mit dem 
von ihr genehmigten mit der entfprechenden Intabulatis 
ongflaufel verfehenen Vertrage, den er mit den Erben 
abſchloß) die Befikanfchreibung unmittelbar nad dem 
Grblaffer erwirfen. 


Veräußern aber die Erben die Berlaßrealität ent: 
weder erft mach der Cinantwortung, oder aber zwar 
früher, jedoch ohne Genehmigung der Abhand- 
Iungsbehörde, fo fann die Befiganfchreibung des Käu— 
fers nur über vorläufige Anfchreibung der Erben bewil— 
ligt werden, wenn gleich ob allfälliger Intervenirung 
von Mündeln oder Kuranden der bezügliche Vertrag 
von deren DObervormundfchaftsbehurde in diefer Eigen: 
Iıhaft genehmigt wäre. ine folche Genehmigung würde 





aur den Mangel der perjünlichen Fähigfeit der Mündel 
und Kuranden fupliren, und könnte folglich obige Geneh— 
migung der Abhandlungsbehörde als folcher nicht erfegen. 


$. 302. 


Iſt aber die nunmehrige Verlaßrealität ſchon vom 
Erblaffer felbft veräußert, und nur die Befugniß zur 
bücherlihen Umjchreibung entweder zufällig oder wegen 
einer vom Uebernehmer noch unerfüllter Bedingung nicht 
gegeben worden, fo kann der Erbe bloß deßwegen, daß 
er nun die Auffandungsurfunde ausftellt, gar nie in den 
Fall der Nothwendigkeit feiner eigenen vorläufigen Beſitz— 
anfchreibung fommen, weil es immer wahr bleibt, daß 
das Eigenthum in einem folhen Falle nicht vom Erben 
fondern vom Erblaffer an den Käufer übergehen foll, 
und daß folglich nur der Erblaffer derjenige fey, von dem 
der $. 432 b. ©. B. fordert, daß er vorläufig felbft als 
Eigenthümer angefchrieben ſtehe. Der;Erbe fegt mit der 
(phyſiſchen oder bücherlichen) Uebergabe nur das in Er: 
füllung, wozu der Erblaffer felbft, wenn er noch lebte, 
aus feinem eigenen Vertrage verpflichtet wäre. Da je- 
doch, wie hier vorausgefegt wird, nicht der Erbe, der 
die Auffandsurfunde ausftellt, fondern der Erblaffer als 
Eigenthümer angefchrieben erfcheint, fo liegt in der Na- 
tur des Gefchäftes, daß ein derlei Käufer, wenn er die 
Befiganfchreibung erwirfen will, nebft jenem Vertrage, 
den er mit dem Erblaffer ſchloß, und diefer Aufſandsur— 
funde, die er vom Erben erhält, auch einen Beweis 
urfundlich beibringen müſſe, daß diefer Erbe zur bücher: 
fichen Uebergabe der Berlafrealität auch legitimirt fey, 
was nur entweder mittel der Cinantwortungsurfunde 
oder mittels einer genehmigenden Erklärung der Abhand— 
Iungsbehörde gefchehen kann, je nachdem die Einantwor- 
tung des Verlaſſes bereits erfolgt ift oder nicht. Diefe 
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Regitimation muß felbft dann beigebracht werden, wenn 
wider Jemanden als Erben ein Urtheil auf Uebergabeei- 
ner vom Erblaffer erfauften Realität erwirft wird, weil 
deßwegen, Daß der Geflagte defjen vom Kläger angege- 
gebene Erbgeigenfchaft anerfannte oder nicht widerfprach, 
oder vielleicht gar fich fontumaciren ließ, Andern gegen- 
über noch keineswegs gewiß ift, daß er wirflich der 
Erbe fey. Doch genügt zur Legitimation in einem fol- 
hen Falle fchon die bloße angenommene Erbserflärung, 
indem ein fogeftaltig erflärter Erbe in Rückſicht auf den 
Berlaß den Erblaffer vorftellt, und ftatt des Erblaffers 
mit voller Rechtswirfung gerichtlich belangt werden 
fann. c$. $. 547 und 811 b. G. 3.) Seine Berthei- 
digung und feine Geftändniffe im Prozeſſe können 
allen andern Miterben nützen oder ſchaden. ($. $. 550 
und 820 b. &. B., dann $. 108 allg. und 174 gal«®. O.) 


$. 303. 


Ad 3. Der Kedtstitel zur Erwerbung einer legir- 
ten Sache liegt in der lettwilligen Anordnung (8. 
494 b. ©. 3.) Der Legatar erhält daher ebenfalls 
den Titel zu der ihm vermachten Verlaßrealität nicht von 
den Erben, fondern vom Erblaffer felbft. Dieß zeigt, 
daß auch in diefem Verhältniffe der Erblaßer derjenige 
Mann fey, von dem der $. 432 b. ©. 2. fpricht, und 
von dem das Eigenthum an den Legatar übergehen foll, 
obgleich fie ihm nun von den Erben übergeben wird. 
Die fih zur Erbichaft erfläarten Erben handeln nur im 
Namen und ald Reyräfentanten des Erblaſſers ($. 547 
b. G. B.). Sie fegen dadurd, daß fie die legirte Verlaß— 
realität dem Legatar phyſiſch und bücherlich übergeben, 
nur dag in Erfüllung, was der Erblaffer rechtsgültig 
angeordnet hat, und wozu der Legatar ſchon in Kraft 
diefer Anordnung ein perfünliches Necht erlangt bat. 


Der Legatar kann aljo ebenfalls die Befiganfchreibung 
unmittelbar nach dem Erblafjer verlangen. 


$. 304. 


Die Zweifel dabei liegen aber, wie die Theorie 
und Praris zeigt, eigentlicy nur in der Frage, mit wel- 
chen Urfunden das Gefuch des Legatars zur Befig 
anfchreibung des legirten unb. Gutes belegt ſeyn müſſe. 
Darüber haben wir vom Gefege Feine ausdrücklichen 
Normen, fjondern nur allgemeine Andeutungen. Nach 
$. 437 b. © 8. foll der Legatar um das Eigenthum 
des ihm vermachten unb. Gutes zu erwerben, bei der 
Behörde (Tabular » Behörde nämlich) die befondere 
Einverleibung des Vermächtniſſes auswirken. 
Dazu Fann aber die bloße legtwillige Anordnung ihrer 
Natur nach nicht genügen, weil es dabei noch auf die 
Ausweifung anfommt, daß diefe Iegtwillige Anordnung 
bei der Verlaßabhandlung auch anerfannt wird, und 
weil überhaupt das Necht und die Pflicht zur Entrich- 
tung der Legate und folglich auch zur bücherlichen Ueber: 
gabe der Iegirten unb. Güter der Regel nah nur den 
Erben zufteht, (F. $. 649, 690, 816 und 817 b. ©. 
3.) denen auch allein (wenigſtens vor der Hand) die 
Beurtheilung überlaffen feyn muß, ob und unter wel- 
hen Vorfihten das vermachte unb, Gut dem Xegatar 
übergeben werden fünne. ($- 692 b. ©. B.) Eine zur 
Befig-Anfchreibung des Legatars zuftimmende Erflä- 
rung der Erben ftellt fi daher jedenfalls auch als un- 
erläßlih dar. Dazu fommt aber noch, daß die Erben 
einer, Seits zur Erfüllung der legtwilligen Anordnung 
verpflichtet find, anderer Geitd aber dennoch vor der 
Einantwortung mit der Subftanz des Verlaßvermögens 
aus eigener Macht Feine Verfügung treffen können. 
Selbft die Beforgung und Benützung überläßt ihnen die 


[I 


226 


Abhandlungsbehorde nur dann, wenn fie ihr Erbrecht 
hinreichend ausmweifen. ($. 810 b. G. B.) Hieraus! und 
auch daturch, daß den Erben von der Abhandlungsbe- 
börde die Einantwortung nur dann bewilligt wird, wenn 
fie von ihr ald rechtmäfjige Erben anerfannt werden, 
und fich zugleich ausmweifen, daß fie die Legate berichtigt, 
oder doch die Legatare von dem Anfalle derfelben be- 
nachrichtiget haben (F. 817 und 819 b. ©. 3.) — ift 
der Amtliche Einfluß zu entnehmen, den die Abhand- 
Iungsbehörde vor der Cinantwortung auf die Ge— 
bahrung mit dem Verlaßvermögen nehmen fann und muß. 


$. 305. 


Wenn man nun alles das, was fo eben gejagt 
wurde, zufammenfaßt, und das Product mit den befte 
benden Zabular » VBorfchriften in Einflang bringen will, 
fo ergibt fi) nach Anficht des Verfaffers die Ueberzeu- 
gung, daß der Legatar im Gefuhe, womit er an das 
Eigenthbum der ihm vermachten Verlaßrealität gebracht 
zu werden verlangt, folgende Urkunden beizubringen 
babe, und zwar: | 


«) die letztwillige Anordnung. Dazu muß 
aber fchon eine gerichtlich beglaubte (allenfalls auch bloß 
ertraftive) Abfchrift genügen, weil dag Driginal davon 
in Kraft des Gefeged bei der Abhandlungsbehörde auf: 
bewahrt zu bleiben hat, und eine andere Form der 
Ausfertigung nicht vorgefchrieben ift. Geſchah die let: 
willige Anordnung nur mündlich, jo muß dafür nach der 
Natur der Sache eine Beftätigung von Seite der Ab— 
handlungsbehörde, daß dieſes beftimmte Vermächtniß 
wirklich beſtehe, beigebracht werden. Die ſchriftlichen 
Aufſätze, und die protokollariſchen Ausſagen der Zeugen 
des letzten Willens, auf die in den $. -$. 585 und 586 


bingebeutet wird, beweiſen vor der Tabular » Behörde 
Dritten gegenüber gar nichts. Dieß gilt jelbit dann, 
wenn die Ausfagen der Zeugen beſchworen wären, weil 
‚bie Frage, ob und wie fern felbft befchworne Zeugen: 
Ausfagen beweismachend find, nur erft über rechtliche 
Berbandlung durch Urtheil entjchieden werden Fann. 


b) Eine von den Erben zu Gunften des Legatars 
mit Beziehung auf die legtwillige Anordnung tabularma- 
zig ausgeftellte Driginal» Auffandsurfunde, oder 
ein vom Legatar ihnen gegenüber analog erwirftes rechte- 
Fräftiges Urtheil. Zugleich aber aud) 


ec) eine Legitimationg » Urfunde darüber, 
daß die Erben, welche die Auffandsurfunde ausftellten, 
oder wider die dag Urtheil erfloß, zur bücherlichen Ueber— 
gabe der legirten PVerlafrealität auch ermächtigt find- 
Diefe Pegitimation wird am füglichften mit der an die 
Erben erfolgten Einantwortung ausgewieſen. ft diefe 
nicht erfolgt, jo kann auch hier der Natur des Gefchäfts 
gemäß diefen Mangel nur eine Beftätigung der Abhand- 
lungsbehörde fupliren, und zwar entweder auf der Auf- 
jandsurfunde jelbjt, oder in Form eines Befcheides, 
womit die Erben zur Entrichtung oder zur Uebergabe des 
betreffenden Legats ermächtigt oder beauftragt werden. 


$. 306. 


In Kraft des Eigenthumsgrechted, was dem ange: 
ichriebenen Eigenthümer zuſteht, kann er nach $. $. 354 
und 362 b. ©. 3. mit feinem unb. Gute nah Willkühr 
verfügen, und dasſelbe folglih auch an Andere eigen: 
thümlich übertragen. Eben diefeg freie Verfügungsrecht 
fommt auch den angefchriebenen Miteigenthümern 
zu, von denen Jeder den ihm angehörigen aliquoten 
Antheil frei an jeden Anderen überlaffen fann. (8. 829 


und 
B mit feinem 
und. Gute 
auch frei 
verfügen 
fonnen. 
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b. G. B.) Selbſt dann, wenn das Cigenthumsrecht ge- 
theilt ift, fann fowohl der Dber- als der Nutzungs- 
Eigenthümer das ihm zuftehende unvollftändige Eigen- 
thum Anderen überlafen. ($. $. 363 und 1128 b. ©. 
B.) An diefer freien Verfügung find alle diefe Eigen- 
thlimer auch dann nicht gehindert, wenn ihre unb. Güter 
oder die aliquoten Antheile an denfelben noch fo jehr mit 
Schulden oder Servituten belaftet wären, weil Pfand- 
und Servitutsrechte das Eigenthumsrecht des angefchrie, 
benen Schuldners oder Servituts-Berpflichteten nicht auf- 
heben, und überhaupt Veränderungen in der Perfon des 
Gigenthümers den Pfandgläubigern und Servituts-Be- 
rechtigten feinen Nachtheil bringen, indem jeder Befig- 
nachfolger fchon in Kraft des Geſetzes auch die auf Dem 
Gute haftenden Laften übernimmt. (CS. $. 307, 358, 
443, 447, 472.) 


$. 307. 


Indeſſen ift Diefe Regel nicht ohne Ausnahmen. 
Das freie Verfügungsrecht der angefchriebenen Eigenthü- 
mer hat mancherlei Beſchränkungen, die theild civil- 
rechtlicher, theild politifcher Natur find, und die wir ing- 
gefanmt in relative und abfolute eintheilen wollen. 


$. 308. 
Relative Befchränfungen können eintreten: 


a) in Fällen, wo eine ſchon früber von einem 
Anderen angefuchte Befit » Anfchreibung abgeſchla— 
gen, gegen diefe Abfchlagung aber von der abgewiefenen 
Partei der Refurs erariffen wird, 


b) in Fällen angemerkter Befitzftreitigfeit 
bis zur Entjcheidung des Streites, und 


c) im Zuge der gerichtlichen Erefution. 


d. 309 


Sn allen diefen Fällen ift zwar der angefchriebene 
Eigenthümer nicht gehindert fein Gut an Andere zu über- 
tragen, und das Gericht Fann diefer Verhältniffe wegen 
jedem Uebernehmer ohne Anftand die Befisanfchreibung 
bewilligen und vollziehen laffen, allein der fogeftaltig ans 
gefchriebene Webernehmer muß fich alle Eventualitäten 
gefallen laffen, denen der Ueberträger felbft ausgefegt 
wäre, wenn er noch als Eigenthümer angefchrieben ſtände. 
Wird nämlich ad 2) die früher angefuchte Beſitzanſchrei— 
bung im Rekurswege bewilligt, oder ift ad b) derjes 
nige, der die Befiitreitigkeit annotiren ließ, im bezüg, 
lichen Streite Dbfieger geworden, oder wurde al c) 
während des Erefutiongzuges das unb. Gut vom Exeku— 
ten veräuffert, fo fann im erjten Falle der frühere 
Gefuchfteller in Kraft der im Rekurswege erfolgten 
Entjcheidung, im zweiten Falle der Obſieger auf dem 
Grunde des rechtsfrärtig gewordenen Urtheiles, und im 
dritten Falle der Erſteher, fobald er die gerichtliche 
Einantwortung erwirft hat, ohne weiters als Eigenthü— 
mer angefchrieben werden, obgleich die betreffende Rea— 
lität in den erften beiden Fällen nicht mehr an den Ueber: 
geber, oder im dritten Falle nicht mehr an denjenigen, 
gegen den die Nealität im Erefutionswege veräußert 
worden ift, bücherlich angejchrieben ftehe, jo wie dich zum 
Theil bereit3 oben im $. 280 d. W. gezeigt wurde, und 
zum Theil im Hauptſtücke, der von Annotationen han- 
delt, gezeigt werden wird. 


$. 310. 
Auch bei Wiederfaufs- und Vorkaufsrech— 


ten, wenn fie bücherlich eingetragen find, tritt eine Art 
relativer Befchränfung ein, weil auch in diefen Verhält— 
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niffen der angefchriebene Eigenthümer Cobne Nachtheil 
des zum MWiederfauf oder Vorfauf Berechtigten) das 
unb. Gut an Andere bücherlich übertragen fann, allein der 
zum MWiederfauf und Borfauf Berechtigte kann nicht fo, 
wie in den oben erwähnten drei Fällen, auf ein bloßes 
Gefuh unter Nachweifung des Eintrittd der Bedingung 
als Eigenthümer angefchrieben werden, fondern er muß, 
wenn er von feinem Rechte Gebrauch machen, und die 
Anfchreibung auf feinen Namen erwirfen will, vorerft das 
damit behaftete unb. Gut von dem Befiger degfelben,, wie 
fih der $. 1079 6. ©. B. ausdrücdt, abfordern, oder 
mit anderen Worten, er muß vorerft von dem Befiger 
des unb. Gutes eine Erwerbungs- und Aufjands-Urfunde, 
oder wenn fich diefer dazu gütlich nicht herbei läßt, ein 
wider ihn analog erwirftes Urtheil beibringen, was alles 
aber in den erwähnten drei Fallen nicht nothmendig ift. 
Eben diefes Unterfchiedeg wegen wurde auch diefe beim 
Miederfaufss und Vorfaufgrechte eintretende Befchrän: 
fung den im nächftvorhergegangenen $. 309 befprochenen 
drei Fällen nicht angereihet. 


$. 311. 


Abſolute Beihränfungen fommen vor: 


a) bei unbeweglichen Gütern der Münpdeln oder 
KRuranden, 


b) bei unb. Gütern der Gemeinden Cim ausge 
dehnten Sinne des Wortes), 


ec) bei Kridataren in Beziehung auf die zum 
Konfurfe gezogenen unb. Güter, 


d) in Lebens- und Heimfälligfeits- Ver: 
hältniſſen, 


e) bei unb. Gütern, die mit dem Bande eines 
Fideifommißes behaftet find, 


D in Subftitutiong- Fällen, 


x) bei Gütergemeinfchaften zwifchen Eheleu— 
ten nah $. 1234 b. © ‚8, 


h) in Fällen des getbeilten Eigenthums bei 
Befigveränderungen im Nutzungseigenthbume, und 


) in gewiffen Beziehungen bei Militärperfo- 
nen vom Feldwebel oder MWachtmeifter abwärte. 


In dieſen Verhältniffen treten Fälle ein, in denen 
der Uebernehmer an den Befig der an fich gebrachten 
Realität gar nicht Cund folglich auch nicht eventuell) 
angejchrieben werden darf. 


EN 

Die den Mündeln und Kuranden angehörigen 
Güter fünnen nämlich (auffer dem Falle einer gerichtlichen 
Exekution) ohne Konſens der betreffenden Obervormund— 
ſchafts- oder Kuratels-Behörde an Niemanden bücherlich 
übertragen werden. ($. $. 865 und 233 b. ©. 3.) 
Doc bedarf der Vormund oder Kurator zur Ertheilung 
der Aufſand felbft Feiner befonderen Ermächtigung. Es 
genügt die Nachweifung, daß die betreffende Behörde 
den Vormund oder Kurator zur Veräufferung der den 
Mündeln oder Kuranden gehörigen Güter überhaupt 
‚ermächtigt, oder fonft Die bereits gefchehene Veräußerung, 
jey e8 in Form eines Defretes, oder in Form einer dem 
Bertrage angehängten Ratiftfation nachträglich genehmigt 
habe. Im Konfenfe zur Veräufferung eines unbemwegli- 
chen Gutes liegt auch der Konſens zur Ertheilung der 
Auffandsurfunde, weil die Webergabe eine Folge der 
Veräußerung ift, und weil überhaupt der $. 1008 b. 
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G. B. zur Uebergabe einer veräußerten Sache feine be— 
fondere Ermächtigung fordert, und das Gejeg Davon bei 
Bormündern und KRuratoren feine Ausnahme macht. 


$. 313. 


Und. Güter der Cgeiftlihen, ftädtifchen, märftli- 
chen oder unterthänigen) Gemeinden und insbeſonders 
die unb. Güter der Kirchen, Stifte, Klöfter, und 
Pfrunden, ftehen unter einer befondern Vorſorge der 
öffentlichen Verwaltung ($. 26 b. G. B.). Auch diefe 
unb. Güter fünnen der Pegel nach ohne Konſens der 
politifhen Behörden CF. k. Länder » Gubernien oder Re- 
gierungen, und rückfichtlich der k. k. Hoffanzlei) nicht 
an Andere eigenthümlich angefchrieben werden. (Patente 
vom 15. Juli 1776 und 5. Oftober 1782 Nro.88., Hofd. 
vom 1. Dezember 1786 Nro. 596, Patent vom 21. 
September 1796 Nro. 311 3. G. S., dann Hoffanzlei- 
Dekret vom 21. Mai 1816 Pol. ©. ©. 4. Band 
©. 174). 
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Die Darftellung der Befchränfnungen, die in Le— 
bens-, Heimfälligfeits-, Fideikommiß- umd 
Subftitutiong-Verhältnifjen vorkommen, müffen zur 
Befeitigung von Wiederholungen dem Hauptſtücke von 
Annotationen vorbehalten ſeyn. 


%. 315. 


Sft der Vertrag zur Gütergemeinfhaft zwi- 
fchen Cheleuten gehörig eingetragen, fo fann der eine 
Ehegatte, obgleich er als Eigenthümer des ganzen unb. 
Gutes angefchrieben ift, wie jhon im $. 55. d. W. ge 
zeigt wurde, über die dem andern Chetheile vorbehaltene 


Hälfte desjelben Feine Anordnung machen, und folglich 
auch ſo lange dieſes Gütergemeinfchafts » Verhältniß ‚ver- 
büchert ſteht, keinem Dritten eine Auffand zur Beſitzan— 
ſchreibung der dem anderen Chetbeile vorbehaltenen 


Hälfte mit Rechtswirkung ertheilen. ($. 1236 b. ©. 8.) 
$. 316. 


In Berhältniffen des getheilten Eigenthumes 
muß der Nutzungs-Eigenthümer, wenn er das ihm 
gehörige unb. Gut veräußern *) will, den Uebernehmer 
in Gemäßheit des $. 1140 b. ©. B. dem Obereigenthü- 
mer zur DBeurtheilung, ob Ddiefer Befignachfolger dem 
Gute vorzuftehen und die darauf haftenden Laften zu ent- 
richten fähig fey, namhaft machen. Cine Ceigentliche) 
Einwilligung des Dbereigenthümerg dazu ift aber, wie 
dieß aus der Verbindung mit dem nächft darauffolgenden 
$. 1141 b. ©. B. bervorgeht, nur dann erforderlich, 


wenn fich diefelbe der Obereigenthümer ausdrücklich (ver: 


fteht fich auf eine rechtsverbindliche Art) vorbehalten hat, 
oder wenn ihm ein Vorkaufs- oder Einftandsrecht zufteht. 
Zur Uebertragung des Cigenthumes einer unterthänigen 
Realität wird alfo jedenfalld von Seite des Grundherrn 
oder defjen Stellvertreterd entweder eine Anerfennung 
der Befigfähigfeit des Nachfolgers, oder eine Einwil— 
ligung erfordert. 


*) Unter dem Ausdrude: »veräußern« wird auch bier 
jede entgeldlihe oder unentgeldliche Ueberlaſſung des Ei: 
genthümers und folglich auch jene Hebertragung verjtun- 
den, die aus dem Titel des Erbrechtes oder Vermächt— 
niſſes geichieht. Dieß zeigt jelbft das Patent über die 
Bauern: Erbfolge vom 29. Dftober 1790 $. 5 Niro. 77 
J. ©. ©. und damit ftimmt auch ein Gejeg neuerer Zeit, 
und namentlich das Hofvefret vom 21 Februar 1929 Niro. 
2387 5. ©. ©. überein. 
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In der praftifhen Anmendung diefer Borfchrift 
jtieß man an viele Zweifel und Schwierigkeiten, vorzüg« 
li) in jenen Drovinzen, wo, wie dieß in Krain und in 
Illyrien überhaupt der Fall ift, die Gerichtsbarkeit und 
folglih) auch die Gognition in Grundbuchsſachen nicht 
mehr den Grundobrigfeiten, fondern den davon ganz , 
abgefondert beftehenden Bezirfögerichten zufommt, mo 
alfo eine Bewilligung der Befiganfchreibung nicht fo, 
wie dieß in den übrigen Provinzen der Fall ift, zugleich 
als ( ftillfchweigender) Konſens der Grundobrigfeit gelten 
fann. Soll nun bier jene Erflarung des Grundherrn 
ſchon mit dem Gefuche um Befiganfchreibung beigebracht, 
oder erſt nachträglic) und allenfalls wie: und von wen 
eingeholt werden? Und wie dann, wenn nad) der vom 
Bezirfd - Gerichte bewilligten Befiganfchreibung der 
Grundherr die Anerkennung der Befigfähigfeit vermeis 
gert? Soll bei erefutiven Veräufferungen die Befigan- 
fhreibung des Erftehers noch von einer Erflärung des 
Grundberrn abhängig jeyn ? 
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Ueber diefe aus Veranlaffung einiger in Krain und 
im Görzer Kreife vorgefommenen Fälle höchften Orte 
vorgelegten Zweifel, die fih in der That aus den bezüg- 
lihen $. $. 1140 und 1141 b. ©. 8. nicht auflöfen 
lafjen, ift mit den NHofdefreten vom 27. März 1819 
Nro. 1551 und 21. Februar 1829. Nro. 2387 3. ©. ©. 
die Belehrung im wefentlichen des Inhaltes erfolgt, daß 


1. mit den Gefuchen um Befig + Anfchreibung unter; 
thäniger Realitäten allerdings die oberwähnte Anerfen- 
nung oder Einwilligung der Grundobrigfeit oder des 
Grundberrn beigebracht ſeyn müffe, daß aber 


2. der Partei für den Fall, ale ihr dev Grund; 
berr dieſe Anerkennung oder Einwilligung verweigert - 
oder das Anfuchen dafür in 30 Tagen nicht erledigt, frei 
itehe. die Bejchwerde im politifchen Wege, und zwar zus 
nächſt bei dem ‚betreffenden ka k. Kreisamte anzubringen, 
und johin unter Vorlage der politifchen Crechtsfräftigen) 
Entfheidung, falls diefe für den Befchwerdeführer günftig 
- ausfällt, und folglich damit die Unftatthaftigfeit der 
vom Grundherrn verweigerten Anerkennung oder Ein- 
willigung ausgefprohen wird, — das Gefuch um Beſi⸗ 
Anſchreibung zu ſtellen, und daß 


3. bei exekutiven Veräuſſerungen unterthäniger 
Realitäten in den Lizitations-Bedingungen immer der 
Vorbehalt, daß nämlich der Eriteber zur Beſitz-Anſchrei— 
bung auch eine zuſtimmende Erflärung des Grundberen 
im Sinne der $. $. 1140 und 1141 b» G ®.), oder 
eine analoge politijche Entſcheidung beizubringen haben 
werde, ausdrüdlicd einzujchalten jey. 


9. 319 


Die oben zitirten zwei Hofdefrete vom 27. März 
819 und 21. Februar 1829 jegen offenbar nur folche 
Geſuche voraus, die bei den Bezirfs- Gerichten ſelbſt 
angebracht oder überreicht werden, Wird das Geſuch, 
was allerdings auch in Krain und ın Illyrien überhaupt 
unter den Bedingungen des y. 433 b. ©. 3. geitattet ift 
cHofd. vom 14. Februrr 1818 Nro. 1420 3. ©. ©.), 
bei der Grundobrigfeit angebracht, jo ift natürlich eine 
abgejonderte vorläufige Erklärung des Grundherrn nicht 
nothwendig, weil die Grundobrigfeit dadurch, daß fie 
das Anbringen um Befig- Anfchreibung des Uebernehmers 
zu Protofoll nimmt, und diefes Protokoll dem Bezirks— 
Gerichte obne einer weitern Bemerfung zur Erledigung 
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zufchieft, zwar ſtillſchweigend, aber doch immerhin unbe⸗ 
zweifelt ihre Zuſtimmung zu erfennen gibt. CS. 863 b. 
G. ©.) 


\. 320. 


Diefe Belehrungen, die wir mit den erwähnten 
beiden Hofdefreten erhalten haben, find zwar für Krain 
und für den Görzer Kreis des Küftenlandes erlaffen 
worden, weil auch die Zweifel über die Anwendung des 
$. 11496. G. B. damals nur in diefen Yändern entſtan— 
den find; allein die bezüglichen Hofdefrete erfcheinen in 
der allg. 3. ©. ©. aufgenommen, und da die Belehruns 
gen, die Damit gegeben wurden, einen $. des allg. b. ©. 
B. betreffen, welches in allen unfern Provinzen, wo 
Grundbücher beftehen, wirffam ift, fo fünnen und müffen 
nach Anordnung des Hofd. vom 2). November 1818 
Nro. 1519 J. ©. ©. diefe Belehrungen auch in diefen 
übrigen Provinzen, in jo weit fie nach der Verfaffung 
derjelben anwendbar find, zur gejeglichen Richtſchnur 
dienen. Die Erfahrung zeigt übrigens, daß in diefen 
übrigen alt = öfterreichifchen Provinzen in der cben beſpro— 
chenen Beziehung äußerſt jelten eine Schwierigfeit eins 
tritt, weil bier die Grundobrigfeiten noch die Gerichte; 
barfeit ansüben, und der Verfafjung gemäß der Grund» 
herr ohnehin derjenige it, der die Gerichtsbarkeit entwe— 
der jelbjt Cwenn er will und dazu befähigt. ift), oder durch 
einen von ihm ernannten befähigteu Beamten verwaltet. 
Wird nun von dem Drtögerichte diefer Grundobrigfeit 
eine Beſitzanſchreibung bewilligt, fo ift damit auch die 
den Grundobrigfeiten in den F. $. 11-0 und 1141 6. ©. 
B. vorbebaltene Zuſtimmung ausgefprochen. Dieſe ſtill⸗ 
ſchweigende Zuſtimmung kann von den höhern Gerichten 
in Rekursfällen ſelbſt dann als geſchehen angenommen 
werden, wenn von dem Ortsgerichte Die angeſuchte Befig- 
anjchreibung blog aus Gründen, die mit,den $.$.1140 und 


1141 b. ©. B. nichtd gemein haben, abgefchlagen wird, 
Erfolgt dagegen die Abweifung von Seite des Ortöge- 
richts aus einer der in oben zitirten $. $. 3140 und 1141 
ausgedrüdten Nücfichten, fo kann und muß der Gefuch: 
fteller, wenn er fih damit gefränft erachtet und eine 
Abhilfe erhalten will, feine Befchwerde, nach Verfaſſers 
Anficht, vorerft im erwähnten politifhen Wege anbringen, 


$. 321. 


Auch Militär :Perfonen, vom Feldwebel oder 
Wachtmeiſter abwärts, find in der Veräußerung be 
ſchränkt. Sie fünnen felbft dann, wenn fie bis zur 
Einberufung beurlaubt find, und folglich unter der Civil; 
Gerichtsbarkeit ftehen, mit ihrem vor Antretung des 
Militärftandes oder während desfelben erblich angefalle- 
nen oder auch vor Antretung des Militär : Dienftes fonft 
zugefommenen Vermögens ohne fehriftlichen Konſens ihres 
Regiments: oder Korps» Kommando nicht verfügen. 
(A. 5. Entfhliegung vom 9, Mai 1795, kundgemacht 
durch Hofdefret vom 25. uni desfelben Jahres Nro. 
237 J. ©. *) und Hoffanzlei- Dekret vom 5. Mai 
1837 Neo. 9817.) Diefe zwei Hofdefrete fprechen zwar 
nur davon, daß ein derlei Vermögen an die befagte 
Militär: Mannfchaft ohne erwähntem Konfenfe nicht aus: 
bezahlt oder verabfolgt werden darf, allein unter dem 
allgemeinen Ausdrude »VBermögen« ift auch das unb. 
Bermögen begriffen, und wer nach dem Gefege, wie 
eben bier der Fall ift, zum Empfang des Berfaufspreifes 


*) Diejes Geſetz iſt zwar alter, als das im Sabre 1812 in 
Wirkſamkeit getretene b. G. B., allein es ift ein Milis 
tärgefeß und hat folglich dur das b. G. B. nach Inhalt 
des Kundmahungs-Patentes vom 1. Juni 1811 noch 
immer volle Geſetzeskraft. Auch wird ſich im zitirten 
Hoffanzlei- Defrete vom 5. Mat 1837 ausdrüclich auf 
jenes Hofdefret vom 25. Juni 1798 bezogen. 
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nicht berechtigt iſt, der kann nach dem Geſetze auch zum 
Verkauf ſelbſt nicht berechtigt jepn. 


$ 322. 


Obgleich im Allgemeinen alle Sachen nad $. 355 
b.G. 8. Gegenftände des Eigenthumsrechtes ſeyn können, 
und Jedermann dasſelbe durch fich jelbit oder Durch einen 
Anderen in feinem Namen zu erwerben befugt ift, jo bat 
Dieje Regel dennoch bezüglich unbeweglicher Güter aus 
politijchen Rückſichten ) mannigfaltige Beſchrän— 
kungen. 


\ 328. 


Geiftlihe Gemeinden, 5.8. Stifte, Klöfter, 
Kirchen, und auch Ordensperſonen find zur Erwerbung der 
unb, Güter nicht berechtigt, und fünnen daher ohne Bei- 
bringung eines Konſenſes der Fompetenten politifchen 
Behörde an den bücherlichen Beſitz derfelben nicht anges 
fchrieben werden. Patente vom 26. Auguft 1771, 2. 
Mai 1772 und 21. Februar 1775, dann Hofdefret vom 
24. Sänner 1785 Nro. 384 J. ©. 5.) Die nad Auf- 
bebung der Klöfter in den Weltpriefterftand übergetretes 
nen Geiftlichen, fo mie die Nonnen der aufgehober 
nen Klöfter find jedoch befähigt, unb. Güter eigenthüm: 
lich an fich zu bringen, und damit auch legtwillig zu 
difponiren. | 


*) Die Beichränfungen in civilrechtlicher Beziehung , 
wovon das b. G. B. handelt, gehören nicht hieher. Die 
darunter begriffenen Perfonen find, wenn aud nicht 
für sich allein, fo doc unter Beiltand des gefeßlichen 
nder gerichtlich beftellten Vertreters, und allenfalls auch 
der betreffenden Gerichtsbehörde immerhin erwerbungd- 
fähig. 
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Zürfifbe Unterthbanen find der Reciprozität 
wegen von der Erwerbung unbemeglicher Güter in öfters 
reichifihen Staaten ausgefchloßen. Dagfelbe gilt auch 
von ihren Ehegattinnen, wenn fie gleich vor der Verehe— 
lihung für ihre Perfon zu den öfterreichifchen Umterthanen 
gehörten. CHofd. vom 24. Febr. 1816 Nro. 1214 5 
G. ©. und Hoffanzl.: Dekret vom 5. Mai 1820 Pol. 


G. ©. für Defterreich unter der Ennde. 2. Band. ©. 
318.) 


$. 325. 


Die Juden find chbenfalld von der Erwerbung 
unb. Güter ausgeichloßen, und fünnen folglich ohne aus: 
drücklichen Konſens der politifchen Behörde auch an feinen 
Befig unb. Güter gebracht werden CHoffanzl.:Defret 
vom 23. Dezember 1835 in Folge a. h. Entſchließung 
vom 21. November desſelben Jahres p. G. S. 63. Band 
S. 474.) Doch beſtehen hie und da für dieſe jüdiſchen 
Glaubensgenoſſen einige Begünſtigungen, die ſich auf 
folgende Geſetze gründen, und zwar: 
in Böhmen 
Hofkanzlei-Dekret vom 14. November 1807 Pol. G. © 

Hofdefrer vom 20, Zuli 1827 Nro. 2294, 4. b. 

Entihließung vom 4. Juni 4841, kundg. durch die 

böhmifhe Gub.s Verordnung vom 29. degfelben 

Monates. 


in Mähren und Schlefien 

Patent vom 12. Februar 1782, Hoffanzl.s Defrer vom 
13. Nov. 1823, Krop. Goutta G. ©. 48. Band, 
Hoffanzlei» Dekret vom 12. März 1830, Krop. 
Goutta G. S 56. Band, 
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in Galizien 

Hoffanzl.» Dekret vom 29. März 1793 Pillerfche ©. ©., 
Hoffanzl.- Dekret vom 28. März 1805 Nro. 722 
J. G. ©., Hoffanzl.sDefret vom 23, Zuli 1819 
Nro. 15855 J. G. S. 


in Trieſt (Stadt und Gebieth) und im Görzer Kreiſe 


Hofdekret vom 28. März 1818 Nro. 1433 3. ©: ©., 
Hofdefret vom 10. März 1526 Nro. 2172 5. ©. ©. 
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Per fchon einen geftifteten oder behauften Bauern: 
grund bejigt, der kann an den Beſitz eines anderen 
derlei Bauerngrundes nicht angefchrieben werden. (Hofd. 
vom 16. Mai 1783 Nro. 832 lit. b, und Patente vom 
29. Dftober 1790 Nro. 72, dann 26. Mai 1792 Nro. 
152 und 4. Sänner 1793 Nro. 79 5. ©. ©) Die 
Grundobrigfeiten oder Grundherren fünnen aber 
überhaupt gar feinen Bauerngrund und ſelbſt dann nicht 
an ihren Namen anfchreiben laffen, wenn ihnen derjelbe 
nad) dem Gefege heimfallt. (Patent 20. Dezemb. 1790 
Nro. 97 5. ©. ©.) 


$. 827. 


Fremde find zur Erwerbung von Bauerngütern 
und einzelnen Grundftücen fo lange unfähig, bis fie die 
Eigenfhaft eines Inländers oder Unterthbang erhalten, 
und in den öfterr. Staaten ihren Wohnfig genommen 
haben. CHofd. vom 28. Februar 1788 Nro 790 3. ©. 
©.) Doch hat diefe Befchränfung auf Unterthanen der 
deutfchen Bundesftaaten in jenen Theilen der öſterr. Mo- 
narchie Feine Anwendung, die zu Folge Patentes vom 2. 
März 1820 Nro. 1652 J. G. S. zum deutfchen Bunde 


gehören. (Bundesafte vom 8. Juni 1815 und Hofkanz⸗ 
lei» Defret vom 14. April 1825 Pol. G. ©. 53. BP.) 
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Butsunterthbanen fünnen an den Befig einer 
bürgerlich ftädtifchen Realität, fo lange fie für ihre 
Perſon einer Grundobrigfeit unterftehen, und nicht das 
Bürgerrecht mit Bewilligung derfelden erwerben, nicht 
gebracht werden. CHofdefret vom 23. Auguft 1819 Nro, 
1598 3. ©. ©.) 
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Sn Böhmen, Mähren, Schlefien und Galizien 
wird zur Ermerbung landtäfliher Güter au er 
fordert, daß der Uebernehmer Iandtafelfähig d. b. 
zum Lande habilitirt fey. Die Auseinanderfegung 
der vielen gefeglichen Vorjchriften, die darüber beftehen, 
würde hier viel zu weit führen. Die wefentlichften Be- 
ftimmungen in diefer Beziehung find in den Hofdefreten 
5. Zuli 1811 Nro. 950, 17. Sänner 1813 Nro. 1827, 
9. Juli 1813 Nro. 1062, 29. April 1814 Nro. 1084, 
8. Dezember 1814 Nro. 1112, 3. Auguft 1818 Nro. 
1483 und 19. April 1833 Nro. 2609 3. G. ©. zu fin 
den. Doc fann der bloge Mangel der Habilitirung zum 
Lande die mittlerweilige Befit - Anfchreibung in Form 
einer Cuneigentlichen) Pränotirung und mit den fchon oben 
in dem $. 291 d. W. angedeuteten Beichränfungen nicht 
hindern. ene chriftlihen Erwerber Iandtäflicher Güter, 
die fie unmittelbar vom Staate erftehen, find von diefer 
Nothwendigfeit habilitirt zu feyn für fich und ihre Leibes— 
erben in gerader abjteigender Linie fogar gänzlich entho- 
ben, und fonnen folglich ganz unbedingt und ohne aller 
Beihränfung an den Befig bücherlich angefchrieben wer: 
den, obgleich fie an und für fich die Yandtafelfähigkeit nicht 
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haben. CHoffanzlei: Defret 18. April 1818 Nro. 1439 
% G. &,) Doch find die Gattinnen diefer Käufer von 
Staatsgütern, denen die Difpens von der Landtafelfäs 
bigfeit erft zu Folge des eben zitirten Hofdekretes zu 
Theil geworden ift, dephalb zum Befige landtäflicher 
Güter nody nicht geeignet. (Hoffanzlei- Defret vom 27, 
März; 1834 Böhm Prov. G. ©. 16. Band.) 
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Ob und in wie fern Militärperfonen vom 
Feldwebel und Wachtmeifter abwärts in Erwerbung 
unb. Güter befchränft jeyen, it eine Frage, die nicht wohl 
zweifellos beantwortet werden fann. Die Anfichten dar- 
über find fehr getheilt umd oft geradezu entgegen gefeßt. 
Die Wahrheit dürfte darin liegen, daß derlei Militär- 
perfonen ohne Konſens des Regiments- oder Korps; 
Kommando wohl unentgeldlich, keineswegs aber ge— 
gen Entgeld unbewegliche Güter zu erwerben fähig 
jegn. Mit dem Hoffanzlei + Defrete vom 15. Septems 
ber 18% Nro. 27,102 wurde nämlich angeordnet, 
daß, wenn ein dienender Soldat eine Wirthichaft, oder 
ein Gewerbe an fich bringt, diefer Aft, wenn er ohne 
Entgeld gefchieht, al eine Schenfung, und wenn da- 
bei ein Entgeld bedungen wurde, als ein Kauf anzu: 
jehen ſey, und daß biernach bei der Verhandlung über 
die Entlaffung eines folhen Mannes fich nach denjenigen 


Vorſchriften benommen werden müffe, welche für den 


einen oder anderen Fall beſtehen. Dieſes Normale fegt 
aljo jelbft die Fälle der wirklich gefchehenen Erwerbung 
unbeweglicher Güter voraus, und trift fogar die Fürfor- 
ge, ob und ın wie fern darauf bei der Verhandlung über 
die Entlaffung vom Militärdienfte eine Rückſicht zu neh— 
men fey. Dieje allgemeine Freiheit in der Erwerbung 


wurde jedoch in der Folge und namentlich mit boffriege- 
rithlicher Verordnung vom 11. Dftober 1320 Nro. 3493 
und mit Hoffanzlei - Defret vom 2. April 1821 Nro 
9040 in jo fern modiftzirt, daß zur entgeldlichen Er: 
werbung einer Wirthichaft oder eines Gewerbrechtes im; 
merhin die Cinwilligung des betreffenden Regiments: 
oder Korps : Kommando erfordert werde. 


$ 331. 
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Veräußert A jeine ganze Realität an B, oder Aud) wird D 


auch an Mehrere, jedoch nah aliquoten (gleichen 
oder ungleichen) Antheilen 3, B. an Bund C, oder an 
» die Hälfte, an C ein Viertel, und an D das andere 
Viertel, jo gebt damit eine Veränderung nur in der 
Perjon der Eigenthümer vor fich, die ohne Störung des 
Laſtenſtandes füglich in der dazu beftimmten zweiten Rub— 
rik des Hauptbuches durchgeführt werden fann. Das 
Objekt des Eigenthumes felbft, die Realität nämlich, 
bleibt dabei im Ganzen doch immer dieſelbe. ben 
deßwegen kann ciner derlei Veränderung weder von 
Seite der höchſten Staatsverwaltung, noch von Seite 
der auf der Realität eingetragenen Gläubiger, deren 
Rechte ohnehin dinglich find, und daher wider jeden Be 
fisnachfolger geltend gemacht werden Fünnen, irgend ein 
Hinderniß entgegen ftehen. 


$. 332. 


Anders jedoch verhält fih die Sache, wenn nicht 
die ganze Realität, jo wie fie von Alters her befteht, und 
einen Tabularkörper jelbftftändig bildet, oder ein aliquo- 
ter Antheil derfelben, fondern ein einzelnes Grund» 
ſtück oder Gebäude der Realität, oder auch ein Antheil, 
jedoch ein phyſiſch beftimmter Antheil, z. B. die 


bei Zer— 

tüfuns 

gen erfor 
dert: 
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1. die Ein: 
willigung 
der 
Gläubiger. 


nördlich gelegene Hälfte des Aderd N veräußert wird, 
Hier geht die Veränderung in der Realität felbft vor 
fih. Die getrennte Parzelle fol Fein Beftandtheil ber 
Stammrealität mehr ſeyn, und kann folglih auch im 
öffentl. Buche ohne großer Verwirrung nicht bei diefer 
legteren bleiben, fondern muß davon abgefhrieben 
und irgendwo anders und zwar entweder zu einer ande: 
ren fchon beftchenden, oder aber neu zu eröffnenden Bes 
fig -Abtheilung zuaefchrieben werden, je nachdem 
der Uebernehmer die betreffende Parzelle zu einer anderen 
Realität, die erbefigt, inforporiren, oderzu einem felbft- 
ftändigen Tabular » Körper bilden will. In einem, wie 
im anderen diefer beiden Fälle geht in der Stammrealis 
tät eine Zerſtückung vor fih, wozu von Seite der poli— 
tifchen Behörde der Konſens, und, wenn die Stamm— 
realität nicht ganz Taftenfrei ift, auch die Einwilligung 
der darauf eingetragenen Gläubiger erfordert wird. Zur 
erft von diefer Einwilligung und dann von jenem Kons 


fenfe. 
$ 333. 


Sf die Stammrealität nicht ganz laftenfrei, jo 
wird, wie gefagt, zu derlei Befig-Abfchreibungen noch 
insbefonders die Einwilligung der darauf eingetras 
genen Gläubiger erfordert. Das Recht diefer Gläu— 
biger ift ganz ungetheilt, und erſtreckt fich auf alle Theile 
der Realität, und folglich auch auf die Parzelle, die nun 
getrennt werden foll. (K. 457 b ©. 8.) Der Pfand— 
gläubiger hat durch die Eintragung dag Recht erworben 
für den Fall, als ihm feine Forderung zur gehörigen 
Zeit nicht bezahlt wird, die dafür verbypothezirte Reali- 
tät, fo wie fie damals bei der Gintragung war, unzer— 
ftückt als einen einzigen Körper zur Veräußerung zu brinz 
gen. Diefes Recht kann ihm ohne deffen Zuftimmung 


nicht genommen oder geändert werden. Der Pfandgläus 
biger muß fich alfo eine Zerſtückung der ihn verhypothe⸗ 
zirten Realität felbft in der Art nicht gefallen Iaffen, 
wenn man mit der Abjchreibung der Parzelle auch fein 
Pfandrecht auf die neue Befisabtheilung übertragen wolls 
te. Nicht immer wird durch Zerftükung der Werth der 
Hypothek beibehalten, oder vergrößert. Jedenfalls muß 
die Beurtheilung darüber dem Ermeffen des Gläubigers 
jelbft anheim geftellt bleiben. (Grundbuchs-Patent vom 
Sahre 1792 $. 8, Randtafel- Patent vom Sahre 1794 
$. 3 und Patent vom 1. September 1798 Nro. 432 
5. ©. ©.) 


$. 334. 


Der Ausdruck »eingetragene Gläubigers ift 
aber bier im ausgedehnten Sinne deg Wortes zu neh 
men, Darunter find alle, die nach Inhalt der üffentlis 
chen Bücher ein rechtliched Intereſſe an der Beibehaltung 
der Stammrealität haben fünnen, und folglich auch die 
angejchriebenen Miteigenthümer des Verkäufers, die auf 
der Nealität eingetragenen Servitutsberechtigten, jene, 
die mit einem bejonderen dinglihen Rechte 3. B. 
mit dem Widerfaufgrechte eingefchrieben find, und 
felbft jene, die eine Annotation, die mit Rechtsfolgen 
verbunden ift, 3. B- eine Annotation der Streitanhäns 
gigfeit oder des Eubftitutionsbandes erwirften, zu ver: 
ftehen. Für dieſe Anficht fpricht auch der S. 847 b. ©. 
B., womit erflärt wird, daß die Theilung des gemein: 
fhaftlihen und. Gutes den Pfand-, Servituts- und ans 
deren Dinglichen Rechten nicht zum Nachtheile gereichen 
fann. Auch 3. B. bei Fideifommißgütern ift zur Zerftüc- 
fung offenbar die bloße Einwilligung der Hypothefarglaus 
biger nicht genügend, dazu müßte auch die Einwilligung 
der Fideifommißbehörde kommen. ($. 633 b. ©. 38.) 
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Dasselbe gilt bei untertbänigen Gütern uberbaupt, zu 
deren Zerftüdung immer auch die Causdrücdliche oder ftill- 
jhweigende) Zuftunmung des Grundherrn ald Oberei— 
genthümers erforderlich ift. ($. $. 363, 1139 und 1140 
b. G. B., dann Hofd. vom 21. Februar 1329 Nro— 
2337. J. G. ©) 


—53— 


Man ſieht aus allen dem, daß der Fall, wo bei 
Zerſtückungen gar keine Einwilligung eines Dritten beige— 
bracht zu werden braucht, wohl nur ſelten eintreten 
kann. Selbſt bei jenen landtäflichen Gütern, worauf 
weder Paſſiven, noch ſonſtige Beſchränkungen haften, 
iſt in allen Ländern, wo für die Oct ava zur Sicher— 
ftellung der Unterthang-, Waifen: und Depofitenforde- 
rungen dad gefegliche Pfandrecht beſteht, Die Einverneh— 
mung und Einwilligung des betreffenden f, k. Fisfalam- 
tes auch dann erforderlih, wenn die Detava in öffent- 
lichen Büchern gar nicht eingetragen wäre. (Hofd. vom 
4. Februar 18350 Nr. 2149 5. G. S. und S 64 d. W.) 


$. 336. 


Die Einwilligung der eingetragenen Gläubiger ift 
aus den bereits bemerften Gründen auch Dann erforder- 
ih, wenn obrigfeitlihe Gaben, worunter nach Hofde— 
fret vom 31. Dezember 1824 Nro. 2061 5. ©. S aud 
Sadzehente zu rechnen find, durch Uebereinfommen in 
andere Leiſtungen umftaltet, oder (mit oder ohne Ent: 
geld) abgelöjet und nun von dem betreffenden Dominis 
um oder fonftigen unb. Gute in der Landtafel ganz oder 
zum Theil zur Abfchreibung gebracht werden. Auch mit 
diefer Eintragung wird das Objekt des Eigenthumes im 
Quantum oder doch im Quale verändert, mas gezeig- 


termaffen ohne Zuftimmung der bücherlich Betheiligten 
nicht gejcheben Fann. (Patent vom 1. September 1798 
Nro 432%. ©.) 


337: 


Selbft radizirte Gemwerbsrechte fünnen von 
dem Haufe, zu dem fie gehören, ohne Einwilligung der 
darauf eingetragenen Gläubiger nicht getrennt, und ab» 
gefchrieben werden. CHofd. vom 20. Februar 1795 Nro. 
219 und 7. Jänner 1825 Nro 2063 J. G ©.) 


$. 338. 


Bon der bis nun befprochenen Regel befteben nur 
zwei Ausnahmen, und zwar: 


1. Bei Natural: Frohbnen (Robathen) und Na: 
tural= Zehbenten. Die Ubfchreibung derfelben fann 
in der Landtafel und im ftändifchen Gültenfatafter in 
Gemäßheit des mit Hoffanzlei = Prafidial » Verordnung 
vom 18. Dezember 1346 Nro. 1552 Ffundgemachten a. 
b. Patentes vom 14. desjelben Monates unter den in 
$.$. 3, 4, 5 und 6 enthaltenen Bedingungen auch ohne 
Einwilligung der eingetragenen Gläubiger bewirft wer: 
den. In diefer Beziehung wurde mit dem eben erwähn: 
ten Patente in $. $. 7 und 8 die Abjchreibung auch bei 
jenen Gütern erleichtert, die mit Fideifommiß - Subftitu- 
tiong- oder Lehen: Bande behaftet find. 


Worin diefe Bedingungen und Erleichterungen 
beftehben, muß Berfaffer den Leſer auf den “inhalt des 
zitirten Patentes felbit hinweiſen, weil dasfelbe fo abge- 
faßt ift, daß fih ein Auszug davon ohne Abbruch der 
Bollftändigfeit nicht geben läßt, die wörtliche Aufnahme 
diefed Patente aber bier nicht nothwendig ericheint , 


—8 


248 


indem dasfelbe ohnehin am Schluße des vorliegenden 
Werkes feinem ganzen Inhalte nach aufgenommen wird. 


2. Bei Erpropriationen. Wird nämlich des 
allgemeinen Beften wegen 3. B. zum Behuf der öffentlis 
chen Strafjen, oder zum Gebrauch der Staatseifenbahnen 
ein und. Gut ganz oder zum Theile in Gemäßheit des 
$. 865 b. G. B. gegen eine angemefjene Schadioshal- 
tung bleibend abgetreten, fo verlirt das eingelöfte Grund: 
ſtück oder Gebäude alle privatrechtlichen Eigenfchaften, und 
kann daher Fein Objekt der öffentlichen Bücher mehr feyn. 
Dieß hat zur weitern Folge, daß das betreffende unb. 
Gut in öffentl. Büchern abgefchrieben werden muß. Zu 
einer folchen Abfchreibung *) nun wird feine Einwilli- 
gung von Seite der eingetragenen Gläubiger und des 
Eigenthümers, fondern bloß ein rechtsfräftiges Expro— 
priationdg- Erfenntniß der Fompetenten politifchen 
Behörde CF. k. Landesgubernium oder Landesregierung) 
und ausnahmsweiſe bei Erpropriationen, die zum Behuf 
der Staatseifenbahnen gefchehen, bloß ein von der k. k. 
Grundeinlöfungs - Rommiffion im Sinne der für Grund- 
einlöfungen zu Staatseifenbahnen im Jahre 1842 'ergan- 
genen Snftruftion, und des im Einverftändniffe des Prä— 
ſidiums der k. k. allg. Hoffammer erfloffenen Juſt. Hof— 
dekretes vom 15. Oktober 1845 Nro. 7063 ausgeſtellte 
Verzeichniß erfordert. Auf dem Grunde dieſes ämt— 
lich ausgefertigten Verzeichnißes Fann und muß über 
Einfchreiten des F. f. Kreisamtes die Abfchreibung des 
eingelöften Grundftüces oder Gebäudes im Grundbuche 
oder in ‚der Landtafel und im ftändifchen Katafter, 
und bei unterthänigen Realitäten. fogar in allen diefen 


*) Bei einer derlei Abſchreibung wird der abgejhriebene 
Grund nirgends zugefhrieven. Eben defwegen wird die— 
jelbe auch Ausbüherung genannt. 








drei Orten und zwar bezüglich des Nugeigenthumes im 
Grundbuche und bezüglich des Obereigenthumes und der 
obrigfeitlihen Gaben in der Landtafel und im fländifchen 
Gültenfatafter ohne weiters bewilligt und ausgeführt 
werden. 


%. 339. 


Um die Ab: und Zufchreibung unbeweglicher Güter 
(mögen fie fchon landtäflih oder grundbüchlich jeyn) 
bewilligen zu können, wird aus ftaatswirthichaftlichen 
oder polizeilihen NRücfichten auh der Konſens der 
fompetenten politifchen Behörde, die der Regel nad) 
das k. f. Kreisamt, und in einigen Fällen das k. f. Lan- 
desgubernium oder die k. k. Landesregierung ift, erfor- 
dert. ) CGrundbuchs- Patent vom Jahre 1792 6. 8, 
Landtafel- Patent vom Jahre 1794 6. 3, Patent vom 
1. September 1798 Nro. 432 und Hofdekret vom 21- 
Februar 1792 Nro. 2387 3. &. SI Selbft in den 
illgrifchen Landestheilen, wo zu Folge Organifirungs- 
Normale ddo. Trieft am 17. Jänner 1815 Nro. 642 au 
unterthänige Befigungen Cauffer den Fällen der Erbfolge) 
ohne Befchränfung theilbar find, Fann eine Ab- und Zus 
jchreibung nur gegen Beibringung des Freisamtlich beftä- 
tigten Gabenvertheilungs - Ausmweifes bemilliget werden. 
Hofdekret vom 21. Februar 1829 Nro. 2387 5. ©. ©. 
Doch ift diefe Regel der Nothwendigkeit des beizubringen- 
den politifchen Konfenfes nicht ohne Ausnahme. In Fals 
len, von denen oben im $. 338 die Rede mar, und 





*% Bei unterthänigen Hausüberländgründen ($ 30 
d. W.) tritt der ganz eigenthümliche Fall ein, daß die— 
jelben , obgleich ſie einen eigenen Grundbuchskörper Lil. 
den, auch unzeritüct von der behauften Wirtbicbart, 
zu der fie geboren, ohne Konſens der politischen Behorde 
nicht getrennt oder auf den Namen eines Anderen an- 
geichrieben werden Fönnen. 
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und 
2%, der 
Konſens 
der politi— 
ſchen 
Behörde. 


hie und da bei Zeritüctungen jtädtifcher oder bürgerlicher 
Realitäten, dann in jenen Theilen des Küftenlandes, wo 
fein Unterthans-Verband und feine ftändifche Verfaffung 
beſteht, ift nach den in jeder Provinz eingeführten befon- 
deren politifchen Vorjchriften der hier befprochene Konſens 
nicht erforderlich. 


$. 340. 


Wie das Gefuch um den politifchen Konfend zu 
belegen und zu begründen fey, und nach welchen Grund- 
fügen die politifche Behörde bei Erledigung von derlei 
Gefuchen fürzugehen habe, ) find Fragen, die nicht 
bieher gehören, und jedenfalls fchwer zu beantwor- 
ten wären, da auch darüber faft jede Provinz ihre eigen- 
thümlichen Vorfchriften hat, die fich nach Orts- und Zeit- 
verhältniffen richten, und daher häufigen Aenderungen 
unterliegen. Nur fo viel kann hier nicht unbemerft belaffen 
werden, daß ein politifcher Konſens zur Zerjtüdung, 
von der hier die Rede ift, mit Ausnahme der oben im 
$. 338 d. W. berührten zwei Fälle, ohne vorläufiger 
Einwilligung der eingetragenen Gläubiger gar nie ertheilt 
werden kann. 


8. 341. 


Die Ausführung der Ab- und Zufchreibiungen kann 
bei unterthänigen Realitäten feinem Anftande unter: 


*)  Empfehlenswerth ift in diefer Beziehung das Werf, beti- 
telt: »Theoretifch -praftifhe Anleitung zur Verfaſſung 
aller den Behörden vorzulegenden Ab- und Zuſchreibungs— 
Dperate über freigelöfte Urbarial- und andere Hoheite- 
rechte, dann über Zerſtückungen herrſchaftlicher oder un: 
terthäniger Realitäten.“ Vom Joh. Evangelift Stelzer, 
ht. ſt. Nechnungsrathe) Gras 1846. Dieſes eben er— 
wähnte Werk iſt zwar zunächft nur für Steiermark geſchrie— 
ben, Fann aber füglich überall, verjteht ich mit Berück— 
ſichtigung der im jeder einzelnen Provinz bejtehenden be 
ſondern politiſchen Morfibriften, benützt werden.“ 


Tiegen, weil die öffentlichen Bucher darüber der Realin- 
tanz unterfichen, und fich insgeſammt mit Ginjchluß der 
allfälligen Kagerbücher bei dent Grundbuchsamte befinden. 


Dieß ift aber bei landtäflichen Realitäten nicht der 


Fall. Ueber diefe Realitäten bejtehen, wie fehon in den 
$. $- 26, 27, 28 und 89 d. W gezeigt wurde, in den 
meiften Provinzen eigene Katafter, die einen wejentlichen 
Beitandtheil der Landtafel (der erjten Rubrik des Haupt: 
buches nämlich) bilden, und dennoch nicht bei der Land: 
tafel, jondern bei den ſtändiſchen Buchhaltereien zur aus— 
fchließenden Verfügung der Stände inne liegen. Aus 
diefen ganz eigenthümlichen Verhältniſſe und bei dem 
Mangel einer durchgreifenden pofitiven gefeglichen Ber 
ſtimmung it die Verjchiedenbeit der Praris erflärbar, 
die fich, wie wir bald jehen werden, bei derlei Abfchreis 
bungen landtaflicher Realitäten gebildet hat. 


$ 342. 


Will man anders den $. 3 des Landtafel-Patentes 
vom Sabre 1794 und den $. 21 der Inftruftion desſelben 
mit den nachgefolgten Tabular-Vorſchriften und mit den 
Grundfägen des allg. b. 5. B. in Einflang bringen, fo 
muß man zugeben, daß auch bei Iandtäflichen Realitäten 
die Ab> und Zufchreibung nicht, wie e8 für einen gewiffen 
Fall nah dem obzitirten $. 3 des Yandtafel- Patentes 
vom Jahre 1794 den Anfchein hat, bei dem ftändifchen 
Kollegium, fondern immernur beidem Gerichte (E. F, 
Landrechte, oder F. f. Stadt- und Landrechte) anzufuchen 
fommen, und daß auch bei derlei Ab- und Zufchreibungg- 
Geſuchen in Fällen einer Kollifion mit andern Erwerbern 
oder Gläubigern immer das Präfentatum und die Erh.: 
Zahl diefer Gerichtsbehörde den Ausſchlag gibt; nur liegt 
dem betreffenden Yandrechte oder Stadt: und Landrechte 
ob, von derlei bewilligten Abjchreibungen jederzeit fogleich 

17% 
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und zwar von Amtswegen das ftändifche Kollegium in 
die Kenntniß zu jegen, damit der Befigftand im ftändi- 
fchen Katafter mit jenem der Landtafel ftets in Ueberein⸗ 
ſtimmung erhalten werde. 

$. 343. 

Da indeffen das Gericht nicht wifjen kann, ob und 
allenfalls auf welche Art und Weife die von den Parteien 
fipulirte und von der politifchen Behörde genehmigte Zer- 
ſtückung im ftändifchen Katafter ausführbar fey, und folg- 
lich ob und allenfalls auf welche Art und Weife die Abs 
fehreibung zu bewilligen und in der Landtafel auszuführen 
wäre, fo liegt in der Natur der Sache, und aud im 
Sinne tes obzitirten Landtafel-Patentes vom Jahre 
1794 $. 3 und der beigefügten Snftruftion $. 21, 
daß diefer Punkt jedenfalls vor der gerichtlichen Bewil- 
Yigung einer derlei Abfchreibung mit dem ftändifchen Kol 
legium in das Klare gefest werde. Einige Landrechte 
nun pflegen zu diefem Behufe ſich Darüber vor deftnitiver 
Erledigung des Abfchreibungsgefuches mit den Ständen 
in das Einvernehmen zu fegen, andere dagegen verlan: 
gen, daß die Partei jelbft fich vorläufig bei den Ständen 
darum verwende, und die fehriftliche Nachweifung darüber 
dem bei Gericht zu überreichenden Abfchreibungsgefuche 
beifchließe. ) 


*) Diefe Nachweiſung gejhieht gewöhnlich mittels eines 
Subrepartiong-Befundes, den die fländıfche 
Buchhaltung über Auftrag des frändiihen Kollegiums 
nach Snhalt des von den Partheien gejchloffenen und von 
der politiihen Behörde genehmigten Zerftüdungs - Ver: 
trags der anfuchenden Parthei ämtlih Ausfertigt. Die 
fer Subrepartiong » Befund zeigt bloß den Fünftigen Be— 
fisitand der betreffenden Realitäten, bei denen die Ab: 
und Zufchreibungen geſchehen jollten. Im ftändifchen 
Katajter jelbit wird jedoch fo lange nichts geändert, bis 
die bezügliche Ab- und Zufchreibung vom Landrechte be: 
willigt, und davon dem ftändiichen Rollegium Nachricht 
gegeben werde. 


Diefes lettere Verfahren fcheint jedoch zwectmäßiger 
ald das erftere zu feyn, weil fogeftaltig das Beſitz- Abs 
fcehreibungsgefuch fogleih definitiv erledigt, und Die 
dadurch veranlaßte Veränderung des Befisftandes ohne 
allen Berzug in der Landtafel erfichtlich gemacht werden 
könne, während man ſonſt den Beſitzſtand dafelbft auf 
eine längere Zeit, die wohl auch Monate dauern kann, 
ungewiß und prefär beläßt, und jeden, der inzwifchen 
den Befigftand darüber in der Landtafel oder im ſtändi— 
fchen Ratafter einfieht, leicht in einen fehr nachtheiligen 
Irrthum bringt. “Auch ift der natürlichen Ordnung anges 
meffener, daß die Partei von den Ständen jelbft die 
Erledigung erhalte, und fo für den Fall, als dortfelbft 
der Abſchreibung ungegründete Hinderniffe gemacht wer- 
den, im Fürzeften Wege in die Lage komme, dagegen im 
politifchen Wege höheren Orts, und zwar bei dem k. f. 
Gubernium oder bei der f. k. Landesregierung, und in 
legter Inſtanz bei der F. f. Hoffanzlei Abhilfe zu fuchen. 


Zweiter Abſchuitt. 
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Intabulation zur Belaitung der unbeweglichen Güter, 


‘. 344. 


N den über die Erwerbung des Eigenthumes 
unbeweglicher Güter geltenden Gefegen hat man fi, wie 
der $.445 6. ©. 3. wörtlich fagt, auch bei den übrigen 
auf unbeweglihe Güter ſich beziehenden dinglichen 
Rechten zu verhalten. Diefem Grundfage gemäß wird 
fih der Verfaſſer, wie bereits einmal erklärt wurde, 
zur Befeitigung von Wiederholungen fowohl bier, ale 


Beſon— 
dere Vor— 
ſchriften. 


A der 
Schuldner 
muß als 
Sigenthis 
einver— 
eibt ſeyn, 


in allen nachfolgenden Abſchnitten, die von Erwerbungen 
bandeln, fo viel nur immer thunlich iſt, auf das befchräns 
fer, was aufier den bereits unter A, B und © im erften 
Abfchnitte gemachten Andeutungen bei jeder einzelnen Eins 
tragung noch insbeſonders bemerkt zu werden braucht. 
Diefe Bemerkungen aber, wenn gleich fragmentarifch und 
gedrängt gegeben, dürften zum Verſtändniß, wie Vers 
faffer meint, im Ganzen dennoch genügen, fobald man 
das, was im erften Abfchnitte ſchon gefagt wurde, gut 
aufgefaßt bat, und fich bier, wie ohnehin von felbft ein« 
leuchtet, ftatt des Ueberträgerd den Schuldner, ſtatt 
des Hebernehmers den Gläubiger, und ftatt der Inta— 
balation zur Befiganfchreibung der Realitäten die Intabu— 
lation zur Belaftung oder zur bypothefarifchen Si— 
cyerftellung denkt. Auch muß bier fo wie überall der 
Ausdruf »Schuldner« immer im ausgedehnten Sinne 
des Wortes genommen, und darunter jeder, der eine 
Realität für feine eigene oder für eine fremde Schuld 
zur Hypothek verfchreibt, oder gegen den dafür ein zur 
exeiutiven Sntabulation geeigneter Vergleich oder richter: 
licher Spruch vorliegt, verftanden werden, 


$. 345. 

Der Schuldner alfo muß an dem unb. Gute, 
welches zur Hypothek dienen ſoll, bereits als Eigen- 
thümer einverleibt feyn. CS. 432 und 445 b. ©. 3.) 
Daß es gleicyviel ſey, ob fih das Geſuch um diefe Inta— 
bulation auf eine öffentliche oder Privaturfunde gründet, 
und ob der Schuldner ale Eigenthümer intabulirt oder 


. pränotirt fey, iſt ſchon aus dent obbezogenen erften Ab- 


fchnitte zu entnehmen. 
$. 346, 


St der Schuldner mis feinem Kaufvertrage auf 
dem erfauften unb. Gute bloß zur hypothekariſchen Si: 


cherſtellung intabulirt oder pranotirt, jo Fann nach dem 
Grundfage der bemeldten $. $- 432 und 445 b. ©. 8. 
und au ſchon nach dem von ſogenannten Meldfcheinen 
handelnden Hofdefrete vom 10, September 1802 Nro. 
574 J. ©. ©. von einer Belaftung des unb. Gutes felbft 
feıne Rede feyn, weil der Schuldner in einem folchen 
Tabularverhältnige weder bedingt noch unbedingt der 
Eigenthümer des unb. Gutes ift, obgleich er dieſes er- 
kauft, und vielleicht auch ſchon bezahlt, und phyſiſch über- 
nommen. bat. Einem ſolchen Schuldner gegenüber läßt 
ſich nur ein Superfaß auf die intabulirten oder präng- 
tirten Kaufrechte denfen. 


$. 347. 


Konfequent mit obigem Grundfage der $. $. 432 
und 445 b. ©. 3. bat auch ſchon das Hofd. vom 7. 
April 1798 Nro. 408 J. G. ©. erklärt, daß den Gläu— 
bigern eines Fideifommiß-Anwärterg die Sntabu- 
Tation ihrer Forderungen auf die Früchte des ihm feiner Zeit 
zufallenden Fideifommißgutes nicht bewilligt werden 
fönne, weil nicht der Fideifommiß- Anwärter, fondern 
immer nur der jeweilige Fideifommißbefiger als Eigen: 
thümer angefhrieben ftebt. Es fommt zwar nach $. 619 
b. ©. B. den Anwärtern auch ein Obereigenthum zu, je 
doch nur mit den im nächft darauf folgenden $. 620 b. 
G. B. beftimmten Rechten, worunter aber dag Recht 
fih als Obereigenthümer bücherlich einverleiben zu laffen, 
oder wohl gar die Subjtanz des ihm feiner Zeit zuzufal- 
Ienden Fideifommißgutes zu belaften, offenbar nicht 
gehört. 


d. 348 


Sind Mehrere ald Miteigenthümer eines unb. 
Gutes nach aliquoten (idealen) Antheilen angefchrieben, 
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jo kann natürlich auch nur der auf Namen des Schuld» 
ners angefchriebene aliquote Antheil belafter werben. 
Gehört aber das unb. Gut Mehreren als ein Gefammt- 
eigenthum zu, wie dieß z. B. dann der Fall iſt, 
wenn das unb. Gut auf Namen einer Gemeinde, oder 
einer Handlungs Ditta angefchrieben erjcheint, jo ſchließt 
ſchon der Begriff eines Gefammteigenthbums alle Unter— 
fcheidung der Antheile aus, und da fann die Intabula— 
tion nicht wider einzelne Mitglieder, fondern nur gegen 
die Gemeinde oder Handlungs - Ditta, mithin nur auf 
Grundlage folcher Urkunden bewilligt werden, die ben 
beftehenden Gefegen zu Folge, als von der Gemeinde 
oder von der Handlungs» Ditta ausgeftellt, oder Cbei 
richterlihen Sprüchen) ald gegen die Gemeinde oder 
Handlungs - Ditta wirffam angefehen werden können. 


$. 349. 


Der bier behandelte Grundfag, dag das unb. Gut, 
worauf die Sntabulation zur Belaftung angefucht wird, 
auf Namen des Schuldners angefchrieben feyn müffe, 
bat jedoch einige Ausnahmen und zwar: 


1. bei Öläubigern des Erblaſſers, 
2. bei Gläubigern der Erben, und 


3. bei Erefutionen auf bereits außergericht— 
lich verhypothezirte unb. Güter. 


$. 350. 


Ad 1. So lange die Verlaßrealität auf Namen 
des Erblafferg angefchrieben ift, fann an der Zuläfs 
figfeit der Intabulation 3. B. des von ihm tabularmäßig 
ausgeftellten Schulöbriefes ohnehin Fein Zweifel erhoben 
werden. Das Gejeg ($. 35 des Grundbuche-Patentes 
vom Sabre 1792 und $. 20 des Landtafel-Patentes vom 








Jahre 1794) geftattet aber ausnahmsweiſe diefe Inta— 
bulation felbft dann noch, als die Verlaßrealität bereits 
auf Namen des Erben angejchrieben ift. Smmer jedoch, 
wie fich von felbit verfteht, in der Vorausfegung, daß 
der Gläubiger eine Forderungs » Urfunde für ſich hat, 
die feinem Schuldner Chier dem Erblafjer) gegenüber 
alle zur angefuchten Eintragung erforderlichen Eigens 
fehaften an ſich trägt. 


$. 351. 


Hat aber der Erbe -die von ihm ererbte Realität 
einem Dritten überlaffen, und ift diefer Dritte auch bes 
reits ald Eigenthümer angefchrieben, fo fann nach dem 
Haren Inhalte der obzitirten Gefege von der hier ers 
wähnten Begünftigung der Gläubiger des Erblafs 
fers feine Rede mehr feyn. Diefe Begünftigung ift 
auch auf Verlaßrealitäten, die einem Legatar zuftelen, 
und auf deffen Namen aus dem Titel des Legates anges 
fchrieben wurden, nicht anzuwenden, weil die obzitirten 
Geſetze ausdrüdlich von folchen Verlaßrealitäten fprechen, 
die auf Namen des Erben angefchrieben ftehen, und 
weil auch fonft die Nechtöverhältniffe des Erben und des 
Legatars den Gläubigern des Erblaffers gegenüber nicht 
diejelben find, und folglich weder der Wortlaut des Ger 
jeßes, noch der Grund desfelben auf legtere paßt. 


$. 352. 


Ad 2. Auh den Gläubigern des Erben if 
nach $. 21 des Landtafel- Patentes vom Sahre 1794 
und nach $. 822 b. G. B. geftattet ihre Forderungen 
auf die dem Erben angefallenen Berlaßrealitäten noch 
vor der an ihn gejchehenen Cinantwortung, mithin zu 
einer Zeit intabuliren oder pränotiren zu laffen, in der 
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die Verlapßrealität noch auf Namen des Erblaffers an— 
gefchrieben ift. Doch fann eine derlei Eintragung nach 
dem zitirten $. 822 b. G. B. nur mit dem ausdrüdki- 
chen Vorbehalte bewilligt und vollzogen werden, daß 
fie den bei der Abhandlung der Verlaßenſchaft vorfom- 
menden Anjprüchen unnachtheilig, und erft von Zeit der 
erlangten Einantwortung wirkſam ſeyn ſolle. 


\. 353. 


Diefe Begünftigung der Gläubiger des Erben be- 
ainnt aleich nach dem Tode des Erblafferd, weil der 
zitirte $. 822 b. G. 8. von angefallenen Erbsgütern 
fpricht, der Anfall aber fhon mit dem  Abjterden des 
Erblaffers eintritt. ($. 545 b. ©. B.) Nicht jo zweifel> 
108 ift Die Dauer dieſer Begünftigung. Beſchränkt 
fich diefe Begünſtigung nur bis zur erfolgten Einantwors 
tung, oder erjtredt fich Diefelbe auf fo lange, als die 
Verlaprealität auf Namen des Erblafjers angejchrieben 
fteht ? Diefe Frage ift von praftifher Wichtigkeit, weil 
zwijchen der Ginantwortung und der Befigumjchreibung 
immer eine materielle Zeit verfließt, und manchmal 
auh Monate und Jahre vergehen, bis fih der Erbe 
auf dem Grunde der Einantwortungsurfunde umſchrei— 
ben. läßt. 


$ 354. 


Verfaffer halt dafür, daß die bier befprochene Be— 
günftigung fo lange daure, als die VBerlaßrealität 
auf Namen des Erblafjjers angefchrieben if. ) 
Unverfennbar liegt im Sinne des zitirten $. 822, daß 


) Nippls Qlppellationgrath) Erläuterungen des b. ©. B. 
zum $. 822. 





der Gläubiger des Erben bis zur Veränderung im Ei— 
genthume des Nachlaffes, die aber bei verbücherten unb. 
Gütern nur erft mit der Befigumfchreibung gefihieht, ein 
Rechtsmittel habe ſich ohne Verlegung der Rechte der 
Berlaßgläubiger ficherzuftellen, und wenn der höchſte 
Gefeggeber in diefem $ 822 fi des Ausdrudes »vor 
der Cinantwortung« bediente, fo gefchah dieß offen- 
bar nur deßwegen, weil der Negel nach auch wirklich 
das Eigenthum ſchon mit der Einantwortung an den 
Erben übergeht, und in diefer Beziehung das Geſetz, wie 
gefagt, bloß bei werbücherten und. Gütern eine Ausnabs 
me macht. (S. $. 819 und 436 b. G. B) DObiges Ger 
jeg im $. 822 fpricht von Verlaßgütern überhaupt , wor— 
unter alle bewegliche und unbewegliche Sachen, und alle 
Rechte verftanden werden. Und wie fünnte auch der 
bloße Aft der Einantwortung, der nur der Abhand- 
Iungsbehörde und dem Erben befannt ift, den Realine 
ftanzen, die nicht zugleih Abhandlungsbehörden find, 
bei vorkommenden ZTabulargefuchen zum Anhaltspunfte 
dienen, ob der Fall des $. 822 noch vorhanden fey oder 
nicht? Mit der entgegengefegten Behauptung, Daß 
nämlich diefe Vorfchrift des F. 822 b. ©. B. auch in 
Beziehung verbücherter und. Güter nur bis zum Akte 
der Einantwortung anzuwenden fen, gerätb man nod 
überdieß zu der Inkonſequenz zugeben zu müjfen, daß 
dem: Gläubiger auf die feinem Schuldner angefallenen 
Berlaßrealitäten vor der am ihn gefchehenen Cinantwor- 
tung ein größeres Sicherftellungsrecht als nach der Ein— 
antwortung zuftehe, und dag überhaupt einem derlei 
Gläubiger in jener Coft langen) Zeit, die von der Ein- 
antwortung bis zur Befigumfchreibung an den Erben 
vergeht, weder mit noch ohne der im $. 822 6 ©. 2. 
ausgedrücten Bejchränfung irgend ein Rechtsmittel zur 
bücherlichen Sicherftellung zufomme. Nicht mit diefer Be- 
fchranfung, weil die Einantwortung ſchon erfolgt wäre. 
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Nicht ohne diefer Befchranfung, weil der Erbe ver 
Schuldner ift, diefer aber, wie hier vorausgefett wird, 
noch nicht als Eigenthümer einverleibt erfchiene. 


6. 355 


Das mit der Befchränfung des $. 822 6. ©. 2. 
erlangte Pfandrecht kann aber nah Verfaſſers Anficht 
nicht immer für die ganze Forderung des Gläubigers 
fondern nur bis zu jenem Betrage von Wirfung feyn, 
der dem Erben oder deffen Rechtsnachfolger numerär, 
oder dem Werthe nach wirklich eingeantwortet wurde. 
Außerdem könnte ſich bei Konkurrenz mehrerer Erben 
gar leicht der Fall ergeben, daß der Gläubiger eines 
einzigen Erben den ganzen Nachlaß zur erefutiven Ber: 
äußerung brächte, und den ganzen Erlöß überfäme, 
Nehmen wir den oft eintretenden Fall an, daß ein 
Nachlaß, der z. B. dreien Erben zu gleichen Theilen ein- 
geantwortet wurde, bloß aus einer Realität im Werthe 
von 6000 fl. beftehe, worauf aber der Gläubiger eines 
Miterben im Zuge der Berlaß- Abhandlung die Sntabus 
lation eines Schuldbriefes pr. 8000 fl mit der im $. 
822 b. ©. B. ausgedrüdten Beſchränkung erwirkte. 
Wäre das von diefem Gläubiger fogeftaltig erlangte 
Pfandrecht für die ganze Forderung wirffam, jo würden 
die beiden Miterben, obgleich fie diefem Gläubiger gar 
nicht8 ſchulden, mit ihrer ganzen Erbſchaft leer durchfal⸗ 
len, was aber, wie dem Verfaffer fcheint, unmöglich im 
Sinne unferer Gefege liegen fan. .. Der Umfang diejes 
Pfandrechts wird nach dem Umfange der Einantwortung 
bemeffen. Sm gegebenen Falle reduzirt fi) das vom 
Gläubiger erlangte Pfandrecht auf den dritten Theil der 
Realität, den er, fobald fein Schuldner an den Beſitz 
desfelben gefchrieben iſt, unter den im der Gerichtsord- 
nung vorgefehriebenen Bedingungen in die Erelution 





ziehen, und auf diefem Wege veräußern laffen kann. 
Fügt fich dagegen bei mehreren Verlaßrealitäten, daß 
dem Schuldner nicht jene Realität, worauf der Gläubi- 
ger nach dem bemeldeten $. 822 b. G. B. die Intabula⸗ 
tion erlangte, eingeantwortet wird, jo haftet nichts 
deftomweniger dieſe Realität Csalvo regressu zwiſchen den 
Erben) bis zur Konkurrenz der dem Schuldner eingeant- 
worteten Erbjchaftsportion für die ganze Forderung des 
Gläubigers. 


$. 356. 


Ad 3. Wenn, wie es häufig gefchieht, der Perjo- 
nalfchuldner feine bereits auffergerichtlich z. B. für 
1000 fl. verbypothezirte Realität einem Anderen 
veräußert, und diefer Dritte fich als Eigenthümer der- 
felben anfchreiben läßt, fo fteht dem Gläubiger deſſen 
ungeachtet noch immer frei, nach der Verfallszeit den 
Perjonalfhuldner allein auf Zahlung zu belangen, und 
fofort auf der Grundlage des fogeftaltig erwirften güns 
ftigen Urtheiles, wenn diefes zur Rechtskraft gelangt, 
dieſe ihm auffergerichtlich verpfändete Realität, obgleich der 
verurtheilte Perfonalfchuldner nicht mehr als Eigenthümer 
derfelben einverleibt fteht, in die Erefution zu ziehen, 
und zu Diefem Ende nach den. Andeutungen der $. $. 164 
und 165 d. W. gegen gleichzeitige Verftändigung des 
gegenwärtigen Eigenthümers und Hypothekarſchuldners die 
erefutive Sntabulation des bejagten Urtheiles anzufu: 
chen. *) Nach $. 443 6. ©. B. werden mit dem Eigen: 
thume unbemeglicher Güter auch die darauf haftenden in 
den öffentlihen Büchern eingetragenen Laften übernom⸗ 








*) Diejer Sas war vormals viel beftwitten, und iſt auch 
noch jeßt nicht ohne aller Opoſition. Verfaſſer ſelbſt, 
er - muß e# aeftehen, war einjt einer anderen Meinung. 
(Zeitichrift für öfterr. Rechtsgelehrſamkeit. 1833 Band I, 
Seite 183.) 
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men, worunter nach dem Begriffe des Pfandrechtes auch 
jene Laft gehört, fich gefallen Taffen zu müffen, daß fich 
der Gläubiger für feine verhypothezirte Forderung, wenn 
fie zur Verfallgzeit ihm nicht bezahlt wird, aus dem Hy— 
yothefargute nach Vorfchrift der G. O. zablbaft mache. 
cs. $. 447, 461 und 466 b. ©. 3.) Auch Fann 
fchon zu Folge Patentes vom 5. April 1782 Nro 405. 
G. ©. die Meberlaffung eines mit, einem Pfandrechte bes 
hafteten unb. Gutes dem Hypothekargläubiger (werfteht 
fich ohne deffen Zuftimmung) nicht nadptheilig fallen, und 
nachtheilig ftele im doch wohl gewiß, wenn das wider 
feinen urfprünglichen Schuldner erwirfte Urtheil zur Eres 
fution des ihm ſchon verhypothezirten unb. Gutes nicht zu; 
reichte, und nun noch gegen jenen Dritten , der inzwi— 
ſchen Eigenthümer desſelben geworden ift, mit einer neuen 
Klage anfangen, und diefe Klage zulegt gar noch wider 
einen Vierten oder Fünften wiederholen müßte. Durch 
die erefutive Intabulation des wider den Perfonalfchuld- 
ner erwirften Urtheiles wird ja nach deutlicher Lehre des 
Hofdefretes vom 12. Dftober 1790 lit. b, Nro. 65 %. 
G. ©. keineswegs erjt ein Pfandrecht erworben, fon- 
dern nur das bereits früher erworbene ausgeübt. Eben 
deßmwegen fteht auch diefer hier aufgeftellten Behauptung, 
wie ſchon ein anderer Autor *) jehr richtig bemerfte,.die 
BVorfchrift des $. 322 allg. &. D. nicht entgegen, weil 
diefer 3: 322 nur von dem Falle handelt, wenn in Folge 
eines Urtheiles das Pfandrecht erft erworben, Feineswegs 
aber, wenn das ſchon erworbene Pfandrecht ausgeübt 
werden foll. 





**) Doft. Joſef v. Winiwarrer (Regirungsrath) Komen- 
tar des 6. ©. B. zum 6. 466. 


d. 357. 
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Der Eigenthümer fann der Regel nach, wie ſchon und 


im erſten Abfchnitte gezeigt wurde, mit jeinen Gütern 
nah Willführ verfügen, und folglich auch disjelben 
nach Willkühr belajten. - Dasjelbe Recht hat auch der 
Miteigentbümer in Beziehung auf den ihm angehörigen 
aliquoten Antbeil, und dasſelbe Recht fteht felbft den 
Dbers und Nußungseigenthlimern in Beziehung des jedem 
derfelben gehörigen getheilten Eigenthumes zu. Alle 
diefe Eigenthümer find auch dadurch, daß ihr Eigenthun 
ihon zu Gunften Underer belaftet ift, nicht gehindert, 
dasſelbe Eigenthum noch weitersbin zu belaften. Kurz 
alles, was darüber fchon im erften Abfchnitte von den 
Befugniffen und (relativen und abfoluten) Befchränfungen 
bei der Uebertragung des Eigenthums unbeweglicher Gü- 
ter gefagt wurde, hat auch hier bei der Belaſtung derfel- 
ben im Allgemeinen feine volle Anwendung. Das, was 
bier darüber bemerft zu werden braucht, dürfte im Fol— 
genden beftehen: 


\. 358. 


Die im erften Abjchnitte angegebene Beſchränkung 
der Nutzungseigenthbümer in der Uebertragung ih— 
res Eigenthumes ohne Konſens des Obereigenthümers 
bat auf Belaitungen Feine Anwendung. Der bezüglıche 
$. 11406. ©. B. fordert diefen Konfeng nur bei Beräußes 
rungen, worunter aber Verpfändungen oder Verhypothe— 
zirungen nicht verftanden werden fünnen, Diefe feßteren 
find woh! ein Nusfluß des Eigenthumsrechts, allein mit 
denfelben wird dag Eigenthum felbjt dennoch an Nie- 
manden übertragen. Gelbjt wenn die verhypothezirte 
Forderung zur Verfallgzeit nicht bezahlt wird, hat der 
verbypothezirte Gläubiger auf das Eigentbum des Hy— 
pothekargutes feinen Anfpruch, fondern nur Das Recht, 


B mit dem 

unb. Gute 

frei ver 
fügen 
Fonnen. 


264 


diefes Gut nach Vorfchrift der G. D. zur. Veräußerung 
zu bringen, und fi aus dem Erlöfe, in fo weit dieſer 
nad dem Tabularftande auf feine Satzpoſt entfällt, 
zahlhaft zu machen. Dieſe Freiheit der Nugungseigen- 
thümer ihre und. Güter zu verfchulden, hindert aber in 
Unterthansverhältnißen den Obereigenthümer nicht, bei 
überhäufter Einfchuldung mit der politifchen Abftiftung 
nach den Beftimmungen der Hofdefrete vom 18. April 
1785 Nro. 408, 11. April 1822 Nro. 1863, 20. 
März 1824 Nro. 1994 und 20. Mai 1825 Nro. 2095 
fürzugehen. 


d. 359. 


Militärperfonen vom Feldwebel u. Wachtmeifter 
abwärts können zu Folge Patentes vom 2. Zuni 1753 
feine gültigen Schulden fontrahiren. Sind fie aber da- 
zu nicht befähigt, fo können auch die darüber ausgeftell- 
ten Urfunden, da fie wegen Mangel der fubjeftiven 
Fähigfeit ald ungültig ſich darftellen, nad den bereits 
in $. $. 126 — 128 angegebenen Andeutungen auf ib- 
ren unb. Gütern auch nicht intabulirt oder pränotirt 
werden. 


$. 360. 


Die Unterjcheidung, ob derlei Anleiher ein eigenes 
Vermögen befigen, aus welchem die Schuld ohne Abs 
bruch an der Löhnung bezahlt werden fünnte, ift in Fei- 
nem Gefege gegründet. Das obzitirte Patent vom 2. 
Suni 1753 fpricht diefen Verboth im Schlußfage ganz 
allgemein aus, und daß der höchſte Gefeggeber bei Er: 
laffung dieſes Patentes auch eigenes Vermögen und 
insbefonders auh und. Güter vor Augen hatte, zeigt 
der Umftand, daß dasfelbe Patent dort, wo es von 
Oberoffizieren fpricht,, ausdrücklich davon erwähnt, und 


nur dieſen Oberoffizieren gejtattet darauf Geld auszus 
borgen. Und in Uebereinftimmung alles deffen wurde 
auch noch in der neueften Zeit und namentlich mit Ver: 
ordnung des F. F. allg. Militär - Ayppellationsgerichtes 
vom 11. März 1836 Nro. 3040 allen Militärgerichten 
zur Darnachachtung befannt gegeben, daß beim Schul- 
denmachen der Unteroffizier oder Gemeinen auf feinen 
Erfag zu erfennen ſey. 


8. 361. 


Die im $. 355 b. G. B. aufgeftellte Regel, daß 
nämlich alle Sachen und Rechte von Jedermann erwor: 
ben werden fünnen, hat bei Erwerbung der Pfandrechte 
auf unbewegliche Güter und überhaupt bei Belaftungen 
derfelben bei weiten nicht die vielen politifchen Hinz 
derniße, die, wie im erften Abfchnitte d. W. gezeigt 
wurde, bei Erwerbung des Eigenthums beftehen. 


$. 362. 


Schon in den organifhen Landtafel- und Grund- 
buchspatenten und insbefonders in dem Landtafel- Pa- 
tente vom Sabre 1794 $. 10 und im Grundbuche + Pas 
tente vom Jahre 1792 9. 29 wurde der Grundjaß aus- 
gefprochen, daß Jedermann ohne Unterfchied des 
Standes befugt fey, die öffentl. Bücher zur hypotheka— 
rifchen Sicherftellung feiner Forderungen zu benüßen, 
und alle Gefege, die von der Befchränfung der türfifchen 
Untertbanen, der jüdifchen Glaubensgenofjfen, der Guts— 
beren, der Gutsuntertbanen, und der nicht habilitirten 
Grwerber handeln, fprechen nur von Realitäten, oder 
liegenden Gründen, mithin nur ‚vor (an fich) uns 
beweglichen Gütern, und fünnen daher auf Erwerbungen 
der Hypothefarrechte, oder des Eigenthumes verhypo— 
thezirter Forderungen nicht ausgedehnt werden. 

15 


Auch muf 
C dem 
Gläubi— 
ger kein 
politi— 
ſches Hin— 
derniß im 
Wege ſtehen. 


$- 365. 


Nur geiftlihe Gemeinden, z. B. Klöfter, 
Kirchen und Pfründen dürfen ohne Konfeng der politi- 
ſchen Behörde weder Kapitalien ausleihen, und fie auf 
den unb» Gütern ihrer Schuldner ficherftellen, noch ihre 
eigenen unb. Güter mit Papiv- Schulden belaften. Dar- 
unter find aber die MWeltgeiftlichen in ihrer Spezialität 
nicht begriffen. Die davon handelnden Gefege wurden 
fhon im erften Abfchnitte zitirt. Denfelben fönnen hier 
noch die KHofdefrete vom 10. September und 12. De- 
zember 1782, 16. Februar 1783, 16. November 1786 
und 27. November 1789, dann das Hoffanzlei - Defret 
vom 12. Juli 1810 *) angereihet werden. 


$. 364. 


Nah einem an das galizifche "Appellationsgericht 
ergangenen Hofdefrete vom 19. Mai 1796 find alle den 
Religionsfond betreffenden Verträge und fonftige 
Urkunden, wenn fie nicht gemeinſchaftlich mit dem k. 
Fisfus, oder mit feiner erflärten Einwilligung zur In— 
tabulation gebracht werden, rüczumeifen. Dasfelbe 
tritt nach einem ebenfalls an das galizifche Apypellati- 
onsgericht erlafjenen Hofdefrete vom 21. September 
1798 Nro. 434 3. ©. S, bezüglich der Staatsgüter, 
ein. 


$ 365. 


Im Allgemeinen kann der Grundſatz für richtig 
angenommen werden, daß alle jene Verträge und ſon— 


*) Diele hier zitirten Hofdekrete find ſämmtlich um Doft. v. 
Winimwarters Handbuche der Juſtiz- und politifchen 
Gejege bei dem $. 26 b. ©. B. zu finden. 


ftige Urkunden, deren Gültigkeit nach den Vorſchrif— 
ten des b. ©. B. von der Genehmigung einer Gerichte- 
behörde, oder nach der in jeder einzelnen Provinz be- 
jtehenden politiihen Verfaffung von der Genehmigung 
der politifchen Behörde *) abhängt, vor erfolgter Ge- 
nehmigung zur bücherlichen Einantwortung nicht geeignet 
find, wenn fie auch fonft alle dazu vorgefchriebenen Eis 
genfchaften haben, In derlei Fällen gebricht e8 an der 
fubjeftiven Fähigkeit der Fontrahirenden Theile, worauf 
die Gerichte nach den Andeutungen der $. $. 126 — 128 
d. W. von Amtswegen zu fehen haben. 


Dritter Abſchnitt. 


Intabulation zur Erwerbung des Eigenthums einer 


Saspoit. 


\. 366. 


Bei der Uebertragung des Eigenthums der 
Satzpoſten oder Satzforderungen gelten, wie 
ſchon angedeutet wurde, im Allgemeinen dieſelben be— 
ſonderen Vorſchriften, wie bei der Uebertragung des 
Eigenthums der an ſich unb. Güter. Die wenigen Ab— 
weichungen davon ſind aus der Verſchiedenheit der Na— 
tur der Rechte erklärbar, die mit jeder dieſer beiden 





*) So beſteht z. B. in Steiermark die Vorſchrift, daß 
Waldabſtockungs- und Kohlenlieferungs-Verträge, Die 
ſich auf Waldungen der Bauerngüter beziehen, nur erſt 
dann, wenn ſie von der Grundobrigkeit und von der 
politiſchen Behörde genehmigt find, zur Gültigkeit gelan- 
gen, und bücherlich jihergeftellt werden fönnen. (Hofkanz— 
lei-Defret vom 28. Suli 1808 Nro. 15,326, dann die Zur 
fular : Verordnungen des f. f. fteier. Guberniums vom 2. 
Sult 1817 Wro. 11,559 und 16. Suli 1834 Mro. 11,146.) 


15* 


Befon- 
dere Vor: 
ſchriften. 
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Intabulationen übertragen werden. Bei dem Eigen- 
thum der an fi) unb, Güter wird nur ein Recht über: 
tragen, und zur Erwerbung desfelben auch nur ein Titel 
erfordert, Das Eigenthum Cim objeftiven Sinne) und 
das an fich und. Gut ift ein und dasſelbe Ding. Die 
Sappoften dagegen beftehen aus zwei Elementen, 
aus dem Forderungsrehte nämlich, und aus dem 
Pfandrechre, von denen jedes feinen eigenen -Titel 
bat, ımd von denen noch überdieß das erftere ein per— 
jönliches, und dag andere ein Dingliches ift, anbei aber 
dennoch beide im Komplere ald Sapforderung eigen: 
thümlich nur mittels öffentl. Bücher erworben werden 
können. CHoffanzlei- Defret vom 12, Auguft 1825 Nro. 
215% © ©.) 


$. 367. 


Das verbücherte Forderungsreht oder, was eines 
üt, die Satzforderung kann zwar auch für ſich allein ohne 
alfer. bücherlichen Einfchreibung fehr gültig cedirt werden, 
doch bat diefe Ceſſion ihre Wirkſamkeit nur zwijchen den 
Fontrabirenden Theilen. Der Gejjionar erwirbt damit 
nur ein perfönliches Recht, und wird vom Gedenten 
diefelbe Forderung auch einem Anderen abgetreten, der 
die Ceſſions-Urkunde bücherlich eintragen läßt, jo if 
die Forderung für den früheren Geffionar für immer ver: 
toren, und ihm bleibt nicht3 als das perfünliche Regreß— 
recht wider den vertragswidrig handelnden Zedenten 
übrig. (8. J. 440 und 445 b. ©. 3.) 


$ 368. 


Man fiebt aus‘ dem Gefagten, daß nur mit der 
Berbücherung der Geffion das dingliche Recht des Eigen- 
thums der Sabforderung an den Gefjionar übergebe, 
dap von dem Momente an, als diefe Intabulation mit: 


tels Sagumfchreibung angefucht wird, der Gedent auf 
die betreffende Sagpojt nach der flaren Anordnung des 
obzitirten Hoffanzlei- Defrets vom 12, Auguft 1325 
gar feinen Anjpruch mehr hat, und daß folglich jedes wie 
immer geartete jpätere Geſuch, das fich auf eine Urkunde 
gründen würde, die der erwähnte Gedent bezüglich die— 
jer Sagpoft zu Gunften eines Dritten ausgeftellt hätte, 
oder die wider ihn von den Behörden mit oder ohne 
Rechtskraft ergangen wäre, nach den allgemeinen Grund» 
fägen der $. F. 432 und 445 b. ©. B. ohne weiters 
rücfgewiefen werden müßte. **) 


$. 369. 


Die Verwirrungen, die wir im ypraftifchen Leben 
bei Sagpoften, wenn fie mehrere abgeleitete Sätze ha— 
ben, ſchon in den Sintragungen, noch mehr aber bet 
erefutiven Veräußerungen derfelben jo haufig bemerken, 
haben größtentheils darin ihren Grund, weil man ge 
wöhnlich , insbefonders am Lande, in Beziehung auf Satz— 
poften feine andere Eintragungen als Superſätze Fennt, 
und dafür nichts als Superintabulationen oder Super— 
pränotationen bewilligt, und zwar ohne Unterfchied, ob 
die Satzpoſt cedirt, oder nur zur Afterbypothef beitellt 
wurde. Daß dieß ungefeßlich ſey, wurde fchon bei dem 
$. 72 d. W. gezeigt. Auch ſprechen die Hoffanzlei > De: 
frete vom 22. April und 12. Auguſt 1825 Nro. 2090 
und 2125 J. ©. ©. wortdeutlich von Intabulationen 
und nicht von Superintabulationen der Geffionsurfunden. 
Der Geffionar hat auf der Sagpoft, die ihm abgetreten 
wird, nichts zu fuchen. Die Satpoft felbft wird fein 
Eigenthum. 


”) Das, mas von urfprünglihen Saspoften gilt, hat au 
auf abgeleitete Saspoften volle Anwendung. Dieje legte: 
ren Fönnen eben jo cedirt und zum Afterpfand gegeben 
werden, wie die erfteren. 
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biger ein— 
verleibt ſeyn. 


$. 370. 


An der bier befprochenen Benennung ware an und 
für fib zwar nicht viel gelegen, allein ohne ftrenger 
Fefthaltung an die vom Geſetze vorgezeichnete Termi— 
nologie und Form diefer Eintragungen wird bei Kon- 
furrenz mehrerer abgeleiteter (ad Nrum.) Poften, wie 
die Erfahrung zeigt, gar leicht das materielle Recht felbft 
verfannt, und es werden auf diefelbe Sagpoft, die 5: 
B. der Sagläubiger A bereit3 an B zedirt hat, und 
worüber vdiefer B die Geffion auch bereit verbüchern 
ließ, nicht bloß wider diefen B (was allerdings in ber 
Drdnung wäre) fondern auch nod wider den A Su: 
pereintragungen jeder Art (die Supereintragung einer 
vom A auf einen Dritten ausgeftellten neuen Geffion 
felbft nicht ausgenommen) fortan bewilligt und vollzo— 
gen, was natürlicherweife alle Ordnung und Weberficht 
verfchwinden macht, und zum großen Abbruche des Kre- 
dits der öffentl. Bücher die Partheien irreführt, und in 
Rekurſe und wohl auch in Prozeffe verwicelt, die bei 
einem neregelteren Fürgange in der Erledigung und Be- 
handlung der Tabularafte ganz unterblieben wären. 


$. 371. 


Bei der ganz eigenthümlichen Natur der Satzpo— 
jten ıjt erflärbar, daß auch Die Vorfchrift über die Noths 
wendigfeit der vorläufigen Anfchreibung der Vormän— 
ner dabei nicht ganz diefelbe feyn muß, wie fie bei Ue— 
bertragungen der an fich und. Güter if. Wenn eine 
Sapforderung an Mehrere hintereinander außerbüchers 
lich gelangt, wenn fie nämlich 3. B. vom Satzgläubi— 
ger A an B, und vom B, ohne fich felbft noch als Ceſſi— 
omar eintragen zu laffen, an C, und eben fo vom C an 
D abgetreten wird, fo kann diefer legtere Ceſſionar D 


* 


auch unmittelbar nach A, jedoch mit ausdrüdlicher Be- 
rufung auf die Mittelömänner Bund €, als Eigenthümer 
der betreffenden Satzpoſt umfchrieben werden, fobald 
diefer Webergang im Gefuche angeführt und urkundlich 
nachgewiefen ift. CLandtafel: Patent vom Jahre 1794 $. 
24 und Grundbuchs +» Patent vom Jahre 1792 6. 19 


$. 372. 


Diefe Vorfchrift, die wir in den organifchen Land— 
tafel- und Grundbuchs - Patenten finden, kann durch die 
$. $. 432 und 445 b. ©. 3. nicht für derogirt angefes 
ben werden, weil der Punft, den fie betrifft, die Frage 
nämlich, ob in den öffentl. Büchern die Mittelsmänner 
abgefondert mit eigenen Satzpoſten, oder mit Berufung 
auf diefelben in einer und derfelben Satzpoſt, die für 
den legten Geffionar gebildet wird, aufzuführen feyn, 
offenbar nur zu der Art und Weife gehört, wie bei Ein- 
fragungen vorzugehen fey, in diefer Beziehung aber wir 
mit dem $. 446 b. ©. B. ausdrüdlich an die befonders 
beftehenden Anordnungen, worunter eben obige Patente 
gehören, angewiefen find. 


$. 373. 


E3 wird zwar jeit der Wirffamfeit des allg. b. ©- 
B. auch bei Geffionen der Satforderungen zur Tabular- 
mäßigfeit der Geffiong - Urfunden die Intabulations— 
flaufel verlangt, obgleich diefe Klaufel nach $. 14 des— 
felben Landt.Pat. vom Jahre 1794 nicht nothwendig 
war, allein damit kommt man mit obiger Behauptung 
noch in feinen Widerfpruch, weil die Lehre, ob man fich 
ein Recht wider einen Anderen im off. Buche felbit neh- 
men könne, oder ob man fich dazu mit der Bewilligung 
des Weberträgers, oder was eines ift, mit der von ihm 
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ertheilten Intabulationsklauſel legitimiren muß, fich nicht 
auf die Art und Weiſe, wie bei Eintragungen in den 
öff. Büchern vorzugehen fey, fondern auf das Recht felbit 
bezieht, und daher allerdings die diesfällige Vorfchrift 
des $. 14 des befagten Yandt.- Patentes vom Jahre 1794 
durd) das allg. b. G. B., und namentlich durch die $. $. 
435 und 445 desfelben für derogirt anzufeben ift. ’ 


$. 374. 


Die Geffiong » Urfunden müffen immer tabular- 
inäßig mit der Sntabulationgflaufel, oder was eines ift, 
mit der Befugniß fih als Eigenthümer oder Ceſſionar 
bücherlich anfchreiben zu laffen, ausgeftellt jeyn. Iſt bei 
mehreren nach einander gefolgten Geffionen auch nur eine 
einzige nicht tabularmäßig, fo fanı von einer Intabula— 
tion der nachfolgenden Gefjion zur Erwerbung der Gag: 
forderung fchon feine Rede mehr feyn. *) 


\ 375. 


Ob die Sagpoit, die cedirt wurde, und nun auf 
Namen des Geffionars umfchrieben werden fol, intabu- 
lirt oder pränotirt fey, macht auch hier wie dort bei 
Befigumfohreibungen der an ſich unb. Güter aus den be» 
reits entwicelten Gründen feinen Unterfchied. 


*) Damit ift aber der Geffionar nicht gehindert die Prä- 
notation ver Ceſſion zum erwähnten Behufe, oder 
was dasjelbe it, Die bedingte Satzumſchreibung anzus 
ſuchen. Sollte aber die Ceffion eines Mittelsmannes ganz 
abgeben, jo Fönnte auch die Vränotation nicht Statt 
finden, weil dann der Uebergang des Rechts an Geſuch— 
fteller nicht nur nicht tabularmäßia, fondern gar nicht 
ausgewiefen wäre. 


$. 376. 


Es wird übrigens nicht felten, immer aber, wie 
der Berfaffer meint, fehr irrig behauptet, als ob der 
Schuldner eine bezahlte aber noch nicht gelöfchte Satzpoſt 
demfelben oder einem anderen Gläubiger für eine 
andere Forderung einräumen Fünne. Cine ſolche Ein- 
räumung oder ein folches Zugeftändniß der Priorität ift 
unferen Tabulargefeßen ganz fremd, und nach den beite- 
benden Manipulationg + Vorfchriften auch praftifch unaug- 
führbar. ) Cine Satpoft befteht aus der Forderung 
des Gläubigers, aus dem Pfandrechte, was zur Sicher; 
ftelung der Forderung dem Gläubiger zufommt, und, 
wenn man will, aus dem Wrioritätgrechte, aus dem 
Rechte nämlich, das dem Gläubiger zufteht im Falle, 
ald das verhypothezirte Gut im Erefutionswege ver 
äuffert wird, aus dem Erlöfe vor allen ihm poftlozirten 

randgläubigern befriedigt zu werden. Man fieht alio, 
daß die ganze Satzpoſt ein Agregat von echten des 
Gläubigers ift, und derjelben gar nichts anflebt, womit 
der Schuldner difponiren könnte. Dieſer legtere hat an 
der Sagpoft gar feinen aftiven Antheil. Auch die Quit- 
tung, die er vom Gläubiger erhielt, gibt ihm Fein ande— 
res Recht , ald die Sagpoft löfchen zu laffen. 


$. 377. 


Das, was von den relativen uud abfoluten Be- 
Ihränfungen in der Verfügung mit dem Eigenthume 
der an fich und. Güter im oftbezogenen erften Abfchnitte 
gejagt wurde, hat bemeldter Art im Allgemeinen auch 
bier jeine volle Anwendung. 


*) Gſpann Olppellationsrath) Abhandlung über Befriedi— 
gung Fonfurirender Gläubiger $. $. 34 und 35. 


und 
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$. 378. 


Dadurch aber, daß die Satzpoſt 3. B. auf einem 
Fideikommiß- oder Krida- Gute haftet, ift der Satzgläu— 
biger nicht im mindeſten gehindert, mit der Satzpoſt be— 
liebig zu verfügen, und diefelbe folglich auch mittels Gef 
fion an einen Anderen eigenthümlich zu übertragen. Mit 
einer berlei Webertragung wird nur die Perfon des Gläu— 
bigers verändert. Die auf dem unb. Gute haftende Laft 
bleibt immer diefelbe. An diefer Uebertragung des Eigen; 
thums der Saspojt ift der Sasgläubiger auch dann nicht 
gehindert, wenn die Sagpoft ſelbſt mit Superfägen, 
oder was eines ift, mit Afterhypothefen behaftet wäre, 
weil auch in dieſem Verhältniſſe die bloße Veränderung 
der Perfon des Eigenthümers an den Rechten der After 
pfandglänbiger nichts verändert. 


$. 379. 


Der eben erwähnte Grundfag gilt felbjt dann, 
wenn eine Militär: Heirathbe- Kaution auf der 
Sagpoft fuperintabulirt wäre, obgleich der Eigenthümer 
der Satzpoſt bei der Beftellung der Afterhypothef in der 
betreffenden MWidmungsurfunde der beitehenden Vorſchrift 
gemäß ausdrücdlich erflärt haben mußte, daß mit feiner 
Sapforderung ohne Bewilligung des f. f. Hoffrieggrathes 
feine Veränderung vorgenommen werden fünne, (Milit. 
Heirathbs-Normale vom 10. Juni 1812 $. 23 und Hof: 
fanzl.- Defret vom 29. September 1835 Nro. 24,692) 
weil auch hier, wie in den oberwähnten zwei Fällen, 
dadurch, daß die Satzpoſt auf den Namen des Gefjionars 
umfchrieben wird, an der Satzpoſt felbit nichts verändert 
wird, und die Sicherheit der fuperintabulirten Heiraths- 
Kaution mit der nachgefolgten Veränderung der Perfon 
des Eigenthimers der Sagpoft nicht im mindeften ver- 


rückt wird, möge auch die Geffion unter was immer für 
Bedingungen geſchehen jeyn. 


$. 380. 


Wird eine Sagforderung abgetreten, ohne daß dem 
Gefjionar die Befugniß zur Sntabulation der Geffion 
oder (was eines ift) zur Satumfchreibung, fey es ſchon 
aus Verfehen, oder weil vielleicht dag für die Abtretung 
bedungene Entgeld noch nicht geleiftet wurde, ertheilt 
worden wäre, fo fünnte dem Geffionar, der erfolgten 
Abtretung ungeachtet, die intabulationsmäßige Satzum— 
fchreibung nicht bewilliget werden. Ihm bliebe, fo lange 
er die ausdrückliche Sntabulationg-Bewilligung vom 
Gedenten nicht erhält, im Tabularwege Fein anderes 
Rechtsmittel, als jenes der Pränotation übrig, die er 
nach den im erften Abfchnitte erläuterten Grundfägen 
entweder zum Behuf der Satumjchreibung Cder Erwer— 
bung des Eigenthums nämlich), oder zum Behuf der 
afterhypothefarifchen Sicherftellung anjuchen und erwir: 
fen fann. Diefe bedingte Eintragung gefchieht im erftern 
Falle mittels Pränotation zum Eigenthum der Saätzpoſt, 
und im zweiten Falle mitteld Superpränctation zur 
Afterhypothek auf die Satzpoſt. Die praftifhe Wichtig- 
feit dieſer Unterfcheidung in der Form und Wirfung der 
beiden Eintragungsarten ift nach allen dent, was hierüber 
jhon im erften Abfchnitte bei an fich unbeweglichen Gu- 
tern gejagt wurde, nicht zu verfennen, 


$.. 388. 


Daß der Erwerbung von Satzpoſten oder verbü- 
cherten Kapitalien weniger politifche Hinderniffe als der 
Erwerbung von an fi und. Gütern im Wege ftehen, 
wurde bereits im nächft vorhergehenden zweiten Abjchnitte 


Auch darf 
C der 
Erwer— 
bung kein 
politi- 
ſches Hin 
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dernigim an eben Ddiejem Drte bemerft. Dort wurden auch Die 
IN Gefeße zitirt, worauf fich die wenigen Bejchränfungen 
gründen, die in diefer Beziehung noch bejtehen. 


Vierter Abſchnitt. 


Bon BPränptationen. 


Beſon⸗ Die Pränotation *)ift, wiefchon in den $. $. 

nt 66 und 73 d. W. gezeigt wurde, feit der im Jahre 1812 
eingetretenen Wirfjamfeit unfered allg. b. ©. B. das 
außerordentliche Nechtsmittel jedes Dinglihe Recht, 
mas die Öff. Bücher geben, unter der Bedingung der 
nachträglichen Rechtfertigung proviforifh zu erwerben. 
($. $. 438 und 445 b. ©. 8.) Es fonnen alfo Befik- 
anfchreibungen, hypothekariſche Sicherftellungen und 
Sagumfchreibungen, von denen in den nächſt vorberge- 
benden drei Abfchnitten diefes zweiten Hauptſtückes ge- 
handelt wurde, nicht bloß jo, wie dort in der Voraus— 
ſetzung lag, mittels Sntabulation, jondern auch mittels 
Pranotation, von der hier fammt und fonders in allen 
drei Beziehungen die Rede ſeyn foll, bewirkt werden. 


$. 383. 


Das, was zur Pranotirungsfäbigkeit der Urfunden 
gehört, ift im Allgemeinen bereits in den $. $. 171 — 
180 d. W. gefagt worden. Den dort aufgeftellten Re: 


*) Mit diefer Pränotation ift aber jene (uneigentiiche) Prä— 


notation, wovon wir im 6. 291 d. W. geiproden haben, 
nicht zu vermengen. 


geln wird bier noch cin Grundjag beigefügt, Der aus: 
nahmslos gilt. Alle jene Privaturfunden nämlich, die 
nicht intabulirt werden fünnen, obgleich fie ſämmtliche in 
den 9.9. 434 und 425 b, ©. B. vorgefchriebenen Eigen: 
jhaften haben, jo wie alle jene öff. Urfunden, 3. 3. 
Urtbeile oder gerichtliche Vergleiche, die nicht intabulirt 
werden dürfen , obgleich fie alle nach den Andeutungen 
der F. F. 162 und 163 d. W. zur erefutiven Sntabula- 
tion erforderlichen Merfmahle an ſich tragen — fünnen 
und dürfen auch als pränotirungsfähig nicht angefeben 
werden, Derlei Fälle treten insbeſonders bei den bereits 
befprochenen abjoluten Hinderrfiffen ein. So lange 3. B 
der Vertrag, den eine Gemeinde über den Verkauf einer 
Realität, oder ein türfijcher Unterthban über den Anfauf 
derjelben, oder ein Pupill, oder eine Militärperfon vom 
Feldwebel oder Wachtmeifter abwärts über ein Anleihen 
abjchließt, von der betreffenden politiichen, obervor— 
mundfchaftlichen, oder Militär Behörde nicht genehmigt 
wird, ift die bezügliche Bertragsurfunde, obfchon fie mit 
allen in den erwähnten $. $. 434 und 435 b. ©. 2. vor: 
gezeichneten Eigenjchaften ausgejtellt erjcheint, nicht bloß 
zur Sntabulation, jondern auch zur Pränotation nicht ge- 
eignet *) Eben jo fönnte ein Urtheil, welches z. 8. 
wider einen gegenwärfigen Nridatar ſelbſt erging, und 
womit er zur Zahlung von 1090fl. für ſchuldig erfannt 
wurde, mag es jchon rechtöfräftig feyn oder nicht, auf 
jeine zum Konfurs gezogenen unb. Guter weder eine 
Sntabulation, noch eine Pränotation bewilligt werden. 
Das Rechtsmittel der Pränotation findet nach $. 9. 438 
und 453 b. G. DB. mohl bei dem Mangel der in den 
$. $. 434 und 455 desjelben b. ©. B. vorgefchriebenen 


*) Doft. Joſef v. Winiwarter (Rigirungsrath) Komen— 
tar des b. ©. B. $. 438. 
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Formlichfeiten, z. B. beim Abgang ber Unterjchrift zweier 
Zeugen, feineswegs aber auch dann Statt, wenn dem 
Kontrahenten die fubjeftive Fähigkeit zur Veräußerung, 
Belaftung oder Erwerbung abgeht. Ueberdieß foll bei 
der rücfwirfenden Kraft, die eine gerechtfertigte Präno— 
tation hat, 3. B. der zum Eigenthume pränotirte Käufer 
fchon vom Tage des eingereichten Pränotations-Geſuches 
ald der wahre Eigenthümer mit allen Rechtsfolgen, bie 
damit verbunden find, mithin auch mit Aufredhthaltung 
aller feit jenem Tage ihm gegenüber Statt gefundenen 
Belaftungen angefehen werden. Wie wäre aber dieß 
Cohne offenbarer Umgehung der Gefege) rechtlich möglich, 
wenn jener Käufer den ihm zur Erwerbung erforderlichen 
Konfens erft in einer fpätern Zeit, oder vielleicht gar 
nicht erhalten hat, die Präanotirung aber inzwifchen vom 
Verkäufer freiwillig für gerechtfertigt erflärt wird ? 


$. 384. 


Bei Pränotirungen, die das Gericht auf eine bloß 
in beglaubter Abfchrift beigebrachte Urkunde nach $. 
1212. W. in Folge Hofdekretes vom 19. Jänner 1790 
lit. e Nro. 1094 5. G. ©., und des Landt. > Patentes 
vom Jahre 1794 $. 18 lit. a, gegen Nachtrag des Dri- 
ginals bewilligen kann, wird, wie die Praris zeigt, fehr 
verjchieden verfahren. Es dürfte in der That auch ob 
Mangel einer pofitiven gefeglichen Beftimmung bei diefer 
ganz eigenen Art von Präanptirungss Bewilligung nicht 
leicht ein Verfahren aufzufinden feyn, welches vor jedem 
Angriffe gefichert wäre. 


\. 385. 


So viel ift gewiß, daß diefe Pranptirung ohne der 
Original = Urkunde wohl bewilligt, aber nicht vor; 





genommen werden fann, denn e8 heißt in dem obzitir- 
ten Gefegen wörtlich: „Sollte aber die Originals Ur: 
funde darum nicht beigebracht werden können, weil fie 
eben bei einer anderen Gerichtsbehörde vorgelegt werden 
mußte, jo ift e8 zur Bewilligung diefer Voranmerfung 
Pränotation nämlich) genug, wenn eine vidimirte Ab: 
fehrift beigebracht, und das Driginal bei der wirflis 
hen Pranotation nachgetragen wird.‘ 


$. 386. 


Es ift aber auch andererfeit3 nicht minder gewiß, 
daß ein derlei Pränotirungsgefuch nach der gefchehenen 
Bewilligung weder bei Gericht, noch bei dem Tabular- 
amte ad acta gelegt werden könne, big dem Gefuchfteller 
gelegen ift, die Driginal-Urfunde vorzulegen, weil die: 
fe Vorlage erit nah Monaten oder Jahren gejchehen 
Eönnte, die einmal bewilligte Pränotirung aber, wenn 
fie in der Folge gerechtfertigt wird, immer bis zum Tage 
des überreichten Pränotirungsgefuches rückwirkende Kraft 
hat, inzwifchen daher alle jene, die das öffentl. Buch) 
einfehen, fehr nachtheilig getäufcht werden fünnten, wenn 
nach Jahren aus den Archiven der Gerichte oder Tabu— 
larämter. ein Pränotirungsaft mit der Priorität feines 
veralteten Präfentatums in Vorſchein käme. 


d. 387. 


Eben jo gewiß ift endlich, daß ſchon von der ſoge— 
ftaltig bemwilligten Pränotirung die Theilnehmer eine 
Verftändigung erhalten müſſen, weil außerdem der 
Gefuchiteller nicht wußte, ob und allenfalls wie und ge- 
gen welche Bedingung die Pränotirung bewilligt wurde, 
und auch defjen Gegner, wider den nämlich eine jolche 
Pränotirung bewilligt worden ift, mit diefer ſchwebenden 
Laft vieleicht Jahre lang Freditlos bliebe, ohne dagegen 
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eine Abhilfe juchen zu fünnen, Der bie und da: befte: 
hende Gebrauch, daß das Tabularamt derlei bewilligend 
erledigten Gefuche brevi manu in das Hauptbuch zu 
der betreffenden Befigabtheilung einlegt, damit dafelbit 
Jedermann, der fih das Hauptbuch auffchlagen läßt, 
von diefer Pränotirung Kenntniß erhalte, behebt die 
eben erwähnten Lebelftände nicht, und daß dieſer Ge- 
brauch noch überdieß ganz ungeſetzlich ſey, zeigt die Vers 
legenheit, in die da8 Tabularamt geriethe, wenn es in 
diefem Stande der Dinge, der, wie gefagt, jehr lange 
dauern Fann, von dem betreffenden unb. Gute einen 
Landtafel- oder Grundbuchsertraft ausfertigen müßte. 
Die Pränotirungsbewilligung fünnte natürlich darin nicht 
übergangen werden, weil fie denn doch beiteht, und fie 
im Falle. als die Driginal-Urfunde nachgetragen wird, 
nach erfolgter Rechtfertigung gleich jeder anderen gerecht: 
fertigten Pränotirung von rüchwirfender Kraft ift. Die 
Pränotirung aber im Ertrafte aufzunehmen, ohne daß 
fie im öffentl. Buche wirflicy eingetragen erjchiene, wäre 
offenbar eben fo ordnungs- und gefegmwidrig. 


$. 388. 


Bei dem Mangel einer ausdrüclichen Beftimmung 
des Gefeßes nun, wie bei derlei Pränotirungen zu ver: 


fahren ſey, muß man nach Berfaffers- Anftcht vor allen 


auf :analoge im Gefege beftimmt entſchiedene 
Fälle fehen. Diefe Analogie finden wir zunächſt bei 
abjchlägigen Befcheiden in der Vorſchrift des Patentes 
vom 14. Februar 1804 Nro. 652 J. G. S. Die Prü- 
notirung, von der bier die Rede ift, wird zwar bewilligt, 
allein mit einer Beſchränkung, und mit einer Bedingung, 
womit der ganze richterliche Befcheid, beim Licht beſehen, 
die Natur eines abjchlägigen Befcheides erbält, Eine 
Pranotirung bewilligen, anbei aber erflären, daß diefelbe 


vor dem Eintritte einer dem Erfolge nach ungewiffen Bedin- 
gung nicht vorgenommen wird, beißt im Grunde fo viel, 
als die Pränotirung für dermal abfehlagen, dem Geſuch— 
fteller jedoch diefelbe mit der Priorität für den Fall 
des Eintritts der Bedingung vorbehalten, welcher Bors 
behalt aber auch bei andern abjchlägigen Befcheiden 
gefchieht, deffen Wirkung von dem günftigen Erfolge 
bed Rekurſes, mithin ebenfalls von dem Eintritte einer 
dem Erfolge nach ungewiffen Bedingung abhängt. — 
Diefe zwar bewilligte jedoch nicht einzutragende Pränoti- 
rung fol alfo gleich allen andern abfchlägigen Eintragun- 
gen vor der Hand bloß notirt werden. 


$. 389. 


Obgleich aber diefe Notirung an und für ſich noch 
feine Erwerbung eines dinglichen Rechtes begründet, fo 
fallt fie jenem, gegen den fie erwirft wurde, doch immer 
läftig, und im Realkredite nachtheilig. Es kann nicht 
wohl im Sinne unferer Gefeggebung liegen, die Dauer 
eines folhen Zuftandes von der Willführ des Präno- 
tationsmwerbers abhängen zu laſſen. So gut die Annota- 
tion eines jeden anderen abfehlägigen Befcheides auf An- 
fuchen des Betheiligten fogleich gelöfcht wird, fobald die 
abgewiefene Parthei in der gefeglichen oder erweiterten 
Frift dagegen nicht refurirt, oder mit dem ergriffenen 
Rekurſe rückgewiefen wird, eben fo ift nach Verfaffers 
Anficht der Analogie zu Folge auch bei diefer Annotation, 
von der hier die Rede ift, zu verfahren, und mobei bloß 
der Unterfchied eintritt, daß bier, wo das Geſetz aus- 
drücklich nichtd verfügt, fehon die erfte Frift zur Vorlage 
der Driginal- Urfunde vom Richter zu bejtimmen ſey, 
deren Ausmaß ſich nach den in jedem einzelnen Falle ob- 
waltenden Berhältniffen richtet, und die in Fällen ge 
gründeter Hinderniffe auch erftredbar iſt. Ohne einer 
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derlei Fallfrift wäre der Gegentheil des Pränotirungs— 
werbers gar oft dag Dpfer der Chicane, und ibm bliebe 
im Falle, als diefe Pränotirung gegen Nachtrag der Ori— 
ginal » Urfunde an und für fih ordnungsmäßig bewillige 
wurde, und folglich im Refurswege dagegen feine Abhilfe 
zu erwarten märe, oder die auf Ddiefem Wege gefuchte 
Abhilfe nicht erwirft würde — in der That fein ande 
res Rechtsmittel übrig, als jenes der Klage, um dann 
vielleicht erft nach Jahren mit dem Urtbeile, wenn dieſes 
gunftig ausfällt, und zur Rechtskraft gelangt, im Ere 
futionswege die Löſchung diefer Anrotation zu bewirken. 


Wenn man nun dieß alles zujammenfaßt, und 
dag Ergebniß mit den beftehenden Tabulargeſetzen in 
thunlichften Einklang bringen will, fo fol ein derlei Prä— 
notationggefuh, wenn anders eine Driginal- Urfunde 
mit dem Snhalte, wie ihn die hier in vidimirter Abfchrift 
beigebrachte Urfunde ausweiſet, fihon überhaupt präno— 
tirungsfäbig ift, ungefähr erledigt werden, wie folgt: 


„Die angefuchte Pränotirung zur Sicherftellung von 
1000 fl. fammt 53 Intereſſen feit 2. Februar 
1845 wird gegen N. N. zur Laſt defien in N. gele- 
genen Haufes N. 24 zwar bewilligt, doch wird die 
Vornahme derfelben erft Dann angeordnet werden, 
wenn die Schuldurfunde A im Driginale beige 
bracht feyn wird. Eben deßwegen it dieſer Be- 
jcheid vom Xandtarels (oder Grundbuche-) Amte 
bloß zu notiren.“ 


„Hievon wird nach geſchehener Notirung der 
Gegentheil NN. mitteld Duplifats dieſes Geſu— 
ches, der Prünotirungswerber aber mittels Dri- 
ginald desjelben und zwar diefer legtere mit dem 





- N 


Anhange veritändigt, daß er die obbemeldte Drigi- 
nal» Urkunde um jo gewiffer binnen 8 (oder 14 
"oder nach Umftänden aud 30 und noch mehr) Tas 
gen beizubringen habe, als im Widrigen auf Anſu— 
hen des Gegentheites obige Annotation ohne weis 
"ters gelöfcht werden wird. 


$. 391. 


Dieje Original» Urfunde ift aber dann nicht etwa 
brevi manu bei dem Landtafels oder Grundbuchs - Amte 
zu übergeben, jondern bei dem Gerichte mit einer eige— 
nen Gingabe in Duplo unter Anſchluß einer Abfchrift 
der Urkunde zur Mirtheilung an den Gegentheil, und un: 
ter NReproduzirung des erjteren Geſuches zu überreichen, 
welche Eingabe dann vom Gerichte, wenn gegen Die 
Original-Urfunde nach genommener Einftcht Fein Anftand 
obwaltet, bloß dahin erledigt wird, daß das Yandtafel- 
(oder Grundbuche-) Amt die bereit8 mit Beſcheid vom 
00% Mrd. . . bemwilligte Pränotirung nunmehr 
der Ordnung nach vorzunehmen babe, und daß johin 
davon beide Theile auf die ſchon öfters bemerkte Art 
zu verftändigen fommen. *) 


*) Grit vom Tage der Zuftehung dieſes Beſcheides be- 
ginnt die Frift zur Ueberreihung der Nechtfertigungs 
Klage, weil nad der Flaren Vorschrift des $. 439 b. 
G. B. die gejhehene und nicht die bloß bemil- 
ligte Pränotirung zu rechtfertigen ift. 


Uebrigens wird hier neuerdings in Grinneruna ge- 
bracht, das auf vidimirte Abjchriften unter der im 6. 18 
des Fandt.-Patentes vom Sabre 1794 gemachten Bevin- 
gung nur Pränotationen Feineswegs aber Sntabulativ- 
nen bewilligt werden Fönnen. Sntabulationen auf dieſe 
Art zu bewilligen ift in gar feinem Geſetze gegründet. 
Das bezüglihe Hofdefret vom 19, Jänner 1790 Hit. e, 
Pro. 1094 J. ©, ©. ſpricht, wie ſchon ım Motate 
bei dem $. 121 d. W. gezeigt wurde, offenbar nur von 
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A, Das für 
Intabula— 
tionen 
Geſagte gilt 
auch für 
Pränoti— 
rungen. 


5. 392. 


Aus der Wirkung gerechtfertigter Pränotirungen 
iſt erklärbar, daß alles, was von den beſonderen Bors 
fchriften bei Sntabulationen in den bis nun behandelten 
erften drei Abfchnitten gefagt wurde, auch für Präno— 
tationen gelten muß, und folglich bier in diefem Ab» 
fehnitte nicht wiederholt zu werden braudt. Nur zum 
befferen Berftändnige follen bier einige Wergleichungen 
folgen. 


$. 393. 


Iſt z. B. die veräußerte oder verpfändete Realität 
oder Sappoft nicht auf Namen des Ueberträgers oder 
Schuldners angefchrieben, fo kann auch eine Wränotation 
des Kaufvertrages, der Geffionsurfunde, oder des Schuld- 
briefed auf diefe Realität oder Sagpoft nicht Statt fin» 
den. Und fo wie 3. B. auch andererfeits die Sntabula- 
tion wider den Erben auf Realitäten, die noch auf Nas 
men des Erblaffers angefchrieben find, mit der Befchräns 
fung des $. 822 b. ©. 3. bewilligt werden kann, eben fo 
und mit derfelben Beſchränkung ift auch die Pränotation 
zuläffig. 


Pränotirungen, und beftände darüber wirflih nod ir: 
gend ein Zweifel, fo müßte diefer durch das für 
Böhmen nadgefolate Landt.- Patent vom 22. April 
1794, auf deffen definitive Beftimmung darüber obiges 
Hofdefret felbft in vorhinein hinweifet, vollends als be 
hoben angefehen werden, weil es hier ausdrüdlih und 
zwar zu wiederholten Malen ($. 9. 5. 11: 16. und 18.) 
erklärt wird, daß Sntabulationen und Pränotationen 
nur, wenn die Urfunden im Driginale beigebracht find, 
bewilligt werden können, und dag davon eine Ausnahme 
bloß ber Pränotationen und auch bei diefen nur unter den 
ji $. 18, dieſes Patentes gegebenen Bedingungen Statt 
nde 


d. 394. 


Sp wenig z. B. auf ein Kridagut, oder auf Die 
Subftanz eines Fideifommißgutes ohne Konfend der 
Konkurs oder Fideifommiß- Behörde eine Intabulation 
zuläßig ift, eben fo wenig fünnte ohne einem Konſenſe 
diefer Behörden von einer Pränotation auf das Krida— 
gut, oder auf die Subftanz des Fideifommißgutes eine 
Rede ſeyn. *) 


$. 39. 


Ganz derfelbe Fall ift auch mit den politifchen 
Hinderniffen, die der Erwerbung im Wege ftehen. So 
wenig 3. B. ein Vertrag, womit ein jüdifcher Glaubens— 
genoffe eine Realität Faufte, in jenen Ländern, wo fle 
vom Realitätenbefige noch ausgefchloffen find, zur Be: 
figsumfchreibung intabulirt werden fünnte, eben fo wenig 
dürfte ein derlei Vertrag zu dieſem Behufe pränotirt 
werden. 


$. 396. 


Wer eine Sntabulation erwirft, der hat feinerfeits 
diefer Eintragung wegen Feine weitere Dbliegenbeit. 
Dieß war vormald auch bei Pränotirungen in fo fern 





”) Db aber ein Vertrag, den z. B. der Kridatar, oder der 
Fideifommiß - Befiger abfchloß, zur hypothekariſchen Si— 
herftelung der Erfaßrechte nicht auf die außer der Pro— 
vinz liegenden Güter des Kridatars, oder auf die Früch— 
te der Fideifommiß-Realitäten bedingt oder unbedingt ein: 
getragen werden kann, ift eine andere Frage, weil man bloß 
deßhalb, daß man in Krida gerieth, oder ein Fideifom: 
miß-Befiger ift, nicht aufhort sui juris zu feyn, und 
ihre fubjeftive Unfähigkeit, worauf nach 9. 6. 127 und 
128 d. W. das Gericht von Amtswegen zu fehen hat, 
fi hier nur auf die Krida: Güter und rücdfichtlih auf 
die Subftanz des Fideifommiß: Gutes bezieht. 


Kur muß 
B jede Prä— 
noftrung 


au 
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gerecht— 
fertigt 
werden, 


und zwar 
12, Dee 

Regel nad 
mitteld 

Klage, 


der Fall, daß der Pranotant zur Ermweifung der kiqui— 
dität der pränotirten Forderung erjt dann gehalten war, 
wenn von Seite des Schuldners binnen der perenitoris 
fchen Frift von 3 Jahren und 9 Wochen Cund hie und da 
auch 3 Tagen) ein Widerſpruch erfolgte. CHofd. vom 
4. Dftober 1784 Nro. 347, 15. März 1785 Nro. 397 
und 13 Februar 1737 Nro.. 628, dann Grundbuchs⸗ 
Patent vom 2. November 1792 532 Nro 668, ©. 
5.) Da fich aber in der Folge gezeigt hat, daß dadurch 
die und. Güter durch längere Zeit mit zweifelhaften Paf- 
fiven belaftet blieben, und fo die Befiger oft ohne allen 
Srund durch viele Sabre mit ihren Gütern feinen Kredit 
fanden, fo wurde obiges Gefeg ſchon mit dem Pandtafel- 
Patente vom Jahre 1794 $. 18, noch deutlicher und all- 
gemeiner aber durch Das Hofdefret vom 18 November 
1796 Nro. 324 aufgehoben, und dafür angeordnet, daß 
jeder, der eine Pränptirung anfucht und erwirft, die 
ſelbe (ohne Abwartung eines Widerſpruchs, oder einer 
Aufforderung) fogleich oder doch längftens binnen 14 
Tagen dieſelbe auch zu rechtfertigen babe, widrigeng 
die Pränotirung auf Anfucben des Gegentheil® obne wei- 
ters zu löfchen fey. 


$ 397. 


Das Rechtsmittel zur Nechtfertigung der Pränoti- 
rungen j.der Art ift die Klage, die nach den Formen 
und Betimmungen der G. O. überreicht, oder. ange: 
bracht werden mug. (Randtafel-Patent vom Sabre 1794 
$. 8, Hofd. vom 18. November 1796 Nro. 324 3. ©. 
©., dann $. F. 499 und 445 b. ©. DB.) Diefe Regel, 
daß Pränptirungen immer mitteld Klage zu rechtfertigen 
fenn, hat jedoch vier Ausnahmen- 


d. 398 


Erftens: Die Pränotation eines noch nicht 
schtöfräftigen Urtheiles bedarf zur Rechtferti— 
gung feiner Klage. Der Pränotant kann nach Rechts: 
fraft diefes Urtheiles (bis wohin er fich durch Friſtwer— 
bungen zur Rechtfertigung in offener Zeit erhalten muß) 
bei dem Erkenntnißrichter die Erklärung, daß die inzwir 
fhen erlangte Pränotation als gerechtfertigt anzuſehen 
ſey, und im Falle, als dieſer Richter nicht zugleich der 
Kealrichter ift, auch das analoge Requifitorialfchreiben 
an diefen legtern nach $. $. 304 und 322 allg. und 404 
und 426 gal. G. D. im Erefutionswege erwirfen. 
(Hofd. vom 24. Dezember 1798 Nro. 446 3. ©. ©.) 
Dasfelbe ſollte nach Verfaffers Anficht auch dann gelten, 
wenn der Gläubiger im Zuge des Prozeffes den von 
ihm eingeflagten Schuldbrief oder auch vor dem Prozeffe 
einen Wechſel auf ein bücherliches Objekt des Schulds 
nerd pränotiren laßt, und in der Folge ein günſtiges 
- Zahlungsurtheil, oder in Wechjelverhältniffen einen 24- 
ftündigen Zahlungsauftrag erwirkt. Nach Rechtskraft 
diefes Lirtheiled oder Auftrages kann der Pränotant 
aud bier, wie im obbemeldten Falle, die Erklärung, 
daß die Pränotation gerechtfertigt fey, im Erefutiongs 
wege erlangen. *) 


8. 399. 


Zweitens: Die im Verfahren wigen Ge: 
fällsübertretungen zu Folge $. 567 des Gefälle 


*, Für diefe eben ausgefprohene Anſicht ſpricht jehr drins 
gend die überall hervorleuchtende Abfiht unjerer Geſetze 
Prozeffe nicht ohne Noth zu vervielfältigen, und dafür 
jpriht auch die Analogie mit der Vorjchrift des obzi— 
tirten Hofdef. vom 24. Dezember 1798 Nro. 446, 
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ftrafgefeges zur Gicherftellung erwirfte Pränotationen 
bedürfen ebenfalld feiner gerichtlichen Rechtfertigung, 
und folglich auch Feiner Klage, und feiner Friftwerbung 
zu bderfelben. Derlei von den k. f. Kameralbehörden 
erlangten Pränotirungen werben durch Die eigenen Er- 
fenntniffe der Gefällsbehörden juftifizirt. CA. h. Ent- 
ſchließung vom 8, Jänner 1839, kundg. durch das Juſt. 
Hofd. vom 25. April desſelben Jahres. Pol. G. ©. 
No. 50, und Hoffammer » Defret vom 24. Dfrober 
1845 Nro. 41,635) 


$ 400. 


Drittens: Derfelbe Fall, und mit vderfelben 
Beſchränkung des eben berührten Hoffammer - Defretes 
vom 24. Dftober 1845, defjen Snhalt bereits im $. 105 
d. W. angegeben wurde, tritt auch bei Sicherftellungen 
jolcher Forderungen ein, die zum gerichtlichen Berfahren 
nicht geeignet find, fondern darüber den politifchen 
Behörden allein die Unterfuhung, Entfcheidung und 
Exekution zufteht. CHofd. vom 24. Dftober 1806 Nro. 
789, 5. ©. ©.) 


$. 401. 


Endlih Viertens ift eine Klage zur Rechtferti— 
gung der Pränotirung auch dann nicht nothwendig, wenn 
jener, gegen den fie erwirft wurde, freiwillig eine 
ſchriftliche Erklärung (Submiffion) des Inhalts aus— 
ſtellt, daß er die wider ihn erwirkte Pränotirung für 
gerechtfertigt anerkenne. Es beſteht zwar kein Geſetz, 
welches beſtimmt anordnen würde, daß in einem ſolchen 
Falle die Rechtfertigungsklage beſeitigt werden könne, 
allein ſchon in einem ältern Gefällsgeſetze und namentlich 
im Hofd. vom 13. Februar 1824 Nro. 1988 J. G. S. 
iſt auf derlei Erklärungen hingedeutet worden. Auch 


kann nicht wohl im Sinne unferer Gefege liegen, die 
Parteien in einer reinen Privatfache auch dann noch, 
wenn fie fich darüber einverftehen, zur Abführung eines 
Prozeffes zu nöthigen. Und wenn der Eigenthümer auf 
feine Realität oder Sagpoft fo oft und wann er will 
direft die Sntabulation zugeftehen Fann, fo wäre wahr: 
lich nicht einzufehen, wie ihm dieſes Recht bloß deßwe— 
gen, daß z. B. der Gläubiger für diefelbe Forderung 
bereit das Pfandrecht bedingt erwirfte, nicht zuftehen 
follte. Die Rechtfertigung wirft allerdings zurück, allein 
die Bedenfen, die man defhalb im Intereſſe anderer 
inzwijchen eingetragenen Gläubiger haben mag, vers 
fhwinden mit der bloßen Betrachtung, daß auch der 
Pränotirungs » Rechtfertigungs = Prozeß, bei dem der 
Richter ganz an die Zugeftändniße der Partheien gebuns 
den ift, nur zwifchen dem Pränotanten und den Präno— 
taten abgeführt werde, woran fein anderer Gläubiger, 
möge er ſchon vor oder nad) der pränotirten Satzpoſt 
eingetragen ſeyn, irgend einen Antheil zu nehmen berus 
fen ift. — Die oberwähnte Erklärung muß aber, da fie 
eine Privaturfunde ift, und auf dem Grunde derfelben 
eine bedingte intragung zur Sntabulation gelangen 
fol, gleich einer Auffandsurfunde tabularmäaßig aus— 
geftellt feyn. Insbeſonders muß darin die Pränotirung, 
die ald gerechtfertigt anerfannt wird, beftimmt und fo 
bezeichnet erfcheinen, daß über die Sdentität weder dem 
Gerichte, noch dem Tabularamte ein gegründeter Zwei— 
fel erübrigt. Dasfelbe gilt auch in Bezug auf den Ge: 
genftand, wofür die Pränotirung erwirft wurde. Diefe 
Beftimmtheit ift dann um fo dringender, wenn in der 
Erklärung die Pränotation nicht im vollen Umfange, 
wie fie erwirft wurde, fondern nur zum Theil als ger 
rechtfertigt anerkannt wird. Iſt die Pränotirung wider 
mehrere ermwirft worden, von denen einige in der Erflä- 
rung nicht unterfertigt erfcheinen,, fo kann natürlich dieſe 
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die 
2., wider 
jenen, 
gegen den 
die Präno- 
tirung 
erwirft 
wurde, 


3., unter 
Nachwei— 
ſung des 

pränotirten 
Anſpru—⸗ 


ches, 


Urkunde auch nur wider jene, die ſie unterfertigt haben, 
wirkſam ſeyn. 


d. 402 


Die Klage muß wider jenen oder jene gerichtet 
ſeyn, gegen welchen oder welche die Pränotirung erwirkt 
wurde. Veränderungen, die nach dem eingereichten Prä— 
notirungsgeſuche in der Perſon des Eigenthümers der 
betreffenden Realität oder Satzpoſt im Ganzen oder in 
aliquoten Antheilen vor fid) gehen, dürfen diegfalld den 
Pränotanten nicht beirren Wird die Pränotirung wider 
jenen, gegen den fie erwirft wurde, gerechtfertigt, fo 
wird fich die Folge davon jeder Befignachfolger gefallen 
laffen müjfen, obgleich er an dem Rechtfertigungsftreite 
feinen Antheil nahm. ($- 443 und 445 b. ©. 3,) 


$. 403. 


St jener, wider den die Pränotirung erwirkt 
wurde, mit Tode abgegangen, fo ift die Klage auf Recht: 
ferfigung entweder wider den Erben, oder wider dem 
Verlaß- Kurator zu richten, je nachdem fich der erftere 
bereits erbserflärt babe oder nicht. CS. 811 6b. G. B) 


$ 404. 


In diefer Pränotirungs-Rechtfertigungsklage muß 
der Anſpruch, wofür die Pränotirung erwirft wurde, 
nach Vorjchrift der G. D. nachgewiefen feyn. Da aber 
diefe Anfprüche von verfchiedener Natur feyn Eünnen, jo 
ijt begreiflich,, daß auch das Objekt der Beweisführung 
nicht dei allen Wechtfertigungsflagen dasjelbe feyn fann. 


$. 405. 


Hat man die Pranotirung, wie dieß gewöhnlich der 
Fall ut, bloß zur bypothefarifchen Sicherftellung 


erwirft, jo ift mit der Klage nach deutlicher Lehre des 
%. 453 b. ©. B. nur die Richtigfeit der Forde- 
rung, wofür die Pranotirung erwirft wurde, nachzumweis 
fen. Daß die Forderung und der Titel zum Pfandrechte 
zwei wefentlich verfchiedene Dinge find, und es daher 
bei Rechtfertigung einer Pränotirung, von der hier die 
Rede ift, Feiner Nachweijung des Titels zum Pfandrechte 
benöthige, ift bereits in den $. $. 173 und 174 d. W. 
gezeigt worden, und gebt auch jonjt aus der Zufammen- 
ftellung der $. $. 449 und 453 b. ©. B. und des Hof: 
defretes vom 12. Auguft 1825 Nro. 2125 Far hervor. 


$. 406. 


Diefe Regel, daß nämlich bei bypothefariichen Prä- 
notirungen nur die Forderung nachzuweifen fey, bat 
dermal gar Feine Ausnahme. Nach $. 13 des Landt.- 
Patentes vom Jahre 1794 müßte zwar der Gläubiger, 
deffen Schuldbrief bereits intabulirt ift, im Falle, als 
er nach der Hand denjelben Schuldbrief auch noch auf ein 
anderes unb. Gut feines Schuldners pränotiren laßt, 
bei der Rechtfertigung diefer Pränotation nicht die Rich— 
tigfeit der Forderung, fondern die Unzulänglichkeit feiner 
vorigen Sicherheit nachweifen; allein die Bejtimmungen, 
was zur Rechtfertigung einer Pränotation erfordert 
werde, gehören nicht zu der Art und Weife, wie bei 
Eintragungen in den Off. Büchern vorzugehen ſey, cin 
welcher Beziehung allein noch zu Folge $. 446 b. G. 8. 
die Landt. und Grundb. » Patente eine Gefegesfraft ha— 
ben) fondern zu dem materiellen Rechte, worüber une 
dermal das allg. b» G. B. ausjchliegend zur Richtſchnur 
dient, und daher nach Verfaſſers Anficht angenommen 
werden muß, daß obige Vorfchrift des $. 13 des zitirten 
Landt.» Patentes durch den fathegoriichen Ausſpruch des 
obbezogenen S. 453 b. G. B. derogirt worden jey. 
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d. 407. 


Nur in dem Kalle, wenn die Parteien ausdrücklich 
darüber etwas anders verabredet haben, fann und muß 
der Richter, wenn anders das Einverftändniß rechtsgül- 
tig ift, nach dem befannten Grundfage: „pacta dant le- 
gem contractibus‘ von der gefeglichen Anordnung abge⸗ 
ben. Hat 3. B. der Schuldner im Rechtfertigungss 
Prozeffe nachgewiefen, daß der Gläubiger unbedingt auf 
jede Sicherftellung, oder doch auf das Rechtsmittel der 
Pränotation ausdrüdlich verzichtet habe, fo fünnte dann 
allerdings die von einem derlei Gläubiger erwirfte Prä- 
notirung mit der bloßen Nachweifung der Liquidität der 
Forderung nicht für gerechtfertigt erflärt werben. 


$. 408. 


Iſt aber die Pränotirung nach $. 438 b. ©. B. zum 
Behuf der Erwerbung des Eigenthumes eines unb. 
Gutes erwirft worden, fo muß der Pränotant die Klage, 
wie der $. 439 b. G. B. wörtlich fagt, zum Erweife 
des Eigenthums rechtes einreichen. Dazu ift aber die 
bloße Nachweifung des Titeld zum Eigenthume, 3. 8. 
die bloße Nachweifung des abgefchloffenen Kaufvertrages 
nicht genügend. Kin folder Pränotant muß nachmweifen, 
daß er alle jene Verbindlichfeiten, die ihn nach dem Ver- 
trage oder nach dem Gefege obliegen, um vom Ueber; 
träger die bücherliche Uebergabe, oder was eines ift, die 
Auffandsurfunde zur Befigumfchreibung verlangen zu 
können, erfüllt habe, oder doch nach $: 1052 b. & 2. 
zu erfüllen bereit war. Dieß geht deutlich aus der Wirs 
fung hervor, die der Schlußſatz des $. 438 b. G. B. einer 
folhen Pränotirungs » Rechtfertigung gibt, Mit dem 
Ausfpruche des Richters, daß diefe Pränotirung zum 
Eigenthume gerechtfertiget fen, ift zugleich ausgefprochen, 





daß der Kläger der wahre Eigenthümer fey, daß er ald 
folder fchon feit dem Momente der Ueberreichung des 
Pränotirungs + Gefuches angefehen werden muß, und daß 
er nun mit diefer rüchwirfenden Kraft auf fein Verlangen 
ohne weiters als igenthümer anzufchreiben komme. 
Wie könnte aber ein folder Ausfpruch gerecht feyn, wenn 
aus dem Prozeffe felbft hervorgeht, daß der Kläger 
zwar wohl das unb. Gut 5. B. gefauft, aber die Bes 
dingungen, unter denen ihm der Geflagte die Ausftellung 
der Auffandsurfunde zuficherte, noch nicht erfüllt habe? 


$. 409. 


Eben diefer folgenreihen Wirfung wegen, die mit 
der Rechtfertigung einer folchen Pränotation verbunden 
ift, Dürfen auch die Verbindlichkeiten, die ein derlei Prä— 
notant erfüllt zu haben im Prozeße auszuweiſen verpflich- 
tet ift, nicht etwa erft im Laufe des Rechtfertigungs- 
Prozeffed, fondern müffen ſchon zur Zeit, ald dag be 
zügliche Pranotirungsgefuh überreicht wurde, erfüllt 
ſeyn, weil fih auch die, Wirfung der gerechtfertigten 
Pränotation, wie gefagt, nach der Flaren Anordnung 
des $. 438 b. ©. B. bis auf diefe Zeit zurüd erftredt. 


$. 410. 


Aus dem allen ift erflärbar, daß derlei Pränotati- 
onen zum Eigenthume, wie ſchon bei dem $. 290 d. W. 
angedeutet wurde, nur felten vorfommen, und noch jel- 
tener gerechtfertigt werden. Auch die Veranlaffung dazu 
Fann nicht häufig eintreten, weil der Fall, daß 5. B. der 
Berfäufer eines unb. Gutes die Auffandung verweigert, 
obgleich ihm der Käufer alle Verbindlichfeiten erfüllte, 
immer zu den feltenern Ereigniffen gehört. UWeberhaupt 
it für Käufer und andere Erwerber weit ratbfamer, vor 
der Hand nur die hypothefarifche Sicherftellung für ihre 
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4., mit 
einem geeig: 
neten 
Petitum, 


Kaufrehte und allfallige Abjchlagszablungen zu ſuchen, 
und nur zu diefem Behufe (falls ihnen dazu nicht ohnehin 
ſchon vom Verfäufer die Sntabulation zugeftanden wurde) 
die Pränotirung anzufuchen, die, wie gezeigt wurde’ 
weit leichter, und zwar mit der bloßen Nachmweifung des 
jogeftaltig abgefchloßenen Erwerbungsgejchäftes ımd der 
allenfalls geleifteten Abjchlagszahlungen gerechtfertigt 
werden fann. i 


$. 411. 


Ueber die Form und den Inhalt des Petitums haben 
wir in Beziehung auf Pränotirungs » Rechtfertigungs- 
Klagen feine bejondere Vorſchrift. Man muß ſich daher 
auch bei diejen Klagen nach den allgemeinen Normen der 
beftehbenden G. D. und nach der Natur des Rechts, was 
man damit zu erlangen beabfichtet,, richten. Die G.D. 
will, daß das Klagspetitum immer beftimmt laute, und 
da es bei derlei Klagen, von denen hier die Rede ift, 
alles darauf anfomımt, ob die Pränotirung für das, wo— 
für fie erwirft wurde, nun auch gerechtfertigt fen, fo 
genügt, wenn das Petitum geradezu auf Erflärung 
der Rechtfertigung der 3. B. mit Befcheid vom 3. 
Sänner 1846 Nro. 290 auf das Haus Nro. 24 zum Be- 
buf der Erwerbung des Eigenthumes (oder zur Sicher: 
ftellung der aus dem Schuldbriefe do. 10. Zuni 1845 
zu fordern habenden 1000 fl nebft 5 $ Intereffen feit 10, 
Jänner 1846) erwirkten Pränotation gerichtet ift 


$ 412. 


Ein gleichzeitiged Begehren bei der Rechtfertigung 
von Pränotirungen zum Gigenthume, daß z. B. der Ge— 
Elagte ihn Kläger) als Eigenthümer des erfauften Hau— 
ſes anzuerfennen ſchuldig ſey, oder, daß er Kläger) 
berechtigt werde, ſich nah Rechtskraft des Urtheiles 


% 


als Eigenthümer anfchreiben zu Taffen, — iſt nicht noth— 
wendig, weil dieß alles nach $. 438 b G. B. ſchon in 
dem Ausſpruche, daß eine derlei Pränotirung gerechtferz 
tigt jey, liege, und auf dem Grunde dieſes Ausfpruches 
nach Borfchrift der G. O. im Erefutionswege realifirt 
werden Fann. 


$. 413. 


Kann der Richter die vom Kläger erwirfte Präno- 
tirung nach der Lage des Prozeffes nicht im ganzen 
Umfange, wie fie bewilligt wurde, für gerechtfertigt 
erklären, fo ift er deßwegen nicht gehindert, auf Die 
Rechtfertigung in einem mindern Maße zu erfennen. 


Das Urtheil kann in derlei Fallen z. B. lauten: 


„Die mit Befcheid vom . . . . auf die Realität 
No... . . zum Behuf des Eigenthumes ermwirfte 
Pränotation werde zwar nicht für diefe ganze Rea— 
lität, wohl aber für die auf Namen des Geflagten 
angefchriebene Hälfte derfelben für gerechtfertigt 
erklärt.” 


Oder im Falle, ald mit dem Begehren auf Recht: 
fertigung auch das Begehren auf Zahlung verbunden 
wäre: 


„Der Geflagte fey dem Kläger aus der Obligation vom 
“20.20.00. zwar nicht 1000 fl., wohl aber 600 
fl. nebjt den von diejem legteren Betrage feit . » 
zu berechnenden 5 Stigen Jntereffen binnen 14 Ta- 
gen zu bezahlen fchuldig, und ſey Dem zu Folge auch 
die mit dem Befcheide vom . . . . Nr. 
zur Sicyerftellung obiger 1000 fl. nur bis zu dem 
bier zuerfannten Betrage pr. 609 fl. und den feit 

. zu berechnenden 5 2 Intereſſen für 
gerechtfertigt anzuſehen.“ 
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5., in 
gehöriger 
Friſt, 


$. 414. 


Die Rechtfertigungsklage iſt nach geſchehener Prä— 
notirung binnen 14 Tagen vom Tage der erhaltenen 
Zuſtellung des Pränotirungs-Beſcheides um ſo gewiſſer 
einzureichen, als im Widrigen die erwirkte Pränotirung 
auf Begehren des Gegentheiles wieder gelöſcht werden 
kann. ) Landt.-Patent vom Jahre 1794 $. 18, Hofd. 
vom 18. November 1796 Nro. 324 J. G. S. und die 
$. $. 439 und 445 b. ©. B.) 


$. 415. 


Diefe Frift von 14 Tagen ift alfo eine gefetzliche 
Frift, bei der die Ferialtage eingerechnet werden. Nur 
wenn der lebte Tag auf einen Sonn- oder Feiertag fällt, 
endigt die Frift zur Ueberreihung der Klage erft am 
darauffolgenden Tage. CHofdefret vom 14. Jänner 1784 
Neo. 306, 11. September 1784 Nro. 335, 15. April 
1790 Nro. 14 und 16. April 1802 Nro. 559 5. ©. ©.) 


$. 416. 


Bei vielen Gerichten befteht der Gebrauch, den Be- 
fheiden, womit Pränotirungen bewilliget werden, Die 
Weifung beizufügen, daß der Pränotant nunmehr binnen 
14 Tagen die Rechtfertigungsflage einzureichen babe. 
Diefer Beifaß aber ift nicht nur überflüßig, fondern in 
allen Provinzen, wo die allg. G. D. beſteht, auch gejeß- 


*) Diefe Lejhung hindert zwar den Gläubiger nicht die 
Pränotirung neuerdings anzufuchen und zu erwirfen, 
wenn anders der Schuldner nod als Eigenthümer des 
betreffenden unb. Gutes angefchrieben ift, allein die Pri— 
orität der früheren Pränotirung wird damit doch nicht 
wieder - erreicht, wad in Fällen, als inzwifchen andere 
Eintreyungen Statt fanden , meiftens von fehr nachthei- 
ligen Folgen tft. CHofder. vom 20, Juni 1818 Wro. 1468 
5. ©. ©.) 


widrig. Ueberflüßig, weil fein Gejeg denjelben anbe— 
fiehlt, und die VBorfchrift, dag Pranotirungen binnen 14 
Tagen zu rechtfertigen feyn, als beftehendes Geſetz Seder- 
mann befannt feyn fol. (9.2 6b. G. 3.) Gejetz- 
widrig, weil durch eine folhe Weiſung die gefegliche 
Frift nach Inhalt des Hofdefretes vom 15. April 1790 
Neo. 14 3. ©. ©. in eine richterliche übergeht, bei 
der die Ferialtage nicht eingerechnet werden, und bei der 
fih alfo Cihon der Sonntage wegen, wenn auch wirklich 
in dieſer Frift gar Fein anderer Ferialtag eintritt) noth- 
wendigermweife eine ganz andere Berechnung herausftellt, 
wodurch folglich fehr leicht Verwirrungen und Nachtheile 
‚in den Nechtsverhältniffen der Parteien veraniaßt wer: 
den fünnen. (Hofd. vom 11. Sept. 1784 $ 19 Nro. 
355). 


$. 417. 


Im Falle, als das Pränotirungsgefuch und die 


Rechtfertigungsflage bei zwei verfchiedenen Richtern über: _ 


reicht wird, bat fi der Pränotant vor dem Realrich- 
ter, der die Pränotirung bewilligte, über die in gehüri- 
ger Zeit gefchehene Weberreichung der Klage Cam füg- 
lichften mittels einer verbefchiedenen oder doch gerichtlich 
präfentirten Klagsrubrif) und über die gehörige Fort: 
fegung derfelben auszumweijen. (Landtafel - Patent vom 
Sabre 1794 $. 18 und Hofd. vom 18. November 1796 
Nro. 324 3 ©, ©.) 


d. 48. 


Die gefegliche Frift von 14 Tagen zur Vorlage 
diefer Rechtfertigungsflage läßt jedoch auf Anſuchen des 
Pränotanten Erftrefungen zu Die dießfälligen Frift- 
gefuche find nach Borjchrift der G. D. zu behandeln, 
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und die Friften, wenn fich der Gegentheil negativ. außert, 
nur in fo fern zu bewilligen, ald der Friftwerber, wie 
es im Landtafel- Patente vom Sahre 1794 $. 18 lit. d 
wörtlich heißt, durch glaubwürdige Urkunden einen Ber- 
binderungsfall gegründet darzuthun im Stande wäre. 
Diefe Befcheide find aber Feine eigentlichen Tabularbe— 
jcheide mehr, und eben deßwegen müffen auch die Refurfe 
gegen diefelben nicht bei dem erſten Richter, fondern nadı 
der allgemeinen Regel unmittelbar bei dem E. f. Appella- 
tions⸗ Gerichte ‚überreicht werden. 


$. 419. 


Wer aber jener erjte Richter ift, bei dem diefe 
Friftgefuche zu überreichen fommen, darüber finden wir 
in unferen Gefegen feine ausdrückliche Beftimmung. Die 
Praxis bezeichnet als kompetent bald den Realrichter, 
der die Pränotirung bewilliget hat, bald jenen Richter, 
bei dem die Rechtfertigungsklage zu überreichen kommt, 
und der, wie wir gleich weiter unten ſehen werden, nicht 
immer zugleich der Realrichter iſt. 


$. 420. 


Verfaſſer hält die erftere Anficht, die Anficht näm— 
lich, daß derlei Gefuche bei dem Realrichter zu über- 
reichen feyn, für die richtigere. Im Kandt. Patente 
vom Sahre 1794 $. 18 lit. d *) wird weiter nichts ger 
fagt, ald daß derlei Friftgefuche von dem Richter der 
Ordnung nad) zu erledigen find, allein dieſer ganze $. 
18 im Zufammenhange zeigt dennoch nicht undeutlich, 
daß dabei unter dem allgemeinen Ausdrude »Richter« 
immer der Realrichter verftanden wird, weil in demſel— 


* Mit diefer Gejesftelle ftimmt auch das Hofdefret vom 
18. November 1796 Nro. 394 3. ©, &. wörtlich überein. 


= 


den $. 18, und zwar jomohl vor ald nach obiger Gejeges- 
ftelle lit. d, fonft überall, wo dag Geſetz darunter einen 
andern Sinn verbinden wollte, die Ausdrücke: »perſön— 
licher NRichter<, oder: »jener Richter, bei welchem die 
(Prozeßual⸗) Berbandlung gepflogen worden ift« ge: 
braucht werden. — Auch fpricht für diefe Anficht die 
Betrachtung, daß der eigentliche Prozeß erft mit der 
Klage beginnt, CHofdefret vom 30. Jänner 1819 Nro. 
1540 $. ©. ©.) daß in Füllen, wo der Pränotant 
zur Ueberreichung der Klage die Wahl zwifchen zwei 
Richtern hat, der eigentliche Gerichtsftand zum Prozeffe 
vor Ueberreichung der Klage noch gar nicht befannt ift, 
daf der Realrichter nach $. 18 des befagten Landtafel- 
Patentes vom Jahre 1794 lit. ce ohnehin auch jener Rich» 
ter ift, der nicht nur darüber, ob die Rechtfertigunggs 
Flage in gehöriger Frift überreicht wurde, fondern auch 
über den Umftand, ob die überreichte Rechtfertigungsflage 
der Drdnung nach fortgefeßt werde, und ob folglich die 
vom Gegentheile des Pränotanten wegen des einen oder 
andern diefer beiden Umſtände angefuchte Löfchung der 
Pränotation zu bewilligen ſey, zu entjcheiden kompetent 
ift, und daß fih auch nur bei diefer Anficht erklären 
laffe, wie der obzitirte $. 18 des Landt.» Patentes vom 
Jahre 1794, obgleich darin fowohl diefe Friftgefuche als 
diefe Nechtfertigungsflagen behandelt werden, den Prä- 
notanten dennoch bloß verpflichtet haben Fonnte, Die 
gefchehene Ueberreihung der Klage (keineswegs aber die 
gefchehene Ueberreichung des Friftgefuches) vor dem 
Kealrichter auszuweiſen. 


$. 421. 
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Auch eine wichtige Beantwortung der Frage Über und 
den Gerichtsftand, bei dem die Pränotirungs-Necht, 9, bar dem 


rertigungs Klage zu überreichen kommt, ift weit ſchwie— 
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fompeten 


ten 
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Gerichte 


einzureichen 
ift. 


riger, als man glauben follte, Man hält faft allgemein 
dafür, daß dieſe Klagen entweder bei dem ordentlichen 
Perfonalrichter des Geflagten, oder bei jenem Richter, 
welchem der Geflagte nach feinen perfünlichen Eigenfchaf: 
ten unterworfen jeyn würde, fall8 er da, wo das mit 
der Prünotirung behaftete Gut liegt, feinen Wohnſitz 
hätte, mithin immer nur bei einem Perfonalrichter 
des Geflagten überreicht jeyn müffe, und beruft fich dies— 
fall8 auf das Landt.- Patent vom ‘22. April 1794 $. 18 
Nro. 171, und auf die Hofdefrete vom 18. Now. 1796 
Nro. 324, 23. Dftober 1802 Nro. 581, und 8. Oft. 
1819 Nro. 1611 5. ©. S. — Berfaffer jedoch theilt 
nicht unbedingt diefe Anficht, und meint, daß diefelbe 
wohl in den meiften aber nicht in allen Fällen ihre BR 
tigfeit habe. 


%. 422 


Eine Klage auf Rechtfertigung der zum Eigenthume 
einer Realität erwirkten Pränotirung ift zu Folge $. 438 
b. &. B. der Wirfung nach gerade Das, was jede andere 
Klage auf Anerkennung des Eigenthumes einer Realität, 
oder .auf bücherliche Uebergabe derfeiben it. Mit dem 
günftigen Urtheile über die eine wie uber die andere dieſer 
Klagen wird der Kläger im Exekutionswege die Beſitz— 
umfchreibung der Realität erwirfen. Die eine wie die 
andere Klage alfo it eine Realflage, die aber nach 
der klaren Anordnung aller Zurisdiktiong- Normen *) 


*) Der bezügliche $. 8 (in einigen Patenten 6. 9) der Zu 
risdiftion- Normen (befanntlih alle von den Sahren 1783 
und 173%) lautet wörtlich: 

„Wenn eine Klage wegen eines jächlichen dingli⸗ 
chen) Rechtes in Betreff eines unb. Gutes entſteht, iſt 
dieſelbe vor demjenigen Richter anhängig zu machen, 
deſſen Gerichtsbarkeit dieſes unb. Gut unterworfen ift.« 

Dieſes Geſetz wird aber zum großen Nachtheil der 
Suftizpflege häufig mißverftanden, was daher Fommt , 


ausjchliegend dem Gerichtsitande des Nealrichters, 
oder (maß eines ift) dem Gerichtsftande der Nealın- 
tanz zugewieſen ift. 


$. 423. 


Die obzitirten Gefege fprechen allerdings nur von 
Perfonalrichtern, allein der höchſte Geſetzgeber hat 
bei Erlaſſung diefer Vorſchriften offenbar nur die gewöhn— 
lichen Fälle, jene Fälle nämlich vor Augen gehabt, in 
denen die Pränotirung zur Gicderftellung von Schuld» 
forderungen erwirft wurde, weil in allen diefen Geſetzen 
nur von Gläubigern und Schuldnern, von 


weil man den Satz: »wegen eines ſächlichen Rechts in 
Betreff eines unb. Gutes« gewöhnlich in dem (mad) 
Verfaſſers Anficht) irrigen Sinne nimmt, als wenn ge 
ſchrieben ftände: »wegen eines fächlihen Rechts auf ein 
unb. Gut,“ was natürlich einen viel ausgedehnteren 
Sinn gibt, und auc jene Klagen umfaßt, die ch auf 
Hypothefarrechte beziehen, weil nämlich auch dieſe Nechte 
fachlich find, und auf unbeweglichen Gütern haften, 
während das Gejes unter NRealflagen, wie gejagt, nur 
jene Klagen gerechnet haben will, mit denen jolche ſäch— 
iihe Rechte geltend gemacht werden, die das unb. 
Gut ſelbſt betreffen. Eine Klage alfo, die nur eine 
verhupothezirte Forderung betrifft, ift noch Feine Neal 
Flage. Mit diefer Anficht ftchen auch alle dießfalls er- 
floffenen Gefeße neuerer Zeit im vollen Einflange. Nad) 
6. 298 b. ©. B. nämlich werden nicht alie dingliche 
Rechte, die ſich auf unbemwealihe Sahen beziehen, jon- 
dern nur jene dinglihe Rechte, die mit dem Befitze 
eines unbeweglihen Gutes verbunden find, 
als ein und. Gut erflärt. ben fo wird im 6.299 b. 
5. B. ausdrücklich gejagt, daß Schuldforderum 
gen dadurch, daß ie auf einem unb. Gute haften, ji 
noch Feineswegs in ein unbewegliches Vermögen ver- 
wandeln. Und Eonjequent mit allen dem wird im obji- 
tirten Hofdek. vom 8. Oftober 1819 Nero. 1611 gejagt, 
dag Klagen megen intabulirten oder ypränotirten 
Skhuldforderungen immer nur bei dem (wirf- 
liben oder geſetzlich fingirten) Verfonalrichter anzubrin: 
gen Teyn. 
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Shuldforderungen und Sicherſtellungen bie 
Rede iſt. Ya bei Erlaffung der zitirten Geſetze vom 22. 
April 179%, 18. November 1796 und 23. Dftober 1802 
war es fogar rechtlich unmöglich, daß der höchſte Gefeß- 
geber eine andere Pränotirung vor Augen gehabt haben 
Fonnte, weil damals zur Zeit der Erlaſſung derfelben, 
wie fchon im $. 73 d. W. gezeigt wurde, eine Pränoti⸗ 
rung zu einem anderen Behufe gefeglich gar nicht einge: 
führt war. Unter den obzitirten Gefegen fommt zwar 
auch ein Gefeß neuerer Zeit und namentlicy das Hofdefret 
vom 8. Oktober 1819 vor, allein auch dieſes Gefeg 
ſpricht nur von Schuldforderungen, von Gläubigern, 'und 
von Schuldnern, und ift auch, wie es felbft fagt, nur 
zur Grleichterung in der Cintreibung der intabulirten 
oder pränotirten, Schuldforderungen erlaffen worden, 
welche Ausdrücke aber in ihrem gewöhnlichen Wortver- 
ftande auf Eigenthumsrechte nicht paffen. 


3. 424. 


Ein Paar Beiſpiele follen die auffallenden Inkonſe— 
quenzen andeuten, auf die man bei der gegentheiligen 
Anficht, als ob jede Pränotirungg + Rechtfertigungsklage 
ohne Unterfchied bei dem Perfonalrichter - einzureichen 
wäre, nothwendiger Weife gerathen würde. Wenn 5. 
8. der Käufer einer in Steiermarf gelegenen Herrichaft 
den Kaufvertrag wider den unadelichen Berfäufer, der 
in Kärnten unter der Gerichtöbarfeit eines Drtsgerichtes 
wohnt, zum Cigenthbume auf diejelbe pränotiren 
läßt, foll nun in einem folchen Falle zur Enffcheidung , 
ob diefe Pränotirung gerechtfertiget fey, oder was eines 
ift, ob dem Käufer das Eigenthum über diefe Herrichaft 
zukomme, nicht das fteierifche Landrecht, jondern jener 
Drtsrichter in Kärnten fompetent feyn? Und wenn z.B. 
ein Vertrag über ein Gefchäft, was die Jurisdiktions— 


normen im $. 3 ausdrücklich und ausſchließend der Neal- 
Gerichtsbarkeit der Berggerichte zugewiefen haben, 
auf einer unterthänigen Realität des mitfontrahirenden 
Gewerfen pränotirt wird; foll nun in einem folchen 
Falle darüber, ob der pränotirte Anfpruch, z. B. die 
pränotirte Bergwerks-Verlagsſchuld richtig fey, 
(wovon eben die Rechtfertigung der Vränotation ab: 
hängt) nicht das Berggericht, jondern ein Ortsrichter 
entfcheiden, der von dem Bergrechte Der Regel nach 
feine Kennniß hat, und zur Ausubung des Richteramts 
darüber auch nicht befähigt iſt? 


$. 425. 


Berfaffer kann fich überhaupt nicht hineindenfen, 
daß in der Abficht der obzitirten Gefege gelegen ſeyn 
Fonnte, bloß deßwegen, weil ein Recht oder eine Fordes 
rung pränotirt wurde, in der nachhinnigen Geltend- 
machung oder Liquidirung diefes Rechtes oder diefer For- 
derung die beftehenden Zurisdiftionsnormen über 
Real- oder Kaufal: Gerichtsftände in ihrer Grundfeſte 
zu erfchüttern, und der bloßen Pränotation wegen eine 
Aenderung in diefen Gerichtsftänden zu treffen, bei denen 
doc, auffer dem Pränotationsfalle unbeftritten Sedermann 
ohne Unterjchied des Standes, der Militär fo wie der 
Givilift, und der Adeliche jo wie der Unadeliche geflagt 
werden kann, und muß, jobald der Gegenftand der Klage 
entweder ein an fich unbewegliches Gut, oder eine Rechts— 
angelegenheit betrifft, Die nach den Jurigdiftiong » Paten- 
ten einem bejondern Gerichte zur Verhandlung und Ent- 
ſcheidung zugemiefen ift. 


$. 426. 


Alles dieß nun, was bier im gedrängten Zufams 
menbange gejagt wurde, bejtimmt den Verfaſſer zu der 
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C. Rechts: 
folgen der 
gerecht— 
fertigten 
oder nicht 
gerecht— 
fertigten 
Pränota— 
tion. 


Anficht, daß die obzitirten Gefege (wenn man die dem 
Gläubigern zugeftandene Wahl den Schuldner für die 
intabulirte oder pränotirte Echuldforderung entweder bei 
dem ordentlichen oder geſetzlich fingirten Perfonalrichter 
zu belangen ausnimmt) an den [yon früher beſtan— 
denen Jurisdiktionsnormen gar nichts geäns 
dert haben, und daß folglich auch die Pränotirunges 
Rechtfertigungsflagen gerade bei jenem Richter zu 
überreichen find, bei dem das Recht oder die For: 
derung, wofür die Pranotirung erwirft wurde, auffer 
dem Falle der Pränotirung hätte geltend ger 
macht werden müffen. *) 


$. 437. 


Wird die Pränotation gerechtfertigt, fo ift 
gefagter Maffen bei der rücwirfenden Kraft, die ihr 
nach den KF. $. 438 und 445 zufommt, gerade jo viel, 
als ob der Pränotant mit jenem echte, wofür er die 


*) Mit diefer Anficht ftimmt auch das Pränotations-Nor— 
male des lomb. venetianifchen Königreichs überein. Dort 
und namentlich im 6. 13 des bezüglihen Hoffanzlei- 
Defretes vom 2. April 1824, Fundgemaht durch das 
f. matländifhe Gubernium mit Verordnung vom 2. des⸗ 
felben Monats und Jahres Niro. 9202 wird unter an 
dern wörtlich gefagt, wie folgt: 


„Il libello deve essere presentato entro 14 giorni 
continui computabili dal giorno dell’ intimazione di 
quel decreto, che accorda la prenotazione, a quel 
giudice competente per la persona del debitore, e 
per la materia relativa, che si avrebbe dovuto adire, 
se nou fosse sequita veruna istanza di prenotazione.«“ 

Daß aber diefes Geſetz "nur von Perjonal- und 
Kaufal-e und nicht auh von Real— Gerichten fpricht, 
rührt daher, weil die im lomb. venetianifchen Königrei- 
he eingeführten Hypoihefenbücher nur zur Erwerbung der 
Hppothefarredhte , Feineswegs aber zur Erwerbung der 
Eigenthumsrechte beftimmt find, daher au eine Präno- 
tation zu diefem Tegteren Behufe dort gar nicht vorkom— 
men fann. 


Pranotirung erwirfte, fchon feit dem Momente, als er 
das Pränotirungsgefuch überreichte, intabulirt ftände. 
Geſchah alfo die Pränotirung zum Eigenthume, fo 
wird der Pränotant feit jenem Momente als der wahre 
Eigenthümer angejehen, und eben deßhalb müffen alle 
Eintragungen, die feit jenem Momente feinem Vor: 
manne gegenüber im Befige oder im Laftenftande vor fich 
gingen, als ordnungswidrig erwirft, und im rechtlichen 


inne als nicht gefchehen angefehen werden, ohne daß 


die betreffenden Theilnehmer über ein Unrecht flagen 
könnten, weil zur Zeit, als fie ihre Eintragungen erwirk— 
ten, die bemeldte Pränotirung bereits im öff. Buche 
gehaftet hat, und daher von Jedermann bemerkt werden 
konnte. Geſchah aber die nun gerechtfertigte Pränotirung 
bloß zur bypothefarifchen Sicherftellung, fo hat nach 
der Natur des Pfandrechtes die Rechtfertigung Feine 
andere Wirfung, als daß die Rechtfertigung ad Nrum. 
der erwirften Pränotation eingetragen wird, und daher 
in der Priorität nun unbedingt allen der Pränotation 
nachgefolgten Eintragungen vorgeht, und daß alle Satz— 
umfchreibungen oder Superfäße, die inzwifchen bezüglich 
der pränotirten Satzpoſt bedingt oder unbedingt vorge 
fommen wären, nun feften Boden gewinnen, der ihnen, 
fobald die gefchehene Rechtfertigung bücherlich eingetragen 


ift, ohne ihrem Cinverftändniffe oder ohne einem wider 


fie erfolgten Urtheile nicht mehr entzogen werben kann. 
| $. 428. 


Ganz diefelbe rücwirfende Kraft tritt aber auch) 
zum Nachtheil des Pränotanten dann ein, wenn die Prä- 
notation nicht gerechtfertigt wird, wenn nämlich 
entweder die Rechtfertigungsflage nicht eingereicht, Coder 
nicht gehörig fortgefegt) oder diefe Klage zwar einge: 
reicht, aber nicht gerechtfertigt erflärt worden ift. In 
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diefen Fallen muß fonjequenter Weife nicht bloß die Prä— 
notation ſelbſt, jondern es müffen auch alle Eintragungen, 
die dem Pränotanten Coder deffen Rechtsnachfolgern) 
gegenüber feit dem Momente des überreichten Pränoti- 
rungsgefuches im Befig- oder Laftenftande ermirft wurs 
den, als ordnungswidrig oder wirfungslos gefchehen an: 
gefehen werden. (Landt. + Patent vom Sabre 1794 6. 18 
lit. £.) ; 


$. 429. 


Jene von dieſen Gefuchen, die fich entweder auf 
eine freiwillig ausgeftelte Rechtfertigungs - Erflärung 
(Submiffiong Urkunde) oder auf den Umftand gründen, 
daß die Nechtfertigungsklage nicht eingereicht wurde, 
müffen direft bei derjelben Realinftanz, von der die Prä- 
notirung bewilliget worden ift, die übrigen von diefen 
Gefuchen aber, denen ein richterliher Spruch (fey dann 
ſchon für die Nechtfertigung oder Nichtrechrfertigung) 
zum Grunde liegt, bei denen es alfo auf die Bollftrefung 
eines Urtheiles anfommt, nach den allgemeinen Regeln 
der ©. D. bei jenem Richter angebracht werden, der 
dag Urtheil ſchöpfte, und folglich zur Bewilligung der 
Erefution desfelben fompetent erfcheint. 


$. 430. 


Sollen aber anders die Off. Bücher das feyn, wozu 
fie vom Gefege beftimmt find, und follen fie nicht felbft 
zu einer Quelle von zahllofen unnothwendigen Prozeffen 
werden, jo muß bei Pränotirungen dem obflegenden 
Theile die Löſchung der oberwähnten wirkungslos gewor- 
denen Eintragungen, die dem Sachfälligen Coder deffen 
Nachfolger) gegenüber erwirft wurden, mit der bloßen 
Nachweifung, daß die Pränotirung gerechtfertigt oder 
nicht gerechtfertigt worden ift, bewilligt werden, ohne 





daß er noch genöthiget wäre, von den betreffenden Theil— 
nehmern freiwillig ausgeftellte Löfchungs- Erklärungen, 
oder wider fie analog zu erwirfende Urtheile beizubringen. 
Dief zeigt die Wirfung, die eine Rechtfertigung oder 
Nichtrechtfertigung der Pränotation in Kraft des Geſetzes 
(8. $. 438, 439 und 445 b. ©. 8.) zur Folge hat, und 
die Andeutung, die wir im $. 18 lit. r des Lande.» Wat. 
vom Sahre 1794 finden. Damit ftimmt aber auch das 
im Hoffanzlei» Defrete vom 8. April 1846 Nro. 11,890 
für einen ganz analogen Fall der notirten Streitigfeit 
vorgezeichnete Verfahren. 


Fünfter Abſchnitt. 
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Bon Superintabulationen und Superpränotirungen. 


$. 431. 


Wa⸗ Superintabulationen oder Super— 
pränotirungen ſeyn, und wozu dieſe Supereintra— 
gungen dienen, wurde bereits in den $. $. 72, 74 und 
75 d. W. angedeutet, und in dem.Notate zum $. 72 fo 
wie in $. $. 369 und 370 d. W. auch die Nothwendigfeit 
nachgewiefen, die Sntabulation oder Präanotation, womit 
eine Satzpoſt an den Geffionar, Erben oder Erſteher 
eigenthümlich übertragen wird, mit Superintabulationen 
oder Superpränotirungen, die zur Erwerbung einer 
Afterhbypothef oder Priorität dienen, und von denen bier 
im gegenwärtigen Abfchnitte ausfchliegend die Rede fenn 
voll, nicht zu vermengen. 


Befon- 
dere Bor; 
ſchriften. 
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d. 432. 


Satzpoſten oder Eapforderungen fünnen nämlich, 
fo weit fie verbypothezirt find, einem Anderen jelbit 
wieder zur Hypothek beftellt werden. Der Pfandinhaber 
Fann fein Pfand, fagt wörtlich der $. 454 b. ©. B., in 
jo weit er ein Recht darauf hat, einem Dritten wieder 
verpfänden, und in fo fern wird es zum Nfterpfande, 
wenn zugleich Leßterer die Afterverpfändung auf das 
Pfandrecht in die Off, Bücher eintragen laßt. Diefe Ein- 
tragung aber gefchieht mitteld Superfäßen, und zwar 
entweder mitteld Cuperintabulation oder Superpräno— 
tation, je nachdem das Anfuchen geftellt wird, und 
die betreffende Urkunde intabulationg- oder bloß präno- 
tationsfähig ift. 


$. 433. 


Hieraus, und aus dem $. 25 des Landtafel - Pa- 
tentes vom Jahre 1794, wornac auf jene Art und Wei- 
fe, die das Gefek zur Erwirfung des Pfandrechts auf 
Realitäten vorfchreibt, auch das Pfandrecht auf Satz— 
forderungen erwirft werden kann — läßt fich von jelbft 
folgern, daß die befondern Vorfchriften bei diefen Su— 
pereintragungen ganz diefelben, wie bei Sntabulationen 
und Pränotirungen, die zur hypothekariſchen Sicherbeit 
auf Realitäten erwirft werden, und von denen im drit- 
ten und zum Theil auch im vierten Abfchnitte dieſes 
Hauptſtückes gehandelt wurde, — feyn müffen. 


$. 434. 


So wie aljo zur Erwerbung des Pfandrechtes auf 
eine Realität wefentlich nothwendig ift, daß die Re— 
alität auf Namen des Schuldners eigenthümlich einver- 





feibt jey, daß der Schuldner mit der Realität frei ver: 
jügen fönne, und daß auch der Erwerbung der Realität 
fein politijhes Hinderniß im Wege ftebe, eben jo wird 
auch bier bei Erwerbung des Superpfandrechts oder 
der Afterhypothek erfordert, daß die Satzforderung auf 
Namen des Schuldners eigenthümlich einverleibt ſey, 
daß der Schuldner mit der Sagforderung frei verfügen 
Fönne, und daß auch der Erwerbung fein politifches Hin— 
derniß entgegen trete. Und wurde der Superjag nur 
bedingt d. h. mitteld Superpränotation erworben, jo 
muß dieſe Superpränotirung eben fo, wie jede andere 
Pränotirung nach den im vierten Abjchnitte diefes Haupt: 
ſtückes angegebenen Vorjchriften gerechtfertigt werden. 


Alles, was hier von diefen Superintabulationen 
und Superpränotirungen noch bemerft zu werden braucht, 
dürfte fih auf folgende Bemerkungen zufammen ziehen 
laſſen. 


$. 435. 


Dadurh, daß eine Sasforderung einem Gläubi— 
ger zur Afterhypothef beftellt wird, ift der Eigenthümer 
der Sagforderung nicht gehindert diefelben nach der Hand 
auch anderen Gläubigern zur Afterhypothef zu beitel- 
len. Dad Rechtsverhältniß zwifchen dieſen Afterpfand- 
gläubigern ift dasſelbe, wie zwifchen allen anderen Pfand» 
gläubigern, die auf den Realitäten ſelbſt eingetragen find, 
Die Priorität wird in jedem Falle durch die Reihenfolge 
der Zeit der überreichten Gefuche beftimmt. 


$. 436. 


Selbft die oben im $. 379 d. W. erwähnte Klaufel, 
die in Widmungsurfunden bei Militär-Heirathsfau- 
tionen vorfommen muß, beirrt den Eigenthümer der 
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behafteten Sapforderung nichf diefe legtere auch Anderen 
zur Afterhypothek zu beftellen, doc ift dabei zu Folge 
Hoffanzlei » Defrets vom 29. September 1835 Nro. 
24,692 ausnabmsweife zu bemerken, daß das Gericht 
auf Sapforderungen, worauf eine derlei Militär » Hei- 
rathsfaution fuperintabulirt ift, nachfolgende Cbedingte 
oder unbedingte) Supereintragungen nur mit der aus— 
drücklichen Befchränfung bewilligen fünne, daß die Til— 
gung der Schuld aus der Sakforderung nicht eher als 
nach erfolgter Auflöfung des Gautiong + Bandes bewirkt 
werden dürfe. 


$. 437. 


Der bloße Umjtand, daß die Forderung, Die fupers 
intabulirt oder fuperpränotirt werden foll, größer als 
die Forderung fey, worauf die Afterhypothek angefucht 
wird, jteht der Bewilligung der Supereinfragung gar 
nicht im Wege. Der Superfaßgläubiger erhält die Af— 
terhypothef nur in fo weit, als der urfprünglichen Satz— 
forderung die Hypothek zufommt. CI. 454 6b. ©. 3.) 
Man fann alfo auf eine Forderung pr. 1000 fl. ohne 
Bedenken einen Superfaß für eine Forderung von 2000 
fl. und auch von was immer für höheren Betrage be. 
willigen, ohne daß die öffentl. Bücher defhalb in einen 
Widerfpruch kämen, und ohne daß es zu einer folchen 
Bewilligung eines Konſenſes der poftlozirten Pfandgläus 
biger benötbigen würde. 


$. 438. 


Dem Aftergläubiger fommt aber das Afterpfand- 
recht nicht etwa auf die Realität, fondern nur auf die 
betreffende Satzpoſt zu. Wird der Superfaßgläubis 
ger zur bejtimmten Zeit nicht befriedigt, und will er mit 
dem Urtheile in der Hand fein Afterpfandvecht geltend 


machen, ſo kann er auch nicht die Realität, ſondern nur 
die Saßforderung in die Erefution ziehen, und zu diejem 
Ende ad Nrum, der Saßpoft entweder die Intabula— 
tion zum Behuf der erefutiven Umfchreibung diefer Saß- 
forderung, oder die Superintabulation zur Erwerbung 
des erefutiven Superpfandrechts anfuchen, je nachdem 
er die Sagforderung nach den Regeln der Gerichtsord- 
nung fih eigenthümlich einantworten laffen will, oder 
diefelbe zu veräuffern und fich fogeftaltig aus dem Erlöfe 
zahlhart zu machen beabfichtet. CS. $. 315 und 322 allg. 
dann $. $. 416 und 426 gal. ©. D.) 


$. 439. 


Aus dem, was jo eben gejagt wurde, ift erflärbar, 
daß der Gebrauch die jogenannten Kreditsbriefe, 
von denen jchon bei dem $. 195 d. W. Erwähnung ge: 
ſchah, auf der Realität des Kreditgebers zu intabuliren, 
und fohin auf diefe Satzpoſt die Schulden, die der Kre— 
ditnehmer Fontrahirt, fuperintabuliren zu lajjen, ein 
Mißgriff fey, und den betreffenden Darleihern feine 
Sicherheit gewährt, weil fie fogeftaltig, wie gefagt, nicht 
auf der Realität, jondern auf einem SKreditsbriefe, 
deffen Werth vor der Hand ungewiß, jedenfalls aber 
fehr eventuell ift, verhypothezirt erjcheinen. Ihre Sache 
ift dafür zu forgen, daß fie auf die im Kreditsbriefe be- 
ftimmte Realität felbft die Sntabulation erhalten, die 
ihnen ohne Anftand bewilliget wird, fobald fie in ihrem 
Gefuche nebft der betreffenden Schuldobligationg-Urfuns 
de auch den Kreditsbrief in tabularmäffigen Formen bei- 
bringen. 


$. 440. 


Ob endlich die urfprüngliche Sapforderung inta— 
bulirt oder pränotirt ſey, hat auf die Frage, ob 
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darauf eine Superintabulation oder Superpränotation 
bewilliget werden fünne, gar feinen Einfluß. Es fommt 
bei diefer Frage, wie gejagt, alles nur darauf an, 
welche Art diefer Eintragungen verlangt wird, und ob 
die beigebrachte Urfunde intabulationd- oder nur präno⸗ 
tationgfähig fey. Man fann auf bloß pränotirte Säge 
ohne allen Bedenken jede Superintabulation bewilligen, 
fobald die Urfunde, die man. dazu beibringt , tabularmä- 
Big ausgeftelt ift. Deßhalb wird die pränotirte Satzpoſt 
um gar nichts verändert. Wird nämlich entweder bie 
Frift zur Rechtfertigung diefer legtern verfäumt, oder die 
Pränotirung durch Urtheil als nicht gerechtfertigt erklärt, 
fo wird die pränotirte Satzpoſt fammt allen Superfägen 
ohne Unterfchied, ob diefe Iegteren fuperintabulirt, oder 
nur fuperpränotirt find, ohne weiters gelöfcht. Die Anftän- 
de alfo, die man bie und da macht, auf bloß pränotirte 
Sagpoften Superintabulationen zu bewilligen, Taffen ſich 
durch Fein Geſetz rechtfertigen und entbehren auch jedes 
rechtlichen Grundes. Es wäre in der That auch fehr 
fonderbar, auf eine Urfunde, obgleich fie an und für fich 
alle zur Intabulation erforderlichen Cigenfchaften bat, 
wohl eine Superpränotirung, feineswegs aber eine Su: 
perintabulation zu bewilligen, da doch eine Superpräno- 
tirung gleich jeder anderen Pränotirung, wenn fie gerecht: 
fertiget wird, mit rückwirkender Kraft zur Sntabulation 
gelangt, was z. B. durch eine Rechtfertigungs-Erflärung 
des Eigenthümers der Sagpoft jchon Tags darnach bes 
wirft werden fünnte. 


$. 441. 

Das bier zur Erwerbung einer Afterhypothek Ge- 
fagte ift durchgehende auch auf jene Superintabulationen 
oder Superpränotirungen anzuwenden, die zur Ermwers 
bung des Prioritätsrechteg mit intabulationg- oder 
pränotirungsfähigen Urkunden angefucht und erwirft 
werden. 


ii 


Drittes Hauptftück. 


Von Löfchungen. 


$. 442. 


Zuwiſchen den Kontrahenten ſelbſt (und ihren Erforder 


Erben) werden auch verbücherte Rechte mit dem bloßen 
Afte der Zahlung, Kompenfation, Srlaffung, Vereini- 
gung u. f. w. nach den Beftimmungen der $. $. 1411 — 
1449 6. ©, 3. aufgehoben. Sit nämlich eine intabulirte 
ES chuldforderung an den Gläubiger bezahlt worden, fo hat 
die Schuldforderung zwifchen dem Zahler und Empfänger 
aufgehört zu ſeyn, obgleich diefelbe noch intabulirt if. 
Dieß gilt zwar, was die perfünliche Haftung des 
Schuldners betrifft, auch jedem Dritten gegenüber, der 
fic) eine derlei Saßforderung zedieren, oder vom Gerichte 
einantworten läßt, oder der darauf mittels Superſatz 
eine Afterhypothef erwirft, weil nach der kathegoriſchen 
Beftimmung des $. 1394 b. ©. B. die Rechte des Ueber— 
nehmers mit den Rechten des Ueberträgers in Rückſicht 
auf die überlaffene Forderung eben diefelben find, allein 
das verhypothezirte unb. Gut felbft bleibt diefem 
Dritten gegenüber dennoch fortan und zwar in fo lange 
für die Forderung verhaftet, bis im öffentl. Buche die 
Löſchung derfelben erfolgt. (S. 469 6. G. 8.) 


d. 44% 


Klagt aljo z. B. der Geffionar die Zahlung der ihm 
zedirten Sasgforderung ein, und ift der Schuldner ( Geffus) 


21 


niffe und 
Verfah— 
ren im All— 
gemeinen. 
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im Stande nachzuweiſen, daß er noch vordem, als ihm 
von der Eeſſion die Nachricht gegeben wurde, ($. 1395 
b. &. 3.) die Schuld an jeinen Gläubiger (Gedenten) 
ganz oder zum Theil bezabit habe, fo muß ſich der Geffi- 
onar die Einwendung Diefer ganzen oder theilmeifen 
Zahlung in Beziehung auf die perfünliche Verpflichtung 
des Geffus gefallen laſſen, allein deßhalb hat der Geffus 
nicht aufgehört mit der Hypothek zu haften, und ver 
Richter fann der an den Zedenten gefchehenen Zahlung 
ungeachtet dem Geffionar das Recht, fi für die ihm 
zedirte Forderung aus dem Hypothefargute zahlhaft zu 
machen, nicht abiprechen. *) Mit dem fogeftaltigen 
Urtbeile wird das Hypothekargut in die Erefution gezo- 
gen, und auf diefem Wege (wenn der Geffug nicht etwa 
vorzieht die Schuld nochmal zu bezahlen) zur Veräufferung 
gebracht. Ob und mit wieviel der Geffionar damit zu 
einer Zablung gelange, hängt von dem Erlöfe, von der 
Yozirung der betreffenten Satzpoſt, und von der nad) 
binigen Meiftbothsvertheilung ab. 


‘. 444. 


Man muß aber die Löſchung des Eigenthums— 
rechtes von der Löfchung der übrigen dinglichen 
Rechte wohl unterfcheiden. Das Eigenthumsrecht kann 
nicht an und für fich, fondern nur in Beziehung auf den 
Ueberträger erlöfchen, und eben deßwegen geht mit der 
Befig- oder Sabumfchreibung nur eine relative Lo 
ſchung vor ſich. @&. 463 d. W.) Bei allen anderen 
Köfhungen wird nicht bloß der Berechtigte, fondern auch 


*) Nivpls Appellationsrath) Erläuterungen des allg. b. 
G. B. zum $. 469. 


Winiwarter's Gegirungsrath) KRomentar des 
allge. b. ©. B. zu demſelben $. 469. ; 


das Recht jelbit, was ihm zuitand, ausgebüchert, und 
es bleibt im Off. Buche nichts übrig, was noch ein Objeft 
einer weiteren bücherlichen Uebertragung oder Belaftung 
ſeyn könnte. Sie werden daher abſolute Löſchungen 
genannt. 


Von der relativen Löſchung haben wir jogeftaltig 


bereit in dem erjten und dritten Abfchnitte bei Befig- 
und Satz-Umſchreibungen gehandelt. Hier bleibt ung 
nur noch die abjolute Löſchung zu behandeln übrig, 
von der auch allein die Rede ſeyn fol. 


d. 445. 


Die Erforderniffe zur Erwirfung diefer (abſoluten) 
Löſchung nun, und das dabei zu beobachtende Verfahren 
find im Allgemeinen diefelben, wie bei den bereits im 
erften Hauptſtücke dieſes zweiten Theiles befprochenen 
Gintragungen überhaupt. Um daher Wiederholungen 
zu bejeitigen, fann man alles dag, was darüber dort im 
eben bezogenen erſten Hauptitüde bei Eintragungen 
überhaupt von I — XXIII gejagt wurde, auch hier 
als Regel gelten laffen, ohne Gefahr mißverjtanden zu 
werden, jobald man fich, wie wohl von felbft cinleuchtet, 
ftatt Erwerbung die Aufhebung, und ftatt Eintragung 
die Löſchung gegenwärtig hält. So genommen läpt 
fih das, was hier noch bemerft zu werden braucht, ın 
der Weſenheit auf Folgendes befchränfen. 


§. 440. 


Ad I, Die hie und da bemerfte Gepflogenheir, 
daß bei erefutiven Veräufferungen unbeweglicher Güter 
die Löſchung der darauf haftenden Satzpoſten von Amts— 
wegen eingeleitet werde, iſt nicht nur in feinem Geſetze 
gegründet, jondern mit einem im Einverſtändniſſe des 
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f. £. Oberften Gerichtshofes ergangenen Hoffammer - De- 
frete vom 28. April 1835 Nro. 17,727 *) ausdrücklich 
verbothen. Hat z. B. der Erfteher den Lizitationsbeding- 
niffen gemäß den ganzen Meiftboth erlegt, oder zeigt die 
rechtsfräftige Enderledigung der Meiftbothsvertheilung , 
daß einige Satzgläubiger leer ausgehen, fo treten zwar 
wohl Fälle ein, wo alle oder einige Eatpoften gelöfcht 
werden fünnen, ohne dazu einer zuftimmenden Erklärung 
der betreffenden Gläubiger zu benöthigen, allein diefe 
Löſchungen werden, wie geſagt, nicht von Amtswegen, 
ſondern immer nur über ein Geſuch der intereſſirten 
Partei verfügt. 


$ 447. 


Diefe Hegel, daß auch Löſchungen nicht von Amts— 
wegen gejchehen Dürfen, hat Cauffer einigen Annotatios 
nen, von denen im nächten Hauptftüde die Nede ſeyn 
wird) im Grunde eine einzige Ausnahme. Wenn näm— 
lih ein Bergbau ale in das Freie verfallen erklärt 
wird, fo bat tag betreffende Berggericht das Recht und 
die Pflicht, alle auf der bezüglichen montaniftifchen Entis 
tät baftenden Schulden zu Folge Hoffanmer + Defretes 
von 1. Mai 1838 von Amtswegen löfchen zu laffen. Die 
Beforgniß, daß durch derlei Löſchungen der Sredit des 
Bergbaues leiden dürfte, wird, wie das nachgefolgte 
Hofkammer-Dekret vom 7. September degjelben Jahres 
1838 *) wörtlich jagt, durch die Pflicht eines jeden 


*) Dieſes Hoffammer:Defret ift in Illicien mit Verord— 
nung dev dortigen F. F. Kameral: Gefällen- Verwaltung 
vom 21. Auguft 1835 Nro. 7599 den Bezirfsgerichten 
zur Darnachachtung mitgetheilt worden. 


**) Dieſe beiden Hoffammer » DePrete jind in Gritznevs 
(dermaligen Hofſekretärs) Handbuche der kärnt. Ham 


Gläubigers behoben, die ihm dargebothene Hypothek zu 


prüfen, fich von der Fortdauer ihres Werthes in Kennt⸗ 


niß zu erhalten, und jeine Hypothekarrechte zu verwah— 


ren, wozu ihm die Gefege zureichende Mittel an die Hand 
geben. 


$. 448. 


Die Bedenken, die man gegen dieſes Verfahren 
mit Berufung auf heimfällig erflärte, oder zur Abftiftung 
gelangte unterthänige unbewegliche Güter macht, fcheinen 
nicht gegründet zu feyn. Allerdings werden die auf derlei 
unbeweglichen Gütern haftenden Schulden deßwegen, 
daß diefe Güter heimfallen, oder im Wege der Abftifs 
tung zur Veräußerung gelangen, nicht gelöfcht, allein 
der Gegenftand der Heimfälligfeit oder Abftiftung ift 
Grund und Boden, und nicht, wie bei montanifti- 
chen Entitäten, ein bloßes Recht, deffen Dauer noch 
überdieß in Kraft der Geſetze Cmit deren Unfenntniß 
fih Niemand entfchuldigen kann) von dem gehörig fort: 
gefegten Betriebe desjelben abhängt. ) 





merordnung (1843 ©. 61) ihrem vollen Inhalte nad) zu 
finden, und auf diejelben wird fi auch in der im hier 
ausgejprohenen Sinne vom Doft. Karl Cugen  S*** 
(Hofiefretär) gelieferten Abhandlung (Zeitfchrift: »Juriſt“ 
Band XV. 3. Heft ©. 3) berufen. 


*) Dieſe ämtlihe Löſchung fällt, wie eben angedeutet wur: 
de, defwegen auf, weil man jih gewöhnlich unter einer 
im Bergbuche angefchriebenen Bergmerfs - Entität nicht, 
wie man follte, bloß die Belehnung oder die Kon 
zeſſion jondern aud den Grund und Boden und 
die Gebäude, worin das Werk betrieben wird, vor— 
ftellt. Daß aber dieſe Meinung (mit Ausnahme der 
wenigen von Alters her noch beftehenden berafreien 
Gründen, von denen aber, im fo weit fie an fih un: 
beweglihe Güter jind, hier ohnehin Feine Rede if) — 
nicht richtig Ten, zeigt auch das Hoffanzlei- Defret vom 
38. Zänner 1807 Nro. 799 5. ©. ©., womit Blar 
angedeutet wird, daß Bergwerfs-Entitäten mit dem 
Grund und Boden und den Gebäuden, worauf fie be 
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Ad IV, Möge das verbücherte dingliche Recht 
durch Zahlung, gerichtlichen Erlag, Kompenfation, Ver; 
lauf der Zeit, Verjährung oder font auf was immer 
für eine gefeßliche Art und Weife aufgehoben feyn, im- 





trieben werden, nicht vermengt werden Dürfen, und 
dag nur die Bergwerks-Entität zur Real-Gerichtsbar— 
feit der Berggerihte, der Grund und Boden aber fo 
wie die darauf ftehenden Gebäude, obgleich fie als Werf- 
gaden serwendet werden, immer zur NReal- Gerichtsbar- 
feit des betreffenden Dominiums gehören. Dieſes Hof: 
Fanzlei- Defret gibt auch deutlihen Fingerzeig, was bei 
gerichtlihen MWerths + Erhebungen jede diefer beiden 
Realinftanzen (auſſer dem einfchlägigen fundum instrue- 
tum und fonftigen Zugehör) zu ſchätzen hat. Die 
Civil-Real-Inſtanz (Ortsgeriht, Meagiftrat, oder Land: 
recht, je nachdem der Grund und Boden unterthänig, 
bürgerlich, oder ſtändiſch iſt) läßt namlich die Wohn: und 
MWirthihafts: Gebäude, den Grund und Boden und 
die Werfsgaden ald Gebäude, und zwar dieſe letzte— 
ven nad) dem abfoluten Werthe ohne aller Rüskjiht 
auf den Ertrag, den fie als Werfgaden abwerfen, — 
jhäßen. Das Berggericht ſchätzt andererfeits Die montani- 
ſtiſche Entität d. ı. die Befugniß zum Betrieb des Ge 
werfes und zwmr nad) dem Ertrage, den das Gewerf gibt, 
oder bei einen gehörigen Betriebe geben würde, und 
da dieſer Ertrag nur mit Rückſicht auf Zeit, Ort und 
den Zujtand des Grund und Bodens und der Werks— 
Gebäude ausgemittelt werden Fann, jo ift erflärbar, 
daß das Berggericht bei der Schägung auch dieſe Ver— 
hältnige erheben, und eine Befchreidung der zum Berg- 
oder Hütten-Werk beftimmten Terraine und Gebäude 
aufnehmen laſſen könne und müſſe. — Dieſe Andeu— 
tungen über die Art und Weiſe, wie derlei Schätzungen vor— 
zunehmen wären, dienen zur näheren Beleuchtung der 
Grenzlinie, die dieſe beiden jo nahe ſich berührenden 
Real-Inſtanzen trennt, nd auch zur näheren Nach— 
weifung deffen, was bei an ſich unbeweglichen Gütern, 
worauf eine montaniftiihe Gntität verfichen iſt, in das 
Bergbuh, und was in die Landtafel- oder Eivil- Grund» 
bücher gehört. — Daß dem Allen fo fen, ſcheint auch 
folgender Fall einen ſchlagenden Beweis zu geben. 
Ein zur Herfhaft X dienjtdares Gebäude wird von dem 
dort angefchriebenen Eigenthümer A auf mehrere Jah: 
ve dem B vermiethet. Diefer B 'erwirft aber eine 
Nonzeßion in dieſem Gebäude z. B. ein Maunfudwerf 


u 


mer wird zur Erwirfung der Löfchung eine wider den 
Berechtigten beweismachende Urfunde erfordert, wor: 
unter vorzüglih Quittungen oder analoge rechtskräf— 
tige Urtbeile, und, da eine Forderung auch ohne 
Pfandrecht beftehen kann, auch die bloße fchriftliche Lö— 
ſchungs-Erklärung des Berechtigten (fey es ſchon im 
Löſchungsgeſuche felbft, oder mittels Austellung einer 
Hppothefweichungg - Urkunde) gerechnet werden. 


$. 450. 


Dieje Regel, daß zur Löſchung immer eine Urfunde, 
die wider den Berechtigten beweismachend ift, erfordert 
werde, hat aber mehrere Ausnahmen und zwar: 


1 Bei Bauerngütern genügt, wenn der Gläu- 
biger und Schuldner, oder auch der Gläubiger allein 
vor der Grundobrigfeit erfcheint, und dort felbit um die 
Löſchung des betreffenden Rechts zu Protofoll das Anfu- 
chen: ftellen. (F. $. 433, 434 und 445 b. G. B., dann 
$. $. 109 —- 112 d. W.) 


"2%. Sn Fällen der inotirten Streitigfeit fünnen, 
wie fehon in dem $. 288 d. W. angedeutet wurde, alle 
Eintragungen, die feit der angefuchten Notirung dem 


zu betreiben, wozu man nur einiger Bottiche und Keifel 
benöthigt. Mit diefer Einrichtung und mit diefem Be- 
triebe wird das Gebäude zu einem Werfsgaden. Soll 
aber etwa deßhalb, daß diefe Konzeflion auf Namen 
des B im Bergbuche angejchrieben iſt, nun auch das Gebäu— 
de als folbes zum Bergbuche gehören, und folglid) der 
B, obgleich er eg nur gemiethet hat, nun auf Einmal 
davon Gigenthlimer geworden fenn? Und wie dann erft, 
wenn diejes Gebäude ſchon im Grundbuche mit Schul- 
den behaftet wäre? Sollen nun auch diefe Gläubiger 
ihre wohl erworbenen Pfandrecte verlieren? Oder fol- 
len fie etwa fammt dem Gebäude in das Bergbuch 
übertragen, und dann nad Ablauf der Miethzeit ſammt 
den inzmifchen im Bergbuhe zugewachſenen Schulden 
wieder in das Grundbuch rücfübertragen werden? 
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nun fachfällig gewordenen Streittheile gegenüber Statt 
fanden, auf der bloßen Grundlage diefes Urtheiles, ob- 
gleich e8 zwifchen dritten erfloß, über Einfchreiten des 
obfiegenden Theiles gelöfcht werden, ohne daß es einer 
zuftimmenden Crflärung von Seite der betreffenden 
Sat oder Superjaßgläubiger oder eines wider fie zu 
erwirfenden Urtheiles benöthige. (K. $. 25 und 26 der 
Inſtruktion zum Landt.- Patente vom Jahre 1794, dann 
Hofdekret vom 29. Auguft 1818 Nro. 1488 3. ©. ©., 
und insbefonders die mit Hoffanzlei- Defrete vom 8. 
April 1846 Nro. 11,890 fundg. a. h. Entjchließung vom 
14. März desfelben Jahres. 


3. Eben fo kann in Fällen einer zum Eigenthume 
einer Realität oder Satzpoſt erwirften Pränotirung 
die Löſchung aller Eintragungen, die feit der Ueberreis 
chung des Pränotirungsgefuches dem nun fachfällig ger 
wordenen Theile gegenüber auf diefe Realität oder Sap- 
poft Statt fanden, auf der bloßen Grundlage des über 
diefen Nechtfertigungsprozed zwifchen dritten Perfonen 
erfloffenen rechtsfräftigen Urtheiles, oder fonft unter 
Nachmeifung, daß die Frift zur Ueberreichung diefer 
Rechtfertigungsklage verfäumt wurde, mithin in beiden 
Fällen ohne aller zuftimmenden Erflärung der betreffen: 
den Theilnehmer bewilliget werden. Dafür haben wir 
zwar im Gefete feine ausdrüdliche Bejtimmung, dieje 
liegt aber, wenn gleich indireft, doch immer klar genug 
im $.18 lit. e und f des Landt.> Pat. vom jahre 1794, 
dann in den $. $. 438, 439 und 445 b. ©. B. ausger 


ſprochen, weil, wenn in folchen Fällen z. B. der obfies 


gende Gegner des Prünotirungswerbers das Recht zur 
fogleichen Löfchung der pränotirten Satzpoſt bat, ihm 
nothwendiger Weife auch das Necht zur fogleichen Löſchung 
der Superfagpoften zuftehen müffe, indem fonft diefe 
legtern ohne aller Grundlage wären, und, wie man zu 


jagen pflegt, in der Luft ſchwebend blieben. Für die 
bier ausgedrückte Anficht ſpricht auch die offenjte Ana— 
logie mit dem oben sub 2 bejprochenen Falle des notir- 
ten Streited, weil auch durch die Pranotirung dag Recht 
des Gegners als bejtritten angezeigt wird, und der Aug: 
gang des Streited in beiden Fällen von rückwirkender 
Kraft ift. Auch fann 


4. die Löſchung jener Beträge, welche für die 
zum Behufe der E. f. Staatseifenbahnen bleibend 
eingelöften Grundtheile den betreffenden Cigenthümern 
vorgefchoffen, und auf deren Befigungen intabulirt (oder 
pränotirt) werden, auf Einfchreiten des fu f. Kreisamtes 
ohne einer fonft vorgefchriebenen Löfchungsurfunde auf 
der bloßen Grundlage eines von der Grundeinlöfungss 
Kommiffion ausgefertigten Verzeich nißes nad den 
Beftimmungen des Zuft.» Hofdef. vom 30. Oftober 1346 
Nro. 7559 bewilliget werden. 


‘. 451. 


In allen übrigen Fallen muß über die Aufhebung 
des zu Löfchenden dinglichen Rechtes, wie gefagt, eine 
wider den Berechtigten beweismachende Urfunde, und 
zwar entweder eine zuftimmende fchriftliche Erflärung, 
oder ein analoges Urtheil beigebracht werden. Cine 
wenn gleich vom Gefege fanftionirte VBermuthung ift 
zur Erwirkung der Löſchung nicht genügend. Cine 
Quittung z. B. über die gefchehene Rückzahlung der 
dritten Darlehens - Rate begründet nach $. 1429 b. ©. 
B. die Vermuthung, daß auch die erften zwei Raten 
bezahlt feyn, deſſen ungeachtet können auf der bloßen 
Örundlage jener Quittung diefe zwei Raten nicht gelöfcht 
werden. Dieſe Vermuthung läßt den Gegenbeweis zu, 
und wie dann, wenn der Gläubiger mit diefem Gegenbe- 
weife auffäme, der Schuldner aber inzwifchen infolvent 
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geworden wäre? Zwar laſſen auch Quittungen und ſelbſt 
öffentliche Urfunden Gegenbeweife zu, allein Löfchungen 
auf der Grundlage von Urfunden zu bewilligen, ift der 
Richter vom Gefege angemwiefen, was aber bei Vermu— 
thungen nicht der Fall ift, und hat der Gläubiger z ©. 
die Empfangsbrftätigung ohne den Betrag wirflich erbal- 
ten zu haben, dem Schuldner ausgefolgt, fo. muß er 
jeden Nachtheil, der etwa daraus entjteht, nur feiner 
eigenen Unvorfichtigfeit zujchreiben. *) 


$. 452. 


.So wird 3.9. die gerihtlihe Hinterlegung 
der Schuld vom $. 1425 b. ©. 3. als eine Zahlungsart 
erflärt, allein der darüber erhaltene Depofitenfchein ges 
nügt zur Erwirfung der Löfchung fchon deßwegen nicht, 
weil der Richter im Tabularwege nicht wiffen fann, und 
auch zu beurtheilen nicht kompetent ift, ob die Hinterle- 
gung auch aus einem rehtmäßigen Grunde aefchab. 
Der Hinterleger muß daher, falle fih der Gläubiger zur 
Löfhungsbewilligung nicht freiwillig herbeiläßt, Ddiefen 
legtern auf Geftattung der Löfchung mittels Klage belan- 
gen, und fohin mit dem günftigen Urtheile im Erefutiong- 
wege die Löſchung begehren. 


$. 453. 


Eben fo werden Rechte und Verbindlichfeiten, welche 
auf die Perfon eingefchränft find, vom $. 1448 b. ©. 


*) Berfälibungen von Urfunden aber (Wanderbücher etwa 
ausgenommen) gehören in unjern Ländern glüdlicher- 
weife zu den jeltenften Dingen. Auch bliebe in Tabulars 
Angelegenheiten der Gebrauch einer verfälichten Urkunde 
wegen der anbefohlenen Verftändigung aller Theilneh- 
mer, wenn nicht ohne allen Erfolg, jo doch nur wenige 
Tage unentdedt. 





B. mit dem Tode des Berechtigten für aufgehoben erklärt, 
allein mit dem bloßen Todtenfcheine kann die Löſchung 
z. B: des intabulirten Leibrentenvertrags dennoch nicht 
bewirft werden, weil auch hier der Richter im Tabular- 
wege nicht wiffen kann, und auch zu beurtheilen nicht kom— 
petent iſt, ob nicht Rückſtände aushaften, oder fonftige 
Verbindlichfeiten von Seite des PVerpflichteren unerfüllt 
blieben, Auch zur Löſchung von derlei auf die Lebenszeit 
einer. Perfon beichränften Rechten aljo wird entweder 
eine zuftimmende Erklärung der Erben, oder ein wider 
fie analog erwirftes Urtheil erfordert. 


$. 454. 


Hat die Schuld auf was immer für eine geſetzmä— 
fige Art ganz oder zum Theil zu beftehen aufgehört, fo 
ift Pflicht des Gläubigers, den Schuldner in die Lage zu 
fegen, die Löſchung der ganzen oder theilmeifen Schuld 
bewirken zu können. Entſpricht er diefer feiner Verbind- 
lichfeit nicht, fo hat der- Schuldner, wie bereits angedeu- 
tet wurde, fein anderes Rechtsmittel, als jenes der 
Klage, und zwar auf Geftattung, daß die gezahlte oder 
verjährte Forderung bücherlich gelöfcht werde. Cine Aus— 
nahme davon finden wir im Gefege nur bei gar alten 
Sagpoften Haftet nämlich eine Satzpoſt ſchon über 50 
Sabre, ohne daß ſich Jemand des Kapitals oder der 
Intereſſen wegen gemeldet hätte, und ift diefe Satzpoſt 
zugleich weder auf Namen eines moraliichen Körpers, 
das nicht abftirbt, noch auf Namen eines wiffentlich leben: 
den Gläubigers, oder eines Gläubigers, deffen Erben 
befannt find, angefchrieben, jo kann der Schuldner nach 
den Beftimmungen der Hofdefrete vom 15. März 1754 
Nro. 262 und 20. November 1818 Nro. 15195. ©. ©. 
auch im Ediftalwege mit der Enderledigung die Lö— 
ichung erwirfen. Daß im praftifchen Leben von diefem 
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Eviftal » Verfahren felten ein Gebrauch gemacht wird, _ 
rührt ohne Zweifel daher, weil man unter foldyen Bedin— 
gungen, die das Geje dazu fordert, viel ſchneller mittels 
Klage (beſonders, wenn ſich diefe auf Verjährung 
gründet) zum Ziele gelangen Fann. 


$ 455. 


Ad VIM. Weber die Eigenfchaften, die zu einer 
Privat-Urfunde gehören, um damit die Löfchung be: 
wirfen zu fünnen, geben ung die Gefege Feine ausdrück— 
lichen Beftimmungen. Wir müffen alfo auf die Gejege 
fehen, die über analoge Fälle beftehen. Auf. diefem 
Wege aber, und bei der Hinweifung des $. 445 b. ©. 3. 
gelangen wir gar bald zur Ueberzeugung, daß die Urfunde 
zur bücherlichen Aufhebung eines dinglihen Rechtes im 
Allgemeinen diefelben Eigenfchaften wie eine Urfunde zur 
bücherlichen Erwerbung haben müffe, weil beide diefelben 
dinglichen Rechte betreffen, beide mittels infchreibung 
in demfelben öff. Buche bewirft werden, und beide in 
ihren Folgen gleich wichtig find, und folglich auch diefels 
ben Vorſichtsmaßregeln erheiſchen. 

$. 456. 

Alles alfo, was in diefer Beziehung fehon bei Ein- 
tragungen, die zur Ermwerbung dienen, über die Intabu— 
lationgfähigfeit der Urkunden in den $. $. 129 — 170 
gefagt wurde, ift, in jo weit es fich mit der Natur der 
Aufhebung eines Rechts verträgt, der Regel nad) auch 


bier bei unbedingten Löfchungen (Ertabulationen) anzu- 
wenden. 


$. 4957. 


Die Forderung, die ganz oder zum Theil gelöjcht 
werden joll, muß in der Urkunde fo bezeichnet fenn, 





daß über die Identität Fein gegründeter Zweifel entjteben 
fünne. Bei Geldforderungen ift der Kapitalsbetrag, bei 
andern Anfprüchen der Mechtstitel, jedenfalls aber auch 
nebft dem Hypothekargute entweder Die Zahl der betref- 
fenden Saspoft, oder dad Datum der eingetragenen 
Urfunde, oder (was wegen der Erleichterung im Auffin— 
den der Satzpoſt am zweckmäßigſten erfcheint) das Datum 
des Präfentatums des Gefuches, oder dag Datum der 
geichehbenen Eintragung anzugeben. Ganz allgemeine 
Erklärungen find auch zu Löfchungen nicht genügend. 
Auf eine Urfunde 5. B., worin A erklärt, daß alle feine 
wo immer intabulirten Kapitalien gelöfcht werden follen, 
Fann eine Löſchung (verſteht fih unbedingte, denn nur 
von folchen ift bier die Rede) nicht bewilliget werden. 


$ 458. 


Der Aufbebungsgrund felbit jedoch, ob näm— 
ih die Tilgung der Schuld mittels eigentlicher Zahlung, 
oder Kompenfation, oder gerichtlicher Hinterlegung u. |. 
w. gefhah, braucht in der Urfunde nicht angegeben zu 
feyn. Ga der Gläubiger kann die Löfchung geftatten, 
obne daß die Echuld getilgt wäre, wie dieß bei allen 
fogenannten Hypothefweichungs- Erflärungen der Fall ift. 


$. 459. 


Zur Ertabulationsfähigfeit der Urfunde muß auch 
die Zeit und der Drt der Ausftellung, und nicht 
etwa die Zeit und der Drt der Callenfalls früher gefchehe- 
nen) Zahlung angegeben werden. Der Schuldner fann 
zwar, wenn er die Zahlung leiftet, nach $. 1426 b. ©. 
B. verlangen, daß der Gläubiger in der Quittung die 
Zeit und den Ort der gefchehenen Zahlung (welches 
Datum von jenem der Ausftelung oft jehr verjchieden 
iſt) ausdrüde, allein dieß ift nur ein Necht, was das 
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Gefeg dem Zahler der größern Vorficht wegen gibt, 
wird aber weder zur Beweisfraft,. daß der abquitirte 
Betrag wirflich bezahlt fey, noch zur Ertabulationgfähig- 
feit der Quittung erfordert, weil, wie gefagt, Löſchun— 
gen felbft ohne aller Zahlung Etatt finden, die Zeit 
und der Drt der Zahlung daher in diefer —— noch 
gleichgültiger ſeyn müſſe. 


$. 460. 


In diefer Urkunde muß die Bewilligung zur 
Löſchung CErtabulationsflaufel) beftimmt ausge 
drüct jeyn. *) Gegen diefe Behauptung läßt fich zwar 
der 9. 14 des Landt.-Patentes vom Jahre 1794 anfüh— 
ren, allein diefe Vorjchrift, nebft dem, daß fie nur von 
Dnittungen ſpricht, kann und muß durch die Beſtimmun— 
gen des im Kahre 1812 in die Wirffamfeit getretenen b. 
G. B. als derogirt angefehen werden. Durch die Lö— 
fchung verliert der Gläubiger ein Recht, das Hypothekar— 
recht nämlich, die Lehre aber, ob zur Aufhebung eines 
Rechts die Einwilligung des Berechtigten erforderlich fen, 
gehört. nicht zu dem Punfte, wie bei den Eintragungen 
in den off. Büchern vorzugehen fey, Cin welcher Bezie- 
hung allein zu Folge -$. 446 b. ©. B. die Landtafel- und 
Grundbuchs Patente noch Geſetzeskraft haben) jondern 
gewiß nur zur Lehre des materiellen Rechtes felbit, 
worüber ausfchließend das b. G. B. die Beftimmungen 





* Franz Soh. Kovetzfy Guſtizrath) Verfahren in Grunds 
bucdhsjachen, 1817 ©. 246. 


Nippl's Appellationsrath) Erläuterungen des allg. 
b. ©. B. zum $. 469. 


Doft.v.Winimwarters (Regierungsrath) Komentar 
des allg. 6. G. B. zu demjelben 6. #69. 


Kitka's (Appellationsrath) Abhandlung in der Zeit: 
ſchrift: »„Suriftt 1841 Band V Geite 276. 


zu geben berufen ift, und diefelben, wie die $. $. 432 
— 435 klar zeigen, auch wirklich gegeben hat. Es iſt 
zwar richtig, daß das Pfandrecht nur ein Acceßorium 
des ſichergeſtellten Rechts iſt, und ſich nach F. 449 b. G. 
B. immer auf eine gültige Forderung bezieht, und daher 
bei der Ausmweifung, daß die Forderung bezahlt ſey, 
zum Fortbeftehben des Pfandrechts Fein rechtlicher Grund 
mehr vorhanden ift, allein in derlei Reflexionen fann fich 
der Richter im Tabularwege nicht eınlaffen. Das, was 
auf dieſem Wege gegeben oder genommen werden fol, 
muß in der Urkunde flar gefchrieben ftehen, und Ddiefe 
Vorficht ift nun um fo dringender, weil man in Gemäß- 
beit des Hofd. vom 16. April 1830 Nro. 2458 auch 
ohne Vorweiſung der eingetragenen Driginal - Schuldur- 
Funde die gänzliche Löſchung derfelben erwirfen kann, 
was vorher und insbefonders zur Zeit des obzitirten 
Landtafel-Patentes von Jahre 1794 nicht der Fall war. 
Ueberdieß beftehen Saßpoften nicht immer aus numerär 
beftimmten Kapitalien oder Sntereffen, fondern oft auch 
aus gar verfchiedenen Verbindlichfeiten, bei denen die 
Benrtheilung, ob nach der vorliegenden Urfunde fie alle 
wirklich erfüllt und berichtigt find, und daher gelöfcht 
werden fünnen, für den Tabularrichter, der die Gefuche 
ohne Einvernehmung der Theilnehmer erledigen muß, 
eine viel zu gewagte Sache wäre. Alle diefe Bedenken 
verfchwinden, fobald man fi) an den Grundfag der Er- 
tabulations-KRlaujel hält, und folglich die Ertabulation 
nur dann, und in jo fern bewilligt, als fie von dem 
Berechtigten ausdrüclich zugeftanden wird. Mit diefer 
Anfiht ſtimmt, jo viel dem Verfaffer befannt ift, auc) 
die Praris faft durchgehend überein. *) 


* Auch das Stempel- Patent vom 27. Sanner 1840 $. 2% 
und das im Ginverftändniffe des F. k. Oberiten Ge- 
richtshofes erfloffene Hoffammer:Defret vom 15. Juli 
1846 Nro. 26,379 ſprechen von derlei Ertabulations- 
Zugejtindniifen. 
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Wird dieſe Lofchungs + Befugniß nur theilweig 
z. B. nur für die Hälfte des Kapitals pr. 1000 fl. ein- 
geräumt, jo Fann natürlicherweife auch) vom Richter die 
Löſchung nur diefer Hälfte bewilligt werden. Derlei 
partielle Lofchungen werden in der Praris und im 
Gefege auh Abfhreibungen genannt Iſt eine Kordes 
rung mit Kapital und ntereffen eingetragen, im der 
Urfunde aber, die zur Löfchung beigebracht wird, (ſey 
e8 aus Verfehen, oder mit Vorbedacht) nur das Kapital 
ausgedrücdt, jo kann auch vom Richter die Löſchung nur 
partiell (des bloßen Kapitals nämlich) bewilligt werden. 
Die Sntereffen find zwar ein Acceporium des Kapitals, 
jedoch ein trennbares Acceforium, deffen Objeft auch 
für fih allein rücfftändig gedacht werden kann. Es thut auch 
nichts zur Sache, daß eine Quittung über das bezahlte 
Kapital nach $. 1427 bürgl. Geſetzbuches die Vermuthung, 
daß auch die Intereſſen bezahlt jeyn, begründe, weil es 
erſtlich gezeigter Maffen bei Löfchungen auf die Frage, 
ob die Forderung bezahlt fey, gar nicht anfomme, und 
weil fih überhaupt, wie ebenfalls ſchon oben im $. 451 
d. W. gezeigt wurde, auf bloße Vermuthungen: feine 
Zabular- Amtshandlung gründen Fünne. 


$. 462. 


Uebrigens find derlei Köfchungs - Urfunden, mögen 
fie fhon in Form einer Quittung, einer Erklärung, oder 
eines Gefuches ausgeſtellt feyn, bei Aufhebungen ding» 
licher Rechte in Beziehung auf die Eigenfchaften der 
Urfunde dag, was Auffandsurfunden bei Erwer- 
bungen find. So wenig alfo bei diefen legteren der Ueber, 
nehmer mitunterfertigt zu feyn braucht, ‚eben jo wenig ift 
bei Fofchungsurfunden als folchen die Mitunterfertigung 


» 





des Schuldners erforderlich. Zur Ertabulationsfähigkeit 
einer Urkunde genügt, wenn fie vom Gläubiger und 
von zwei glaubwürdigen Männern ald Zeugen gehörig 
unterfertigt it. Hat die Urfunde ftatt des Gläubi— 
gerd ein Erbe, Ceſſionar oder Gewalthaber unterfertigt, 
fo muß, wie fi) von felbit verfteht, im Löfchungsgefuche 
auch Die bezügliche Kegitimationsurfunde beigebracht ſeyn— 
(5 8 149 und 153 d. W.). 


d. 468. 


Die bis nun für Privat» Löfhungsurfunden ange: 
deuteten Regeln find, wenn man jene über die eben 
erwähnten Unterfchriften ausnimmt, im Allgemeinen auch 
auf Öffentliche Löfchungs -» Urfunden anzumenden. 
Darüber jedoch noch folgende Bemerkungen. 


$. 464. 


Auf dem Grunde eines Urtheiles fann der Kegel 
nach nicht der Geflagte, fondern immer nur der Kläger 
in die Lage fommen, damit eine Löfchung zu erwirfen , 
weil dieß nur im Erefutionswege ausführbar iſt, Ere 
Futionen aber nach deutlicher Xehre des ganzen von der 
Erefution handelnden Hauptftüdes der Gerichtsordnung 
nur immer den Klägern bewilliget werden Fünnen. 
Hat der Schuldner auf Geftattung der Löſchung einer 
intabulirten Forderung den Gläubiger geflagt, und dar; 
über «in günftiges Urtheil erwirft, fo fteht dem Schuld- 
ner, ber bier der Kläger ift, allerdings frei, mit diefem 
Urtheile, fobald e8 zur Nechtöfraft gelangt, im Exeku— 
tionswege die Löſchung zuerwirfen. Iſt aber der Schuld- 
ner der geflagte Theil, wird er nämlich auf Zahlung 
einer intabulirten Schuld belangt, fo fann er das Urtb:il, 
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obgleich damit der klagende Gläubiger abgewieſen wäre, 
nicht für ſich benützen, und nun auf der Grundlage des— 
ſelben die Löſchung verlangen. Die Gerichtsordnung 
gibt, wie ſchon gezeigt wnrde, nur den Klägern das 
Erefutiongrecht. Auch Fann aus dem, daß der Gläubi- 
ger mit diefer Zahlungsflage abgewiefen wurde, feines- 
wegs rechtlich gefolgert werden, daß die bezügliche Schuld 
bereits bezahlt jey, weil die Abmweifung auch aus einem 
anderen Grunde, 3. B., ob nicht gefchehener Auffün- 
dung, oder wegen bei der Inſpizirung unterlaffener 
Porweifung der Driginal- Schuldurfunde u. ſ. w. erfolgt 
ſeyn konnte, die richterlichen Entfcheidungsgründe aber 
nichts bemweifen, und diefelben auch, wenn das Urtbeil _ 
in höherer Suftanz beftätiget wurde, den Parteien nicht 
zufommen, und auch nicht immer jene des erften Rich— 
ters find, obgleich das Urtheil, wie bier in der Voraug- 
ferung liegt, beftätiget wird. 


$. 465. 


Indeſſen ift auch dieſe Regel, daß namlich auf dem 
Grunde eines Urtheiles nur der Kläger die Erefution 
desfelben verlangen, und auf diefem Wege die Löſchung 
erwirfen könne, Cauffer dem hieher nicht gehörigen Falle, 
wo dem Geflagten mit dem Urtheile der Erſatz der 
Gerichtsfoften zuerfannt wird) nicht ohne Ausnahme. 
Wird 


1. eine erwirfte Pränotirung durch Urtheil für 
nicht gerechtfertigt erflärt, fo Fann mit diefem Urtheile 
auch der Gegner des Pränotanten, mithin der geflagte 
Theil, die Föfchung der Pränotation und aller dem Prä— 
notanten gegenüber Statt gefundenen weitern Cintra- 





gungen bewirken. ($.9.290, 428, 429 und 430 d. W.) 
Eben dieß tritt 


2. bei notirter Streitanhängigfeit dann ein, 
wenn derjenige, der diefe Notirung erwirfte, im bezüg- 
lichen Streite fachfällig wird. Auch hier kann der Ge 
klagte mit diefem Urtheile die Löfchung der Annotation 
verlangen. CHoffanzl.» Defret vom 8. April 1846 Nro. 
11,390.3 


$. 466. 


Wird eine Realität oder Sagpoft, worauf Schul 
den bücherlich haften, im Wege der Erefution Cwor- 
unter auch Kridafälle gehören) veräuffert, fo kann der 
Erfteher mit dem bloßen Endbefcheide, der in Erle 
digung der Meiftboths: oder Krida - Vertheilung rechts— 
Fräftig ergangen ift, alle darin als Ieer ausgehend bezeich- 
neten Sat: oder Superfaßpoften zur Löſchung bringen. 
Hat ein derlei Erfteher den Lizitationg > Bedingniffen ge 
mäß den ganzen Meiftbothsbetrag beim Gerichte erlegt, 
fo braucht er ſelbſt die Vertheilung nicht abzuwarten. Er 
hat das Recht zu verlangen, daß ihm vom Gerichte die 
erftandene Realität oder Saspoft fogleich ſchuldenfrei 
übergeben, und zu dem Ende die Befugniß zur fogleichen 
Löſchung aller darauf haftenden Paffiven ertheilt werde, 
ohne daß diefes Recht noch von der erwähnten Verhand- 
lung, die zum Behufe der Meiftbothsvertheilung eröffnet 
wird, und oft Jahre lang dauert, abhängig gemacht 
werden Fünnte, 


§. 467. 


Ad IX. Man behauptet vieljeitig, daß es nad 
unferen Gefegen eine Pränotation zur Löſchung gar 
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nicht gebe. Ausdrücklich ſey Davon, jagt man, in feinem 
Gejege eine Rede. Im $. 445 werde zwar angeordnet, 
daß die in jenem fünften Hauptftüce über die Ermer: 
bungs: und Erlöfchungsart des Cigenthumsrechtes gege: 
benen Borfchriften auch bei Erwerbungen und Löfchungen 
der übrigen dinglichen Rechte zu gelten baben, allein in 
diefem eben erwähnten fünften Hauptftüce ift von einer 
Pränotation des-Eigenthumsrechtes wohl zur Erwerbung 
aber nicht zur Grlöfchung die Rede. Ueberhaupt werde 
dort von der Erlöichung bloß im $. 444 gejprochen, und 
auch da nur fo viel gefagt, daß das Eigenthum nur 
durch Löſchung aufgehoben werde. Es fey daher gar fein 
Grund zur Annahme vorhanden, daß Pränotationen auch 
zum Bekufe der Löſchung beftehen. — Verfaſſer ift mit 
diefer Argumentation nicht einverftanden. 


$. 468. 


Allerdings ift im bezogenen fünften Hauptſtücke des 
b. G. B. von der Löſchung ausdrücklich nur im erwähnten 
%. 444 div Rede, allein indireft wird davon auch in den 
$. 9. 431 und 438 gehandelt, wo das Gefeg den Grund- 
fag ausfpricht, daß das Eigenthumsrecht unbedingt mit- 
teld Sntabulation, und bedingt mittels Pränotation 
erworben wird. Es ift aber fchon oben im $, 444. d. 
W. gezeigt worden, dag mit demfelben Afte der Befik- 
umjfchreibung, womit der Uebernehmer als Cigenthümer 
intabulirt oder pränotirt wird, zugleich Das Eigenthums— 
recht des Ueberträgers unbedingt oder bedingt gelöfcht 
werde. Im g. 2% der Yandt.snftruftion v. J. 1794 
wird die Befisabfchreibung ausdrüdlic eine Löfchung 
oder Ertabulation genannt. Man kann ſich überhaupt 
eine mittelbare Erwerbung des Eigenthumsrechtes für den 
Einen ohne gleichzeitiger Erlöſchung desjelben Rechts für 
den Andern gar nicht denfen. Es iſt aljo nicht richtig, 


daß das fünfte Hauptitüd des b. G. ©. die Loͤſchung nur 
im $. 444 behandle. — Nur fo und nicht anders läßt 
fich erflären, wie fich das b. ©. B.im $. 445 auf die in 
jenem fünften Hauptſtücke über die Erlöfchungsart geg e— 
benen Vorfchriften berufen haben Fonnte. 


469. 


In den Vorfchriften über die Pränotirung zur Er- 
werbung des Eigenthumsrechtes alfo liegen auch die Vor: 
jchriften über die Pränotirung zur Löſchung desfel- 
ben. Iſt aber dem fo, wie nicht- wohl bezweifelt werden 
fann, fo muß man nach Anficht des Verfaffers eben in 
Kraft degjelben $. 495 b. G. B., den man für Die 
Segenanficht zitirt, folgerecht zugeben, daß wir Präno— 
tationen nicht bloß zur Erwerbung, fondern auch zur 
Löfchung haben. Wenn man dingliche Rechte in Bezie- 
bung auf unbeweglihe Sachen bedingt und unbedingt 
erwerben Fann, fo wäre in der That nicht zu begreifen, 
warum diefe dinglichen Nechte nicht auch bedingt oder 
unbedingt aufgehoben werden fünnten. Gogeftaltig be- 
währt fich auch hier der fonft überall geltende Grundfag, 
daß jedes Nechtsverhältnig auf eben fo viel Arten auf: 
gelöfet werden fann, als dasfelbe begründet wird. Und 
bedürfte die hier vom Verfaſſer aufgeitellte Behauptung 
noch einer weitern Nachweifung, fo gäbe auch das Hof 
defret vom 28. Auguft 1818 Nro. 1488%. ©, ©. einen 
guten Beleg dazu. In diefem Hofdefrete nämlich wird 
ausdrüclich gefagt, daß auf die dort erwähnten Urkunden 
feine unbedingte Cinverleibung, Anfchreibung, oder 
Löſchung, fondern nır eine Pränotation bewilliger wer: 
den fann. Wie würden fi) wohl diefe Worte des Ger 
feges erflären laffen, wenn es bedingte Löſchungen, 
oder mas eines ift, Pränotationen zur Löfchung nicht 
gebe? 


333 


334 


$. 470. 


Die Schwierigkeit, die wir ob Mangel einer ber 
ſtimmten gefeglihen Normirung in der Terminologie 
bei derlei bedingten Löfchungen finden, kann mit der 
Analogie behoben werden. Die Worte nämlich, die das 
Gefeg mit Sntabulation oder Cinverleibung, und mit 
Pränotation oder Vormerkung zu Erwerbungen 'gibt, 
fönnen und follen auch zur Aufhebung mit Ertabulation 
oder Löſchung, und mit Pränotation oder Bormer 
fung zur Löſchung benüßt werden. 


$. 471. 


Die Eigenfchaften einer Urkunde, womit eine Prä- 
notation zur Löſchung bewirkt werden foll, find im Grunde 
diefelben, die für die Pranotation zur Erwerbung gefor- 
dert werden, Die Urfunde muß nämlich glaubwürdig 
und fo beſchaffen feyn, daß fie wider jenen, gegen 
den die Pränotirung zur Löfchung angeſucht wird, im 
Falle, als die Echtheit derfelben anerfannt oder erwiefen 
vorläge, Uber die gefchehene Zahlung, oder auch nur 
darüber, daß der Gläubiger von der Hypothek abgeitan- 
den fey, nad) Den allgemeinen Beftimmungen der Gerichts 
ordnung einen vollftändigen Beweis herzuftellen ver— 
möchte, wie dieß 3. B. bei Quittungen, die nur vom 
Gläubiger aber nicht auch von zwei glaubwürdigen Mans 
nern ald Zeugen unterfertigt find, oder bei Hypothefwei- 
hungs » Erklärungen, die fein Datum haben, oder wo 
nur Ein Zeuge mitunterfertigt ift, der Fall wäre. *) 


*) Eine derlei bedingte Löſchung bildet aber ım Hauptbuche 
Feine Saspoft, jondern wird gleich der unbedingten 
in der für Löfhungen bejtimmten Kolumne (mithin jux- 
ta) in Vollzug geſetzt. 





$. 472. 


AdIX. Auch das Begehren in Löjchungsgefuchert 
muß beſtimmt gejtellt feyn, und zu dem Ende das 
Quale und Quantum deffen, was unbedingt oder bedingt 
gelöfcht werden fol, jo wie das Hypothekargut, worauf 
die zu löſchende Satzpoſt haftet, unzweideutig ausdrücken. 
Nach der Analogie mit der Anordnung der Hofdefrete v. 
14. Februar 1804 Nro. 652 und 16. April 1830 Nro. 
2450 5. ©. ©. fann auch bei Löſchungen das Begehren 
alternativ auf Ertabulation oder auf Prändtation zur 
Löſchung in der Art geftellt werden, daß, wenn Die 
erftere nicht bewilliget werden könnte, doch die legterıt 
bewilliget werden folle. 


$. 473. 


Drdnungswidrig ware das Begehren, wenn 3. 
B. die Löſchung einer Schuld verlangt wird, die gar nicht 
intabulirt oder pränotirt iſt. Derlei Begehren werden 
vorzüglich von ängſtlichen Käufern geftellt, die an das 
Eigenthum der erfauften Realität mit einem Vertrage 
angefchrieben wurden, worin noch von einem Kaufſchil— 
lingsrejte Meldung gefchieht, für den aber weder eine 
Sntabulation noch eine Pränotation angefucht wurde, 
und der folglich nach der Flaren Vorjchrift des d. 6 Des 
Landt.» Patentes vom Sahre 1794 die Realität gar nicht 
belaftet, und in Beziehung auf Öff. Bücher ald gar nicht 
beftehend anzujehen ift. Wird nun vom Käufer mit 
Vorlage der Quittung die Löfchung diefes Kaufſchillings— 
reſtes, oder, wie es gewöhnlich geſchieht, die Erfichtlich- 
machung, daß dieſer Kauffchillingsreft berichtiget ſey, 
verlangt, jo muß ein derlei ordnungswidriges Gejuc ob 


(97 


336 


Mongel eines Dbjefts, was gelöfcht werden fol, ohne 
weiters rücfgewiefen werden. *) 


$. 474. 


Aber, hört Verfaſſer fagen, ter Verkäufer fann ja 
im gegebenen Kalle jenen Kauffchillingsreft an einen Drit- 
ten zediren. Allerdings kann er diefes thun, allein Die 
Geffion wird dem Käufer und nunmehrigen Eigenthlimer 
der Realität feinen Nachtheil bringen, weil die zedirte 
Forderung Feine Saßforderung ift, und der Käufer da- 
ber mit der bloßen Quittung, die er vom PVerfäufer er- 
hielt, gegen jeden Geffionar im $. 1394 b. ©. 8, vol- 
len Schuß findet, vor ungegründeten Anfprüchen und 
Klagen aber mit oder ohne öffentl. Bücher Niemand ge: 
fichert ift. 


$. 475. 


Ueberhaupt follen fich die Gerichte in Tabularfachen 
mit derlei Begehren auf Erfihtlihmachungen (wenn 
es fich nicht etwa um bloße Notirungen handelt) nicht 
beirren laſſen. Diefer vage Ausdruck paßt auf alle Ein- 
tragungen und Löfchungen, denn alle müffen im öffent 
lichen Buche erfichtlich gemacht werden. Gewöhnlich 
wird auch eine derlei Erfichtlihmachung nur dann begehrt, 
wenn der Grjuchfteller felbft nicht recht weiß, was er ei— 
gentlich begehren fol, oder, wenn er ahndet, daß ihm 
eine regelmäßig angefuchte, und vom Geſetze beftimmt 
vorgezeichnete Eintragung oder Löſchung nicht bewilligt 
werde. 


* Das Tabularamt wüßte auch wahrlih nicht, mo dieje 
Erfihtlihmahung im Hauptbuhe in Vollzug Fommen 
jollte, da von der Forderung ſelbſt darin, wie hier vors 
ausgefegt wird, gar Feine Erwähnung geſchieht. 


%. 476. 


Ad xvm. Die Vorſchrift, daß ZTabulargefuche 
ex primo deereto (ſey dann fchon bewilligend oder ab- 
ichlagend) erledigt werden wüffen, gilt nach S. 27 
des Landtafel- Vatentes vom Jahre 1794 und nach der 
Anordnung des Hofdefretes vom 16. April 1830 Nro- 
1459, 3. ©. ©. aud für Löfhungsgefuhe. Die Ber 
denken, die man dagegen macht, und die Behauptungen, 
daß man über Löſchungsgeſuche vorläufig den Gläubiger 
einvernehmen oder tod mit dem Vollzuge bis zur Rechts: 
kraft der bewilligten Löfchung abwarten folle, find nicht 
gegründet. Wird die Löſchung rechtmäßig bewilligt, fo 
gefchieht ohnehin damit Niemanden ein Unrecht. Glaubt 
aber der Gläubiger, daß die Löſchung nach der Tabular: 
ordnung nicht hätte bewilliget werden follen, jo geben 
ihm die Gefege das Rechtsmittel des Nefurfes an die 
Hand, und erwirft er auf diefem Wege die rechtsfräftige 
höhere Entfcheidung, daß die Löſchung nicht Statt finde, 
fo wird damit ohnehin im öffentlichen Buche alles in 
den Stand verjegt, in dem eg fich befunden hätte, wenn 
die Löfchung ſchon vom erften Richter abgefchlagen wor: 
den wäre. Dieß ift die wächtige Wirfung, die das 
Gefeß mit dem Rekurſe verbindet, und die fich daher 
jeder, der inzwijchen an dem betreffenden Hypothefarqute 
irgend ein Recht erworben hat, Cunbefchadet der allfälli- 
gen Regreßrechte) gefallen laffen muß. *) 


*) Diejer Lücke in unferem Tabular- Inftitute wäre, wie 
fhon einmal angedeutet wurde, größtentheild dadurd 
abgeholfen, wenn über alle Tabularjtüde, und auch über 
die Refurfe, die dagegen ergriffen werden, jo wie über 
die einſchlagenden Friftgefuhe ein eigenes Einreichungs- 
Protofoll beftände, welches Jedem zur Einſicht frei geftellt 
wäre, und jo gewiffermaffen einen Beftandtheil der öf— 
fentlihen Bücher bilden würde. 
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Bon diefer Vorjeprift, daß auch Löſchungsgeſuche 
ex primo deereto definitiv zu erledigen find, macht die 
Prarid bei jenen Gefuchen eine Ausnahme, womit der 
Gegner des Pränotanten die Föfchung der Pränotation 
ob nicht in gehöriger Frift überreichten Rechtfertigungs- 
lage, oder ob nicht gehöriger Fortſetzung derfelben ver: 
langt. Ueber derlei Gefuche wird gewöhnlich von der 
betreffenden Realinftanz, wenn fie nicht zugleich die zum 
Kechtfertigungs- Prozeffe Fompetente Behörde ift, eine 
Tagſatzung unter Borladung beider Theile mit dem An— 
hange angeordnet, daß der Pränotirungswerber dabei 
um fo gewiffer erfcheine, und fich über die gefchehene 
Ueberreichung der Rechtfertigungsflage, oder über die 
ihm dazu noch offen ftehende Frift (oder, falls die Klage 
ſchon überreicht wurde) über die gehörige Fortfegung der 
Klage ausweife, als im Widrigen der angefuchten Lö⸗ 
ſchung ohne weiters Statt gegeben werde. 


$. 478. 


Diefe Ausnahme feheint auch wirklich in der ganz 
eigenen Natur diefes Gefuches zu liegen, denn diefe Lö— 
jchung foll, was bei gar feinem anderen Tabulargefuche 
der Fall ift, nicht auf dem Grunde einer Urkunde oder 
einer jonft vom Gefuchjteller nachzuweifenden Thatfache, 
jondern nur deßwegen bewilliget werden, weil der Ge- 
gentheil etwas zu thun unterlaffen babe, deſſen Erfüllung 
nur von ihm nachgewiefen jeyn muß. Man jagt zwar, 
daß, da es Pflicht des Pränotirungswerbers jey, fich 
über die eingereichte und gehörig fortgefeßte Rechtferti- 
gungsflage bei der Realinftanz auszumweifen, auch dieje 
Löſchung ohne Tagſatzung bewilliget werden könnte, 
jobald diefe Ausweiſung nicht erfolgt ift, allein das Geſetz 





bat nicht die Unterlaffung diefer Ausweifung, jondern 
nur die Unterlaffung der Ueberreichung der Klage 
und der gehörigen Fortfetzung des darüber eröffneten 
Prozeßes mit der Löſchung bedroht.  *) 


$. 479. 


Uebrigeng ſind zur Erledigung der Löfchungsgefuche, 
jo wie zur Erledigung aller anderen Tabulargejuche ent: 
weder das Erfenntniß- oder das Realgericht kom— 
petent, je nachdem das Löfchungsgefuch in oder auffer 
dem Erefutionswege überreicht wird, Wirthſchafts— 
ämter aber fünnen und dürfen ſich in eine Kognition 
über Tabulargefuche gar nie einlaffen, fo wie dieß ſchon 
in den. $. $. 80 — 83 d. W. gezeigt wurde, und durch 
das mit Verordnung des k. k. Hoffriegsrathes vom 19. 
Suli 1839 Eundgemachte Hofdekret des k. F. Dberjten 
Gerichtshofes vom 14. Mai 1839 Nro. 1831 *) auffer 
allen Zweifel geſtellt ift. 


$. 480. 


Wir haben bis nun die allgemeinen Erforderniffe 
und das Verfahren bei Löfchungen überhaupt behandelt ; 
nun übergeben wir dem aufgeftellten Syſteme gemäß zu 
den befondern Vorſchriften, die für Löfchungen beitehen. 


§. 481. 


Sn der Regel muß die Satzpoſt, die ganz oder 
zum Theil gelöfcht werden fol, auf Namen desjenigen 


- Doft. Ant. Lekiſch. Abhandlung in der Zeitjchrift: 
„Juriſt.“ 1844. Bd. XI. ©. 6. 


**) Das hier zitirte Hofdekret ift im Anhange dieyes Werfes 
unfer dem Datum der hoffriegsräthlihen Verordnung 
som 19. Zul 1339 jeinem vollen Inhalte nach zu finden. 
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Beſon— 
dere Vor— 
ſchriften. 


A. Die 
Satzpoſt 
muß auf 
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Namen des» bücherlih angefchrieben ſeyn, der die Löſchungsur— 


jenigen, 
der die 
Löſchung 

bewilligt, 
ange— 


kunde ausfertigt, oder gegen den das analoge Urtheil 
erwirkt wurde. Iſt alſo z. B. eine Satzforderung pr. 
1000 fl. auf Namen des Kajus intabulirt, ſo kann die 


ſchrieben Löſchung vom Richter nur dann bewilliget werden, wenn 


ſeyn 


entweder eine zuſtimmende Erklärung des Kajus, oder 
ein wider ihn analog erwirktes rechtskräftiges Urtheil 
beigebracht wird. 


$. 482. 


So gut aber bei Satzpoſten, wenn ſie nacheinander 
an mehrere cedirt werden, mit Produzirung aller Ceſſi— 
onds Urfunden geradezu der legte Ceſſionar an das Eigen- 
thum der Sagpoft angefchrieben werden kann, ohne daß 
die Mitteldmänner insbefonders angefchrieben zu feyn 
brauchten, eben fo genügt auch zur Löfchung einer Satzpoſt 
die zuftimmende Crflärung des letzten Geffionarg, 
obgleich diefer felbft noch nicht angefchrieben ift, immer 
jedoch, wie von felbft einleuchtet, in der Vorausſetzung, 
daß nebft diefer zuftimmenden Erklärung auch der ganze 
Uebergang von jenem, auf deſſen Namen die Satzpoſt 
angefchrieben fteht, bis zu dem Ausfteller der eben 
erwähnten zuftimmenden Erflärung gehörig opieter 
wird. ($.371 d. W.). 


$. 483. 


Hat der Schuldner bezahlt ohne eine ertabulations- 
fähige Urkunde vom Gläubiger erhalten zu haben, jo 
fteben ihm zwei fehr wirffame Rechtsmittel zu Ge 
both. Er kann nämlich entweder die Pränotirung der Ur: 
Funde zur Föfchung anfuchen, oder den Gläubiger auf Ge- 
ftattung der Löſchung lagen, und in diefem legtern Falle zu- 
gleich die Notirung der Streitanhängigfeit begehren. Wird 


— — ⸗ 


dann dieſe Pränotirung gerechtfertigt, oder wider den 
geflagten Gläubiger dad analoge Urtheil auf Geftattung 
der Löfchung erwirft, fo fann in jedem diejer beiden 
Fälle auf dem Grunde des Urtheiles die Löſchung der 
Sagpoft erlangt werden, wenn gleich diefelbe nun nicht 
mehr auf Namen desjenigen angejchrieben wäre, wider 
den das Urtheil erwirft wurde. 


$. 484. 


Demjenigen, der die Lofchung zugefteht, muß aber 
auch über die zu löſchende Sapforderung freie Ver— 
fügung zufommen, Sft die Sabforderung auf Namen 
eined Minderjährigen, oder Kuranden, einer geiftlichen 
Korporation, oder fonft einer Gemeinde angefchrieben, 
fo muß (außer dem Falle einer gerichtlichen Erefution) 
auch der Konjens der betreffenden Gerichts: oder polis 
tifchen Behörde nach den bereits im erften Hauptftüce 
bei der Sntabulation zur Erwerbung des Eigenthumes 
unbeweglicher Güter gemachten Andeutungen beigebracht 
fegn. Die Befchränfungen in der Verfügung mit Satz— 
forderungen, die mit dem Fideifommiß- oder Subftitu- 
tionsbande, oder fonft mit der Notirung der Streitan- 
bängigfeit behaftet find, werden im nächftfolgenden 
Hauptſtücke, wo von Annotationen gehandelt wird, zur 
Sprache fommen. 


$. 485. 


Zur Löſchung einer auf dem dienenden Gute einge 
tragenen Grundjervitut fann die bloße Zuftimmung 
des Servituts » Berechtigten, oder ein bloß wider ihn 
analog erwirftes Urtheil folgerecht mit den bereits im $. 
42 d. W. angeführten Grundfägen nur dann genügen, 
wenn entweder das herrichende Gut mit gar feinen Pafli- 
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und 


Auch dürfen 
GC der 
Löſchung 
feine poli— 
tiſchen 
Hinder— 
nijfe im 
Mege ftehen. 


ven befaftet ift, oder, wenn Paffiva darauf haften, auch die 
Zuftimmung der betreffenden Gläubiger beigebracht wird, 


$.: 486. 


Eine ähnliche Befchränfung tritt auch dann ein, 
wenn die zu löſchende Satzpoſt mit Superfätzen be 
baftet ift. Auch in diefem Falle ift zur richterlichen Be— 
willigung der Löſchung die bloße Zuftimmung des Sap- 
gläubigers oder ein bloß wider ihn erwirftes Urtheil ohne 
Zuftimmung der Superfaßgläubiger oder ohne einem auch 
wider dieſe legtere analog erwirften Urtheile nicht genüs 
gend. Der Saßgläubiger ift zwar Eigenthümer feiner 
Sasforderung, allein auch der Eigenthümer fann nach 
$. 464 b. G. B. mit feiner Sache nur in fo weit verfü- 
gen, als dadurch in die Rechte eines Dritten Fein Ein- 
griff gefchieht. War der Schuldner fo unvorfichtig den 
Sakgläubiger zu befriedigen, ohne fich die Zuftimmung 
der Superfaßgläubiger zu verfchaffen, fo wird er der 
an fich ertabulationsfähigen Urfunde ungeachtet mit fei- 
nem Löſchungsgeſuche abgewiefen, ımd fein Hypothekar— 
gut bleibt, jo weit der Werth desfelben veicht, fortan 
verhaftet. (K. 469 b. ©. B., dann 9. $. 442 und 
443 8%.) 


%. 487. 


Zur Erwirfung der Löſchung der Gaution eines 
öffentlihen Agenten oder Gefchäftsführers wird 
die Bewilligung des ordentlichen Gerichts desjelben er: 
fordert, Was diefes Gericht (die VPerfonalgerichtsbe- 
börde nämlich) vorläufig zu thun habe, um diefen Kon- 
ſens ertheilen zu fünnen, gehört nicht bieher. CA. b. 
Entſchließung vom 6. Februar 1838, fund gemacht mit 
Hoffanzleidefret vom 10. Februar desfelben Jahres Nro. 
3271. Auch der Pofchung jener Gautionen, die für 
Gräanzfämerer in Galizien geleiftet werden, muß das 





im Hofdekrete vom 3. Dftober 1807 Nro. 818 J. ©. 
©. bezeichnete Verfahren vorausgehen. 


$. 488. 


Nach der mit SHoffanzlei » Defrete vom 25. Juni 
1795 Nro. 237, J. ©. ©. fundgemachten a. b. Ent: 
ſchließung vom 9. Mai desfelben Jahres find Mili- 
tärperfonen vom Feldwebel Coder Wachtmeijter) ab- 
wärts nicht befugt von dem ihnen vor Antretung des 
Militärftandes, oder wahrend desſelben erblich ange: 
fallenen oder auch vor Antretung des Militär + Dienfteg 
fonft zugefommenen Vermögen weder das Ganze noch 
einen "Theil ohne fchriftlichen Konſens des betreffenden 
Regiments- oder Korps - Commando zu erheben. Lö— 
fhungsgefuche alfo, die man ohne diefen Konſens über- 
reicht, müffen ob Mangel der fubjeftiven Fähigkeit des 
Ausftellerg der Quittung ohne weiters rückgewieſen 
werden. Diefe Befchränfung bezieht fich jedoch nach dem 
Schlußfage! diefer a. h. Entſchließung nicht auf die Zin- 
fen, und auch nicht auf jene Kapitalien, die der Soldat 
erſt während des Militär - Dienftes außer den Erbe’ 
verhältnißen erwirbt. 


$. 489. 


Das fo eben von der Milittärmannfchaft überhaupt 
Gejagte hat, wie aus den Hoffanzlei- Defreten vom 20. 
Februar und 3. März 1837 Nro. 4323 und 9817 zu 
entnehmen ift, auch auf die big zur Einberufung be— 
urlaubten Militäriften, obgleich fie in diefer Zeit zur 
Givil-Furisdiftion gehören, ihre volle Anwendung. Die 
nit Landmwehrfarten verſehenen ausgedienten Kapttus 
lanten find aber darunter nicht begriffen. (Hofkriegs— 
räthliche Neferipte vom 4. März 1827 Nro. 559, 24. 
April 1834 Nro. 1035, 12. April 1843 Nro. 1577 
und 15. November desjelben Jahres Nro. 4270). 
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Viertes Hauptftück. 


Bon Annotationen. 


Das 
Weſen u. 


— —⸗ 


§. 490. 


* 
9— 


— — | 
Weser das Wefen der Anunotationen (aud 


Verfah- Notirungen oder Anmerkungen genannt) und über das 


ren bei 
Annotatio— 
nen. 


Verfahren bei denfelben, haben wir in unferen Gefegen 
nur wenige ausdrücliche Beitimmungen. Darum dürfte 
auch hier die Abhandlung darüber vielleicht nicht jo genau 
durchgeführt werden, als fie die praktiſche Wichtigkeit 
diefes Gegenftandes fordert. 


$. 491. 


Aus den Worten unferer Gefege und aus dem Geifte 
derjelben entnehmen wir folgende Verhältniffe, die ſich 
zur Notirung eignen, und zwar: 


Leben, 

Heimfälligfeit, 

Fideifommiß, 

Subftitution cfideifommiffarifche), 
Bormundjchaft, KRuratel, Krida, 
Simultanhaftung, — x 
Streitanbängigfeit, 
Abſchlägige Befcheide 


uenpuewm- 


d. 492. 


Schon die Benennung diefer Notirungen deutet auf 
eine große Verfchiedenheit und Manigfaltigkeit der For: 
men und Wirfungen derfelben. Einige find zur Ber 
fhränfung der freien Cigenfchaft der bücherlichen 
Dbjefte, und einige zur Befchränfung der freien 
Verfügung der Eigenthümer beftimmt. Von den 
legtangeführten drei Notirungen aber hat jede ihre ganz 
eigenthümlihe Natur und Wirfung. Nur darin 
fommen alle überein, daß mit feiner derfelben irgend 
ein dingliches Recht erworben oder aufgehoben werde. 
Eben defwegen wurden fie auch hier in diefem Werke, 
obgleich fie manchmal vom Gejege jelbft mit Eintragun— 
gen bezeichnet werden, weder den Eintragungen, noch 
den Löfchungen angereihet. Die Notirungen find aljo 
zu Feiner weiteren bücherlichen Eintragung geeignet, und 
fünnen weder an Andere eigenthümlich übertragen, noch 
Anderen zur Hypothek beftellt werden. Sie laffen Feine 
andere bücherliche Veränderung als die Löſchung zu. 


$. 493. 


Nach dem Patente vom 12. April 1785 Nro. 407 
% ©. ©. waren die Lebenbarfeiten bei jedem lehen— 
baren ftändifchen Gute bis 1. Jänner 1787 zu notiren, 
und zwar unter der Androhung, dag im Widrigen jedem 
landtäflihen Vorgange die Wirkung, als ob das ſtän— 
diihe Gut ein frei eigenes wäre, anerfannt werden 
würde. Eben jo wurde bezüglich der unterthänigen Guter 
mit dem Patente vom 2. November 1792 8. 6, Nro- 66 
J. ©. ©. angeordnet, daß, wenn zwifchen der Dbrigfeit 
und dem Grumdbefiger ein fürmlicher Lehensvertrag be: 
ſtehet, in Folge deffen das unbewegliche Gut nicht Die 
Eigenfchaft eines emphyteutiſchen Gutes, jondern eines 


2 
23 


Insbeſon⸗ 
ders bei: 
1. Lehen 
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wahren Rechtslehens hat, dieſe lehenbare Eigenſchaft bei 
jedem ſolchen Gute in dem Grundbuche anzumerken iſt. 


§. 494. 


Erſt mit einem neuern Geſetze, und namentlich mit 
Hofdekret vom 26. April 1819 Nro. 1555 J. G. S. 
bat dieſe Annotation eine geregeltere Ausbildung erhalten. 
Es wurde angeordnet, daß 


a) das Tehenherrlihe Dbereigenthum bei jenen 
Gütern, die ganz oder theilweife Iehenbar find, unter 
der Rubrif des Gutes (folglich in der erften Rubrik 
des Hauptbuches) mit dem Ausdrude: „ein. f. Lehen” 
oder „es befinden fich dabei I, f. Lehenftüde“ 
einverleibt, und 


b) zugleich unter der Rubrik des Befigers Cin der 
2, Rubrif namlich) das VBorhandenfeyn oder der Abgang 
der Lehengnade als eines bloß perfünlichen Rechtes mit 
dem Ausdrucke „mit“ oder „ohne Lehengnade“ ein 
gejchaltet werde. 


Diefe- Berbücherungen find nach Weifung des eben 
zitirten Hofdekretes durch die Lehenſtube einzuleiten, 
und von den Gerichten auf der bloßen Grundlage einer 
von der Lehenſtube ſelbſt vidimirten Abfchrift der Lehens— 
Spezififation zu bewilligen. Eben fo ift bei den 
Grundbüchern vorzugehen, bei welchen fich unmittelbar 
1. f. Beutelleben befinden, und in jo fern leßtere zu 
Iandtäflichen Realitäten gehören, find diefe Notirungen 
jowohl im jtandifchen Gultenfatajter, ale in der Land— 
tafel zu bewirken, 





$. 408. 


Mit dem zitirten Hofdefrete wurde weiters ber 
ſtimmt, daß bei Lehen ohne Gnade ſowohl zu Bela- 
tungen, als zu Beſitzumſchreibungen, mögen dieſe in 
oder aufjer dem Grefutionswege gefcheben, immer der 
lehenberrliche Konſens beigebracht werden müffe, daß man 
aber bei Lehen mit der Gnade weder zu Belaftungen, 
noch zu Veräufferungen irgend einen Konſens benöthige. 
Nur bat der Vaſal bei Veräufferungen, die frewillig 
gefcheben, damit Fein Lehenunfähiger zum Beſitz gelange, 
Die Anzeige über die Perfon des Käufers an die Lehen 
jtube zu machen, und der darüber erhaltene Beſcheid tft 
dem Gefuche um die Beſitzumſchreibung beizufchließen. 
Soll aber die Veräufferung gerichtlich gefcheben,, jo muß 
die Gerichtsbehörde felbft Davon die Lehenſtube benach- 
richtigen, und die Vorſicht beobachten, daß in dem Feil- 
biethungs-Edikte der Zufaß eingejchaitet werde, dag ſich 
die Kaufluftigen über die Lehengfähigfeit auszuweiſen 
haben. Diefe Beitimmungen geiten auch bei den Pri— 
vatleben als I. fa Afterleben. Bei Beutelleben find 
bloß die vorgehenden Veränderungen von Seite der 
Grundbucher (Realinftanzen) an die Lehenfrube erfor: 
derlich. 


‘497. 


Weil das Dbereigentbum der Privatleben dem 
Kandesfürften gehört, jo dürfen die Privatlehensherrn 
nach der ausdrüdlichen Anordnung des Hoff. - Defretes 
vom 26. März 1824 Nro. 1996 ihre Aftivlehen ohne 
vorher eingeholten oberlehensherrlihen Konſens weder 
allodialifiren, noch belajten, noch jelbjt genießen, ſondern 
müffen diefe ihre Aftivfeben in Eroffnungsfällen wieder 
an Andere verleihen 


23* 
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2. Heim: 
fällig: 
Feit, 


§. 498. 


Bei unb. Gütern, die zum Theil frei eigenthüm- 
fich find, zum Theil aber aus einem I. fr Lehen 
ohne Gnade oder aus Privatleben beftehen, fünnen 
in Gemäßheit des Hofdefretes vom 8. März 1833 Nro. 
2600 5. ©. ©. bezüglich des alloden Antheiles, fomohl 
Belaftungen als Befigumfchreibungen auch ohne Konſens 
der I, f. Lehenftube oder des Privatlehensherrn , und bei 
Lehen ohne Gnade auch ohne Beibringung des obbemeld» 
ten Beſcheides der Lehenftube erfolgen. Nur muß in 
jedem dieſer Falle die Belaftung oder Befigumfchreibung 
im Hauptbnche durch den Beifag: „mit Ausnahme 
der Lehen“ ausdrüdlich auf den alloden Antheil be 
ſchränkt werden. 


$. 499. 


Die Heimfälligkeit befchranft die freie Eigen: 
fchaft der Realität felbft, Flebt gleichfam derjelben an, 
und geht von einem Eigenthümer an den Andern über. 
Diefe Notirung gehört alfo in die erfte Rubrik. 


$. SM. 


Ob und in wie fern grundobrigfeitliche Heimfälligs 
keits- (Cadueitäts-) Rechte bezüglich unbeweglicher Güter 
zuläffig feyn, beftimmt das Hofdefret vom 25. Septems 
ber 1789 Nro. 1052 3. G. ©., das Hoffanzleis Defret 
vom 24. Juni 1790 Pol. ©. ©. 1. Bd. ©. 52, dann 
das Patent vom 20. Dezember 1790 Nro. 97 5. ©. S., 
und das Hoffanzlei- Defret vom 26. Juni 1792 Pol. 
G. ©. 1. Bd. ©. 110 mit Hinblid auf die $. $. 760, 
761 und 114956. G. B. Für die Tabularordnung genügt 
die Bemerfung, daß 





1». Sntabulationen oder Pränotationen 
auf eine mit dem Heimfälligkeitsrechte behaftete Realität 
der Regel nah nur auf die Früchte Statt finden, 
cHofdekret vom 7. April 1798 Nro. 407 J. G. ©.) und 
daß 


2. die Dbrigfeiten die ihnen von Zeit zu Zeit 
heimfallenden Unterthansgründe nicht felbft behalten 
können, fondern an einen andern Unterthan Cmit oder 
obne Entgeld) jedoch ohne Vorbehalt der Heimfälligkeits— 
rechte überlaffen müffen. CHoffanzl.- Defret vom 24. 
Suni 1790 Pol. ©. ©. Bd. 1. Seite 52. 


Die Ausnahmen, die in diefer Beziehung in Defter: 
reich ob und unter der Ennd, dann in Mähren und 
Schleſien beftehen, find in den obzitirten Normalien 
vom 20. Dezember 1790 und 26. Jänner 1792 enthalten. 


6. 501. 


Bei eintretender Heimfälligfeit der von aufgehobenen 
ausländifchen Stiften und Klöftern dem k. f. Aerarium 
zugefallenen verbücherten Kapitalien wird bei den betref- 
fenden Landtafeln oder Grundbüchern Feine Umfchreibung 
auf Namen des F. k. Aerariums gemacht. Es genügt 
die. bloße Notirung in der dritten Rubrik neben der Saß- 
post mit den Worten: „dem. f. Aerarium heimge- 
fallen.” Das Geſuch des F. f. Fisfalamtes um diefe 
Notirung braucht bloß mit der die Heimfallung erflären- 
den HoffanzleisBerordnung belegt zu feyn. CHoffanzlei- 
Defrete vom 2. November 1808 und 30. März 1809, 
fundgemacht in Steiermark mit Gubernial > Zirfular > Ber- 
ordnungen vom 15. November 1808 Nro. 23,240 und 
22. April 1809 Niro. 8212.) 
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3. Fider 
Pommiße, 


S. 502 


Au das Fideikommißband flebt dem Fideis 
fommißgute an, und da auch verbücherte Kapitalien oder 
Sapforderungen mit dem Fideikommiße vwinfulirt ſeyn 
fünnen, fo ift erflärbar, daß die Notirung des Fidei- 
fommißbandegs entweder in der erften oder (mit iuxt») 
in der dritten Nubrif in Vollzug fommt, je nachdem 
nämlich die Realität felbft, oder eine Satzpoſt fidei⸗ 
kommiſſariſch iſt. (Inſtruktion zum Landtafel-Patente 
vom Jahre 1794 S 24). 


$. 503. 


In derlei Fideifommißverbältniffen nun wird zwar 
der jedesinalige Fideifommußbefiger ald Cigenthümer 
bucherlich. angefchrieben, doch erhalt er damit in Kraft 
des Geſetzes (8. 629 db. G. B.) nur dag Nutzungs- 
eigenthbum, und zwar mit einem Antheile am Obereis 
genthume, wie dieß das Wörtchen: »auch« im Schluß: 
Jage des eben bezogenen %. 629 zeigt. Die übrigen 
Antheile am Dbereigenthume fommen den Anwärtern zu, 
die aber bücherlich nicht angefchrieben feyn dürfen, und 
auch nicht wohl angefchrieben ſeyn können, weil die 
Individuglität derfelben dem ftetten Wechjel unterworfen, 
und oft auch ganz unbefannt ift. 


$. 504. 


Vermög des dem Fideikommißbeſitzer zufommenden 
Nutzeigenthumes kann er die Nutzungen, die er einzuhe— 
ben berechtigt iſt, gültig verpfänden, und folglich feine 
Gläubiger ad fructus des Fideikommißgutes intabul iren 
laffen. Wenn er aber feldft die Fideikommiß-Nutzungen 
verhypotbeziren kann, fo muß folgerecht auch zugegeben 
werden, daß ſich dieſes Pfandrecht auch ſeine Gläubiger 





wider jeinen Willen (ſey es ſchon in Pranptatione- oder 
Erefutionswege) verichaffen Fünnen, und das folglich den 
Eintragungen ad fructus das bloße Fideifommißband 
nicht im mindeften im Wege fteht. 


$. 503. 


Wenn der Fideifommißbefiter, fen e8 aus Ver— 
ſehen, oder abfichtlich, in der Schuldurfunde das Fidei— 
fommiß- Gut verbypotheziren würde, fünnte deßhalb die 
angefuchte Intabulation nicht rückgewieſen, jondern im 
Sinne und auch nach dem Wortlaute der F. $. 457 und 
632 5. ©. 8. immer noch ad fructus bewilligt werden. ) 


d. 506. 


Mit dem Fideifommiß - Gute jelbft aber kann der 
Fideifommißbefiger ohne Konfens der Fideifom- 
mißbehörde feine bücherliche Verfügung treffen. Ein 
Gefuch diefer Art ohne gleichzeitiger Beibringung des 
Veräußerungs- oder Onerirungs-Konſenſes der Fideifom: 
mißbehörde müßte ſelbſt dann rückgewiefen werden, wenn 
fi) das Geſuch auf ein bloß wider den Fideifommiß- 
befiger erwirktes rechtsfräftiges Urtheil gründen würde. 
(9. $. 618, 630 — 637 b. ©. B.) Die Borfichten, 
die von der Fideifommißbehörde vor Ertheilung eines 
derlei Konſenſes zu beobachten find, gehören nicht hieber. 


$. 507. 
Will ein Gläubiger wider den Fideikommißbeſitzer die 


Erefution führen, jo fann ihm die erefutive Intabulati— 
on des Urtheiles, oder gerichtlichen DBergleiches immer, 


*) Nippl's Anpellationsrath) Erläut. des 9. 63% allg. 
b. ©. 8.) 
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und folglich auch dann, wenn die bezügliche Schuld mit 
Genehmigung der Fideifommißbehörde ad corpus des 
Fideifommißgutes haften würde, nur ad fructus bemwil- 
liget werden, weil die Subftanz des Fideifommißgutes, 
wie bereitd gezeigt wurde, unveräußerlich iſt. Die Gläus 
biger Fünnen immer nur aus den Früchten im Wege der 
Sequeftration ihre Befriedigung juhen ($. 642 b. ©. 
B.). Eine Ausnahme von diefer Regel ift nur bei jenen 
Schuldforderungen denkbar, die etwa fchon vor der Fi- 
deifommiß = Vinfulirung verhypothezirt waren. Die 
Gläubiger folher Schuldforderungen haben auf das unb. 
Gut zur Zeit, als es noch frei eigenthumlich dem Schuld- 
ner gehörte, das Hypothefarrecht erworben, ihnen kann 
alfo feine ohne ihrer Zuftimmung nachgefolgte Beſchrän— 
fung des Befißftandes zu irgend einem Nachtheile gereis 
chen und folglich auch die nachgefolgte Fideifommiß + Bins 
Fulirung nicht hindern ihr Pfandrecht auf dem verhypo⸗ 
thezirten Gute felbft geltend zu machen, ($. 457 und 
491 b. ©. 3.) 


$. 508. 


Den Fideifommiß- Anwärtern gegenüber jedoch 
kann, da fie weder ald Nutzungs- noch als Obereigenthü— 
mer bücherlich angefchrieben find, gar Feine Art von Ins 
tabulation oder Pränotation mithin aud) nicht ad fruetus 
bewilligt werden. (Hofd. vom 7. April 1798 Nro. 408, 
8). 


$. 509. 


Zur Löſchung des notirten Fideikommißbandes 
wird immer die Genehmigung der Fideifommißbehoörde 
erfordert, möge das Fideifommiß für aufgelöfet, oder 
für erlofchen erklärt feyn. CS. $. 644 und 645 b. ©. 3.) 


$. 510. 


Wenn man die $. $. 604, 606 und 615 b. G. B. 
gegeneinander hält, fo kommt man bald zur Ueberzeu— 
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4. Sub: 
ffitution 
(fideifom- 


gung, daß der Fall der Notirung des Subſtitutionsban- miſſariſche), 


des nicht bei der gemeinen, fondern immer nur bei ber 
fideifommiffarifehen Subftitution eintreten kann. 
Bei diefer fideifommiffarifhen Subftitution aber 
ift die Reihe der fubftituirten Erben, wenn fie Zeitger 
noffen des Erblaffers find, ganz unbejchränft. Davon 
können mehrere hintereinander zum bejchränften Befige 
der Nachlaffenfchaft und folglich auch der dazu gehörigen 
unb. Güter fommen. (K. 611 6. ©. B.) Für die Zeit 
der Dauer des Subftitutionsbandes paßt alſo die Noti— 
rung ebenfalls nur in die erfte oder dritte Rubrik, 
je nachdem das unbewegliche Objekt der Nachlaffenichaft 
eine Realität oder eine Satzforderung it. Dar 
mit flimmen auch, wie bereitd gejagt wurde, die ber 
Lande. » Snftruftion vom Sabre 1794 angehängten Formu— 
larien überein. 


$. 511. 


Durch diefe Notirung wird ausgedrüdt, daß dem am 
Befie angefchriebenen Fiduciarerben nur das einge: 
Ihränfte Eigenthumsrecht mit den Rechten und 
Pflichten eines Fruchtnießers zufomme. ($- 613 b. 
G. 3.) Er fann alfo dag mit der Subftitution behaftete 
unb. Gut bücherlich weder eigenthümlich an Andere uber: 
tragen noch belaften. Intabulationen oder Pränotationen 
fünnen wider ihn mit Wirkung nur auf die Früchte 
oder Nutzungen ($. $. 24, 34 und 35 der Yandtafel- 
Snftruftion vom Jahre 1794) wider den Nacherben aber 
gar nicht bewilliget werden, weil diefem legteren vor 
dem Eintritte des Subftitutionsfalles gar Fein Eigen⸗ 
thumgrecht zukommt. 


304 


Diefer ftdeifommiffarifche Nacherbe hat weiter nichts 
als ein bedingtes Erbrecht, Diefes aber it, wie ſchon 
gezeigt wurde, felbft,! wenn es unbedingt wäre, fein 
Objekt der bücherlichen Eintragung. (K. 3. 57 und 58d. 
W.) Der Nacherbe muß, damit cr das ihm zugedachte 
Erbrecht wirklich erwerbe, noch die Bedingung unter der 
e8 ihm zugedacht wurde, überieben, und bei dem Ein- 
tritte derſelben erbfähig ſeyn. CS. F. 608, 556, 545 u. 
7036. ©. 8.) Ob diefe Bedingungen eintreten werden, 
iff vor der Hand noch ungewiß- Hieraus ift erflärbar, 
daß cinem derfei Jubftituirten ftdeifommiffarifchen Erben, 
bis der Fall der Eubjtitution eintritt, das Erbrecht noch 
gar nicht angefallen fey, und daß folglich ihm’gegenz- 
über in diefem Stadium Sntabulationen oder Präanota- 
tionen zur Laſt des auf Namen des eingejegten Erben 
angejchriebenen Berlaffenfchaftsgutes felbft mit der im $. 
822 b. ©. B. ausgedrücdten Klaufel nicht Statt finden 
fonnen. 


S. DIR. 


Das Gejeg gibt diefen fideikommiſſariſch jubjtituir- 
ten Erben bezüglicy der unb Erbsgüter nur das Rechts: 
mittel an die Hand mit einer fihriftlichen Erklärung, 
worin die ftdeifommiffarifche Subftitution entweder von 
Seite der Abhandlungsbehörde, oder, (wenn die Ein- 
antwortung bereits erfolgt ift) von Seite des eingefegten 
Erben anerfannt wird, oder fonft mit einem wider diefen 
[egtern analog erwirften Urtheile auf den Erbsgütern die 
Notirung des Subftitutionsbandes zu bewirken. (S. $. 
24 und 34 der Fandt.= Inftruftion vom Sahre 1794.) 


§. 513. 


Die Mittel zur Erwirfung der Löſchung diefer 
Notirung richten ſich nach Verfchiedenbeit der Fälle der 
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Aufhebung des Bubftitutionsbandes, und biethen fich 
nach den bereit3 gegebenen Andeutungen von felbit dar. 
Iſt der Zubftitutionsfall wirklich eingetreten, und in 
Folge deffen der fubftituirte Erbe zum bücherlichen Befige 
des unb. Verlaßgutes gelangt, jo wäre, da ſich gewiffer: 
maffen das Necht mit der Verbindlichkeit in feiner Perſon 
vereinigte, ſchon ein bloßes in tabularmäßiger Form ein- 
gerichtetes Gefuch desfelben genügend, um die Löſchung 
diefes notirten Subftitutiongbandeg zu erwirfen. 


$. 514. 

Alles, was bier von fideikommiſſariſchen Erbs— 
Subjtitutionen gefagt wurde, hat auch auf fideikommiſſa— 
tische Subftitutionen legirter unbeweglicher Güter jeine 
volle Anwendung. ($. 652 b. ©. 8.) 


$. 515. 


Die Notirungen, daß der an Befig angeſchriebene 
Eigenthümer unter Bormundjchaft, KRuratel oder 
Krida ftehe, haben offenbar nicht das unb. Gut, fon 
dern nur die Perjon des Eigenthümers desfelben zum 
Gegenftande. Sie gehören daher in die zweite Rubrif, 
in jene Rubrif nämlich, die für die Befiger oder Eigen: 
thümer ihre Beftimmung bat. Iſt das Tabularobjeft 
eine Sasforderung, jo verfteht es fich von felbft, daß 
auch die Bormundichaft, KRuratel oder Krida nur dort in 
der dritten Rubrik, wo die betreffende Satzpoſt fteht, 
zu notiren ift. CS. 23 der Landt.- Inftr. vom 22. April 
1794.) 


$. 516. 


Diefe Notirnngen werden von der Neal: Inftanz 
entweder über Anfuchen der Bormünder, Kuratoren oder 
Konfursmaffa - Verwalter unter geeigneter Nachweifung 
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5. Vor— 
mund— 
haft, 

Kuratel 

oder Krida, 


des Minderjährigkeits +, Kuratels- oder Krida -Berhält- 
niffes, oder über einfache Reguifitionen der betreffenden 
Obervormundſchafts⸗, Kuratelds oder Konkurs » Behörden 
bewilliget, und auf die fonft vorgefchriebene Weife durch 
das Tabularamt in Vollzug gefegt. Sit die Obervor— 
mundſchafts⸗, Kuratels- oder Konfurs+ Behörde zugleich 
die Realinftanz, fo bedarf es natürlich Feines befondern 
Requiſitionsſchreibens, fondern fie kann direkt an- das 


Tabularamt den dazu erforderlichen Auftrag erlaffen. 


Dazu ift bei Minderjährigen die fchieklichfte Gelegen- 
heit in Erledigung jenes Aftes, womit der VBormund die 
Befit- oder Saß- Umſchreibung anfucht, das Tabularamt 
zugleich zur Notirung, daß der anzufchreibende Eigen; 
thümer unter Bormundfchaft ftehe, zu beauftragen. Sn 
Kuratels- oder Krida: Fallen kann dieſe Notirung 
jchon bei Gelegenheit der Aufſtellung des Kurators oder 
der Eröffnung des Konfurfes, und zwar, wie gefagt, 
entweder direft oder mitteld Neguifitiongfchreibeng ver- 
fügt werden, je nachdem die Kuratels- oder Konfurg- 
Behörde zugleich Nealinftanz ift oder nicht. 


$. 517. 


Der Minderjährige, Kurand oder Kridatar wird 
aber nicht erft Durch dieſe Notirung in der freien Verfü, 
gung mit der Realität oder Satzpoſt befchränft, er ift es 
fchon in Kraft des Geſetzes, worauf der Richter, da 
bier die fubjeftive Fähigkeit in Frage kommt, unter den 
im $. 127 d. W. angedeuteten Bedingungen auch von 
Amtswegen zu ſehen hat, obgleich davon in dem üffentli- 
hen Buche nichts angemerft ftünde. Der bezügliche $. 
23 der Landt.-Inſtruktion vom 22. April 1794 jagt auch 
wirflich, daß diefe Notirungen nur defwegen zu gefchehen 
baben, damit dadurch angezeigt werde, daß ein der- 
gleichen Befiger nicht befugt fen, derzeit dag Gut für 


Br 


ſich allein zu verpfänden oder zu veräuffern. Damit 
ſtimmt auch die Anordnung des $. 36 des Grundbuchs— 
Patentes vom 2. November 1792 überein. 


$. 518. 


Jedes Intabulations- oder Pränotationsgefuch alſo, 
welches fich auf eine Urfunde gründet, die von Jeman— 
den ausgeftellt ift, der entweder im betreffenden öffent: 
lichen Buche als Minderjähriger, Kurand oder Kridatar 
notirt ift, oder von dem diefe Eigenfchaft auch fonft dem 
Gerichte unter den im obzitirten $. 127 d. W. erwähnten 
Bedingungen *) befannt ift, muß ob Mangel der fubjek 
tiven Fähigkeit des Verpflichteten ohne weiters rückge— 
wiejen werden, wenn anders nicht zugleich nachgewiefen 
ift, daß entweder das Rechtsgeſchäft von der betreffenden 
Gerichtsbehörde genehmigt wurde, oder daß die Minder: 
jährigfeit, Ruratel oder Krida zur Zeit des Mechtsge: 
fchäfts nicht mehr beftanden habe. 


$ 519. 


Wird gegen dieſe Vorſchrift eine Sntabulation oder 
Pränotation bewilligt, fo bleibt dem Vormunde, Kura- 
tor oder Konfursmaffa » Berwalter vorbehalten, Dagegen 
im Refursmwege Abhilfe zu fuchen. Hat er aber die 
Frift dazu verfäumt, oder war die Minderjährigkeit, 
Kuratel oder Krida nicht notirt, und ift in diefem Falle 
auch fonjt das Gericht nach den im zitirten $. 127 d. W. 
gegebenen Andeutungen nicht in der Lage gewefen, auf 


*) Sit die Konfursbehorde nicht zugleich die Realinftanz, 10 
wird diefer legtern die Konfurseröffüung zum Behuf der 
Notirung ohnehin mitgetheilt. Wenn aber auch dieſe 
Amtliche Mittheilung nicht geſchehen wäre, fo genügt ſchon 
die öffentlihe Fundmahung des Konkurseröffnungs-Edik— 
tes, um auf diejes Verhältnig im Sinne des $. 127 d. W. 
vom Amtswegen Bedaht nehmen zu Fönnen. 
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die Gültigkeit oder Ungültigkeit des Rechtsgeſchäfts von 
Amtswegen Bedacht nehmen zu können, ſo kann die Ab— 
hilfe dagegen nur im ordentlichen Rechtswege mittels 
Klage, deren Petitum auf Ungültigkeit des Rechtsge— 
ſchäfts und Löſchung desſelben zu richten iſt, erwirkt 
werden. Dabei müſſe natürlich der klagende Vormund, 
Kurator oder Konkursmaffa + Verwalter zugleich die Vor— 
fiht brauchen, einftweilen die Notirung, Daß der Beſitz 
oder die Satzpoſt ftreitig fey, zu erwirfen. War die 
bewilligte Eintragung nur eine Pränotation, fo kann fich 
der Vormund, Kurator oder Konfursmafla: Verwalter 
nach Umftänden auch obige Klage ganz erfparen, und 
auf den Ausgang der Pränotirungs + Rechtfertigungs- 
Klage feines Gegentheild ankommen laffen, weil, wenn 
das pränotirte Nechtsgefchäft wirklich ungültig ift, und 
davon in der Einrede der gehörige Gebraud gemacht 
wird, die Pränotirung ohnehin nicht für gerechtfertigt 
erflärt werden könnte 


$. 520. 


Bei Konkurſen insbeſonders tritt fehr häufig 
der Fall ein, daß zwifchen der Eröffnung derfelben und 
der öffentlihen Kundmachung des Ediktes oder dem 
Eintreffen der oberwähnten ämtlichen Mittbeilung bei 
der Realinftanz (die wie gefagt, nicht immer die Kon- 
fursbehörde ift) Tabulargefuche wider den nunmehrigen 
Kridatar vorfommen und in Vollzug gefegt werden. 
Diefer Konflikt kann jegt um jo häufiger vorfommen , 
weil der Konfurs in Rückſicht der hieraus entitehenden 
Rechtswirkung zu Folge der mit Hoffanzlei= Defret vom 
26. Juni 1346 Nro. 21,248 kundgemachten a. b. Ent- 
jchliegung vom 9. Mai desfelben Jahres ſchon von dem 
Anfange des Tages der Affigirung des Konkursedikts 
für eröffnet zu halten jey, ohne daß es auf die Stunde 


dieſer Rundmachung’ des Ediftes anfonme Was ge- 
jchieht nun mit den in diefem Stadium bewilligten und 
vollzogenen Eintragungen ? Können diefelben vom Amts— 
wegen oder nur über Anfuchen des Konf.- Maffa - Bir: 
walters gelöfcht werden ? Soll der Konfursmaffa > Ver: 
walter refuriren, oder wohl gar eine Klage auf Lö— 
jhang anitrengen? — Verfaſſer meint, daß argen eine 
ſolche Eintragung, da fie an und für fich doch immerhin 
ordnungsmäßig bewilligt war, bloß der nach der Hand 
gejchebenen Konfurseröffnung wegen, die dem fremden 
Gerichte und wenn dieje Eröffnung erjt des Nachmittags 
erfolgte, des Vormittags ſelbſt dem eigenen Konkurs— 
Gerichte nicht befannt feyn konnte, im Rekurswege feine 
Abhilfe zu erwarten ſey, weil auch der höhere Richter 
die Tabulargefuche nur nach dem Stande, wie fie über: 
reiht wurden, und unter den Verhältnißen, die im 
Momente der Ueberreichung derfelben beftanden haben, 
beurtheilen muß, daß es aber deßhalb dennoch auch eines 
Prozeffes oder Urtheiles nicht benöthige, fondern zur Er— 
wirkung der Löfchung einer folchen Gintragung, die zu 
Folge der obzitirten a. b. Entichließung vom 9, Mai 
1846 und nach der ausdrücdlichen Beftimmung des N‘. 
36 des Grundbuchspatentes vom 2. November 1792 
Nro. 66 J. G. ©, ohnehin als wirkungslos anzujeben 
it, weiter nichts als eines Gefuches des Konf.- Maifa- 
Verwalters unter Nachweifung des Tages der erfolgten 
Konfurseröffnung genüge. Wobei es fich übrigens von 
ſelbſt verſteht, daß in dieſem Gefuche die zu Löfchenden 
Eintragungen genau angegeben ſeyn müſſen, und daß, 
wenn mehrere Eintragungen gelöfcht werden follen, von 
dem Geſuche außer dem Duplifate auch fo viel geeig- 
nete Rubricken anzuschließen fommen, als es notbwendig 
iſt, um der Drdnung nad) davon alle Betheiligten ver: 
Ständigen zu fünnen. 
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6b. Si— 
multan: 
Haftung, 


$. 521. 


Wird eine Intabulation oder Pränotation wider 
Semanden angefucht, der im öffentl. Buche noch ale 
Minderjähriger, Kurand oder Kridatar notirt erfcheint, 
im Gefuche jedoch zugleich nachgewiefen, daß er zur Zeit 
des betreffenden Gefchäfts nicht mehr Mündel, Kurand 
oder Kridatar war, fo fteht obige Notirung der Bewil— 
ligung der Sntabulation oder Pränotation nicht im We— 
ge, nur muß mit diefer Bewilligung zugleich) dag Tabu- 
laramt beauftragt werden, die Notirung zu löfchen. 


$. 522: 


Diefe Löſchung kann, wie wohl fchon von jelbft ein- 
leuchtet, auch abgefondert für ſich allein unter Nachwei- 
jung, dap die Minderjährigfeit, Kuratel oder Krida zu 
jeyn aufhörte, angefucht, oder von der betreffenden Ge- 
vichtSbehorde von Amtswegen requirirt oder verfügt 
werden. 


$. 523. 


Hat der Schuldner für eine und die ſelbe Kor: 
derung feinem Gläubiger mehrere Realitäten, oder 
Sagpoften zur Hypothek eingeräumt, oder wird, mas 
im Grunde eines ift, für eine und diefelbe Forderung 
vom Gläubiger die Pränotirung auf mehrere Realitäten 
oder Satzpoſten angefucht, fo fteht deßhalb nichts im 
Wege diefe Intabulation oder Pränotation derfelben gan: 
zen Forderung auf alle zur Hypothek eingeräumte oder 
zur Pranotirung namhaft gemachte Tabularobjefte 
des Schuldners zu bewilligen, und vom Tabularamte 
vollziehen zu laffen. Nur ift in folchen Fällen das Ta- 
bularamı nach Weifung des $. 29 der Landt.-Inſtrukt. 
vom 22. April 1794 Nro. 171, 5. ©. ©. verpflichtet, 





im Hauptbuche bei jedem Sate oder (wenn eine auf meh: 
reren Realitäten eingetragene Sasforderung jelbjt zur 
Hypothek wird) bei jedem Superjaße dieſe Simultan- 
baftung zu notiren. 


$. 524, 


Hat das Tabularamt aus Verfehen oder aus jonft 
wag immer für einem Grunde vdiefe Annotation der 
Simultanhaftung bei allen oder einigen Satzpoſten un: 
terlaffen, und hat die Tabularbehörde nicht ohnehin ſchon 
diejen Mangel nachträglich von Amtswegen beheben laf- 
fen (K. 62 Landt. - Zuftruft.) fo kann der Folgen wegen, 
die damit verbunden find, auch den betheiligten Parteien 
die Befugniß nicht abgefprochen werden, um den Boll 
zug diefer gefeglichen Angrdnung bei der Tabularbehörde 
auch nachträglich das geeignete Einſchreiten zu machen, 


$, 525. 


Ueber die Wirfung diejer Annotation geben un: 
jere Gefege Feine ausdrüdliche Beftimmung. Eben deß— 
wegen beftehen auch darüber in der Theorie und Prarig 
gar verjchiedene Anfichten, *) deren Daritellung und 
Erörterung, wäre fie auch noch jo gedrängt gegeben, 
bier, wo ed nur die Tabularordnung gilt, viel zu weit 
führen würde. Dem fogeftaltig fimultan verficherten 
Gläubiger Coder deffen Erben) gegenüber ift, fo lange 








*) Mippl’s Erläuterungen des b. G. B. zu den 69. 45%, 
467 und 470. Kovetzfn’s Abhandlungen in der Zeit: 
ihrift für öſterr. Rechtsgelehrſamkeit 1836 Heft 4 und 
1837 Heft 6, dann Gſpan's Abhandlung über die Be- 
friedigung fonfurirender Gläubiger 1837 99. 31 und 32. 
Zlobitzfy’s (Landredhts- Vicepräfident) Abhandlung in 
der Zeitichrift für öſterr. Rectsgelehrfamfeit 1839. Heft 
3 und Ellinger’s Handbudh des öſterr. Eivil- Rechts 
zu 66. 45% und 467 des allg. b. ©. B. 
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die Satzpoſt überall auf feinen Namen umfchrieben ift, 
und Darauf feine Superſätze haften, dieſe Annotation 
allerdings ohne aller Wirfung, weil er der fontrahirende 
Theil ſelbſt ift, die öffentlichen Bücher aber ihre Wirkung 
nur für Dritte äuffern, und weil überhaupt der Gläu- 
biger, wenn er einmal die Befriedigung erhält, diefelbe 
zu wiederholtem Male nie verlangen fann, möge fchon 
die Forderung fimultan oder nicht fimultan, oder auch 
gar nicht verhypothezirt ſeyn, allein bei vereinzelten Gef- 
fionen, und bei Behaftungen mit verjchiedenen Super— 
ſätzen fann diefe Notirung nicht wirfungslos fegn, will 
man anders nicht zugeben, Daß dag Gefeg diefelbe zweck— 
[08 angeordnet habe, und daß der Schuldner eine und 
diefelbe Schuld bloß deßwegen, weil er dafür mehrere 
Realitäten verhypothezirte, oder weil vielleicht gar ber 
Gläubiger diefelbe wider feinen (ded Schuldners) Willen 
auf mehrere Realitäten ypränotiren ließ, nun Gefahr 
laufen follte, entweder zwei, drei und wohl noch mehr; 
mal bezahlen, oder jede der Realitäten jedem einzelnen 
Geffionar oder Superfaßgläubiger für die ganze Schuld 
zum Opfer bringen zu müffen. Dieß kann nicht im Sinne 
unferer gerechten Gefeßgebung liegen, und wenn fie ung 
darüber Feine ausdrückliche Beftimmung gab, fo find wir, 
wie Berfaffer meint, deßwegen nicht gehindert, nach 
Weifung des $. 7 b. G. B. in dem analogen vom Gejeße 
beſtimmt entfchiedenen Kalle der Korrealität mehrerer 
Schuldner einen Schuß für die Korrealität mehrerer 
Hypotheken zu finden. (K. $. 891 — 8966...) *) 


*) Es dürfte nicht ohne Intereſſe feyn ein in diefer Bezies 
bung für die Verfachbücher in Tirol ergangenes 
Geſetz vor Augen zu haben, obgleich dieſe Bücher, wie be— 
Fannt, eine von unjerm Tabular-Inftitute etwas verſchie— 
dene Einrihtung haben. Es ift das im Einverftändniffe 
der k. k. oberſten Juftizftelle ergangene Hoffanzlei: Defret 


= Een 


un 


$. 526. 


In Fallen anhängiger Klagen über Befig oder 
Eigenthum einer Realität, oder auch über Anfprüche 
oder Löſchung einer Satzpoſt räumt das Gefeg dem Klä— 
ger die Befugniß ein, fogleich oder auch im Zuge des 
Prozefjes mit der bloßen Ausmweifung, daß die bezügliche 
Klage wirflich anhängig fey, die Notirung der Streit: 
anhängigfeitim off. Buche zu erwirfen, immer jedoch, 
wie ſich nach den allgemeinen Grundfägen der Tabular- 
ordnung von felbit verfteht, in der Vorausfegung, daß 
die Realität oder Satzpoſt noch auf Namen oder zu 
Gunſten desjenigen bücherlich angefchrieben ftehe, gegen 
den die Klage gerichtet if. CGrundbuhs- Patent vom 
2. Nov. 1792 $. 5 Nro. 66, Landt.- Patent vom 22. 
April 1794 $. 33 und Snftruftion $. $. 25, 26 und 51, 
Hofd. vom 29. Auguft 1818 Nro. 1488 J. G. ©., und 
die a. h. Entjchließung vom 14. März 1846, Fundgemacht 
mit Hoffanzlei» Defret vom 8. April desfelben Jahres 
- Neo, 11,890.) 


vom 7. März 1805 Nr. 4401, weldes wörtlich lautet, 
wie folgt: 


„Benn eben diejelbe Forderung auf eigenes Verlau— 
gen des Schuldners bei zwei oder mehreren Ortsgerichten 
vorgemerft wird, fo Fann er jelbft verlangen, daß über— 
all die Bormerfung: „Iſt auch bei dem Ortsgerihte N. N. 
vorgemerft‘ beigejegt werde. Gefchieht aber die Vor— 
merfung auf Anfuchen des Gläubigers, und wird von 
ihm die jhon anderswo erfolgte VWormerfung verſchwie— 
gen, jo bleibt dem Schuldner immer unbenommen, bet 
jedem Drtögerichte die Beifegung der vorgedachten Vor— 
merfung zu verlangen. Der Gefahr einer Doppek 
zahlung wird der Schuldner oder feine Erben um fo 
weniger ausgeſetzt jenn, als fih alle, wo immer erfolg: 
ten VBormerfungen der nämlichen Forderung doch immer 
auf eben diejelbe Urfunde beziehen, und foldhe bei jedem 
Drtögerichte eingetragen werden muß.” 


24° 


⸗ 
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Streits 


anhängig 


keit, 
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$. 527. 


Dieje Notirung muß, da fie nicht in Folge eines 
rechtgfräfrigen richterlichen Spruches gefchieht, und mits 
bin fein Akt der Erefution ift, immer bei der Real 
inftanz als der ordentlichen Tabularbehörde angefucht 
feyn. Der Gebrauh in der Klage felbft auch das Be- 
gehren um einftweilige Notirung derfelben zu ſtellen, ift 
ordnungswidrig, weil Fein Geſetz befteht, welches eine 
derlei Kumulirung einer Streitfchrift mit einem Tabulars 
gejuche geftatten würde, und weil überhaupt auch die 
Gefchäftsbehandlung und felbft der Rekursgang zwifchen 
einer Klage und einem Tabulargefuche in vielen Beziehun- 
gen weſentlich verſchieden ift. 


J. 528. 


Der Bolzug jelbft gefchieht im Hauptbuche entweder 
in der zweiten oder dritten Nubrif des Hauptbucheg, 
je nachdem fich der Streit auf das Eigenthumsrecht des 
Befigers, oder auf eine Satzpoſt bezieht. Wird mit der 
Klage nicht das Eigenthum der ganzen Realität, jondern 
nur eines Theiles derfelben, 3. B. eines zur Nealität ge 
hörigen Ackers angefprochen, fo gehört die Notirung in 
die erfte Rubrik, in jene Rubrif nämlich, wo auch die 
Sntabulation mittels Abfchreibung des Acker erfolgen 
muß, wein der Kläger Obſieger wird. 


$ 529. 


Die in obzitirten Gefegen ausgefprochene Wir- 
fung diefer Notirung bängt von dem Ausgange des 
notirten Streites ab, Wird diefer Streit zu Gunften 
des Klägers rechtgfräftig entfchieden, jo Fann er mit dem 
bezuglichen Urtheile im Grefutionswege verlangen, daß 


* 


ihm die Realität oder die Sagpoft in jenem Tabular— 
ftande, in dem fich die eine oder die andere zur Zeit der 
angejuchten Notirung befunden habe, mithin unter gleich- 


365 


zeitiger Löſchung aller etwa feither dem Geflagten gegen: 


über ftattgefundenen Belaftungen auf feinen Namen um: 
fohrieben werde, oder daß, wenn die Klage auf Ungül- 
tigkeit oder Löfchung einer Satzpoſt geftellt war, nicht 
nur diefe Satzpoſt, fondern gleichzeitig auch alle feit der 
angejuchten Annotation dem Geflagten gegenüber etwa 
vorgefommenen Superfäße gelöfcht werden. Iſt dage- 
gen der Kläger im bezüglichen Streite fachfällig gewor— 
den, fo fann der Geflagte ebenfalls im Erefutionswege 
die Löſchung der vom Kläger erwirften Annotation be 
wirfen. ) Diefe bier aufgeftellten Behauptungen finden 
in den oben im $. 526 d. W. citirten Gefegen ihre Be 
gründung. 


$. 50. 


Es ift fhon an feinem Orte gezeigt worden, daß, 
wenn der refurirte abfchlägige Befcheid vom höheren 
Richter abgeändert, und folalich die abgefchlagene Eintra- 
gung oder Löſchung bewilliget wird, dieſe Berilligung 
nad) Lehre des $. 49 der Landt. - Inftruftion vom Sahre 
1794 ohne Rückſicht der inzwijchen etwa gefchehenen Ver: 
änderungen mit derjelben Priorität in Vollzug 
fommen muß, die dem NRefurenten gebührt hätte, wenn 


*) Bon einer gleichzeitigen Löſchung der inzwischen wider den 
Kläger erwirften Belaftungen kann in diefem Falle Feine 
Rede fenn, weil mit bloſſen Notirungen, wie ſchon ge 
fagt wurde, noch gar Fein dingliches Recht (mithin auch 
fein bedingtes) erworben wird, und folglid dem Kläger 
gegenüber bloß deßwegen, dag er eine Notirung erwirfte, 
ohnehin Feine Artvon Eintragung bewilliget werden Fonnte. 


und 

8. abſchlä— 

gige Be 
ſcheide. 
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jene Eintragung oder Löſchung ſchon der erfte Richter 
bewilliget haben würde. *) 


$. 531. 


Eben wegen diefer wichtigen Nechtswirfung, die 
ein Rekurs zur Folge haben kann, wurde durch die 
fpatern Gefege, und namentlich durch dag Patent vom 
14. Februar 1804 $. 2 Nro. 652, Hofd. vom 21. Juni 
1805 Nro. 734, 27. Auguft 1819 Nro. 1609 und 16. 
April 1830 Nro. 1459 3. G. ©., dann die mit Hofk. 
Defrete vom 10. März 1840 Nro. 7717 Fundgemachte 
a. h. Entfchließung vom 29. Februar desfelben Jahres 
ausdrücklich angeordnet, daß ZTabular »Befcheide, die 
abfchlägig ergehen, im öffentlichen Buche zu notiren find, 
und zwar, wie aus dem obeitirten Patente vom 14. Fer 
bruar 1804 zu entnehmen ift, aus dem Grunde, damit 
weder Die Partei, wenn fie vom höheren Richter die Bes 
willigung erwirft, in ihrer Priorität beeinträchtigt, noch 
ein Dritter mit feinem inzwifchen erworbenen Pfand» und 
Nripritätsrechte zurlcfgefegt werde. 


$. 532. 


Sol aber anders diefe Notirung dem vom Gefege 
beabfichtigten Zwecke der möglichften Evidenzhaltung des 
Standes der öffentlichen Bücher entfprechen, fo muß der 


*) Diefe rückwirkende Kraft tritt aber, wie gejagt, nur 
dann ein, wenn die Partei im Rekurswege die Ab- 
hilfe findet, Feineswegs aber dann, wenn ihr dieſe Ab: 
hilfe, ſey es über ein neuerliches verbeſſertes Geſuch, 
oder nad der Andeutung des $. 274 d. W. im ordente 
lichen Rechtswege zu Theil wird. In dieſem legtern 
Falle kann ſich zwar die klagende Partei durch die No— 
tirung der Streitanhängigkeit eine Priorität ſichern, allein 
dieſe Priorität wird erſt von der Zeit der angeſuchten 
Notirung der Streitanhängigkeit gerechnet. 





abjchlägige Befcheid auch dort notirt werden, wo die 
angefuchte Tabularhandlung, wenn fie bewilliget worden 
wäre, bätte in Vollzug gejegt werden müffen. Diefe 
aus der Natur der Sache hervorgehende Behauptung 
wird auch durch ein ausdrüdliches Gefeg, und namentlich 
durch das obeitirte Hofdefret vom 21. Juni 1805 Nro. 
734 5. ©. ©. vollends gerechtfertigt. Die Notirung 
abfchlägiger Befcheide Fann daher in jeder der beftehen- 
den drei Rubrifen ihren Pla haben, je nachdem namlich 
entweder eine Abjchreibung von einer Realität, oder eine 
Umfchreibung des Eigenthümers derfelben, oder aber 
eine bypothefariiche Eintragung oder Löſchung abgefchla- 
gen wurde. 


$. 539. 


Wenn nah dem Gefege das Gefuch, worüber der 
abjchlägige Bejcheid erfolgte, nicht unmittelbar bei der 
Realinftanz, fondern in den fchon im $. 200 d. W. 
erwähnten Fällen bei einem andern Gerichte eingebracht 
wird, fo muß dieſes Gericht feinen abfchlägigen Befcheid 
in Folge des obeitirten Hoffanzleis Defretes vom 10. 
März 1840 Nro. 7717 $. 3 an die Realinftanz zur No- 
tirung im öffentlichen Buche überfenden. 


$. 534. 


Die Nothwendigfeit der Notirung abjchlägiger Be- 
fcheide tritt auch dann ein, wenn die angejuchte Eintra— 
gung oder Löfchung nur zum Theil abgefchlagen wird. 
Das Haus Nro. 10 5. B. fey auf Namen des A und B 
bücherlich angefchrieben, bei dem B aber auch deffen 
Minderjährigfeit angemerkt. Nun verfaufen beide das 
Haus an C, und diefer fucht auf dem Grunde des übri- 
gens tabularmäßig errichteten Kaufvertrages die Um— 
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fhreibung des Haufes auf feinen Namen an. Ueber 
diefes Geſuch müßte der Befcheid ungefähr Tauten wie 
folgt: | 


»Die angefuchte Befigumfchreibung wird nur bezüglidy der 
dem A angehörigen Hälfte des inerwähnten Haufes 
Pro. 10 bewilligt, bezüglich der andern Hälfte des; 
felben aber aus dem Grunde abgefchlagen, weil 
deren Eigenthümer B im Öff. Buche noch als unter 
Bormundfchaft ftehend angemerft ift, anbei aber 
mweder der Konfens von Seite der Obervormund- 
fchaftsbehörde, noch eine Ausweifung, daß diefer 
B großjährig geworden jey, beigebracht wurde.« 


»Das Landtafel- (oder Grundbuchs-) Amt wird 
daher beauftragt, dieſe Umjchreibung, in fo weit 
fie bewilliget wurde, mit Sngroffirung dieſes verbe- 
jchiedenen Gefuches und der Beilage A in Vollzug 
zu ſetzen, zugleich aber auch den abfchlägigen Theil 
dieſes Befcheides zu notiren.« 

»Hievon werden fohin alle Theilnehmer, und 

‚zwar der Gefuchiteller © mittel$ Original, A mit- 
teld Duplifat, und B mittels Nubrif verftändigt.« 


$. 985. 


Diefe Notirung muß felbft dann verfügt werden, 
wenn die Partei von der Begünftigung, die das Patent 
vom 14. Februar 180% Nro. 652, 3. ©. ©. gibt, Ge 
brauch macht und vorfichtsweife das Begehren auf In— 
tabulation oder Pränotation ftellt, das Gericht aber 
zwar nicht die erftere, wohl aber die legtere bewilliget, 
weil ein derlei Begehren nur fubordinirt, in dem Sinne 
nämlich, zu nehmen ift, daß nur für den Fall, als den 
beftchenden Gefegen gemäß, die Intabulation nicht Statt 
finden könnte, Doch wenigitens die Pränotation bewilligt 


— — — —. 


werden follte. Wird alfo nur die Pränotation bewilligt, 
. fo muß das Gericht in demfelben Beſcheide auch den 
Grund angeben, warum es der Intabulation nicht Statt 
gab. Die Partei verlangte zunächt doch nur die Inta— 
bulation, und da fie mit dem jubordinirten Begehren die 
Wahl zwiſchen der Intabulation und Pränotation nicht 
der Willkühr des Richters überließ, ihr auch ſchon des 
Rechtfertigungsprogeffes wegen, den die Pränotation 
zur Folge bat, nicht gleichgültig feyn kann, ob ihr die 
Eintragung oder Löſchung unbedingt oder bebingt bemwil- 
ligt werde, ſo muß ihr auch gegen die bei einem ſolchen 
Begehren abgeſchlagene Intabulation das Rechtsmittel 
des Rekurſes *) frei ſtehen. Dieß hat zur weitern Fol— 
ge, daß auch in dieſem Falle der abſchlägige Theil des 
Beſcheides zu notiren ſey. Wird dagegen über ein ſol— 
ches Geſuch die Intabulation bewilligt, ſo behebt ſich 
von ſelbſt die Nothwendigkeit von der Pränotation eine 
Erwähnung zu machen, oder wohl gar dieſelbe abzuſchla— 
gen, und eine Notirung darüber zu verfügen. 
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Die obzitirten Geſetze (Patent vom 14. Februar 
1804, dann Hofd. vom 17. Auguſt 1819, 16. April 
1830 und 10. März 1840), die von der Notirung ab— 
ſchlägiger Beſcheide handeln, ſprechen zwar nur von In— 
tabulationen, Pränotationen und Löſchungen, allein es 


*) Wenn die Partei in derlei Fällen gegen die abgejchlage- 
ne Intabulation den Rekurs ergreift, ſo kann und ſoll 
ſie inzwiſchen dafür ſorgen, daß, da der günſtige Erfolg 
des Rekurſes doch immer ungewiß iſt, ſie ſich bis zur 
Erledigung des Rekurſes in offener Friſt zur Ueberrei— 
chung der Pränotirungs-Rechtfertigungs-Klage erhalte, 
($. 187 d. WB.) weil fie auſſerdem Gefahr lauft, ſowohl 
für die Intabulation als für die Pränotation die Priorität 
zu verlieren. 
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ift nicht zu zweifeln, daß darunter alle abfchlägige 
Tabularbefcheide, und folglich auch jene über abge 
fehlagene Notirungen, die mit Rechtsfolgen verbunden 
find, verftanden werden, weil auch gegen diefe abfchlägige 
Befcheide der Rekurs mit Aufrechthaltung der durch Das 
Gefeß erwirften Priorität Statt findet, und daher die 
Wirkung eines Rekurſes bei einer abgefchlagenen Notirung 
3. B. der Streitanhängigfeit, des Lehenbandes u. f. w. 
eben fo, wie bei einer abgefchlagenen Sintabulation oder 
Pränotation wichtig und folgenreich feyn fann. 


$. 537. 


Wie aber dann, wenn dad Gericht die Notirung 
des abfchlägigen Beſcheides nicht angeordnet hat, 
oder wenn das Tabularamt überfieht, die angeordnete 
Notirung in Vollzug zu fegen? Diefe Frage ift natür- 
lich ohne praftifhem Sjntereffe, wenn entweder wider 
den abfchlägigen Befcheid gar nicht refurirt worden ift, 
oder wenn wider denfelben zwar refurirt wird, der Re— 
furg jedoch vom höhern Richter rücfgewiefen wurde, 
oder wenn dem ergriffenen Refurfe zwar Statt gegeben 
worden ift, inzwifchen aber d. i. feit der Ueberreichung 
des Gefuches bis zur Refurserledigung von einem Drit- 
ten in Beziehung auf diefelbe Realität oder Satzpoſt 
Feine Veränderung angefuht und erwirft wurde, In 
diefen drei Fällen entfteht der Priorität halber mit Nie— 
manden ein Konflift, und die dem Refurenten höhern 
Orts bewilligte Eintragung oder Löfchung kann anftand- 
108 mit rüctwirfender Kraft vom Tage der Ueberreichung 
des Gefuches in Vollzug fommen. 


$. 538. 


Die praftifche Wichtigkeit der obgeftellten Frage 
äußert ſich bei unterbliebener Notirung des abfchlägigen 


‘ 


Befcheides nur dann, wenn die vom erften Richter ab: 
gefehlagene Eintragung oder Löſchung im Rekurswege 
bewilligt wird, und inzwifchen von einem Dritten bezüg- 
lich derjelben Realität oder Saftpoft irgend eine bücher: 
liche Veränderung, die mit der nunmehr erwirften Ein- 
tragung oder Löſchung im MWiderfpruche fteht, angefucht 
und erwirft wurde, Segen wir den Fall: A verfauft 
feine Realität dem B und fertigt ihm auch die Aufjandes 
urfunde aus. Die vom B am 3. Mai 1846 angefuchte 
Befigumfchreibung wird vom erjten Richter abgefchlagen, 
vom höhern Richter aber im Nefurswege bewilligt. Wie 
nun diefe Bewilligung in Bollzug kommen ſollte, fieht 
das Gericht oder das Tabularamt, daß inzwifchen die: 
felbe Realität auf der Grundlage eines anderen Vertra— 
ges in Folge eines fpäteren Gefuches z. B. de pracs 6. 
Mai desfelben Jahres auf Namen des O eigenthümlich 
angefchrieben wurde, ohne daß der über das frühere 


Gefuch des B abjchlägig erfolgte Befcheid notirt worden - 


wäre. Was fol nun das Gericht thun? Wen foll das 
Inſtitut der öffentlichen Bücher fchügen, da hier beide 
(der B und C nämlich) im Vertrauen auf die öffentl. 
Bücher handelten? Welcher von beiden habe den Vorzug 
und welcher von ihnen foll an den Syndifatsweg, der 
ftet8 mit Zeits und Koftenaufwande verbunden, und auch 
im Erfolge nicht immer zweifellos if, gewiefen werden ? 


$. 539. 


Diefe Fragen finden nach Verfaſſers Anficht fchon 
in den $. $. 440 und 445 b. ©. B. ihre Auflöfung, 
weil daraus klar hervorgeht, daß bei Konflikten in Ta: 
bularfachen alles darauf anfommt, wer früher die Ein- 
tragung angefucht hat, ohne daß diefe Priorität des 
früheren Gefuchjteller8 noch von irgend einer bücherlichen 
Einzeihnung abhängig wäre. Mit diefem im b. G. 8. 


3 
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ganz allgemein ausgefprochenen Grundjage ftimmt aber 
auch die Vorfchrift des $. 49 der Landt. = Snftruft. vom 
Sahre 1894 überein, wo dargeftellt wird, daß die 
vom erften Richter abgefchlagene Eintragung, wenn fie 
im Rekurswege vom höheren Richter bewilligt wird, 
jene Priorität zu erhalten habe, die ihr nach dem Prä— 
fentatum des Gefuches zufommt. Auch bier macht das 
Gefeg diefe Priorität von gar feiner Notirung abhän- 
gig, und Fonnte diefelbe davon auch nicht abhängig ges 
macht haben, weil diefe Art der Notirung abjchlägiger 
Befcheide damals im Jahre 1794 noch gar nicht beftans 
den hat, fondern, wie gezeigt, erjt mit dem Patente vom 
14. Februar 1804 J. ©. ©. eingeführt wurde. 


$. 540. 


Selbft die Gründe, die das eben zitirte Patent 


- vom 14. Februar 1804 Nro, 652 F. ©. ©. bei Anords 


nung diefer Annotationen abfchlägiger Beſcheide anführt, 
haben, wenn. man fie zufammenfaßt, feinen anderen Sinn 
ald daß die abfchlägigen Befcheide deßwegen zu nofiren 
find, damit Niemand durch die Einficht der üffentl. Bir 
cher irregeführt, und in feinem Vertrauen auf dieſelben 
getäufcht werde. Diefe Notirung ift alfo der Wirfung 
nach dad, was z. B. die Notirung einer Krida iſt. In 
beiden Fällen dient fie nur zur größeren Evidenz der öf— 
fentl. Bücher, und zur größeren Warnung für alle, die 
im Vertrauen auf diefelben ein Gefchäft unternehmen. 
So gut 3. B. eine Intabulation, die auf eine zum Kon- 
furd gehörige Realität über ein erft am Tage des erüff- 
neten Konfurfes überreichtes Gefuch bewilligt und vorge: 
nommen wurde, wirfungselos it, obgleich die Notirung 
der Krida unterblieb, eben fo und aus demfelben Grunde 
fonnen auch Eintragungen oder Löſchungen, die im Zuge 
eines mit Erfolg ergriffenen Rekurſes angefucht und er- 


wirft wurden, dem obfiegenden Rekurenten zu feinem 
Nachtheile gereihen, wenn gleich die Notirung des in 
erfter Inſtanz abweislich erfolgten Befcheides nicht verfügt 
worden wäre. 


$. 54. 


Im obgegebenen Falle alfo jollte das Gericht, 
nach Verfaſſers Anficht, feinen Anftand nehmen, die im 
Refurswege vom höheren Richter zu Gunſten des B 
bewilligte Befißumfchreibung vollziehen zu laffen, und da— 
bei bloß die Vorficht gebrauchen, daß davon nebſt dem 
A auch der €, der mitlerweil an den Beſitz gefchrieben 
wurde, der Drdnung nach verftändigt werde. 


$. 542. 


Die bis nun behandelte Regel, daß jeder abfchlä- 
gige Tabularbefcheid zu notiren fey, hat zwar im Gefege 
ausdrüdlich Feine Ausnahme, allein fie liegt in der Natur 
der Sache dann, wenn weder aus dem Geſuche, noch 
aus den beigebrachten Urkunden dag Objekt, worauf die 
verlangte Tabularhandlung gefchehen follte, zu entneh— 
men wäre, oder, wenn dieſes Objekt zmar angegeben 
feyn würde. dasfelbe aber noch gar nicht verbüchert er— 
jchiene. Auch Bejcheide, womit Friften zur Vorlage der 
Pränotirungs- Rechtfertigungsflage abgefchlagen werden, 
find nicht zu notiren. CHofd. vom 21. Juni 1805 Nro. 
734, % ©. ©.) Dod dieß bildet von obiger Negel 
eigentlich Feine Ausnahme, weil derlei Befcheide, wie 
fchon einmal erwähnt wurde, ohnehin feine Tabularbe- 


fcheide find. 
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LII. Theil. 





Manipniafions- 
Borfchriften. 


—z—— 


Erftes Hauptftück. 


Form und Einrichtung Der Hffentlichen Bücher: 


$ 543. 
—— Es iſt bereits im erſten Theile in den $. $. 13 
u r 4 B 
beftehen: — 28d.W. gezeigt worden, daß unfere öffentl. Bücher 


nn * (Landtafel⸗ und Grundbücher) nach dem Geſetze aus einem 
buüche, Haupt- und einem Urkunden-Buche beſtehen, daß 
in dieſem Hauptbuche jedes zur Verbücherung geeignete 

Objekt eine eigene Abtheilung erhalte, daß jede ſolche 

Abtheilung aus drei nach einander folgenden Rubri- 

fen beftehbe, und daß von diefen Rubrifen die erfte: »Ob- 


jeft des Eigenthumes oder: Realität« diezweite: 


»Eigenthümere und die dritte: »Rajten« zur Ueber- 


ſchrift hat. ) 
$. 544. 


Das Hauptbuch ift jenes Buch, welches das! a 
b. ©. B. unter öffentl. Bücher verftanden haben will, 
cHofd. vom 4. Juni 1819 Nro. 1567, 3. ©. ©.) 
und womit alſo ausfchließend alle dinglichen Sachenrechte 
bezüglich unbeweglicher Güter erworben, aufgehoben, 
oder befchränft werden fünnen. Soll daher diejes Bud 
feiner Beftimmung entfprechen, und der im 9, 443 b. 
G. 3. ausgeſprochene Grundfag: »Wer diefe öffentl. 
Bücher nicht einficht, leidet in allen Fällen für feine 
Nachläffigfeitz eine wirkſame Bedeutung haben, jo muß 
man zugeben, daß diefe Bücher auch jo eingerichtet ſeyr 
müffen, daß deren Inhalt auch von ungelehrten Parteien, 
die davon Einfiht nehmen, ohne eines befonderen Stu- 
diums zu benöthigen, leicht überfehen und verjtanden 
werben fünnen, 


$. 545. 


Dazu ift aber vor allem die größtmöglichfte Ein- 
fahheit in der Einrichtung diefes Buches unerläß- 
lih. Die Rubrifen jeder Abtheilung müffen fich zu die: 
ſem Ende auf die nothwendigften Kolumnen befchränfen. 
Man fann fagen, jeder Strich und jeder Buchftabe, der 
in diefem Buche ohne Noth vorfommt, ift hier nicht bloß 


*) Mit dem Ausdrude: „Rubrik“ wird im Gejege manch— 
mal aud der ganze Beſitz und Lajtenftand, mithin gerade 
das bezeichnet, was wir hier unter: „‚Abtheilung‘ ver: 
fiehen. Daß aber diefer Ausdrud: „Rubrik“ vom Ge 
jege manchmal auch in dem hier vom Verfaſſer gegebe: 
nen Sinne gebraudt wird, zeigt das Hofdefret vom 21. 
uni 1805 Nr. 734 3. ©. ©. und auch der 6. 24 der 
Landt.-Inſtr. v. Jahre 1794. 
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unnütz, ſondern auch ſchädlich, weil dadurch immer zwi- 
fhen mehr oder weniger das Verſtändniß und die Evi- 
denz erjchwert wird. Auch ift die unnothwendige Ber: 
vielfältigung der Kolumnen eine Verſchwendung an Pas 
pier fowohl in der Bogenzahl, ald in den Koften, weil 
dabei gar oft eine Kolunme mit Einfcreibungen ſchon 
überfüllt ift, während die andere noch ganz leer da 
fteht, und dem Ganzen einen ftörenden Anblick gibt, 


$. 546. | 

Diefe Einfachheit des Hauptbuches zeigt auch das 
Formular, was und das Gefeg mit der Landt.-In— 
ftruft. vom Jahre 1794 Nro. 171 3. ©. ©. gab, Die 
ſes Formular ift auch das einzige, was wir in unferen 
Gefegen finden, und daß dasfelbe allen unferen Landta- 
feln und Grundbüchern zum Mufter dienen kann und 
muß, wurde bereits in den $.%. 8 — 330 MW. zur 
reichend ) nachgewiefen. 

$. 547. 

Jedes zur Verbücherung geeignete Objekt, Das nad) 
der Landesverfaſſung, ) oder nach den von politifchen 
Behörden genehmigten Beftimmungen des Eigenthümers 
einenfelbftftändigen Körper bildet, möge diefer ſchon 
in einem einzelnen Grundſtücke, Gebäude, oder Rechte, 
oder fonft in einem Komplexe von mehreren Grundjtus 
fen, Gebäuden, oder Rechten beftehen, erhält in Die: 
fem Hauptbuche eine eigene Abtheilung von einigen 
Blättern, deren Anzahl fich nach dem größern oder min- 
dern DVerfehr mit Realitäten und Sagfapitalien richtet. 


*) Ob ein Dbjeft geeignet fen in das Grundbuch einbezogen 
zu werden, hat die politifche Behörde, und nicht das 
Gericht zu entfcheiden. Hoffanzlei- Defret vom 23. Of- 
tober 1830, Fundg. durd das Circulare der k. k. n. ö. 
Regierung v. 10. Der. 1830 Nr. 66,825. 





Zwei Bogen Negal« Papier, oder, was eines ift, vier 
Blätter oder acht Seiten, jebeinen mindeftens für jede 
Abtheilung im Hauptbuche nothwendig zu ſeyn, welcher 
Raum dann in dem Verhältnife, wie ihn der am Schluße 
dieſes Werkes für Hauptbücher beigefügte Entwurf zeigt, 
für die beftehenden drei Rubriken untertheilt werden kann. 


$. 548. 


Das zu dieſen Hauptbüchern verwendete Negal- 
Papier muß ftarf und dem Formate nach nicht zu Flein 
und nicht zu groß ſeyn, weil dasjelbe im erfteren Kalle 
Cbefonders in der dritten Rubrif, die die größte Zahl 
der Seiten braucht) den für die Kolumnen nothwendi- 
gen Raum nicht gewährt, und im legteren Falle den 
Gebrauch diefer Bücher und die Einfchreibungen in die- 
jelben erfchwert. Bet Landtafeln follte zu Folge $. 9 
der Landtafel.» Inftruft. vom Jahre 1794 jeder Band 
des Hauptbuches aus 179 bis 175 Negalbögen beftehen. 
Für die Hauptbücher der Grundbuchsämter find minder 
voluminöfe Bücher weit zweckmäßiger. Nach Verfaſſers 
Anficht follte jeder Band aus höchftens 106 Regalbögen 
von beiläufitg 15 Zoll Höhe und 10 Zoll Breite be 
ftehen. 


9. 549. 


Am Ende eines jeden Hauptbuches muß eine ver— 
hältnißmäßige Zahl Blätter leer gelaſſen werden, damit 
man bei vorkommenden Realitäten-Abſchreibungen für 
allenfalls neu zu errichtende Abtheilungen, oder auch für 
die Fortſetzung der Einträge zu den ſchon beſtehenden 
Abtheilungen, wenn die eine oder die andere Rubrik 
derſelben ausgefüllt iſt, einen Raum erhalte, der mit 
Berufung auf die betreffende Abtheilung benützt werden 
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fann. Sowohl zu diefem Zwecke, als zur größeren Kons 
trolle gegen das Ginfchieben oder Herausreißen der Blät- 
ter müſſen dieſe letzteren durchgehends mit Einſchluß jener, 
die, wie eben geſagt, leer belaſſen werden, paginirt 
ſeyn. (Landt. Inſtrukt. vom Jahre 1794 $. $. Yu. 10), 


7 


$ 550. 


Damit die Hauptbüdher durch den öfteren Ges 
brauch nicht fo leicht abgenüßt werden, müffen diefelben 
feſt und Dauerhaft eingebunden und bei den Landtas 
feln des aroßen Volumen wegen nach $. 12 der eben 
zifirten Yandt. + Snftruft. auch die Ecke der Einbände mit 
meflingenen Platten eingefaßt feyn. 


$. 551. 


Die Anzahl der Hauptbücer wird natürlicher: 
weife durch die größere oder mindere Anzahl der dazu 
gehörigen: unbeweglichen Güter, und nach dem beobach— 
teten Öfteren oder felteneren Verkehr mit denfelben bes 
ſtimmt. Zur größeren Bequemlichkeit des Nachichlagens 
wird bei Tandtafeln jeder Band mit einem  Buchitaben 
des Alphabets bezeichnet, und in diejen Band alle Gü— 
ter, deren Namen denfelben Anfangsbuchitaben haben, 
aufgenommen. Iſt dazu Ein Band für jeden Buchitaben 
nicht genügend, jo wiro ein Zweiter, und nach- Bedarf 
auch ein Dritter oder Vierter u. f. mw. verwendet. Bei 
Grundbuchgämtern wird die Reihenfolge im Hauptbuche 
oder, wenn deren mehrere nothwendig find, in den 
Hauptbüchern nach den Zahlen der Urbarien oder Lager: 
bücher, und dort, wo diefe nicht beitehen, nach den 
Zahlen der Stift oder Steurrregifter beftimmt. Hat 
das. zum Grundbuche gehörige unb. Gut von Alters ber 
eine Benennung, unter der es insgemein befannt it, jo 





muß das Gut au mit dieſer Benennung aufgeführt 
erjcheinen. 


$. 552. 


Als Kigenthümer eines unbew. Gutes wird bei 
derlei erften Vorſchreibungen derjenige eingetragen, 
der gehörig nachweifet, das Eigenthum darüber nad 
den zur Erwerbung nicht verbücherter unb. Güter befte- 
benden Gefegen wirklich erworben zu haben. (Randtafel: 
Patent vom Jahre 1794 $. 5 und Grundbuchg » Patent 
vom Sabre 1792 $. 12). Der Gefuchkteller muß alfo 
rechtfertigen, daß das betreffende unb. Gut wirklich ber 
ftehe, und daß er es nach $.9.312, 427 und 4286. ©. 8, 
oder, wenn ed noch freiftehend war, nad) Vorfchrift des 
$. 381 b. G. 3. erworben habe. Bon der Nothwen— 
digfeit der Anfchreibung des Vormannes kann natürlich 
in folhen Fällen feine Rede feyn. Inſeln auf fchiff- 
und floßbaren Flüffen und Strömen find dem Staate 
vorbehalten, und fünnen auf der bloßen'Grundlage einer 
von der fompetenten Behörde ausgefertigten Erflärung, 
wie fchon im $. 278 d. W. bemerft wurde, unmittelbar 
auf Namen des kak. Staats - Nerars vorgefchrieben wer— 
den ($. 407 b. ©. 3. und Hoffammer s Defret vom 19 
April 1842 Nro. 13,426 in Folge a. h. Entſchließung 
vom 8. Jänner desjelben Jahres). 


$. 553. 


Wird aber das Hauptbuch nicht erft angelegt, fon- 
bern nur erneuert, weil die beftehenden Hauptbücher 
entweder ſchon angefüllt find, oder in der Form nicht 
die vollftändig gefegliche Einrichtung haben, fo ift im 
neuen Hauptbuche die jchon im ältern Hauptbuche befte- 
bende Reihenfolge beizubehalten, weil bier die neu ers 
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richteten Hauptbücher im Grunde nur eine Kortfeßung 
der alteren Hauptbücher find, von denen fortan Jeder— 
man Einficht nehmen kann, und die eben deßwegen und zur 
eigenen Rechtfertigung der Gerichte und Tabularämter 
fortan aufbewahrt ſeyn müſſen. In ſolchen Fällen wird 
auch nebft dem Objekte nur der letzt angefchriebene Ei— 
genthümer, und nur die noch als haftend erfcheinenden 


Laſten in das neue Hauptbuch übertragen, wobei daher 


jene Laften, die fchon gelöfcht wurden, ganz übergangen 
werden fünnen. (Randt.-Patent vom Sabre 1794 $. 1.) 
Sind die bisherigen Bücher nach dem Hauptbudsr 
fofteme noch gar nicht eingerichtet geweſen, fondern 
nach den in $. $. 14 — 17 d. W. gegebenen Andeutun- 
gen aus bloßen Urfundenbüchern beftanden, jo muß, was 
die Reihenfolge der Vorfchreibungen der unb. Güter be- 
trifft, das beobachtet werden, was oben bei Anlegung 
neuer Hauptbücher gefagt wurde. Als Eigenthümer wird 
jedoch auch in folchen Fällen nur jener übertragen, der 
nach dem bis nun beftandenen Urfundenbuchsfofteme als 
folder anzufehen ift. Unterlief bei einer oder anderen 
Art diefer Uebertragungen ein Verſehen, jo gibt über 
den eigentlichen Tabularftand immer der Inhalt der älte- 
ven Bücher (salvo regressu gegen den Schuldtragenden) 
den Ausschlag. 


z 

Or 
je 
IS 


Der Entwurf, den der Berfaffer bier am Schluffe 
diefeg Werkes zum beiläufigen Mufter für Hauptbücher 
beifügt, if zwar mit dem oben befprochenen Formular , 
den ung die Yandt. - Inftruft. vom Sabre 1794 gab, 
nicht ganz Ubereinftimmend, allein die Abweichungen 
betreffen nur minder wefentliche Dinge, und auch diefe 
laffen fih, wie wir gleich fehen werden, größtentheile 


— 


durch einige Geſetze, die obiger Landt.-Inſtruktion nad: 
gefolgt find, zureichend erklären. 


$. 555. 


Bor allem aber muß in diefer Beziehung bier bes 
merft werden, daß zwifchen den Hauptbüchern der 
Landtafeln, die fich auf ftändifche Glltenfatafter beziehen, 
und den Hauptbüchern jener Grundbuchsämter, die über 
die Realitäten und über die Beſtandtheile derſelben ei— 
gene umſtändliche Urbarien, oder ſogenannte Lagerbücher 
haben — gar kein Unterſchied beſtehe, und es durchaus 
an jedem geſetzlichen Anhaltspunkte gebricht hierin einen 
Unterſchied zu ſuchen, oder zu rechtfertigen. (K. 9. 8 — 
11 und $. 23 d. W.) — Selbſt bei den übrigen Land— 
tafeln (wie dieß im Küftenlande und in Galizien der 
Fall ift) und bei den übrigen Grundbuchsämtern, Die 
feine ftändifche Gültenfatafter und rücfichtlich feine Lager- 
bücher zur Seite haben, fann der Linterfchied in der 
Form und Führung der Hauptbücher nur in der erften 
Rubrif, und auch da nur in fo fern gerechtfertigt wer: 
den, daß bei diefen legterwähnten Kandtafeln und Grunds 
büchern nebft der allgemeinen Bezeichnung der Realität 
auch die Eigenfchaften und die Beltandtheile derſelben 
angegeben jeyn müflen, während bei jenen Yandtafeln 
und Grundbuchern, die, wie gefagt, ſtändiſche Gülten— 
fatafter, und rücfichtlich Lagerbücher zur Seite haben, 
in der erſten Rubrif des Hauptbuches unter Berufung 
auf die Gültenfatafter oder Kagerbücher die Realität nur 
im Allgemeinen nach Der Benennung und topograpbijchen 
tage, und bei untertbänigen unb. Gütern auch die be 
effende Urbars⸗, Lagerbuches oder Stift: Zahl bezeich— 
net zu werden braucht, 
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Nach diefer Vorerinnerung wollen wir den hier beis 
gefügten Entwurf für die Hauptbücher in allen drei Rus 
brifen etwas näher anfchauen. 


\. 556 


Die erfte Rubrik erjcheint im Entwurfe zunächft für 
Hauptbücer der Dominien eingerichtet, und zwar, wie 
man beim erjten Anblick nicht überfehen kann, für ſolche 
Haupt: oder Grundbüdher, die (was ohnehin größten 
theils der Fall ift) Feine eigene Zagerbücher haben. 
Dort, wo derlei Kagerbücher beſtehen, ift, wie gefagt, 
eine Speciftzirung der einzelnen Beftandtheile der Reali- 
tät im Hauptbuche überflüffig, und bloß die Berufung 
auf das Lagerbuch nothwendig. 


$. 557. 


Die vierte Kolumne diefer erften Rubrik bat 
„Annotationen‘ zur Ueberfchrift. Was ihre Beſtim— 
mung fey, zeigt die Benennung, und bedarf nach dem, 
was darüber fchon gefagt wurde, hier Feiner Wiederho— 
lung mehr, 


$. 558. 


Sn der zweiten Rubrif wird im Sntwurfe ftatt: 
„Beſitzer“ der Ausdrud: „Eigenthümer“ gebraucht. 
Daß diefer Ausdruck beffer und richtiger fey, wurde in 
den $. $. 48 und 49 d. W. gezeigt. 


$. 559. 
In der Praris wird in diefer zweiten Rubrik häufig 


eine Kolumne für den Werth der Realität eröffnet. 
Verfaſſer ließ diefe Kolumne im Entwurfe weg, weil fie 


auch das gejegfiche Formular. von Jabre 1794 nicht 
enthält, und weil überhaupt diefer Werth, der nichtg 
entfcheidet, und für den auch dag Gericht nicht einſteht, 
dadurch, daß für denfelben eine eigene Kolumne eröffnet 
wird, in einem Öffentlichen Buche zu viel hervorgehoben 
flünde, (Grundb.: Pat vom Jahre 1792 $. 14 und 
Landt. Pat. vom Jahre 1794 $. 8.) 


J. 560 


Im Entwurfe erfebeint auch für die Gitirung Des 
Bandes und der Seite (Tom. und Fol.) des Urfun- 
den oder Snftrınmenten + Buches nicht eröffnet. Es ift 
zwar richtig, daß dieſe Gitirung bei jeder Einfchreibung 
im Beſitz- und Laftenftande geſchehen muß, allein wollte 
man deßmwegen dafür eine eigene Kolumne baben, fo 
müßte aus demfelben Grunde noch eine Menge anderer 
Kolumnen, 3.2. für Tag, Monat und Sahr des Prär 
ſentatums, und der Eintragung, für die Namen der Er- 
werber, Gläubiger und Schuldner u. f. mw. eröffnet wer- 
den, was aus den bereits einmal bemerften Gründen 
nicht angeht, und die Ueberficht mehr ftört als erleichtert. 
Auch würde durch die hier. befprochene Kolumne diedritte 
Rubrik zu viel beengt, weil fie dort ſowohl für die Satz— 
poften, als für die Annotationen und Löfchungen, mithin 
auf der einen und derjelben Blattfeite zweimal eröffnet 
werden müßte, und wenn für eine Manipulation, die 
in allen drei Rubrifen vorfommt, nicht überall eine 
Kolumne eröffnet werden kann, fo ift gewiß weit zweck 
mäßiger, fie nirgends zu eröffnen, und zwar nicht bloß 
der Gleichförmigfeit wegen, fondern auch zur Befeiti- 
gung der irrigen Idee, ald ob dieje Gitirung nur dort, 
wo dafür eine Kolumne ſteht, und nicht überall und in 
jeder Rubrik gefchehen müßte. 
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d. 561. 


Fur die erfte und zweite Rubrik erfcheint im 
Entwurfe ein größerer Raum gewidmet, ald wir den: 
jelben im obzitirten Formulare der Landt.-Inſtrukt. vom 
Sabre 1794 finden, Dieß geſchah deßwegen, weil nach 
den jeither erfloffenen Gejegen auch bei den Eintragungen, 
die im Befigitande vor fich gehen, das Präfentatum der 
bezüglichen Gefuche und die Data der gefchehenen Eins 
tragungen angegeben werden müjfen, und weil, was die 
Hauptfache ift, nach dem im Jahre 1812 in Wirffamfeit 
getretenen allg. b. ©. B. gezeigtermaffen ($. 73 d. W.) 
auch im Befisftande Pränotationen Statt finden, was 
früher nicht der Kal war. 


Sn der dritten Nubrif ift die erfte Kolumme im 
Formulare vom Jahre 1794 nicht bloß für die Satzpoſt— 


zahlen, fondern auch für Annotationen und Löfchungen - 


beftimmt. Im vorliegenden Entwurfe zu diefem Formu- 
lare wird die erfte Kolumne bloß für die Saspojtzahlen 
belaffen, und für Annotationen und Löfchungen am Ende 
eine eigene Kolumne eröffnet. Dieß rechtfertigt ſich das 
durch, daß feit dem Jahre 1812, d. i. feit der Wirfjam- 
feit des allg. b. ©. B. gezeigtermaffen auch zum Behufe 
der Löfchung Pranotationen zuläffig find, und daher 
jener Raum in der erften Kolumne auffallend viel zu ger 
engt, und in den meiften Fällen, bejonders wenn mehrere 
partielle Löfchungen vorkommen, abfolut zu Elein wäre. 


$. 563. 3 


Durch diefe im Entwurfe erfichtliche Abſonderung 
ohnehin ganz heterogener Einzeichnungen erzielt man aber 
auch noch einen anderen Gewinn, den Gewinn nämlich, 


— — 


daß nun die erſte Kolumne auch mit einem Eleineren Rau— 
me über alle Cjelbftitändige und abgeleitete) Satzpoſtzah— 
len eine fo leichte Meberficht gewährt, daß jene befondere 
Hinmweifung auf die abgeleiteten Satzpoſten, die nach $- 
53 der Landt.-Inſtrukt. vom Sabre 1794 zwifchen zwei 
Querlinien nach jeder Satzpoſt zur Erleichterung der Ver— 
faffung der Ertrafte gefchehen follte, ganz überflüffig 
wird. Diefe Hinweifung hat auch, wie die Erfahrung 
zeigte, dem beabfichteten Zwecke nicht entfprochen. Man 
fonnte fich auf diefelbe, da deren gehörige Cinzeichnung 
zur Zeit, als die Eintragungen der abgeleiteten Satzpo— 
ften gefchehen, jo leicht überfehen werden kann, nie ver- 
lafjen. Zur Ausfertigung von umftändlichen Ertraften, 
da diefe nur Abfchriften des Hauptbuches find, ftellen 
fich diefe Zahlen offenbar als ganz überflüffig dar, aber 
auh von Partifular- Ertraften wird ſchwerlich über 
Befigungen, worauf mehrere abgeleitete Satzpoſten vor— 
fommen, je ein Ertraft ausgefertigt worden feyn, ohne 
daß der damit befchäftigte Beamte auch die für Sakpoit- 
zahlen beftimmte erfte Kolumne durchgegangen wäre. 


$. 564. 


Einige Landtafel- und Grundbuchsämter haben im 
Hauptbuche vor diefer eben erwähnten Kolumne, die 
für Sagroftzahlen bejtimmt ift, noch eine andere Kolum— 
ne für fogenannte Hilfszablen eröffnet, die fortlau- 
fend jede Satzpoſt bezeichnen, und daher verjchieden von 
Sagpoftzahlen feyn müffen, fobald eine abgeleitete Satz— 
poſt eintritt, allein nebft dem, daß eine derlei Kolumne 
für Hilfszahlen die Gefege nicht kennen, ift auch fonit 
fein zureichender Grund zu dieſer Vervielfältigung der 
Kolumnen und Zahlen gedenfbar. Die Zahlen der ur: 
fprünglichen Saßpoften (Stammpoften nämlich) find ob: 
nehin fortlaufend. Die abgeleiteten Säge aber kann und 
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muß man ohnehin auch entweder nach dem Präfentatum des 
Gefuches, oder nach dem Datum der Eintragung oder 
nach dem Namen des Gläubigers mit dem Betrage der 
Schuld bezeichnen. Und werden bei gleichzeitigen Saß- 
poften die abgeleiteten Säße, fo wie das gefegliche For- 
mular vom Jahre 1794 zeigt, auch unter ſich mit ben 
betreffenden Buchſtaben z. B. ad Yrum. 7a. al Nrum, 
7b, ad Nam. 7 ec. u. f. w. bezeichnet, fo kann in 
allen Fällen, wo eine Berufung nothwendig wird, dies 
felbe füglich gefchehen, ohne deßhalb eine eigene Kolumne 
zu eröffnen. Diefe Hilfszahlen find alſo im Hauptbuche 
nicht nur ungefeglich, fondern auch überflüßig, und wir— 
fen noch überdieß ftörend auf die Ueberfiht der Satz— 
poftzahlen. 


$. 565. 


Die dritte Kolumne diefer dritten Rubrik ift im 
Entwurfe, wie die Ueberfchrift zeigt, für die einzutra- 
genden Geldbeträge beftimmt Die Währung des 
Geldes wird bier in der Weberfchrift nicht ausgedrücdt, 
weil verfchiedene Währungen gefeglich beftehen, und da- 
ber viel zweckmäßiger erfcheint, wenn die Währung bei 
jeder einzelnen Eintragung innerhalb der Kolumne, die 
für Sagpoften beftimmt ift, ausgedrüct wird. 


$. 566. 


Bei Annotationen und Löfchungen erfeheint im Ent: 
wurfe für Geldbeträge feine eigene Kolumne eröffnet, 
meildafür auch im oftzitirten gejeglichen Formulare Feine 
befteht, und eine derlei Kolumne auch ohne Noth den 
Raum verengen würde, diefelbe daher um fo entbehrli- 
her ift, ald man fie für Annotationen gar nie braucht, 
die Beträge aber, die gelöfcht werden, felbft in Fällen, 


als die Sagpojt nicht auf einmal, fondern theilweife zur 
Löſchung fommt, auch ohne einer eigenen Kolumne ganz 
wohl erfihtlicb gemacht werden fünnen. 


$ 567. 


Das Urfunden- «oder Inſtrumenten-) Buch 
ift dasjenige Buch, worin alle Urkunden, welche die ım 
Beſitz- oder Laftenftande erfcheinenden Beränderungen 
veranlaſſen, nebſt den bezüglichen Gefuchen und den rich: 
terlichen Befcheiden dein ganzen Inhalte nach abgejchrie: 
ben, oder, wie fich das Gefeg ausdrüct, ingroffirt 
werden, (Grundb.- Patent vom Jahre 1792 8. 38, 
und Landt. - inftr. vom Sabre 1794 $. 16.) 


%. 568. 


Alle Sngroffirungen gefcheben in einem und demjel- 
ben Urfundenbuche. Iſt fogeftaltig das eine Buch ange: 
füllt, jo wird ein zweites, drittes u. ſ. w. dazu genom— 
men, und mit irgend einem äufferlichen Unterfcheidungs- 
Merkmale, gewöhnlich mit einem großen Buchftaben in 
alphabetifcher Ordnung bezeichnet, im innern aber nach 
Seitenzablen,, Die bei jedem Bande neu anfangen, pagi— 
nirt. 


$. 569. 


Urfunden» Bücher find, wie fchon gezeigt wurde, 
nur das Archiv der Hauptbüdher. Daß dem fo fey, 
zeigt deutlich jeder $. des allg. b. G. B.i, der von öff. 
Büchern fpricht, worunter nach dem Wortlaute des Hof: 
defretes vom 4, Juni 1819 Nro. 1567 immer nur die 
Hauptbücher zu verftehen kommen. Weil alfo nur durch 
Eintragungen und Löfchungen in den Hauptbüchern ding: 
liche Sachenrechte auf unb. Güter erworben und aufgebo- 


+ 


und 

2. aus einem 

Urfunden 
buche. 
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ben werden, fo ift erflärbar, daß ein Abgang der 
Sngroffirung, oder ein dabei unterlaufenes Verſe— 
ben demjenigen, der im Vertrauen auf die Off. Bücher 
Cauf die Hauptbücher namlich) gehandelt hat, zu feinem - 
Nachtheile gereichen könne. 


$. 570. 


Zum Schluße hier noch eine Bemerfung, die fich 
auf Haupt- und Urfundenbücder zugleich bezieht, 
Werden nämlich, wie es auf dem Lande oft gefchieht, bei 
einem Gerichte mehrere Dominien verwaltet, die im 
ftändifchen Katafter und in der Landtafel nicht inforporirt 
find, fo müffen für jedes von diefen Dominien felbft, 
wenn ſie alle einem und demfelben Eigenthümer gehörten, 
abgefonderte Haupt und Urfundenbücher geführt 
werden. (Grundb. Pat. vom Sahre 1792 $. 7.) Es 
wäre aufferdem in Fällen, als eine Trennung diefer Do- 
minien erfolgt, die Uebergabe der jedes derfelben betref- 
fenden Bücher unausführbar. *) 


*) Auſſer diefen hier bejprocenen Haupt- und Urfundenbü- 
dern müſſen die Tabularämter zur leichteren Ueberſicht 
ſowohl der Beſitzer, als der Gläubiger eigene In— 
dices nah Realitäten und Perſonen führen. 
(Landt. -Inft. som Jahre 1794 6. 63.) 





Zweites Hauptſtück. 


Verfahren in Manipulations-Sachen. 


$. 571. 


Die Landtafel- und Grundbuchsämter find nach 
unferem Tabular-Inſtitute bloß vollziehende Aemter. 
Sie können weder in den Haupt- noch in den Urkunden— 
büchern irgend etwas eintragen oder verändern, wozu fie 
nicht von der ihnen vorgefegten Gerichtsbehörde beauf— 
tragt oder ermächtiget werden. Diefe Aufträge oder 
Ermächtigungen müffen aber auch gerade fo, wie fie lau: 
ten, von den Tabularämtern vollzogen werden. Keine 
wie immer geartete eigenmächtige Aenderung oder Modi- 
fizirung im Vollzuge derfelben fünnte vom Tabularamte 
gerechtfertiget werden. Selbft, wenn in der aufgetra- 
genen Einfchreibung oder Ingroffirung z. B. bei den 
Namen der Parteien, oder bei den Sakpoftzahlen ein 
Verſehen unterlief, welches ohne einer Korreftion oder 
einer nachträglichen Einfchaltung nicht behoben werden 
kann, darf das Tabularamt weiter nichts thun, als dem 
Gerichte darüber eine umftändliche fchriftliche Anzeige 
machen, und von dort die weitere Weifung abwarten, 
die das Gericht entweder fogleih, oder wenn inzwifchen 
neuerliche Einfchreibungen Statt fanden, die mit der fru- 
her bewilligten Einfchreibung im Konflikte ftehen, über 
allfällige Einvernehmung der betreffenden Theilnehmer 
jedenfalls aber unter Verftändigung diefer legtern Gsalvo 
reeursu und rezressu) zu geben hat. (Landt.-Inſtr. 
vom Sabre 1794 6. 8. 6 und 62.) 


Manipu— 
lations— 

Vorſchrif⸗ 

ten: 

1. Ohne 
Auftrag 
darf keine 
Einſchrei— 

bung 
geſchehen, 
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2. Tage 
buch über 
eingehende 
Aufträge, 


5.3978. 


Nur die Annotation der Simultanbaftung fann 
und muß vom Tabularanıte, in fo weit fich diefe Haftung 
auf die zu derfelben Landtafel oder zu demjelben 
Grundbuche gehörigen unb, Güter erftredft, nach $. 29 
der Lande. » Anftruft. vom Yahre 1794 auch ohne befon- 
deren Auftrag des Gerichts gefchehen. Auch wird zur 
Einzeichnung des Werthes einer Realität, wenn fie bei 
Gelegenheit einer vom Gerichte bewilligten Befigveräns 
derung geſchieht, Fein eigener Auftrag erfordert. (Landt.- 
Patent;vom Jahre 1794 $. 8 und Grundb. - Patent vom 
Sabre 1792 $. 14.) 


$. 573. 


Es befteht zwar Fein Gefeg, welches die Tabular— 
ämter ausdrüdlich verpflichten würde, ein Tagebuch 
oder Journal über die einlaufenden Tabularſtücke zu 
balten, allein die Nothwendigfeit eines derlei Tagebuches 
liegt in der Natur und MWichtigfeit des Geſchäfts, weil 
aufferdem, befonders bei größern Aemtern, oder fonft 
bei Konfurenz mehrerer gerichtlichen Tabularerledigungen 
vom Tabularanıte eine Ordnung und Ueberficht, wie fie 
die Michtigfeit des Tabulargeſchäfts unerläßlich erfordert, 
wenn nicht unmöglich, jo doch äuſſerſt fchwer gehand— 
babt werden fünnte. 


$ 574. 


Wenn gleicy aber das Tabularamt ficy in dieſem 
Tagebuche auch die Tage vormerft, an dem jedes einzels 
ne Tabularftüc an dasfelbe gelangte, und an dem das 
Tabularftüc wider dem Gerichte Coder deſſen Expedit— 
amte) rücfabgetreten wurde, fo ift deßwegen dennoch dem 
Zabularamte nicht geftattet auf dem Tabularſtücke ſelbſt 


irgend ein neues Präfentatum, oder irgend eine neue Zahl 
zu jegen, weil die Einfchreibungen in den öffentl. Bü— 
chern immer nur in der Zeitordnung, wie die Tabulars 
ſtücke bei der (Real-) Gerichtsbehörde einlaufen, mithin 
immer nur in der Zeitordnung des gerichtlichen Prä— 
fentatums, und der gerihtlihen Erb.-Zahl zu 
geſchehen haben, eine neuerliche Bezeichnung im Tabu— 
laramte daber nur zur Srreführung der Parteien, und 
vielleicht au des Tabularamtegs felbft dienen könnte. 


$. 575. 


Die Form, diefesg QTagebuches beftimmt fich durch 
die Natur des Geſchäfts, wofür und wozu dasjelbe ges 
führt wird. Das GErbeblichfte dabei befteht darin, 
daß das Tabularamt daraus jederzeit erfehen könne, 
was für Tabularftüce ihm vom Gerichte zufamen, was 
für ein gerichtliches Präfentatum jedes diefer Stücke füh— 
re, wann jedes derfelben bei ihm einlangte, dann ob und 
wann jedes derjelben wider dem Gerichte, oder defjen 
Expedits-Amte rücgejtelt wurde. Damit aber das 
Datum, an dem die Tabularftücte bei den Tabularamte 
einlangen, mit dem (woichtigern) Datum, an dem dieſe 
Stücke beim Gerichte ſelbſt eingelangt ſind, bei der An— 
ſchauung dieſes Tagebuches nicht fo leicht verwechſelt wer: 
de, dürfte das zweckmäßigſte ſeyn, für das Datum, 
an dem die Tabularſtücke bei dem Tabularamte ein— 
langen, im Zagebuche gar feine Kolumne zu eröffnen, 
fondern dieſes Datum nur quer über die Kolumnen für 
alle Stücke, die an demfelben Tage einlaufen, oben an 
zu fegen. Bon den Kolumnen jelbft wäre die erfte für 
das Präfentatum und die Erhib.»Zahl des Ge— 
richts, die zweite für Namen der Parteien, die 
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3. Zuftri- 
rung und 
allfälliger 
Bericht, 


4. Form 

der Ein— 

ſchreibun— 
gen, 


dritte fir den Gegenſtand, und die vierte und letzte 
für das Datum der Rückſtellung zu eröffnen. *) 


$. 576. 


Der Punkt der Luſtrirung und der allfälligen 
Berichterjtattung ift des Zufammenhanges wegen 
fchon in den $. $. 241 — 250 und 571 d. W. erörtert 
worden, worauf fih bier zur Vermeidung von unnoth— 
wendigen Wiederholungen lediglich berufen wird. 


$. 877. 


Die Luftrirung, ob nämlich der von der Partei 
angegebene oder von Gerichte bei der Erledigung vor- 
ausgeſetzte faktiſche QTabularjtand richtig fey, muß aber 
der Landtafel- Regiftrator, oder der Grundbuchsführer 
obne allen Verzug vornehmen, damit für den Fall, 
als wirklich Tabular- Anftande oder Bedenken vorfämen, 
der Bericht darüber fogleich erftattet werde, und Die 
betreffende Partei nicht erjt nach Verlauf von mehres 
ren Wochen oder gar von Monaten zur Kenntniß kom— 
me, daß fie — abgemwiejen wurde. 


$. 578. 


Stehen der von Gerichte bewilligten Cinfchreibung 
feine Tabular-Bedenfen im Wege, jo hat das Tabular- 





*) Ber Yandtafeln, wo namlid die Einſchreibungen in das 
Hauptbud nicht mothwendigerweife vom Regiftrator felbft, 
jondern aud von einem anderen geeigneten landtäflichen 
Beamten geihehen Pönnen, ijt der Regiftrator verpflichtet, 
einen Direftionsbogen nah den in der Fandt.Infir. 
v. Sahre 1794 69. 59 — 64 gegebenen Bejtimmungen zu 
führen, deſſen Inhalt dann dem betreffenden Beamten bei 
der Einſchreibung zur Richtſchnur dient. Bei derlei Di. 
veftionsbögen aber, wenn fie bloß nad) der eben zitirten 
Landt.-Inſtr. gefiihrt werden, kann obiges Tagebuch nicht 
entbehrt werden, 





amt jedes Stud nach der Reihenfolge der gerichtlichen 
Erb. Zahlen abermals in die Hand zu nehmen, und wer: 
terd zu erwägen, in welcher Rubrif die angeordnete 
Einfchreibung zu vollzichen fey. Die Urberfchriften , die 
jede der drei Rubriken führt, find fo bezeichnend, daß 
in der Wahl der Rubrik nicht leicht ein Mißgriff geiche- 
ben kann, wenn anders der damit bejchäftigte Beamte, 
wie es deffen Pflicht ift, das Gefuch mit der angefchlof- 
fenen Urfunde und die darüber erfolgte richterliche Erle— 
digung gehörig aufgefaßt habe. ($. $. 65 —67 d.W.). 


E7. 


Ab- und Zufchreibungen bei Realitäten, An— 
notationen über die Sigenfchaften derfelben, 3. B. 
über Lehen- oder Fideifommiß - Vinfulirungen, Einſchrei— 
bungen über eine Grängberichtigung, oder auch Annota- 
tionen eines Streites über eine Abfchreibung, oder, was 
eines wäre, über die Frage, ob ein gewiſſes Grund- 
ftüf oder Gebäude ein Pertinenzftück der Realität ey, 
alle diefe Einfchreibungen betreffen die Realität felbft, 
und können Daher nur in der eriten Nubrif ihren rich- 
tigen Platz finden. Dort, wo ftändijche Guültenfatafter oder 
eigene umftändliche Lagerbücher befichen, werden landtäf 
lihe Güter nach den Andeutungen der F. 341 — 443 
d. W. im ftändifchen Gültenfatafter, und die übrigen 
Realitäten bei dem Grundbuchsantte im Yagerbuche ab: 
und zugefchrieben und darüber in den refpeftiven Haupt: 
büchern der Xandtafeln oder Grundbuhsämter nur dann 
auch geeignete Bemerfungen gemacht, wenn die abzufchreiz 
bende Parzelle auh im Hauptbuche ausdrüdlich als Zur 
gehör aufgeführt ftünde. (Landt.-Inſtrukt. vom Sabre 
1794 6. 21). 
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Einfhreibungen dagegen, womit eine Verän— 
derung des Eigenthümers oder Befitzerg, einer 
Realität bezweckt oder eine Befhränfung desſelben 
in der Verfügung mit der Realität Cin fo fern diefe Be- 
fchränfung nicht etwa in der Eigenfchaft der Realität 
liegt, die ohnehin ſchon in der eriten Rubrik notirt iſt) — 
angezeigt wird, wie dieß z. B. bei der Annotation der 
Minderjährigfeit oder Grida, oder bei der Annotation 
eines anhängigen Streites über das Recht des angefchries 
benen Gigenthümers der Fall ift, — alle diefe Ein— 
fchreibungen beziehen fi) auf die Perfon des Eigen 
thümers, oder Befitzers, und find folglich der 
zweiten Rubrik zugemiefen. 


Belaftungen endlich, jo wie Annotationen über die 
Eigenſchaft der Satzpoften 5. B. daß fie mit dem Fidei- 
Fommißbande behaftet fey, oder Annotationen über einen 
Streit, der über das Eigenthum oder über die Lö— 
ſchung einer Sagpoft entitanden ift, find eben jo offenbar 
zur dritten Nubrif gehörig. *) 


§. 580. 


Ob übrigens dieſe Kinfchreibungen bei Einträgen 
oder Löſchungen unbedingt, oder bedingt gefchehen, 
nicht, mie jchon in den $. $. 65 — 67 d. W. gezeigt 
wurde, in der Wahl der Rubrik gar feinen Unterfchied. 
Dieß fließt fehon aus dem Weſen der Hauptbücher, und 





*) Unter dieſen Belaftungen find jedvoh Steuern, und 
grundobrigfeitlihe Gaben nicht begriffen, weil 
dieje in Beziehung auf das Tabularinititut Feine eigent- 
liche Laften find, und dafür auch durch die Eintragung 
derfelben Fein dingliches Recht im civilrechtlihen Sinne 
erworben wird. ie find, wie ſchon beidem 6. 1830. W. 
bemerft wurde, nur Abzüge von Aftivum des Beſitzſtan— 
des, und gehören eben deßwegen, wenn man fie jchon 
überhaupt in die Hauptbücer aufnimmt, auch nur in 
die erfte Rubrik. 





dieß zeigen auch die Hofdefrete von 21. Juni 1805 Nro. 
734, und 9. Auguft 1817 Nro. 1359, 5. ©. ©., wor: 
nach ſelbſt abjchlägige Befcheide gerade in jener Rubrif 
notirt werden, wo die Eintragung oder Föfchung, wenn 
fie bewilligt worden wäre, hätte in Vollzug kommen 
müffen. 


%. 581. 


Manchnıal muß auch über einen und denfelben Tas 
bularaft die Einſchreibung in mehreren Rubrifen geſche— 
ben, wie dieß 5. B. dann der Fall ift, wenn beim Kaus 
fe einer Realität mit einem und demfelben Gefuche der 
Käufer die Befiganfchreibung und der Verkäufer die 
Intabulation zur hypothekariſchen Sicherftelung des 
Kaufſchillingsreſtes verlangt, und dafür die Bewilligung 
erwirkt haben. 


$. 582. 


Bei jeder Einfhreibung (Eintragung, Los 
ihung oder Annotation) muß im Hauptbuche angegeben 
jeyn: 


a) Daß gerihtlihde Präfentatum und Die 
Erbib.- Zahl des Gefuches, oder Einfchreitens, wor 
rüber der Auftrag an das Tabularamt gelangte. Dieß 
ſteht zwar in keinem Gefege ausdrücklich vorgefchrieben, 
allein die Nothwendigfeit diefer Angabe ift einleuchtend, 
weil außerdem die eigentliche Priorität, die meiſtens jo 
wichtig wie das Necht felbit ift, mit Beftimmtheit aus 
dem öffentl. Buche gar nicht zu erfehen wäre, indem diefe 
Priorität, wie gezeigt wurde, weder von der Reihen 
folge der Eintragungen, noch von der hingefchriebenen 
Sagpoftzahl, fondern ausfchließend von dem Momente 
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abhängt, in dem die bezüglichen Gefuche oder Requifito- 
rialfchreiben bei dem Gerichte Cbei dem NRealgerichte 
namlich) einfangen, über diefen Moment aber nur das 
Präfentatum und die Erhibe : Zahl diefes Gerichtes den 
Ausschlag gibt. CLandt.- Pat. vom Jahre 1794 $. 16 
und 4406. ©. B.) Würde dieſes Präfentatum und diefe 
Erhib.- Zahl im Hauptbuche nicht angemerft ftehen, 
fo wäre auch die Kontrolle, ob die Einfchreibungen wirf- 
lich in der vorgefchriebenen Zeitordnung gejchehen, fo wie 
die Evidenz überhaupt, insbejonders aber in Beziehung 
auf Annotationen den Parteien, wenn nicht unmöglich 
gemacht, fo doch äußerft erfchwert. gi 


b) Das Datum, unter welchem die bewilligte 
Einfchreibung im Hauptbuche wirflih zum Vollzug 
fommt, weil von diefem Tage an das betreffende ding— 
liche Recht als wirklich erworben, bejhränft, oder. auf: 
gehoben anzufehen ſey, und weil von diefem Tage auch 
die Verjährungs- und rücfichtlih Erſitzungszeit berech— 
net wird. (Landt.-Snftruft. vom Sabre 1794 $. $ 14 
und 34, Hofdefret vom 4. uni 1819 Nro. 1567 5. 
G. S. und $. $. 431, 441 und 445 b. ©. 8.) Endlich 


ce) der Band des Urfundenbuches und die Seite, 
wo bortjelbit der betreffende Aft feinem vollen Inhalte 
nach ingroßirt erfcheint. (Landt.- Inftruft. vom Jahre 
1794 9. $. 26, 27, 44 und 49. 


d. 583. 


Ber Eintragungen im Laftenftande muß auch der 
Name des Gläubigers und Schuldners, oder des 
Gedenten und Geffionarg, bei Löſchungen der Nas 
me desjenigen, der fie zugeftanden hat, oder gegen 
den ein analoges Urtheil erwirft wurde, und bei Anno» 





tationen *) der Name degjenigen, der fie erwirft hat, 
ausgedrücdt ſeyn. (Formular zur Landt.-Inſtrukt. vom 


Sabre 1794 und Hofd. vom 9. Auguft 1817 Nro. 1359 
5.6. ©.) 


$. 584. 


Die Satzojten, die gezeigtermaffen nur in der 
dritten Rubrif vorfommen fünnen, erhalten in der er- 
ften Kolumne entweder eine fortlaufende oder eine 
beziehungsweife (ad Nrum.) Zahl, je nachdem die 
Satzpoſt eine urfprüngliche, oder eine abgeleitete 
ift. Zu diefer Bezeichnung fol man aber nicht die römifche, 
fondern die arabijche Zahlen - Schrift gebrauchen, weil 
diefe leßtere in ihren Formen viel einfacher ift, und den 
Beamten jelbft, der die Eintragung zu beforgen hat, weit 
mehr wie die erſtere von irrigen Bezeichnungen ſchützt 


$. 585. 


Abgeleitete (mit ad Nrum, zu bezeichnende) 
Sagpoften treten ein, 


“) bei Geffionen, wenn nämlicy eine Zagpoft 
ganz oder zum Theil auf Namen eines Anderen (mittels 
Sntabulation oder Pränotation) umfchrieben wird. 
(Randt-Snftruft. $. $. 44 45 und 47) 


*) Von dem, was hier von Annotationen gejugt wird, 
mahen bloß jene eine Ausnahme, mit denen Feine Rechts— 
folgen verbunden jind, und die das Geſetz, wie gezeigt 
wurde, bloß zur größeren Warnung angeordnet hat, wie 
dieß bei Annotationen der Minderjährigkeit, Kuratel oder 
Grida der Fall ift. (Landt.- Initr, vom Jahre 1794 9.23 
und Grundb.-Pat. vom Sahre 1792 9. 36). Die Annos 
tation der Simultanhaftung benöthiget zwar auch der hier 
beſprochenen Daten nicht, obgleich diefelbe mit wichtigen 
Rechtsfolgen verbunden ift, allein dieſe Notirung ſoll 
vom Amtswegen mit dem Afte der Eintragung geſchehen. 
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b) bei allen Superfätzen, dienämlich entweder 
zum Behuf des Afterpfandrechts oder zum Behuf der Prio— 
rität mittels Superintabulation oder Euperpränotation 
gefcheben ; Landt.-Zuftruft. $. $. 26, 46, 49 und 50). 


e) bei erefutiven Sntabulationen auf be 
reit8 außergerichtlih verhpporhezirte Realitäten, jedoch 
nur bis zur Konkurenz jenes Betrages, wofür dem Exe— 
futiongführer bereits das Pfandredht zuſteht. (Hofd. 
vom 12. Oftober. 1790 lit. b, Nro. 65%. ©. ©.) Für 
den allfälligerr Ueberſchuß muß der Erefutionsführer dag 
Pfandrecht erft erwerben, und daß in folchen Fällen die 
Eintragung ſowohl mit einer fortlaufenden Zahl, ale 
mit ad Arum. zu bewerfftelligen fey, wurde bereits im 
§. 165 d. W. und rüdfihtlic im Notate desjelben um— 
ftandlich gezeigt; 


1) bei jener Intabulation, die wegen geredht- 
fertigter bypothefarifchen Pränotirung in oder außer 
dem Crefutionswege auf der Grundlage eines Urtheiles 
oder einer in tabularmäßigen Formen ausgeftellten Sub— 
miffiong - Erklärung angefucht und erwirft werden Fann. 
(Landt.Inſtrukt vom Jahre 1794 $. $. 42 und 43). ) 


e) Ale jene Intabulationen und Pränota— 
tionen, die fih auf hypothekariſche Sicherſtellung bezie: 
ben, und deren Bewilligung man erjt im Refurswege 
erwirft, werden ebenfall8 ad Nrum. der Annotation dee 
abjhlägigen Befheides in Vollzug gejegt, was 


f) auch bei jenen Pränotationen Statt findet, 
bie gegen Nachtrag der Driginal-Urfunde be 
willigt, jedoch wegen abgefchlagener Eintragung einftwei- 


*) Die Einfhreibung einer nicht gerechtfertigten Pränotis 
rung gefchteht ihrer Natur nach nur Guxta) mittels Lö— 
hung und fann daher dabei von einer adNrum. Sap- 
poſt Feine Rede fern. 


len bloß annotirt wurden. CS. 3. 384 bis 301 0. W.) 
Wird in der Folge zeitgemäß die Driginal- Urfunde 
beigebracht, jo erhält das Tabularamt den Auftrag, die 
bereits früber bewilligte Pränotirung nun in Vollzug zu 
fegen, was ebenfalls mit der Priorität, die der An— 
notation zufommt, mithin ad Nrum. bewirft werden 
muß. 


$. 586. 


In die Kolumne, die im Laftenftande für Geld: 
beträge eröffnet ift, fommen nur Kapitalien aus: 
zuwerfen, und zwar ohne Unterfchied, ob diejelben inta- 
bulirt, oder nur pränotirt werden Doch find darunter 
nur folhe Kapitalien zu verfteben, die der Geſammt— 
fumme nach in der betreffenden Urkunde beftimmt ausge— 
drückt ſtehen. Geldbeträge, die ganz unbeitimmt find, 
(3. B. bei unbefchränften KRautionen) oder die an und 
für fih zwar beftimmt find, deren Geſammtſumme aber 
vor der Hand nicht befannt it, G- B. lebenslängliche 
Beiträge von jährl. 500 fl.) oder die zwar befannt find, 
in der betreffenden Urfunde aber nicht zu einem Geſammt— 
£apital berechnet erfcheinen (3 B. der Zins von jabrlichen 
000 fl. für eine fechsjährige Miethe) — derlei Geldbe: 
träge nun jo wie die bedungenen Sntereffen überhaupt 
werden in der oberwähnten Kolumne nicht ausgeworfen 
fondern nur innerhalb der für Saspoften eröffnsten Ko— 
lumne ausgedrüdt. (Landt.-Inſtrukt. vom Sabre 1794 
$.$. 31, 37, 35, 39.) Eben dieß muß. natürlicher 
Weiſe um jo mehr dann der Fall fegn, wenn gar fein 
Geldbetrag, fondern nur ein anderer Anfpruch, 3. 3. 
auf Ablieferung von 1009 Megen Korn, auf eine jähr— 
liche Abgabe von Naturalien, oder auf Herftellung eines 
Gebäudes intabulirt oder pränotirt wird. (Xandtafels 
Inſtruktion vom Jahre 1794 $. 32.) 
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$. 587. 


Kommen in der Urfunde, die eingetragen werden 
fol, theils beftimmte theils unbeſtimmte Geldbeträge 
oder andere Rechtsanſprüche vor, fo werden bei einer 
und derjeiben Sagpoft die beitimmten Geldbeträge in 
der dritten Kolumne ausgeworfen, die übrigen Geldbes 
träge und Rechtsanſprüche aber innerhalb der zweiten 
Kolumne eingezeichnet. Sf 3 B. in einem Heirathövers 
trage das Heirathsgut mit 2000 fl., die Widerlage mit 
2000 fl., und der wittibliche Unterhalt auf jährliche 500 
fl. fripulirt, fo wird bei der Eintragung diefes Vertrages 
das Heirarbsgut pr. 2000 fl und die Widerlage pr. 2000 
fl. in die dritte Kolumne ausgeworfen, der wittibliche 
Unterhalt von jährlichen 500 fl. aber bloß in der für die 
Sakpoft eröffneten zweiten Kolumne ausgedrücdt. (Land— 
tafel-Inſtruktion vom Sahre 1794 $. 33.) 


$. 588. 


Auch bei Eintragungen der Geffionen (Sabum: 
ſchreibungen) und bei Superfätzen zur Afterverpfäns 
dung und Prioritäts-Einräumung kann und darf die zedirte 
oder fichergeftellte Forderung, wenn gleich fie aus einem 
bejtimmten Geldbetrage befteht, nicht in der dritten 
Kolumne auggeworfen werden, weil bei Gefjionen die 
bezügliche Forderung, wenn fie zur Auswerfung in diefe 
Kolumne fchon überhaupt geeignet war, bereits bei der 
urfprünglichen Satzpoſt (,Stammpoſt nämlich) ausgewor— 
fen iſt, und weil Superſätze nicht die Realität, ſondern 
nur die Stammpoſt belaften. Auſſerdem gäbe das Haupt— 
buch den irrigen Anfchein, als ob mit der mun zedirten 
Forderung die Realität zweimal behaftet wäre, und als 
ob bei Zuperfägen nebft der Stammpoft auch noch jene 
Forderung, der die Stammpoft zur Afterhypothek beftellt - 





wurde, auf der Realität haften würde. (Landt.⸗Inſtr. 
$. $. 44 und 49) 


Nach diefen bis nun angedeuteren Grundfügen über 
die Art und Weife, wie bei Einfchreibungen im öffentlichen 
Büchern vorzugeben fey, bleibt für jede der einzelnen Ein- 
fehreibungen wenig zu jagen übrig, beionders, da der 
diefem Werke beigefügte Entwurf zum Hauptbuche die 
meijten Fälle in der Art praftijch durchführt, daß wohl 
jchwer ein Fal vorfommen kann, für den man nicht 
dortjelbjt irgend einen Anhaltspunkt zur Ausführung des- 
felben finden würde. 


9. 589. 


Bei Ab- und Zufchreibungen von Realitä- 
ten wird die abzujchreibende Parzelle im Hauptbuche mit 
other Tinte *) unterftrichen, und dabei auffer dem, was 


* Dieje Art und Weiſe Abjchreibungen und Löjhungen im 
Hauptbuche erfihtlih zu machen, iſt gewiß die zweck 
mäßigite, weil fie dem Auge am meiften auffällt, un» 
man jo gejtaltig nicht nur das, was im Hauptbuche noch) 
befteht, jondern auch jenes, was davon weg kam, jo zu 
jagen, mit dem erjten Blicke überjehen Fann. Dieje Art 
und Weiſe des Verfahrens tft aber auch im Gejege aus- 
drüdlih vorgefihrieben, (Xandt.» Snftr. 8. Sahre 179% 
69. 21,23, 26 und 42) und wird au) bei allen Fandtafeln 
und bei vıelen Grundbuchsämtern mit gutem Erfolge beob- 
achtet. Die Grundbuchspatente, die befanntlich alle von 
einer ältern Zeit find, geitatten zwar, daß dieß mittels 
Durchſtreichung der abzujchreibenden Parzelle, oder der 
zu löfhenden Sakpojt geſchehen könne, allein diejes Vers 
fahren jcheint felbft, wenn man zugeben wollte, daß es 
durch die jpäter erflojfene Landt.-Inſtruktion vom Jahre 
179% nicht derogirt wurde, ſchon deßhalb dem Zwede 
nicht entjprechend zu jeyn, weil, wenn einmal eine Sag- 
pojt durchſtrichen ift, eine Repriftinirung des vorigen 
Standes, die in Refursfällen nicht jelten geihehen muß, 
fo zu jagen, unmöglih wird, ohne ſich der Nadirung zu 
bedienen, die aber zumal .in einem öffentlihen Bude nie 
geſchehen joll, und nie geſchehen Fann, ohne dem öff. Bu- 
he jelbjt alle Glaubwürdigfeit zu benehmen. Die Bei- 
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jhon oben im Allgemeinen gefagt wurde, auch jene Befig- 
abtheilung bezeichnet, zu der diefe Parzelle zugefchrieben 
wird, oder wo dieſe Parzelle nunmehr als felbftftändiger 
Tabularförper vorfommen fol. 


$. 590 


Handelt e8 fich um eine Be fitz-Umfchreibung, 
fo wird in der dazu beftimmten zweiten Rubrif der Vor— 
und Zuname des neuen Eigenthümers mit den bereits 
obangedruteten Nebenbemerfungen angefchrieben, der 
Vor: und Zuname des früheren Eigenthümers aber 
mit rother Tinte unterftrichen. (Landt. =» Anftruft. vom 
Sahre 1794 $. 19). 


$. 591. 


Eben jo wird auch der Erwerber von Fideifommips 
gütern, und der eingejegte Erbe in Subjtitutiongfällen 
auf der Grundlage der refpeftiven Ginantwortungen 
angefchrieben, obaleih ihr Eigenthumsrecht im Grunde 
auf das bloße Recht eines Fruchtnießers bejchränft uf. 
(8. $. 613, 629, 651 und 632 6. ©. B.) Jene aber, 
denen der Fruchtgenuß von unbeweglichen Gütern durd 
die Mahl einer weltlichen oder geiftlichen Gemeinde zu— 
fällt, werden in öffentlichen Büchern gar nicht angeſchrie— 
ben. Diefe unbeweglichen Güter werden auf Namen 
der betreffenden Gemeinde z B. des Stifts, der Pfarr, 
des Klofters u. f. w. (mit Uebergehung aller zeitlichen 
Inhaber und Fruchtnicßer) bücherlich einverleibt. (Landt.- 
Snftruft. vom Sabre 1794 $. 15): 


ſchaffung der rothen Tinte und die Benützung derſelben 
iſt auch mit ſo geringem Müh- und Koſten-Aufwande 
verbunden, daß ein Abgang, oder ein Nichtgebrauch der— 
ſelben wohl nur im Mangel des erforderlichen Eifers der 
damit befhäftigten Grundbuchsführer liegen Fann. 





6. 592. 


Wırd das Eigenthum vderfelben Realität, in fo 
fern e8 die politifhen Gefege zulaffen, von Mehreren 
erworben, jo werden natürlicherweife Alle angejchrieben, 
und dabei in Fällen, als die Anjchreibung nicht zu glei: 
chen Theilen gefchiehbt, auch der aliquote Antheil 3. B. 
Franz N. mit 114, und Johann N. mit 314 angemerft. 
Gejchiebt in der Folge eine Veränderung nur in dem 
Befige des einen Antbeiles, verkauft nämlich im eben 
gegebenen Falle z. B. der Johann N. feinen 3j4 Antheil 
an Peter N., fo wird diefer lettere ebenfalld mit 314 
angeichrieben, und von den frühern Eigenthümern bloß 
der Bor- und Zuname des Verfäufers Johann N rotb 
unterftrihen. Dieß gilt ald Grundregel in allen derlei 
Fällen, mögen diefe der vielen Bruchtheile wegen auch) 
noch fo fomplizirt fen. Der Bruchtheil, den der Mit: 
eigenthümer bei der Anfchreibung erhält, bleibt fortan 
und jo lange unverändert, bie fein Antheil ganz an eis 
nen Anderen übergeht. Ueberläßt im gegebenen Falle 
Franz N. von feinem 114 Antheile nur die Hälfte an Tho— 
mas N. fo wird diefer mit dem von Franz N. überfonw 
menen 118 Antheile an Befig gefchrieben, ohne deßhalb 
den bereits beftehenden 114 Antheil des Franz N. in der 
Ziffer zu ändern. Daß aber in diefem Falle der Thomas 
N. den 1/8 Antheil vom Franz x überfommen habe, dieß 
muß bei der Anfchreibung im Hauptbuche erfichtlich ges 
macht werden. Dadurch wird flar, daß dem Franz \. ob: 
gleich er ziffermäffig noch mit 1/4 Antheile angefchrieben 
fteht, ihm dennoch nur mehr 1/8 gebührt. So genommen 
wird ungeachtet aller Veränderungen, die in den Bruch 
theilen der Miteigenthümer vor fich gehen, die Summe 
aller Antheile doch nicht mehr und nicht weniger als ein 
Ganzes geben, wovon ſich der Randtafel-Regiftrator oder 
Grundbuheführer vom Fall zu Fall bei jeder derlei Be— 
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figanfchreibung Die Ueberzeugung verfchaffen kann, und 
mnp. 


$. 5953. 


In der dritten Rubrik muß bei -jeder Satzpoit 
der Name des Gläubigers, und des Schuldners aus— 
gedrückt jeyn, damit man aus dem Hauptbuche beim 
erften Anblicke erfeben fann, zu weſſen Gunften, 
und wem gegenüber die Eintragung geſchah. Nur 
auf folche Art ift eine Weberficht und Ordnung bei nach— 
folgenden Geffionen und Afterverpfändungen möglich. 


$..594. 


Iſt die Realität oder Sagvofi auf Namen mebres 
rer Eigenthümer z. B. beider Ehetheile angeſchrie— 
ben, jo fann die Schuldurfunde, die der Gatte aus— 
jtellt, oder das Urtbeil, was gegen ihn erfloß, nur zur 
Laft des ihm angehörigen (gleichen oder ungleichen) ali— 
quoten Antheiles intabulirt oder pränptirt werden, was 
ebenfalls bei, der, Satzpoſt im Hauptbuche ausgedrückt 
feygn muß. (Landt » Inftruft vom Sabre 1731 % 30 
| $. 595. 

Wird cine und diefelbe Forderung auf mebreren 
Hypotheken intabulirt oder pränotirt, ſo hat das 
Tabularamt bei jeder Hypothek die Simultanhaftung 
mit den Worten: »Haftet auch auf den Realitä— 
ten Nro. zu notiren. (Landt.⸗Inſt. 8.54 

§. 596. 

Die Löſchungen )werden immer nur juxta, 

und folglich die Löſchungen der Sagpoften in der vier— 


*) Hier iſt nur von abjoluten Löihungen die Rede. 
(9.54+ 2 MW.) 


ten Kolumne der dritten Rubrik, die Köfchungen der 
Annotationen aber in jener Rubrik und zwar gerade dort, 
wo die Annotation angefchrieben fteht, auf die bereits 
angedeutete Art und Weife mit rotber Tinte in Vollzug 
gefegt. Handelt fih um die Löfchung der ganzen Sab- 
voft, fo wird zur noch größeren Evidenz auch die betref- 
fende Sakpoftzabl und der Geldbetrag, wenn Ddiefer 
bei der Eappoft ausgeworfen ift, roth unterſtrichen, 
mas aber bei partiellen Köfchungen, die man auch Ab— 
ſchreibungen nennt, nicht gejchehen darf. (Randt. > In: 
ftruft. vom Sahre 1794 3. 54) 


$. 597. 


Nach allen dem, was fchon gefagt wurde, bedarf 
e8 kaum einer Erinnerung, daß eine Saspoit bloß deßwe— 
gen, daß fie z. B. an Cajus zedirt, und mitteld einer abge: 
feiteten Cad Nruin,) Satzpoſt auf deffen Namen umjchrie: 
ben wird, nicht im mindeften verändert werden darf, fon- 
dern ganz unberührt bleiben muß. Kommt es aber in der 
Folge zur Löſchung, fo muß nebſt diefer abgeleiteten 
Saspoft auch jene urfprüngliche Satzpoſt auf die bereits 
angedeutete Art beziehungsweife gelöfcht werden. Landt. 
Inſtrukt. vom Zahre 1794 $. 58 Niro. 1) 


$. 598. 


Wenn von einer urfprünglichen Satzpoſt z. B. pr. 
3000 fl. nur 1000 fl. zedirt, und jegt nur diefe gelöfcht 
werden follen, fo wird die Löſchung bei ver abgeleiteten 
Sagpoft auf die gewöhnliche Weife in der dazu beftimm- 
ten vierten Kolumne vollzogen, und zugleich dieſe «u 
Nrum, Satzpoſtzahl, fo wie der innerhalb der zweiten 
Kolumne ausgedrüdte Geldbetrag pr. 1000 fl. roth 
unterftrichen, bei der urfprünglichen Satzpoſt aber in der 
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5. Certi— 
fijirung, 


für die Löfchung beftimmten Kolumne bloß der Beifag 
roth angemerkt: »Abgefchrieben 1000 fl. am 

Tom . . Fol. .„ . Sollten diefe mitteld Geffion 
an Onjus übergangenen 1000 fl. nicht ganz, fondern 
nur zum Theil 3. B. nur mit 600 fl. gelöfcht werden 
fo wird zwar bei der urfprünglichen Saßpoft, fo mie im 
obigen Falle, die Anmerkung: »Abgefchrieben 600 fl. 
am » . . Tau Tem 2. 2... Fol . . gemacht’ 
bei der abgeleiteten Satzpoſt feldft jedoch nur in ber 
dazu beftimmten vierten Kolumne die Löſchung partiell 
vollzogen, ohne diefe ad Nrum. Sagpoftzahl roth zu uns 
terftreichen. (LandtInſtrukt. $. 58 Nro. 2 und 3) 


$. 599. 


Bei einer gänzlichen Löfchung der auf Simultan- 
bypothefen haftenden Sagpoften wird auch die Annotas 
tion: »Haftet auch auf den Realitäten N. N. »roth unter: 
ftrichen. Sollte aber der Gläubiger nur von einer Hys 
pothef ablaffen, fo wird die Löſchung auch nur bei diefer 
der Drdnung nach bewerfftelliget, und dabei bloß die 
Vorficht gebraucht, daß die Zahl diefer Hypothek in der 


bezüglichen Annotation der Simultanhaftung auch bei 


allen andern Hypotheken mit einer rothen Linie unters 
ftrichen werde. (Landt.⸗Inſtrukt. vom Sahre 1794, $. 55) 


$. 600. 
Iſt der Tabularaft ingroffirt, und im Hauptbuche 


eingefchrieben, fo wird dieß fowohl auf dem Geſuche, 
als auf der betreffenden Urfunde *) unter Fertigung des 


* Darunter ift überall, wo nicht ausdrüdlich etwas bemerft 
wird, die Haupturfunde zu verftehen. ($. 115 u. 1609. W.) 


Landtafel » Negiftratorse oder Grundbuchsführers und 
Beidrückung de3 Amts-Sigilles zertifizirt. (Landt. 
Inſtr. vom Sabre 1794 $. $. 17 — 20.) 


$ 601. 


Die Gefuche erhalten immer diefelbe Gertifizirung. 
Diefe lautet: „Im diesortigen Urfunden> (oder Inſtru— 
menten:) Buche Tom. . „ Fol. . . von Wort zu 
Wort ingroffirt. 


$. 602. 


Auf den Urfunden ift die Gertiftzirung in Bezug auf 
die Ingroffirung zwar auch immer desſelben Inhalts, 
allein im Punfte der Einfchreibung richtet fie fich nach der 
Natur diefer legteren, je nachdem nämlich die Einfchreis 
bung zur Erwerbung des Eigenthumes (ad proprie- 
taten, oder ad effectum Dominii) oder zur Erwer— 
bung des Pfandrechtes (zur bypothefarijchen Sicherftel: 
lung) oder zur Erwerbung eines Servitutsrechtes, 
oder fonft zum Behufe einer Löſchung, oder einer mit 
Rechtsfolgen verbundenen Annotation gefcheben ift, 
und je nachdem die Einjchreibung, in jo fern diefelbe eine 
Eintragung oder eine Löfchung war, unbedingt oder 
bedingt, folglich mitteld Sntabulation oder Präno— 
tation bewirft wurde. 


$ 603 


Ber der Intabulation einer Cchuldurfunde z. B. 
würde dieſe Gertiftzirung ungefähr lauten, wie folgt: 
„Begenwärtige Schuldobligation ift im diesortigen Urkun— 
den- (oder nftrumenten-) Buche Tom. . . „Fol. 
von Wort zu Wort ingroffirt, und im Hauptbuche auf 
der Realität » » » » . sub Folk. . . (oder sul 
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6. 
Ertrafte 
und Ab- 
ſchriften, 


Nro. 0...) zur Erwerbung des Pfandrechtes für das 
Kapital pr. 6000 fl. nebft 5% Intereffen Coder was eines 
wäre, zur bypothefarifchen Eicherftellung des Kapitals 
pr. 6000 fl. nebft 55 Intereffen) der Drdnung nach inta> 
bulirt worden. 


$. 604. 


Wurde die Intabulation oder Pränoration 5. ©. 
eines Pachtvertrages ausdrüdlih nur zur hypotbefaris 
hen Sicherftellung des Pachtzinfes jährlicher 3000 fl., 
oder der in einigen Paragraphen z. B. in. $. 3, 7 
und 8 vom Pächter N. eingegangenen Verbindlichfeiten 
bewilligt, fo muß natürlicher Weife auch nur fogeftaltig 
die Einfchreibung und nachhinnige Gertifizirung geſchehen. 


$. 605 


Sn Fällen, wo mit einem und demſelben Gefuche 
3. B. der Käufer die Befigumfchreibung und der Verfüu- 
fer die bypothefarifche Sicherftellung des Kaufichillings- 
reftes erwirft, wird den bier aufgeftellten Grundfägen 
gemäß die Gertiftzirung auf der Urkunde lauten: 


»Gegenwärtiger KRauffontraft ift im diesortigen Urkun— 


denbuhe Tom . » . Fol. . . von Wort zu 
Wort ingroffirt, und im Hauptbuche auf der Herr: 
ihaft.... . .‘. „ sub bol.‘, Sr 


Gunften des N. N. zur Erwerbung des Eigenthu- 
mes diefer Herrichaft, als zu Gunften des N. N. 
zum Behufe der Erwerbung des Pfandrechts für 
den Kauffchillingsreft pr. 20,000 fl nebit 4 5 Inte 
reffen der Ordnung nach intabulirt worden « 


$. 606. 


Pandtafel- oder Grundbuchs » Ertrafte können 
und müffen von den Tabularämtern auch ohne Bewilli- 





gung des Gerichtes an Jedermann auf deffen mündliches 
Begehren ausgefolgt werden. (Landtafel-Patent vom 
Sahre 1794 $. 34.) Wird das Begehren dazu fchriftlicy 
beim Gerichte überreicht, fo wird darüber dem Tabular- 
amte die geeignete Weifung ertheilt, den Ertraft entwe- 
der der Partei auszufolgen, oder denselben ihm (Gerichte) 
zur mweitern Mittheilung an die requirirende Behörde 
vorzulegen, 


607. 


Dieje Ertrafte find im Grunde Ceinige wenige Ab- 
weichungen abgerechnet, worauf wir gleich fommen wer- 
den) weiter nichts als Abfchriften des Hauptbuches, die 
unter ämtlicher Bejtätigung über den Befit- und Laften: 
ftand einer Realität, fo wie fich derfelbe am Tage 
. der Ausftellung des Ertraftes darftellt, ausgefertigt 
werden. Gin folcher Auszug heißt ein umftändlicher 
Ertraft, und ift immer in diefem Sinne zu nehmen, 
wenn dabei nicht ausdrüdlich etwas anderes aefagt wird. 
(Landt.⸗Pat. vom Jahre 1794 $. 35 und Inſtr. S. $. 5 
und 6.) 


$. 608. 


Doch werden auch bei derlei umftändlichen Extrak— 
fen vom Befigftande (wenn nicht etwa ausdrüdlicy ein 
mebreres verlangt wird) bloß die Realitäten im Allges 
meinen, und die gegenwärtigen Eigenthümer derfelben 
mit den bezüglichen Erwerbstiteln und der Tom. . 
und Fol... . . mo diefe Titel in den Urfundenbüchern 
ingroffirt ftehen, angeführt. Auch im Laftenftande wer: 
den alle Satzpoſten, die bereits gänzlich gelöfcht wurden, 
mweggelafjen, und davon nur die betreffenden Satzpoſt— 
zahlen mit dem Worte: „Gelöſcht“ erfichtlich gemacht. 
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Bon den Annotationen aber, die bereits gelöfcht erfchei- 
nen, wird im Ertrafte gar nicht erwähnt. (Landtafel- 
Inſtr. $. 64.) | 


$. 609. 


Es gibt aber auh Partifular- und ſumma— 
riſche Ertrafte, die jedoch, wie die Erfahrung zeigt, 
feltener verlangt werden. SPartifular - Ertrafte werden 
jene genannt, die bloß über eine gewiffe Satzpoſt mit 
allen fih darauf beziehenden abgeleiteten (ad Nrum.) 
Poſten ausgefertigt werden. In fummarifchen Ertraften 
Dagegen werden zwar alle noch haftenden Schulden ohne 
Unterfchied, jedoch nur nad) der Summe oder fonftigen 
Verbindlichkeit angeführt, ohne die Namen der Gläubiger 
oder die Titel, worauf fi) diefe Saspoften gründen, zu 
berühren. Kommen dabei Superfäße vor, fo find diefe 
gleich bei der urfprünglichen Saßpoft (bei der Stammpoft 
nämlich) mir wenigen Worten zu bemerken. (Xandtafels 
Sinftruft. $ $. 36 und 37.) 


9. 610. 


Die Ertrafte jeder Art werden vom Yandtafel- 
Regiftrator, und bei Örundbuchsämtern vom Grunds 
buchsführer unterfertigt, und denfelben das Amtsſi— 
gill beigedrüct. CRandt. + Patent vom Jahre 1794 $. 
38) Beftebt der Ertraft aus mehreren Bögen,. fo ift 
auch die ſchon im $. 151 d. W. angedeutete gefegliche 
Vorſchrift zu beobachten. 


$. 611. 


Die Ausfertigung von Ertraften ift von bober 
Wichtigkeit, und kann, wenn dabei ein Ueberfehen oder 
fonft eine Unrichtigfeit gefchiebt, fehr große Verantwor— 


u 








tungen zur Kolge haben. (Landt.Inſtrukt. d. $. 5 und 
6) Der damit befchäftigte Beamte muß mit vieler Um- 
fiht und Ordnung vorgeben, und dabei wohl in Erinnes 
rung halten, daß die Priorität der Tabularftücke ſchon 
von dem Momente der bei feiner vorgefegten Realin- 
ftanz gefchehenen Ueberreichung beginne. *) 


$. 612. 


Abfchriften aus den Urfundenbüchern aber kön— 
nen von den ZTabularimtern nicht aus eigener Macht, 
fondern immer nur mit Bewilligung des Gerichtes (des 
Keal Berichtes nämlich), bei dem das Gefuch fchriftlich 
oder Cauf dem Lande) auch protofollarifch zu ftellen ift, 
ausgefolgt werden. Landtafel = Patent vom Jahre 
1794 $. 38). 


$. 613. 


Iſt aber dazu eine Bewillinung des Gerichtes er: 
forderlich, fo muß dem Gerichte auch eine Beurtheilung, 
ob das Gefuch zu bewilligen ſey oder nicht, zuftehen. 
Müpte das Gericht jedem derlei Gefuche Etatt geben, 
fo wäre nicht einzufehen, wie das Geſetz diefe Ausfol- 
gung noch von feiner (des Gerichtes) Bewilligung ba- 
bängig gemacht haben fonnte, und da diefes Bewilligen 
oder Abſchlagen Doch auch nicht von der Willführ des 
Gerichtes abhängen fann und fol, fo dürfte nach Anficht 
des DVerfaffers die Tendenz des Gefeges nur die feyn, 


*, Diefe Andeutung dürfte wenigftens fo viel zeigen, daß 
ein Ertract an dem Tage feiner Datirung felbft dort, wo 
der betreffende Tabularbeamte Gelegenheit hat das Ein- 
reichungs-Protokoll der Kealinftanz einzufehen, auch bei 
der größtmöglichften Vorficht vor Verlauf der für das 
Einreihungs = Protofoll beftimmten legten Amtsſtunde je- 
nes Tages nicht ausgefolgt werden Fönne. 
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4312 


und 
— —— 
Einſicht 
ter öffentl. 
Bücher. 


um fogeftaftig thunlichft zu verhüten, daß von Seite der 
Tabularämter derlei Abfchriften von ingroffirten Urs 
funden nicht in die Hände folder Perfonen gelangen, 
die fie offenbar nur aus Neugierde, oder fonft ohne allenr 
rechtlichen Sntereffe begehren follten, deſſen Beurtheilung 
das Gefeg vom Fall zu Fall dem vernünftigen Ermeſſen 
der Gerichtsbehörde anheim geftellt haben wollte. 


$. 614. 


Die Publizität unferes Tabular-Inſtitutes 
zeigt fih auch in der Befugniß, die Jedermann zufteht, 
von den Hauptbüchern in Gegenwart eines QTabularbes 
amten Einficht zu nehmen. (Xandtafel- Patent vom 
Sahre 1794 $. 34 Nro. 171 9. G. ©) Es ift zwar 
richtig, daß nach dem Wortlaute des Grundbuches Pa: 
tentes vom Sahre 1792 S. 41 Nro. 66 3. ©. ©. die 
Einſicht dieſes öffentlichen Buches nur jenem geftatter 
werden follte, der fich über eine Antheilnehmung recht: 
fertigen fann, allein diefe Vorfchrift ift durch das ob— 
erwähnte fpätere ebenfall8 in die allg. J. ©. ©. auf 
nommene Patent und durch den $. 443 6. G. 8. derogirt. 
Auch kann nicht wohl im Sinne unferer höchften Gefeß- 
gebung liegen, daß die Einficht bei den Hauptbüchern der 
Grundbuchsänter weniger frei wie bei jenen viel wichti- 
geren Hanptbüchern der Landtafeln feyn follte. 


$. 615. 


Obigen Beamtens vorzügliche Pflicht befteht darin, 
zu wachen, daß an den Büchern, die den Parteien zur 
Einfiht vorgelegt werden, nichts verändert oder ber 
ſchädigt werde. 


Banptbuch 


des 
Grundbuchsamtes der Herrfchaft 


Thalheim. 


ſoder auch) 


Grundbuch 
Der 


Herrſchaft Thalheim. 


— —— 


Dieſe Form des Hauptbuches findet in den $. 9. 543 — 570 ihre Rechtfer— 
tigung. In diefem Entwurfe werden übrigens faft alle erdenklichen Fälle vraftiich 
durchgeführt, welche Komplizirung aber, beionders am Lande, auf einer und der: 
felben Realität jelten oder gar nie vorfommt. Gben defwegen dürfen ſich Anfän— 
ger beim Durchſehen diejes Entwurfes nicht entmuthigen. Sie werden auch bald 
Alles Flar finden, wenn fie ſich anders die im II. Theile d. W. behandelten Mani— 
pulations-Vorſchriften eigen gemacht haben, anbei aber auch die NWorficht brauchen, 
die Sagpoften in chronologifcher Ordnung durchzugehen, und jede Stammſatzpoſt 


mit allen abgeleiteten Sägen früher zu lefen, als fie zur nächftfolgenden Stamme 
fagpoft übergehen. 





— 
— 


Realifä 


Pfarr 
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Gemeinde 


Urb.-Nro. 7®. 
Lammerbof 





75 Train FRruEE ae BE DE 7 





Flächeninhalt 


Joch 1Klft. 


Ein Haus nebſt an wi 
gebäuden 


“) — 
DW Im 


Waldung ober dem Thale” 
Miefe im Thale . q 
Weingarten 


Pe N —00 2— 
Ser 





Zufammen 


Sub praes. 1. Juni 1846 Wro. |) 
1567 wird in Folge Kaufvertra= || 
es vom 24. März 1846 obiger | 
Schönader im Flädheninhalte || 
Be; 
hier ab- umd zu der Realität | 
unter Urb. 103 zugefchrieben. | 
Am 4. Suni 18%6. 
Tom. VIII. Fol. 73. 
Sub praes. 14. Auguft 1846 
xo. 420 wird in Folge Kaufs⸗ 
vertrages vom 10. Suli 1846 
die> sub Nro. 120 abgefchrie: 
bene Wiefe im br ka 5 | 
Ban. .. 
hier zugeſchrieben. 
Am 18. Auguſt 1846. 
Tom. IX, Fol. 20. 


Annotationen 


'Sub praes. 4. Sept. 
re 
11827 ro. 370 über) 


Gefuch des Eduard 
ST 
amprebt mit dem 


‚Subfritutione - : Bande 
behaftet. Am 7. . Sept- 
1827. Tom. IV. Fol. 
162. 

‚Selöfht am 10. Sän, 
1830. Tom. IV, Fol 
i220. 











+16 





Beftandtheile | sacenin | 


Son ID Sure! 


Kataft. 
Zahlen 


——  —— 




















Annotatipnen 





Urbarial: Gaben. 


aut Urbarium (oder 
laut des unterm 10. 
Auguft 1846 Nr. 8060 
kreisämtlich  beftätig- 
ten DVergleiches) find) 
jährlich zu entrichten: 
” Dominifal: Gabe 
6 fl. 10 Er. 
a Robathreluition 
10 fl. 
und in Natura 2 Mes. 
Zinshafer. 
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Franz Lamprecht. 


Sub praes. 20. Februar 1314 Nro. 60 als Eigentyümer 
intabulirt in Folge —— — vom 10. Dezember 1813 
um einen Preis von . . . 2 or N. 
Am 25. Februar 1814. Tom. 1. Fol. 72. 


Kaſpar Lamprecht. Unter Krida. Am 


' 4. D 28. 
Sub praes. 29. Auguft 1827 Nro. 380 als Eigenthümer a. Dijember 1898: 
intabulirt in Folge Erbseinantwortung vom 27. Aug. 1827|) Tom. IV. Fol, 200. 
um einen Schäßwerth von . . . . . 7200 fl. €. = 
2 2 27 7 h Gelöſcht am 10. 
Am 2. September 1827. Tom. IV. Fol. 140. sRärı 1828. Tom.| 


IV. Fol. 240. 
Yerdinand v. Grünberg. 


Sub praes. 1. Zuli 1830 Nro. 270 als Eigenthümer präno— 
tirt in Folge des mit Kafvar Lamprecht gefchloffenen Kaufs- 
verfrages vom 19, Juni 1830. 

Am 4. Sult 1830. Tom. V. Fol. 6. 


Sub praes. 2. Mai 1831 Nro. 186 intabulirt das wider 
Kaſpar Lamprecht ergangene Urtheil vom 1%. April 1831 
zur Rechtfertigung der von Ferdinand v. Grünberg zum 
1 Gigenthume erwirften Pränotation. 

Am 5. Mat 1831. Tom. V. Fol. 80. 


Joh. Müller mit 243 u. Paul Müller mit 113. 


‚Sub praes. 11. März 1834 Wro. 177 als Eigenthümer inta- 
bulirt in Folge Kaufsvertrages vom 6. März 1834 um einen 
Preis von 8500 fl. C. M. nebit 10 Fire Schlüſſelgeld. 
Am 15. März 1834. Tom. V. Fol. 169. 


Sub praes. 10. Apr- 
1835 Nro. 200 über 
Anſuchen des Karl 
Berger der Bells 
des Joh. Müller als 
reitig notirt. Am 
14. Xp. 1835. Tom, 


. Fol. 220 











 Getöiht am 18. | 
Sänner 1836. Tom.| 
V. Fol, 290. | 
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Namen und Erwerbstitel 


Alois Dollinger mit 148. 


Sub praes. 30. Jänner 1840 Nro. 70 als ELigenthümer 
dieſes vom Paul Müller mit Vertrag vom 28. Jänner 1840 
um 3200 fl. ©. M. abgefauften 13 Antheiles intabulirt. 

Am 4. Februar 1840. Tom. VI. Fol. 2. 

















Satzpoſten 


| Satzpoſt⸗ 
= zahl 


Sub praes. 30. Mär; 1815 
Nr. 187 intabulirt die Schuldob- 
ligation vom 1. März 1815 wider) 
Franz Lamprecht zu Gunften 
des Moriz v. Hoinigger zur 
Sicherſtellung eines Darlehens— 
kapitals pr... 

W. W. nebft 53 
Am 2. April 1815. 





5 1500| — 
Sntereifen. var“ 
Tom. Il. 


Fol. 15. 


re Sub praes. 4. April1815 Wer. 
— 270 pränotirt der Handlungs 
buch3 - Auszug vom 28. Marz 
1815 wider Franz; Lampredt 
zu Gunften des Silveſter 
Wollheim zur Siderftellung 
peragee pr. | 480 


Tom. Il. 
Fol. 70. | 


Sub praes. 10. Mai 1815 Nr. 
320 intabulirt die Schuldobliga⸗ 


36 


|Ym 9. April 1815. 





erftellung eines Darlehensfapi- 
tald von RR Bd 
S Intereſſen und allfalli- 


Am 14. Mai 1815. Tom. IH. 


Fol. 190. 
Haftet auch unter Urb. 20. 
nd 144 
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Annotationen und 
Löſchungen. 





Sub praes, 15. Jänner 18271 
Nro. 29 ertabulirt ın Folge 
Quittung des Moriz v. Hoinig- 
ger vom 10. Sänn. 1827 1500 fl.if 
nebft Sntereffen. Am 20. Sänn.j 
1827 Tom. III. Fol. 6. 


| | 
| 


| 


| Sub praes. 3. Sinner 1827 


Nr. 36 exrtabulirt wie unten ad. 
Am 6. Sanner 1827 Tom. V. 
Fol. 300. 


> 


' Sub praes. 14. Zuni 1815 Nr. 
310 über Anfuhen des Franz 
Lamprecht als ftreifig notirt. 
Am 16. Juni 1815. Tom. II. 
'Fol. 210. 


Sub praes. Auguft 1818 
Nro. 350 ertabulirt in Kolge 
rtheil vom 2. März 1818 diefe 
Rotirung der Streitigfeit. Am 
30. Ag. 1818. Tom. IH. Fol. 10. 
Sub ‚praes. 2. Dezember 1819] 
ro. 470 ertabulirt in Folge 
ern des Jakob Scönerl 
om 1. Dezember 4819 . . S00 
ſammt Sntereifen und Klagsfo: 
en. Am 5. Dezember 1519. 
om. 11. Fol. 209. 





8 
re 





Sagpoiten 





Sub praes. 10. Zuni 1816 Ir. 
300 intabulirt das Urtheil des) 
Ortsgerichts Lindhofen vom 20. 
Auguft 1815 wider Franz; Lam— 
precht zu Gunften des Sil- 
vefter Wollheim zur Redt: 
fertigung obiger Pränotation von 
480 fl. 36 Er. 

Tom. II. 


| 
| 





Am 13. Juni 1816. 








Sub praes. 25. Auguft 1826| 
Pr. 460 intabulirt die Schuld— 
obligation vom 5. Auguft 1826 
wider KRafpar Lamprecht 
ald Erben des Franz Lam— 
precht zu Gunſten des Paul 
Hollberg zur Sicherſtellung 
eines Darlehens von . . - 
E.M.nebft53 Intereffen. Mit 
der im 6.822 allg. b. G. B. aus: 
gedrücdten Beſchränkung. 

Am 28. Auguft 1826. Tom. IV. 
Fol. 70. 





ad 2 Sub praes.2. Dezember 1826 
I Me. 510 intabulirt die Ceſſion 
des Silvefter Wollheim 
vom 1. Dezember 1826, womit 
obige Satzpoſt pr. 480 fl. 36 fr. 
W. W. auf Namen des Wilh. 
Stöger umjhrieben wird. 
Am 4. Dezember 1826. Tom.IV. 
Fol. 140. 








7 


ad 4 Sub praes. }. 
[Pr 170  fuperintabulirt 
Schuldobligation vom 10. Jän— 
ner 1828 wider Paul Hollz 
berg zu Gunſten des Karl 


ke 





fl. C. M. 
Am 7. Februar 1828. Tom. V. 
Fol. 7. 





Es IEr-l _ 


Fol. 270. 








Februar 1828| 
die, 


Söllner zur Sicerftellung, 
eines Weinfauffhillings pr. 400) 





Betrag) Annotationen und 


Löſchungen 
Srtabulirt wie unten zur Pot 
ad Nrum. 2 de praes. 2. De;. 
1826° 





| Sub praes. 10. Sänner 1840 
lertabutirt (oder abgefhrieben) 
lin Solge Quittung vom 30. De 
zember 1840 ein Betrag von 

800 fl. 
C. M. jammt 5010 Intereifen. 
Am 14. Jänner 1840 Tom. vll. 


‘ol. 72. 


1600 — 


| 
| 
| 


Sub praes. 3. Jänner 1827 
ro. 36 ertabulırt ın Folgel 
Quittung des Wilhelm Gtöger 
vom 1. Sänner 1827 der Betrag 
Dis a0: i 480 fl. 36 fr. 
Um 6. Sänner 1827. Tom. V. 
‘ol. 300. | 

















. 


Sub praes. 10. Jum 1828 
Pro. 310 pränotirt die Quit- 
tung vom 1. Juni 1828 zur 
Löſchung dieſer . . 400 fl. 
C. M. Am 14. Juni 1828. 
Tom. V. Fol. 120. 

Sub praes. 13. Sept. 1828 
ro. 409 gerechtfertigt dieſe 
Pränotirung mit Urtheil vom 
10. Auguft 1828, mithin wirf: 
ich ertabulirt 400 fl. €. 
M. Um 18. Sept. 1823. Tom.! 
. Fol. 260, 








Sub praes. 10. Februar 1823 
Nr. 210 und 211 ıntabulirt ad 
fructus der Realität über gleich 
zeitige Gefuche wider Kafpar 
gampredt 

a) die Kautionsurfunde vom 
1. Februar 1828 zu unten 
des Veter von Mannsberg 
zur Sicherftellung der von deſſen 
Verwalter Sohann Stibinger 
‚allenfalls zu leiftenden Erſätze 
bis zum Betrage von 
in C. M. 

b) die Schuldobligation vom 
14. Jänner 1828 zu Gunſten des 
Franz Ebenthaler zur Si— 
cherſtellung eines Darlehens von 
in C. M. nebſt 53 Intereſſen. 
Am 14. Februar 1828. Tom. V. 

Fol. 24. 


6 Sub praes. 10. Juli 1830 Nr. 


306 intabulirt der Heirathsver— 





trag vom 2. Jänner 1820 wider 
Ferdinand v. Grünberg 
zu Gunjten der Alovifia v. 
Grünberg, gebornen Pillin- 
ger, zur Sicherftellung des Hei: 
— —7—— pr. ES 2 

der Widerlage pr... . . . 

in C. M. und des wittiblichen 






Unterhaltes von jährlichen 300 
fl. C. M. 
Am 14. Juni 1830. 





Tom. V. 
Fol. 190. 








ad5b,| Sub praes. 1%. Juli 1330 Nr. 
310 intabulirt die Geffion des 
Sranz Ebenthaler vom 10. 
Juli 1830, womit obige 600 fl. 
C. M. nebſt 53 Intereffen auf) 
Mamen der Eheleute Johann 
und Maria Woller umfchrie- 
ben werden. 

Am 18. Suli 1830, 





Tom. V. | 


Fol. 200. } 
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Annotationen und 
Löſchungen 


Sub praes, 18. Sept. 1829 
Nro. 401 ertabulirt in Folge 
Hppothef » Weihungs-Erflärung 
des Peter v. Mannsberg die 
sub a intabulirte Kaution pr. 
2000 fl. 
Tom. VI. 
Fol. 74. 

Sub praes. 2. April 1832 
Mro. 211 ertabulirt auch die 
bier intabulirten . 600 fl. 
wie unten ad 5b). Am 5. April 
1832 Tom. V. Fol. 60. | 


Am 25. Sept. 1829, 





Sub praes. 20. Auguſt 1831 
Nro. 370 ertabulirt in Folge) 
Erklärung der Aloifia v. Grün- 
berg das Heirathsgut ſammt 
Wiederlage pr. . 3000 fl. 
nebft wittiblihen Unterhalt. Ami 
= Auguſt 1831 Tom. VI. Fol, 
20. | 





J 

Sub praes. 2. April 1832 

Nro. 211 ertabulirt in Kolge 

Quittung der Eheleute Johann) 

und Maria Woller . . 600 fl.! 

C. M. nebit Sntereffen. Am 5.| 
April 1832 Tom. V. Fol. 60. 


| 
















Sub praes. 11. Auguft 1830| 
Nro. 341 intebulirt im Exeku— 
fionswege das Urtheil vom 1. 
Suni 1830 wider Ferdinand 
v. Grünberg zu Öunjten des, 
Paul Koller zur Sicherſtel— 
lung des Kapitals pr. 

C. M. nebft 43 Intereſſen feit 
24. Mai 1827 und der zuer 
kannten Gerichtsfoften pr. 
dann der weiteren Exekutions— 
koſten. | 
Am 15. Auguft 1829. Tom. VI. 
Fol. 3. 


| 














Sub praes.18.September 1832 
Nr. 403 intabulirt der Pachtver- 
trag vom 1. Mai 1832 wider 
Ferdinand v. Grünberg 
zu Gunſten des Franz; v. Stei— 
ner zur Sicherſtellung des Pacht: 
zinfes jährliher 1000 fl. und der 
im $. 10 übernommenen Baus 
(ichFeiten. 
Am 24.Septemb.1832. Tom. VI. 

Fol. 200. | 


















Annotationen und 
Löſchungen 


| 
| 






Nro. 
des Ferdinand von Grünberg 
dieſe Satzpoſt als ſtreitig notirt. 







Fol. 51 





Pro. 403 ertabulirt in Folge 
Quittung vom 15. DOftober 1839 
diefer Pachtvertrag mit allen 
Verbindlichfeiten. Am 25. Of 


| 
| 
| 





I 
1 


Sub praes. 18. Septemb. 1839) 
Nr. 390 pränotirt die Geffion) 
des Paul Hollderg vom 10. 
September 1839, womit von 
obigen 1600 fl. E. M. ein Ber 
frag von 800 fl. 
C. M. jammt53 Intereffen fett, 
1. Auguſt 1837 auf Namen des 
Karl Waldeager - bedingt 
umjchrieben werden, 

Am 20.Septemb.1839. Tom.VI. 
Fol. 230. 



























Sub praes. 3. Jänner 1834] 
26 wird über Anfuchbenf 


Am 5. Sänner 1834 Tom. V. 

















Sub praes. 20. Oftober 1839| 


Itober 1839 Tom. VI. Fol. 177.) 







ı = 
o 
— — 
EA’ = 
=0o 
u 


Sub praes. 24. Septemb. 1839 
Tr. 406 intabulirt die Schuld- 
obligation vom 20. September 
1839 wider Johann Müller 

auf deifen 213 Antheil der Re⸗ 
alität zu Gunſten des Michael 
Fridlieb zur ————— 
eines Darlehens pr. 

C. M. jammt 43 Sntereifen ee 

laifäligen lasskoiten. 

'"Am26.Septemb.1839. Tom.VI. | 

| - Fol. 290. | 
| 








Sub praes. #. Sinner 1840 

Nr. 16 intabulirt die Ginantwor- 

ungsurfunde vom 24. Dezember 

1839, womit obige 1000 fl. 

IE. M. auf Namen der Erben 

des Michael Fridlieb und zwar: 

a) auf Namen des Karl 

Fridlieb 600 fl. 

b) auf Namen des Johann 

Fridlieb 200 fl. 

ec) auf Namen der Maria 
| 





Fridlieb 200 fl. 

ſammt 42 Intereſſen umſchrie— 

ben wurden. 

Am 7. Jänner 1840. - Tom. VI. 
Fol. 310. 








10 Geſuch de praes. 10. Jänner, 
1840 Ver, 50 des Frie edrid, 
Koſchitſch um Intabulation) 
eines Wechſels vom 11. Dezem— 
ber 1839 wider Johann Mül— 
fer auf deifen 213 Antheil der) 
zur Sicherſtellung eines, 
200 fl. 











— von 
Reichswährung. 


Abgeſchlagen. 
Am 1%. Tom, VI. 
Fol. 302. | 


| 





Sinner 1840. 





4253 





Annotationen und 
Löſchungen 





| | | 


Sub praes. 15. Auguft 1844 
Nro. 370 ertabulirt in Folge 
Quittung des Sohann — 

200 ft. 
Am 19. Yuguft 1844 Tom. X. 
Fol. 97, | 


Sub praes. 2. Sänner 1845 
Nro. 18 ertabulirt in Folge, 
Urtheiles vom 27. Auguft 1844 
wider Maria Fridlieb 200 fl.) 
Am 6. Jänner 1845 Tom. X. 
Fol. 180. 


( 
| 

I 
| | 
(Err RT — 


Sub praes. 20. Mär; 1840 
Nro. 210 in Folge beftätigenden 
Appellationg- Verordnung vom 
1.März 1840 diefe Annotation 
gelöiht. Am 24. März 1840 
Tom. VI. Fol. 350, 





| 
| 
| 



















Sb praes. 1%. Jänner 1840 
tr. S+ intabulirt die Ceſſion des 
Karl Fridlieb vom 10. Jän— 
ner 1840, womit das bezuali- 
che Kapital pr. 600 fl. C. M. 
fammt 43 Interejfen auf Namen 
der Suliana Wertheim um 
hrteben wird. 

Am 18. Sanner 1840. Tom.VI. 
Fol. 320. 





Gefucd de praes. 1*. Jänner) 
1840 Nr. 103 des Kaſpar Eg-| 
gerer, worüber ihm die Prä⸗ 
notation des Kaufvertrages vom, 
110. Sanner 1840 zur — 
a, der Kaufrechte wider J 
hbann Müller auf Sa 218 
Antheile der Realität nur gegen 
"Beibringung des Driginal = Ber: 
trags bemilliget wurde. 





| Bedingt abgejhlagen. 











Am 16. Jänner 1840. Tom. VII. 
I Fol. 10, 









Sub praes. 10. Dezemb. 1839 
Nr. 40% intabulirt die Schuld- 
obligatton vom 15. September 
11839 wider Panl Müller auf 
deffen 113 Antheil der Realıtät 
zu Gunſten des Thomas 
Förſtner zur Sicherſtellung 
eines Darlehens pr. 
in C. M. ſammt52 Intereffen. 
Am 1%. Dezemb.1839. Tom. VII. 
Fol. 40. 











































Annvtationen und 
Löſchungeu. 
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Annotationen und 
Löſchungen 






Sub praes. 24. Dezember 1839 
Nr. 408 intabulirt die Schuldob— 
ligation vom 20. November 183 
wider Paul Müller auf dei- 
ſen 113 Antheil der Realität zu 
‚Gunjten des Michael Söl— 
ner zur Gicderftellung eines 
Darlehens pr. N 

in E.M. fammt 53 Interejfen. 
Am 28. Dezemb. 1839. Tom. VII. 
Fol. 80. 





































‚ad12 | Sub praes. 10.März 1840 Wr. 
370 intabulirt die Ceſſion des 
Thomas Förftner vom 9. 
Februar 1840, womit von obi— 
gen 1000 fl. C. M. ein Betrag 
© | 5: 
C. M. nebit 53 Sntereffen auf, 
Namen des Baltafar v. 
Sternfeld umſchrieben wird, 
und zwar mit der Priorität vor, 
den übrigen 400 fl. C. M. 
‚Am 1%. Mär; 1840. Tom. VII. 
Fol. 120. | 
Sub praes. 25. März 1840| 
Pr. 206 ift obige Pränotation | 
des Kaufvertrages vom 10. Jän— 
ner 1840 wider Sohbann Mül— 
ler auf deifen 213 Antheil der) 
Realität zu Gunften des = | 


ſpar Eggerer zur age ReP] 


























lung der Kaufrechte als wirklich | 
eingetragen anzufehen. | 
Am 29. März 1840. TomiX. | 

Fol. 15. 
Sub praes. 28. Mär; 1842 | 
Nr. 270 intabulirt das Urtheil 
vom 10. Jänner 1842 wider) 
Paul Hollberg zu Gunften 










ad 4 


des Karl Waldegger zur 
Rechtfertigung der Pränotirung) 
der Ceſſion über S00 fl. C. M. 
fammt 53 Sntereifen. | 





Am 2. April 1842, Tom. IX. 
Fol, 207. 





= Betrag | Annotationen und | 
— Satzpoſten Löſchungen | 
u” fl. |Er.) 


! 1 1 

14 Sub praes. 2. Mai 1845 Nr. 
210 intabulirt die Kautions- 
Urfunde vom 24. Sänner 1830) 
wider Alois Dollinger auf) 
deffen 113 Antheil der Realität 
zu Gunften des Paul Wag- 
ner zur Sicherftellung der vom 
Peter Kirchner allenfalls zu 
leiftenden Erſätze bis 2 einem! | 
Betrage von . . | 800) —!) 
C. M. 


Am 4. Mai 1847. Tom.X. 

Fol. 24. | 
—ñ— — —⸗ 
15 Sub praes. 10. Mai 1845 Nr. 
236 intabulirt der Vertrag vom 
1. Februar 1845 wider Sohann 
Müller aufdeffen 213 Antheil 
zu Gunfen des Michael 
Schneeberger zur Erwer— 
bung der Servitut des Fahrt: 
mweges über die Wiefe unter 
Kataſt.⸗Nro. 301. | 

Am 15. Mai 1845. Tom.\X. 

Fol. 50. 











— 





16 Sub praes. 10. Auguſt 1846 
ad14 Nr. 410 im Erefutionswege in: 
tabulirt das Urtheil vom 4. Juli 

1846 wider Alois Dollind 

ger zu Gunften des Paul 
Wagner für den behaupteten 





Erfaß von . . . .  800fl. 
und für die zuerfannten Ge 
richtsfoften pr. . . 117/24 


nebft den bis 14. Mai 1846 mit 21830 

verfallenen, und weiters noch 

anzulaufenden 43 Sntereffen und 

Serichtsfoften. 

Am 16. Auguft 1846. Tom.X. |) 
Fol. 172. 
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Annvtationen und 


Satzpoſten 


Löſchungen 








29* 








1 rn 
Betrag Annotationen und 
Sagpoiten dfehungen | 
fl. [er 








nn —_ — 











Sacbregiiter. 


U. 
Ab: und Zufhreibung ©. 
Befiganfchreibung. 
Ablöſung der LUrbarialvechte. 


© Beſitzanſchreibung. 

Abfchlägige Beſcheide. 
Annotationen. 

Abfhriften von Urfunden $.$. 
612, 613, 120, 121, 384 — 
391. 

Abftiftung $.$.107, 358, 448. 

Advofaten. Die Sntervenirung 
derjelben bei Tabulargeſuchen. 
$. 99. 

Agenten öffentliche. Lofchung 
ihrer Kautionen $. 487. 

AlternativesBegehren. Ob 
ed bei Tabulargefuhen Statt 
finde $. $. 187, 472, Rechts⸗ 
mittel des Rekurſes dabei. $. 
187, 535. 

Amtswegen (von) hat der Re; 
gel nach in Tab.» Sachen nichts 
zu gefchehen. S. Geſuch. 

Anlegung der öff. Bücher. ©. 
Deffentl. Bücher. 

Annotationen, Form und Wir⸗ 
fung, $. $. 490 — 492; Lehen 
9.9. 311, 314, 338, 493 — 
495; Heimfälligkeit $. $. 311, 
499 — 501; Fideifommiß $ $. 


©. 





599, Streitanhängigkeit 8. $. 
288, 308, 309, 450, 466, 
483, 526 — 529; Abfchlägige 
Befcheide $. 8. 234, 235, 264, 
308, 309. 530 — 548. 

Anftände (Tabular-—). S. Ta: 
bularämter. 

Appellations-Gerichte (f.f.) 
Der Wirfungsfreis derjelben in 
Zabularfachen $. 84. ©. aud 
Rekurſe. 

Aufbebung dinglicher Rechte, 
©. Löſchung. 

















Auffands-Urfunden. Form, 
Nothwendigkeit und Wirfung 
derjelben $. $. 152% — 158, 
371 — 376, 460. 

Ausländifche Urtheile und Er- 
fenntniffe. ©. Urtbeile. 


B. 


Bauerngründe. Begriff und 
Eintheilung $. F. 27 — 31. 
Befondere Begunftigung zur Er: 
wirfung der Eintragungen, An- 
notationen, oder Löfchungen $. 6. 
109 — 114, 450. Dagegen 
auch Befchränfungen in der Ber: 
äufferung und Erwerbung $. $. 
311, 316 — 320, 326 — 328, 
358. 


195, 311, 335, 347, 484,|Bedenfen (Tabular-). ©. Ta- 


502 — 509; Subftitution $. $. 


bularamter. 


311, 338, 484, 510 — 514; Begehren. Bei Tabulargefuchen 


Vormundſchaft und Kuratel $. 6. 
104, 311, 312, 338, 484, 
515 — 519; Frida $. $. 311, 
394, 520 — 522. Simultan- 
baftung $. 9. 523 — 525, 572, 


muß bejtimmt und ordnungsma- 
Big ſeyn. F. $. 186 — 196, 
472 — 475. Alternatives Be— 
gehren $. $. 187, 472, 535. 
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Bebaufte und. Güter. ©. Un 
terthänige unb. Güter. 

Berg-Belehnungen. ©. Mon 
taniftifehe Entitäten. ; 

Berggerichte und DBergbücher 
9.9.24, 35, 46, 76, 205. ©. 
auch montaniftifche Entitäten. 

Berggerihts- Subftitutio- 
nen. S. Bergaerichte. 


Befcheide Crichterliche) find dem |Bürgerlihe Realitäten. 


Begehren der Partei gemäß $. 


8.226 — 228, in Abfchlagungs: | Bürgfhaftsurfunden 


füllen begründet $. $. 229 — 


gelder haben auch dort fein gefeß- 
liches Pfandrecht für ſich $. 64. 
Freie Städte und GStadtrichter- 
Aemter $. $. 79, 199. Lehen: 
bücher $. 77. _ Habilitirung zum 
Befige Iandtäflicher Güter $. $. 
291, 329. Snftruftion für 
Grundbücher der Staatöherr- 
fchaften $. 4. 

©. 


©. 


Stäadtifhe Güter. 


Kautionen, 


235, mit Befchleunigung $. F. Bundesftaaten (deutſche). Ber 


236 — 238, und der Negel nach 
ex primo decreto meritorifch 
zu erlaffen $. $. 239 — 242, 
476 — 478. | 
Befchleunigung der Tabular: 
Amtshandlungen $ $. 236, 237. 
Befitzredhte in Beziehung auf 
öff. Bücher $. S. 47 — 50. 


Proviforifche Befitzentfcheidun: 
gen $. 185. 
Befitzanfchreibung. Der 


Ueberträger muß felbft ſchon als 


Datum (Jahr, Monat, 


günftigung der Unterthanen ders 
jelben in der Erwerbung $. 327. 


C. ©. K. 
D. 
Tag) 


in den Urkunden $.$. 145, 293, 
459, 


Depyofitirung (gerichtliche) ift 


für fi allein zur Löſchung nicht 
genugend $. 452. 


Eigenthümer einverleibt feyn $.|Dienft-Gewähr und Sagbücher. 


$. 278 — 305. Er muß damit 


auch frei verfügen Fünnen $. $.|Dienftbarfeiten. 


306 — 321. Der Erwerbung 


Mängel derfelben $. 16. 
©. Servi— 
tutsrechte, 


darf Fein politifches Hinderniß Dingliche Rechte in Beziehung 


im Wege ftehen 9. 9. 322 — 
330. In Zerſtückungs- oder 
Urbarial » Einlöfungsfällen wird 
auch die Einwilligung der Gläu— 
biger und der politische Konfeng 
erfordert $. $. 331 — 343. | 

Befondere dingliche Rechte. ©. 
Dinglihe Rechte, 


HL,LOM. * 
Beurlaubte Militärmannſchaft. 
S. Militärperſonen 


Dominikal-Güter. 
Beſtand-Recht (verbüchertes) $., 





Böhmen und Mähren. Land» 
tafel und Grundbücher dortjelbft 
4, 5, 14, 77; die Kauf: 


auf und, Güter.  Eintheilung 
und Erwerbung derfelben $. $. 
47 — 617. 
Direcetionsbogen bei Land- 
tafeln. ©. Tabularämter. 
Dominikal-Gaben. S. Ur— 
barialrechte. 
©. unbe; 


wegliche Güter. 
Dominien. ©. Öutsherren. 


G. 


Ediktal-Verfahren zur Lö 
ſchung alter Satzpoſten $. 454. 


431 


Eigenthumsrecht über unb. Erpropriationen. ©. Staats: 
Güter, Erwerbungsart $. $.| eifenbahnen. 
59 — 67. Ertabulationg- Klaufel zu 
Eingefaufte und. Güter. S. unbedingten Löfchungen $. 460 
Bauerngründe. — 463. 
Einantwortungen (gerichtl.) Ertrafte (Landtafel- od. Grund: 
$. $. 170, 280, 304, 305. buchs⸗) $. $. 606 — 613, 
Einlöfung der Urbarialrechte. 
S. Befiganfchreibung. F. 
Einreichungs-Protokoll $.$. 
209 — 212, 238, 476. S. Fähigkeit (ſubjektive) der Kon— 
auch Realinftanzen. trahenten. ©. Gültigkeit der 
Einfiht in den öff. Büchern ift| Urfunden. 
Sedermann geftattet $. $. 614, Fideifommiffe. ©. Annotati- 
615. onen. 
Eintragung ift die Erwerbungs- |Fideifommiß-Anwärter $. $. 
art bei unb. Gütern $. Ss. 59 — | 347, 503. 
75. Arten der Eintragungen $. |Fisfalämter (k. k.). Befondere 
$. 698 — 75. Vorfchriften F. $. 103, 105, 
Einverleibung. S. Intabu-| 200, 202, 399, 400. 


lation. Forderungen Cverbüderte). S. 
Eifenbahnen. ©. Staatseiſen- Schuldforderungen. . 
bahnen. Fondsgüter. ©. Staatögüter, 


Erbe. Begünftigung der Gläu-Freihöfe und Freihäufer. ©. 
biger desfelben $. $. 359 — 355. Landtäfliche Güter. 

Erben bei Peräufferungen unb. Fremde. Befchränfung in der 
Güter. ©. Berlaßaüter. Erwerbung $. $. 327, 361, 

Erblaffer. Begünftigung der) 362. 
Gläubiger desfelben $. 350, Fruchtgenuß. S. Gervituts- 
351. rechte. 

Erbrecht ift Fein Objeft der öff. Fundus instructas $. $. 24, 
Bücher $. 9. 57, 58, 448. 

Erbfteuer. Gefegliches Pfand- 


recht dafür $. 64. G. 
Erledigungen (richterliche). ©. 

Bejcheide. Galizien. Beſondere Vorſchrif— 
Erneuerung der öff. Bücher. ten dortſelbſt S. F. 4, 6, 19, 

©. Deff. Bücher. 26, 25. SHabilitirung zum Be: 


Erſichtlichmachung ift feine bes] fige landtäflicher Güter $. $. 
ſtimmte Einfchreibungsart $. F. 291, 329. 
473 — 475. Geiftlihe. S. Gemeinden. 

Erfteber erefutio veräufferter un: Genehmigung der Berträge von 
bewegl. Güter. S Einantwors| Seite der Behörden. ©. Kon- 
tungen. fenfe. 

Erefution auf bereits aufferge Gemeinden (geiftliche und welt: 
richtlich verhypothezirte unbew. | liche). Beichranfungen in der 
Güter $. 356. Erwerbung und Verfügung $. ©. 
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311, 313, 323, 363, 383, Grundbuchs ämt er. 


484. j 
Gerichtsbehörden. Auffichtu. 


Kognition derfelben, S. Real-Grundbuchsführung. 


inftanzen. f 
Gerihtliche Hinterlegung. ©. 
Depofitirung. 
Gefuch wird der Regel nach. zu 


— 


Die Ob⸗ 
liegenheiten derſelben im Allge— 
meinen. S. Tabularämter 

Wem 
ſie zukomme $. F.45, 46, 76, 
78 —83, 86, 198, 199, 479. 


Grundobrigfeitlihe Gaben. 


©. Urbarialrechte. 


jeder bücherlichen Amtshandlung |Gült, Begriff derſelben $. 32. 


erfordert $. $. 9L — 94, 446 


S. Gutsherren, 


— 448. Form der Geſuche $.\Gülten» Katafter (ſtändiſches). 


$. 95 — 101. 


Das Gefuh| S. Stände. 


muß ein beftimmtes ordnungs-Gültigkeit der Urkunden, in fo 


mäßiges "Begehren haben $. $. 
186 — 196, 472, 475 und bei 


fern darauf von Amtöwegen zu 
fehen fey $.$- 126 — 128, 365. 


der Realinftanz überreicht feyn Gut (obrigfeitliches). Begriff $. 


$. $. 197 — 209. 

Geſetzliche Pfandrechte. 
Pfandrechte. 

Gewalt und Vollmacht. ©. Boll 
macht. 

Gewähr-Bücher. ©. Dienft- 
bücher. 


Gewerbs-Rechte $. F. 24, 34, 
337. 


Gläubiger des Erblaffers oder Güter Cunbewegliche). 


des Erben, Begünftigung der- 
felben $. $ 349, 350, 352 — 
355. Die Gimwilligung der 
Gläubiger bei Zerftückungen oder 
Urbarial- Abldjungen $. $. 333 
— 338. 


Görzer Kreis. ©. Illyrien. 


32. S. Gutsherren, 


S. Gutsherren—⸗ Rechtsverhältniſſe 


zum Nutzungseigenthümer in Be— 
ziehung auf öffentl. Bücher $. $: 
182, 185, 200, 203,:.204, 
316 — 320, 334, 358. 

Guüter- Gemeinfhaft zwischen 
‚Ehegatten $. $. 51, 55, 311, 
315 


Begriff 
und Cintheilung derfelben. ©. 


Unbewegliche Güter. 
9: 


Habilitirung zum Befige land- 
taflicher Guter $. $ 291, 329, 


Gränzen. Angabe derjelben in |Handlungsbuchs- Auszüge, 


den Erwerbungsurfunden F. $. 
142 und 143. 


in wie fern fie pränotirungsfäbig 
jeyn $. $. 179 und 180. 


Gränzkämmerer. Löfchung der Hauptbüder. ©. Deff. Bücher, 


Kautionen derfelben $. 487. 
Srundbuchs =» Patente. 

Deff. Bücher. 
Grundbücher und Landtafeln. 


Einheit in der Form und Wir- 


fung. ©. Oeff. Bücher. 
Grundbuchs-Anlegung 





Hinterlegung (gerichtl.). 
und 


Hebräiſche Schrift. ©. Schrift. 
©. Heimfälligfeit. 


i ©. Annota= 
tionen. 
Herrfchaft. Begriff derfelben 
$. 32. ©. Gutsherren. 
©. 


Depofitirung. 


Erneuerung derjelben, ©. Deff. Hypothekar-Rechte. S. Pfand— 


Bücher, 


recht, 
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Hypotheken; Zuftitut im lomb. Kautionen felbit mit ganz unbe- 
venet. Königreihe F. $. 174,| ſtimmten Beträgen find zur Ein- 


179, 426. | tragung geeignet $. $. 135 — 

141. Kautionen der öff. Agen- 

S ten und Gränzkämmerer $. 487. 

Militärheirats- Kautionen $. $. 
Jagdrecht $. $. 24, 33. 379, 435. 


Syrien. Befondere Vorſchrif-Keller-Recht. S. Servituts- 
ten dortjelbit $. $. 4, 7, 19,| rechte, 
46, 78, 8ö, 198, 262, 317 Kirchen» Vermögen. S. Ge 
— 30. meinden. 

Ingroſſirung in den Urkunden |Klofter. S. Gemeinden. 
Büchern $. $. 232, 567 — 570 Kognition. ©. Realinſtanzen. 

Inſeln auf ſchiff— und floßbaren 'Kobllieferungs > Verträge 
Flüffen und Strömen $. 552. $. 865. 

Intabulation. Begriff und Kolliſionsfälle über die Priv: 
Terminologie $. $. 68 — 75,| rität $. 9.213 — 225. 
277, 284, 285, 369, 370.|Ronfenfe der Behörden. Urfun: 
Zur Erwerbung des Eigenthu-— den, deren Gültigkeit davon ab’ 
mes der Realitäten. ©. Beſitz- hängt, find zu gar feiner Ein’ 
anjhreibung. Zur Belaftung| jchreibung geeignet $. $. 365, 
der Realitäten. ©. Pfandrecht. 383, 394, 395, 
Zur. Erwerbung einer Saspoft. Konten. S. Handlungsbuche- 


S. Sakumfchreibung. Auszüge. 
ISntabulationsfähige Urkun-Krain. ©. Syrien. 

den. ©. Urfunden Kredits- Briefe, Die Eintra- 
Intabulations-Klauſel. ©.| gung derjelben $. 9. 195, 439. 

Aufiandsurfunde. Kreisamter (f. E.). Einfluß u. 


Juden. Bejchränfungen derfelben Wirkungskreis derfelben in Tas 
in der Erwerbung der unbew. bularjachen. ©. Politifche Be: 
Güter $. $. 325, 361, 362,| böürden, 

395 Krida. ©. Annotationen. 

Jüdiſche Schrift. S. Schrift. |Kuratel. ©. Annotationen. 

Küſtenland (öferr.) ©. Illy— 


K. rien. 
an * f * Q, 
Kärnten. Beſondere Vorſchrif— = 
ten $.4. ©. Sllyrien. Yagerbücdher und Gültenfatafter 
Kameralgefälls- Behörden) $. $. 26, 89, 341 — 343, 


(ck. £.) $.$. 105, 399, 400. 555.506, 
Katafter (fänd.). ©. Stände. Randtafel- Patente. S. Oeff. 
Kaufgelder.. Dafür beftcht fein) Bücher. 
ah eliches Pfandrecht $. $. 64, Randtafeln und Grundbücher. 
Ginbeit zwifchen denjelben. ©. 
— Begriff und Wir- Deff. Bücher 
fung derjelben $. $. 53, 64, Landtäflihe Güter, Begriff 
193, 196, 2956 — 298, derfelben S. $.26 — 28, 45. 
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Landtafelämter. ©. Zabw | Manipulationg - Borfcriften. 
larämter. S. Tabularämter. 
Landtafelfähigkeit der Beſi--Mauth-Rechte (Privat) 6. 24, 
zer. S. Habilitirung. 33. 

Legaliſirungen der Urkunden Meiſtbothsvertheilung. Auf 
$. $. 123 — 125. dem Grunde der Enderledigung 

Legatare, was fie zur Befigan-| derſelben wird die Löſchung der 
fchreibung auszumweifen haben $.| Schulden angefucht $. 446. ©. 


$. 303 — 305. Einantwortungen. 
Legitimation zu Tabular: Ge Meldfcheine $. 346. 
fuchen $. $-. 102 — 107. Mieth-Recht (verbüchertes) ©. 


Lehen in Beziehung auf Off. Bü— Beſtandrecht. 
cher $. 77. ©. Annotationen, Militärperfonen vom Feld 

Leibgedingverträge $. 184. | webel oder Wachtmeifter abs 

Fetztwillige Anordnungen F. wärts $. $. 311, 321, 330, 
94. 359, 360, 333, 488, 489 

Lizitatiomen Cerefutive). S. Militärheirats- Kautionen 
Einantwortung. \. $. 379, 436. 

Lombardifch » venezian. Könige Minderjährigfeit, ©. Anno— 
reih. S. Hypothefen-Snftitut.| tationen. 

Löſchungen. Begriff und Wir Montaniftifhe Entitäten. 
fung $. $. 61, 442, 443 und) Begriff und Eintheilung derfels 
444. Allgemeine Kognitions- ben $. S. 24, 35, 36, 46 und 
Borfchriften $-. $. 445 — 479.| 205. Das Objeft der bergge- 
Es gibt auch bedingte Löſchun- richtlichen Grundbücher ift nicht 
gen $. $. 467 — ATI, 450.| der Grund und Boden und das 
Löſchung alter Sappojten $. Gebaude als ſolches $. 448. 
454. Die ‘zu Löfchende Poſt Die Montan » Entitäten unter 
muß zu unten degjenigen ein-| ftehen den Berggerichten $. $. 
aefchrieben feyn, der die Lö⸗- 76, 200, 205. Nemtliche Lö— 
fehung zugefteht $. $. 481 — | fihung der Paffiven, wenn dieſe 
483. Diefer legtere muß dar- Entitäten in das Freie verfallen 
über frei verfügen können $. F. erflärt werden $. 447, 448, 
484 — 486. Der Erwirkung| 








der Föfchung darf auch fein po— N. 

litiſches Hinderniß im Wege; 

fteben $. F. 487 — 489. Nationalbank cf. f. öſterr.) 
Löſchungsfähige Urfunden.| 6. $ 200 — 203. 

S. Urfunden. Naturalsgrohnen ©. Urba— 
Luftrirung . $. 241, 576, 577.| rialgaben und auch Befigan- 

ſchreibung. 
M. Niederöſterreich. S. Oeſter— 


reich unter der Enns. 
Mähren. Beſondere Vorſchrif-⸗Nonnen. S. Gemeinden. 
ten $. . 4, 5, 14, 64, 291, Normalien für das Tabular— 
325, 329. Inftitut. ©. Oeff. Bücher. 
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Nutzungseigenthumer. BeOnerirungs- Konjenfe $. $- 
— hung in der Veräufferung.| 195, 439. ©, auch Annotati: 


©. Bauerngründe, onen der Fideifommiife. 
DOrdensperfonen S. Ge 
D. meinden. 
DSriginal » Urfunden ©. 
Dberfter Gerichtshof (k. ED. Urfunden. 


Wirkungskreis desfelben in Ta-Ort der Ausftellung der Urfun; 


Dbjefte der 


Sckfentt. Bücher. 


bularfachen $. 84. ©. Rekurſe. den. ©. Datum. 
Dbereigenthümer. ©. Guts- 
herren. P. 


Landtafel und 
Grundbücher F. 6. 
465, 46, 448. 
Obrigkeiten (Grund-). 
Gutsherren. 
Obrigkeitliche Gaben. 
Urbarialrechte 


Detava für Unterthans-⸗, Wai- Pfandrecht. 


ſen- und Depoſiten-Forderun— 
gen $.$. 64, 335. 

Urfprung 
und Beftimmung $. F. 1 — 3. 
Gefegliche Quellen $. 4. Ob— 
jefte der Landtafel und Grund- 
bücher $: $. 45, 46. Ginheit 
zwifchen diefen öff. Büchern $ $. 
8 — 233, 543 — 570. Sie 
find ſämmtlich den Realinftanzen 
anvertraut $ $ 76 — 81. Form 
und Einrichtung der Off. Bücher 


nebft Andeutungen zur Anlegung | Pfründen. 
oder Erneuerung derfelben $. F. Politiſche Behörden. 


11, 13 — 23, 513 — 570. 
Manipulation mit Öff. Büchern 
$ $. 571 — 615. Wirkung 
und Publizität derjelben $. $. 3, 
10, WW, 21, 22, 47 — 50, 
63, 606, 614 

Deffentlihe Güter \.25. ©. 

auch Etaatseifenbahnen. 

Deffentl. Urfunden. Grfor: 


derniffe zur Tabularmäßigkeit 


derjelben. ©. Urfunden. 

Defterreich ob und unter der 
Enns. 
$.,8 4, 16. 42, 97. 


©. Vetitum 


Präanotationen. 


Beſondere Vorfchriften 


26 — 28, Pacht-Recht (verbücdhertes). ©. 


Beftandrecht. 


©.) Patente (Landtafels und Grund: 


buche-). ©. Deff. Bücher. 

in Tabulargeſuchen. 
S. Begehren. 

Zur Grwerbung 
desfelben auf Realitäten wird 
insbefonderg erfordert, daß der 
Schuldner als Eigenthümer eins 
verleibt fey d. $. 345 — 356, 
und mit der Nealität frei ver: 
fügen fünne $. S. 357 u. 360. 
Huch darf der Erwerbung Fein 
politifches Hindernig im Wege 
ſtehen $. $. 361 — 365. 


Pfandreihte gefegliche in Bes 


ziehung auf unb, Güter d. \. 
64, 63. 

S. Gemeinden. 
Einfluß 
derfelben auf öff Bücher $. 8. 
85 — 88, 106, 107, 183, 
339 — 343, 547. 

Form und 
Wirkung derfelben $. d. 66 — 
75, 114, 284 — 291. Erfor⸗ 
derniffe zur Pränotirungsfähig- 
feit einer Urfunde $. $. 171 — 
180, 365, 383, 469, 471. 
Berfahren bei Pränotirungen 
gegen Nachtrag der Driginals 
Urfunde $.$. 121, 122, 384 
— 391. Die für Sntabulatio: 
nen geltenden befondern Vor— 
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jehriften find auch bei Pranoti- | 





Ratifikation der Verträge von 


rungen anzuwenden $. J. 392, Seite der Behörden. ©. Kon- 
— 3%. Nur muß jede Prä— fenfe, 
notirung auch gerechtfertigt Realinftanzen. Denfelben 


werden, und zwar der Pegel 
nach mittel8 Klage G. $. 596 
— 401), die wider jenen, gegen 
den fie erwirft wurde ($: $. 402 
und 403), unter Nachwetjung 
des prünotirten Anfpruches (3. 
J. 404 — 410) mit einem geeig- 
neten Petitum (S. S. All — 
413) und in gehöriger Frift c6. 
x.391, 414— 420) bei dem kom⸗ 
petenten Gerichte (9. $. 421 
426, 429) einzureichen iſt | 
Rechtsfolgen der Pränptation, | 
wenn fie gerechtfertiget oder! 
nicht gerechtfertiget wird F. F. 
427 — 430, 450, 465. | 
Präanotation (uneigentliche) der 
nicht habilitirten Erwerber, ©. 
Habilitirung. | 
Pränotation zur Löfchung. ©-| 
Löſchung. | 
Präſentatum der Realinftanzen 
gibt für die Priorität den Aus— 
ſchlag. ©. Realinftanzen. 
Preßhaus-Recht. ©. Servis 
tutsrechte. | 
Priorität in Tabularfachen $. $. 
209 — 225, 240, 292, 539. 
Proviſorien in Beſitzſachen find 
nicht zur Eintragung geeignet $e 
185. 
Publicität der off. Bücher. ©. 
Deff. Bücher. 
Pupillen, S. Annotationen der 
Minderjährigkeit. 
a. 








| 


S. Oeff. Bücher. 
R. 


Radizirte Gewerbe. 
werbsrechte. 


Bücher. 


Quellen (geſetzliche) der — 


S. Ge— 





kommt die Aufſicht über die) öff. 
Bücher und der Regel nach auch 
die Kognition zu F. $ 76 
84, 242, 249, 479. Sie find 
zunachit den f. k. Appellations- 
gerichten und in legter Inſtanz 
dem k. k. oberften Gerichtähofe 
untergeordnet 9. $. 84, 264, 
265, 275. Das Einreichungs- 
Protofoll der Realinſtanz be- 
ſtimmt jedenfalls die Priorität 
$. 9. 179 — 225, 238, 292, 
532. Kollifiongfälle $. $. 213— 
252. 

Real- Klage $. 492. 

Receß von einem überreichten 
Zabulargefuche $. 102. 

Rechtstitel. ©, Titel. 

KReftififatorium Cjtändifches). 
©. Stände. 

Rekurſe Berfahren dabei $. $. 
260, 253 — 274 320, 418. 
Wirkung der Rekurſe $. $. 263, 
273, 309, 476, 530, 531, 
535 — 540. 

KReligionsfond betreffende Ur- 
funden $. 364. 

Robathen (Natural). Die Ab- 
löſung oder Abjchreibung derſel— 
ben. ©. Befitanfchreibung. 

Rubrifen im Hauptbuche. Jede 
Einzeichnung hat in der geeigne- 
ten Rubrif zu gefchehen $. $. 
67, 73, 578 — 581. ©. au 
Def. Bücher. 

Rückkaufs-Recht. 
kaufsrecht. 

Ruſtikal-Gründe. S. Bauern— 
gründe, 


S. Rider: 


©. 


©. Dienftbücher- 


— 


Satzbücher. 


Satzpoften (alte). ©. Ediftal- 
Berfahren. 

Satzyoitzahlen. $. 
584 — 586. 


$. 


Satzumfchreibung. Der Bor Steiermark. 


mann muß der Negel nach felbit 
fchon als Satgläubiger einver- 
leibt feyn S. $. 371 — 376. 


Ihm muß auch die freie Berfir- Stempel: Gefet;. 


gung mit der Satzpoſt zukom— 
men & $..377 — 380. Auch 
darf der Erwerbung fein politi- 
fches Hinderniß im Wege ftehen 





| 





72, Ständiſche Güter. 


in Tabularſachen 8. 5. 26, 89, 
341 — 343, 555. 

S. Land: 
täfliche Güter. 

Befondere Vor: 
fchriften $- 4. Waldabſtockungs— 
und Kobllieferungs = Verträge 


dortfelbft $: 365. 
Pflicht der 


ZTabulars Gerichte und Aemter 
auf die Befolgung desfelben zu 
wachen $- 101. 


Steuern und Abgaben I. f. und 


$. 318. Ju obrigfeitliche. ©. Urbarialrechte. 
Schätzung Cgerühtlihe) der Stifte. ©. Gemeinden. 
Montan- Entitäten $. 448, Straffen (ff). ©. Staats- 


Schätzjungswerth. ©. Werth. 

Skhiedsfprüde $. % 168, 
178, 208. 

Schiffmühlen $. 24. 

Schleſien. Landtaf. und Grund», 
bücher dortfelbft 6. $: 5, 14, 
19. Habilitirung zum Beſitze 
landtäfliher Güter $: $. 291, 
329, 

Schrift. jüdifche oder hebräifche 
$. 100 


Schuldforderungen. Cverbü- 
cherte) Begriff derfelben $. 6. 
24,37 — 2. 

Servitutsredhte 9. 9. 24, 
41 — 44, 47, 59, 195, 485. 


| 





eifenbahnen. 
Streitanhängigfeit. ©. An 
notationen. 
SubrepartitiongbefundeS. 
343. — 
Subſtitution (fideikommiſſari— 
ſche). S. Annotationen. 


Superintabulation und Su 


perpränotation. Begriff, Wir 
fung und Xerminalogie $. $. 
68 — 75, 369, 370, 431, 
486. Die allgemeinen und be 
fonderen Kognitions + Vorfchrif- 
ten dabei find diefelben wie bei 
Sntabulationen und Pränotati: 

onen $. $. 432 — 441. 


Siegelung der Urkunden $. 151. Syndifatsbefhmwerd. $. 275. 


Simultanhaftung ©. An 


notationen. 


Soldaten. S. Militärperjonen. TZabularanftände. 


Sprade. 
nad). 

Staatsgüter $. 25. 

Staatseifenbahnen cf. £.) $. 
$. 106, 338, 450. 

Städtifche Güter 9. 9.28, 328, 
S. Umnbeweglihe Güter und 
auch: Gemeinden. 

Stände (Land). Gültenfata- | 
tafter und Einfluß der Stände, 


S. Gefuche der Form 


z. 


©. Tabu: 
larämter. 

Tabularämter find ihren re 
fpeftiven Realinftanzen unterges 
ordnet $. $. 76 — 84, 242. 
Sie fünnen ohne Auftrag in off. 
Büchern nichts einfchreiben oder 
ändern $. $. 243, 571, 572. 
Pflicht, Tabularanftinde oder 
Bedenken zu berichten $. 245 — 
250, 571. Tagebuch und bei 
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Landtafeln auch ein Direftions- |Uneingefaufte und. Güter. ©. 


bogen $. $. 573 — 575 Luftri- 


Bauerngründe. 


rung $. $. 241, 576, 577.|Unterfohriften in Urfunden und 


Formen und Verfahren bei Ein- 
jchreibungen jeder Art im Haupt: 


Gefuchen F. $.99, 100, 146— 
150. 


buche $. 6. 578 — 599 Zertifi- | Unterthanen (grundobrigfeitli- 


zirungen $. $. 600 — 605, Er- 
theilung der Ertrafte und Ab- 
fchriften S $. 606 — 613. 
Freie Einficht in den öff. Büchern 


$. $. 614, 615. 
Tabulargefuhe. S. Gefuce. 
Tabular⸗Inſtitut. ©. Oeff. 

Bücher. 


Tabularmäßige- Urfunden. 
S. Urkunden. 

Tagebuch bei Landtafel- und 
Grundbuchsämtern. S. Tabu: 
larämter. 

Tagſatzungs- Anordnung über 
Zabulargefuhe. S. Borbe- 
fcheide. 

Taz-Recht $. 24. 

Zerminologie in Zabularfachen 
$. 1. 68 — 57, 475. Insbe⸗ 
fonders bei Supereinträgen $. 
$. 72, 369, 370, 431 — 434. 

Zeftamente ©, Letztwillige 
Anordnungen. 

Titel (Rechts⸗). Ob die Angabe 
desfelben in den Urfunden noth— 
wendig ſey $. $. 138 — 141, 
173, 174, 458. 

Trennung unbeweglicher Güter, 
©. Befiganfchreibung. 

Zrieft. ©. Illyrien. 

Türkiſche Unterthanen 5. $. 
200 — 202, 324. 


u. 


Ueberreichung der Tabularge- 
jude. ©. Realinftanzen, 

Unbewegliche Güter, 
und 
24 — 46 


Begriff | 
Eintheilung derfelben $. F. 


che). Befchränfung derfelben in 
der Ermwerbung bürgerlicher Re- 


alitäten $. 328. ©. auch Bau- 
erngründe, 

Unterthbänige unb. Güter. ©. 
Bauerngründe. 


Urbarial-Redte $. $. 24, 32, 
64, 88, 107, 182, 183, 338, 
579. 

Urfunde. Diefelbe ift der Re 
gel nach zu jeder Einzeichmung 
beizubringen (Ss. $. 108 
117, 449 — 459) und zwar 
im Originale ($. $. 118 — 
122, 334 — 391) und mand)- 
mal auch Tegalifirt $. F. 123 — 
125. Sie muß ferners in jub- 
jeftiver Beziehung rechtsgültig 
\. $. 126 — 128, bei unbe- 
Dingten Eintragungen und Lö— 
fhungen in tabularmäßigen For- 
men $. $. 129 — 170, 455 — 
466, bei Pränotirungen wenig- 
ftens glaubwürdig F. % 171 — 
180, 365, 383, 469 417 und 
nicht etwa vom Geſetze aus— 
drücflich von jeder Einzeichnung 
ausgefchloffen feyn $-$ 181 — 
185 


Urfunden-Bücder für fih ab 
lein. Mängel derjelben als off. 
Bücher $. $. 14 — 23. Urkun- 
denbücher neben den Hauptbü— 
chern. S. Oeff. Bücher, 


Urfprung und Beftimmung der 


öff. Bücher. ©. Deff. Bücher. 
Urtbeile und Erfenntniffe jeder 
Art. In fo fern damit eine 
Eintragung oder Löſchung er— 
wirft werden kann $. 9 160 — 





169, 178, 208, 356, 464, 
465, 486. 


V. 


Vergleiche gerichtliche. Inta— 
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W. 


Waldabſtockungs-Verträge 
S. 365 


Werth der Realitäten. Eins 


fchreibung desfelben $. 559. 


bulationsfähigkeit derfelben $. $ Wiedereinfetzung in den vo— 


161 — 168. | 
Verlaßgüter (unbewegliche). 
Bei Veräußerung derſelben 





braucht nicht immer der Erbe an 


Beſitz geſchrieben zu werden F. 


$. 295, 300 — 302. Wie dann, 
wenn fie dem Legatar überlaffen 
werden? $.$. 303 — 305. | 
Vermächtniſſe über unb. Gü— 
ter. ©. Legatare. | 
Vermuthungen. Diefelben Fön: 


nen feiner TZabularamtshandlung | 


zur Grundlage dienen $. 451. 


Verftändigung der Theilneh⸗ 


mer. S. Zuſtellung. 


rigen Stand findet nicht Statt 


$. 269. 

MWiederfaufs:Redte $. $. 40, 
51, 53, BU. 

Wirthſchafts-Aemter. Den- 
felben fommt nur die Grund» 
buchsführung , keineswegs aber 
die Kognition zu $ 8. 80 — 
83 und 479. 

Wucher - Urkunden. Benehmen 
der Zabularbehörde dabei $- 
128. 


2. 


Vidimirte Abfchriften von Zehent-Rechte z. 24, 33, 338. 
den Urfunden genügen manch Zeit der Ausftellung einer Urs 


mal zu Einfchreibungen $. $. 120, 
121, 384 — 391. 
Bollmadten in Zabularfachen 
§. $. 103, 149. 
Vorbeſcheide find unzuläßig $. 
$. 239, 476 — 478. 


Borfaufs-Redhte ©. Wider 
fauförechte. 

Bormerfungen. ©. Präno- 
tationen. 


Bormundfhaft und Kuratel. 
S. Annotationen. 

Vorrecht. ©. Priorität. 

Borftellungen in Zabularfa- 





funde. ©. Datum. 
Zertifizirung der Tabularam- 
ter &, 8. 600 — 605, 
Zeffionen überhaupt. ©. Sat 
umfchreibung, 
Zeffiong-Urfunden. Ob da 
rin die Sntabulariong - Klaufel 
nothwendig fey $. $.371 — 376. 
S. auch Auffande » Urkunden. 
Zerſtückung unbeweglicher Gü— 
ter. S. Beſitzanſchreibung. 
Zeugen bei Tabularurkunden. 
Anzahl und Eigenſchaft derfel- 
ben $. 146 — 150. 


chen find ordnungswidrig 8. $.|Zuftellungen in Tabularfachen 


270, 271. 


$.8. 233. 251 — 262. 


AH Er} | 


ıgasızı ds Banudb PETE EeR 


‚008.2 
79) 0 Br 


Be 


—* 


* 


Ze 2 


strallaste 


Paare Bu 171777772 7.17° 1777 7 


* ABTREAL TER . —— | 


—* el 1a Ir uge 
a8 2 


RN % 


r 


N ml: . 
re 


EL; 


rs 
— 8 


yıaden 
sn 


* 


Abk Ak 


BL U ET 22T CA 


0ME ‚66 


RE IUr BE 2 77 77 ET TEE 


PLN, 


ia nin nik Ha 


Egyursr 
Kar 


nr) nude 
a} —— 34 


; eTB ame EE 


re ehr 
und —J dunludnf? 184 


C 


7 
— 


— ee unigeh 2) 
snhrnlular WG 


* — 0 


300 42 


Its ih 


Br — 1— TE .. 


un uinmmE 2 
0o9 — 0— Mii — 


ui 
rn: 


Be TSERRITE TIER 


1682 * 


Vud 


er int 
„3 gauh 


Re 


dan) 


94 


E 
8; —* is ER: 


zugihr:: 
3 a6 


"E- 


en 


1268 


0626 


— 


192 


yield Bu Br © 


shlysrenan 


nn 
ımshw] 
129 


— 


ulm 4 
unbimars) Gm 
Ve =. Ai 


ir 


mm 


-HUÜH KURT 


sarlama 4] 
Rusiwehtr IHEtst 


i anf Mdnausdiam 


‚793 


nd 
ldnsnm! 
a 2: 


SE — 1200 ‚SEE 


— mi 59 nic HanuE 






















Ann: 


lie 2 
white em 
na HD 
erden dir 
ud ei 
wyinksdu anni 
DE EIER : 
RD re 
Ba,» ı 2 
nö male neag nu 
ulouadimnrr udn 
Rep 2 ni An 
Ko  r2 138. gungen 
A Aa ta Di 
— — un * 
— — aa 
re Ma Au 
= IE 
BL TE DESSEN 


En iM —* 20 
A 
NEED SID 





— Pr. Ä 


ms, * — 
Fu usmon : 
Ir Br 

5 al 2aF kan rg wi) 


—— — dee 





2 10, Ka Dein ing 
eo. Vo). Mr 
I — — —— Be 


Anhang 


mit allen auf das Verfahren in Randtafels und Grunds 
buch3jachen fich beziehenden Patenten *), a. h. Ent: 
ichließungen und Hofdekreten. 





(In chronologiſcher Ordnung.) 


1. 


Hofdefret vom 15. März 1784, Neo. 262 5. G. ©., an das böhmiſche 
Appellationsgericht. 


Wein von Löſchung einer bei der Landtafel, einem Stadt— 
oder Grundbuch indebite haften follenden alten Schuldpoft, die nicht 
über fünfzig Sahre, ohne daß fih Jemand des Kapitald, oder der 
Intereſſen halber meldete, haftet, oder aber, die zwar länger haftet, 
jedoch auf den Namen eines wiffentlich lebenden Gläubigerd, oder eines 
eorporis, das nicht abftirbt, lautet, oder wo des Gläubigers Erben 
befannt find, in allen diefen Fällen könne dem fich anmeldenden Schuld» 
ner, oder Befiger derjenigen landtäflichen grund» oder ftadtbücherlichen 
Realität, auf welcher die Forderung haftet, eine Ediftalzitazion sub 
clausula praeclusi niemalens bewilliget werden, fondern demjenigen, 
der die Löfchung einer fogearteten Poft zu erwirfen gedenfet, Tieget ob, 
gegen demjenigen, auf deffen Namen die Fürmerfung lautet, oder gegen 
deſſen befannte Erben, die anfinnende Löſchung in Geftalt ordentlicher 
Klage anzufordern, und hierüber hat das Landrecht, dad Stadt- oder 
Grundbuch, fowohl in der Zuftellung, als in der hierüber einzulei- 
tenden Verhandlung nach Vorfchrift der allg. G. D., wie über jede 
andere Klage fürzugehen; wenn es dagegen auf die Föfchung einer 
jolhen alten landtäflihen Stadt, oder grundbüchlihen Vormerkung 
anfommt, die über 50 Jahre, ohne daß ſich Jemand des Kapitals, 


*) Bon den Landtafel- und Grundbuchs: Patenten erjcheint hier nur das 
für Böhmen und Mähren erfloffene Fandtafels Patent vom 22. April 
179%, weil dieſes das jüngfte und zugleich das vollfändigfte ift. Die 
zu demjelben nachträglich erfloffene Anftruftion Fonnte hier des beeng- 
ten Raumes wegen nicht aufgenommen werden. 
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oder der Intereſſen halber gemeldet hatte, haftet, und die zugleich 
weder auf Namen eines corporis, Das nicht abftirbt, noch auf Na 
men eines wiffentlich lebenden Gläubigers, oder eines Gläubigers, 
deffen Erben befannt, find, haftet: dann mag zwar auf Anlangen 
desjenigen, der bie Löfchung derlei Poft anfordert, die Ediftalzitazion 
sub clausula perpetui silentii, ei praeclusi Statt finden, jedoc) 
mit folgenden Rückſichten, daß a) die Namen derjenigen, auf wels 
che die Fürmerkung, oder die hierauf Beziehung nehmende Geffionen 
lauten, genau ausgedrudt. b) Die Frift, bis an welchem Tage 
die Anmeldung über die Zitation zu gefchehen habe, deutlich beftim- 
met, und diefe auf ein Jahr, ſechs Wochen und drei Tage, das ift 
auf die gewöhnliche Amortifagiongfrift, ausgefeget: endlichen c) das 
diesfalls erpedirte Edift nicht nur allein an den gewöhnlichen, den 
öffentlichen Kundmachungen. beftimmten Stadtplätzen angefchlagen, 
fondern auch alle Vierteljahr wenigſtens jedesmal dreimal den öffent: 
lichen Zeitungsblättern eingedrudt, und über dieß in allen Kreifen, 
durch das Landesgubernium Fund gemacht werden folle. 


2. 


Hofderret vom 18. September 1786, Nro 577 3. ©. ©. an das böhmi 
ſche Appellationg » Gericht. 


ec) Dem Fiskalamte fünne auch in Kolge $. 298 der G. D. 
vor erfolgtem richterlichen Urtheile eine Exekution nicht bewilliget 
werden; die Sicherheit des Aerariums aber fünne auch ohne Ergrei— 
fung einer Erefution durch die in der ©. DO. vorgefehenen Wege der 
Verbote, Sequeftragionen, Arrefte und anderweiten Sicherſtellungs— 
mittel gefchehen, zu deren Ermwirfung fih das Fisfalamt Tediglich 
dur Darthuung bangender Snquifizionen, oder durch Vorlegung 
der Verordnungen der Hof und Länderftellen zu legitimiren babe. 


83. 


Hofdekret vom 19. Jänner 1790 Nro. 109%, J. G. S., an das böhmiſche 
Appellations-Gericht. 


a) — N) — } 3 k & } k i 

e) Wegen der PVormerfung CPränotirung) ift fih, bie 
durch die neuen Landtafel- und Grundbuchspatenten für Böhmen bes 
fimmet werden wird, ob und mit was für Vorfichten eine Vor— 
merfung erhalten werden Fünne, lediglich nach dem Patente vom 15. 
März 1785 zu achten, das durch die nachgefolgten Entſchließungen 
vom 18. September 1786, und 13. Hornung 1787 in nichts abge: 
ändert worden, und wo die Bormerfungs-Bewilligung Feinerdings 
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bloß auf die durch Schuldfcheine unterſtützten Forderungen befchrän- 
fer wird ; aus welchem dann fließet, daß wenn die Original-Urkunde,, 
aus der die Vormerfung begehret wird, bei der einen Obrigkeit von 
darum nicht beigebracht werden Fann, weil fie zur nämlichen Zeit 
einer anderen Obrigfeit vorgelegt werden mußte, an der Beibringung 
einer Abichrift zur Bewilligung des Verbots genüglich feye, wenn 
deffen wirklicher Vornehmung das Driginale nachgetragen 
wırd. - 


As 


Hofdefret vom 12. DOftober 1790 Hit. b, Nro. 65%. ©. ©. 


Auch jene Urtheile, Die über eine fi) auf einen vorgemerkten 
Schuldbrief gründende Erefutionsflage ergehen, follen der Landtafel 
einverleibt werden, jedoch nicht, ald ob der Schuld das Pfandrecht 
erſt Durch die Vormerfung des Urtheiles eingeräumt werde, fondern 
in der Abficht, Damit nach Maß des bereits durch die erfte Vormer— 
fung erwirften Pfandrechts die Erefution über das Urtheil der Ord— 
nung nach fortgeführt werden könne. 


8 


> s — 


Landtafel-Patent vom 22. April 1794, Nro. 171 3. GS— 


Zur Verbeſſerung der zur Befeſtigung und Erweiterung des 
Privat-Credits ſo weſentlichen Landtafeln im Königreiche Böhmen 
und in dem Markgrafthume Mähren, und insbeſondere, um alle 
diejenigen, denen daran gelegen iſt, in den Stand zu ſetzen, die 
auf jedem landtäflichen Gute haftenden Schulden oder andere Laſten 
gleichſam mit einem Blicke zu überſehen, und zugleich bei Abfaſſung 
der Landtafel-Extrakte Gleichförmigkeit, Beförderung und Zuver— 
läſſigkeit herzuſtellen, haben Wir nach dem Beiſpiele Unſerer öſter— 
reichiſchen Landtafeln das Haupt-Schuldenbuch einzuführen, und hier— 
über folgende Ordnung vorzuſchreiben für nöthig befunden: 


$. 1. Sowohl in dem Königreiche Böhmen, als in dem Mark— 
grafthume Miühren foll von nun an ein Hauptbuch errichtet werden, 
in welches auf jede ftändifche Nealität aus den bisherigen Kandtafel- 
quaternen, ſowohl die gegenwärtigen Beſitzer, al8 jede auf der Rea— 
lität noch wirklich haftende Laft, mit gänglicher Uebergehung der be- 
reits abgethanen landtäflichen Haftungen, endlich auch jede auf die 
landtäflihe Schuldverfohreibung haftenden weiteren Berfchreibungen 
oder Mfandrechte übertragen werden. Diefes Hauptbuch macht Funf- 
tig Die Grundfeſte der Yandtafel aus, indem das füchlihe Recht nur 
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durch die Borfepreibung in das Hauptbuch, jedoch auch durch dieſe 
nur in ſoweit erwirfet wird, als die in Die Landtafelguaternen. eins 
getragenen Urkunden, welche für fich allein Feinerdings ein fächliches 
Recht begründen, hinlänglich find, die Rechtmäßigkeit der gefchehenen 
Vorſchreibung in das Hauptbuch zu bemeifen. 

$. 2. Sn diefes Hauptbuch werden die in jedem Lande befind- 
lichen ftändifchen unbeweglichen Güter eingetragen, welche in dem 
Katafter als wirkliche Dominifal» Güter bezeichnet find, und. auch als 
jolche dahin verfteuert werden, Die Eintragung hat vermittelft bloßer 
Benennung der ftändifchen Realität zu gefchehen, und erhält jede Rea— 
lität, die für fich allein und befonders im Katafter angeführet ift, 
auch in der Landtafel ihre befondere Rubrif, worunter aber auch. alles 
begriffen ift, was unter eben diefer Rubrik in diefem Kataſter bezeich» 
net wird, dergeftalt, daß die Rubrif der Landtafel und des ſtändi— 
[hen Kataftrums vollfommen übereinftimmen. 

$. 3. Die einmal eingetragene Rubrif bleibt in der Landtafel 
beftändig ungeändert ; wenn jedoch von einem ftändifchen. Gute ein 
Theil der unter der Rubrik befindlichen Realitäten abgefchrieben wer: 
den fol, fo gehört das Geſchäft zwar vor die Stände des Landes ; 
allein diefe haben fich vorläufig mit dem Landrechte, dem die Land— 
tafel unterftehet, einzuvernehmen. Haften auf der Rubrik bei der 
Landtafel Feine Berbindlichkeiten, jo mögen die Stände mit der Ab- 
fehreibung nach Gutdünfen vorgehen; jedoch ift für den Fall, daß diefe 
Abjchreibung in der Benennung und Rubrif des Kataſtrums eine 
Abänderung nach fich zuge, dieſe dem Landrechte anzuzeigen, damit 
auch bei der Landtafel die Aubrif abgeändert, und aljo die Gleich» 
fürmigfeit beibehalten werde. Hafteten hingegen bei der Landtafel 
Berbindlichkeiten, fo joll eine Abfchreibung nie anders als nad) Ber: 
nehmung der Theilnehmer, und derfelben Einwilligung vorgenommen 
werden, 

$. 4. Bei jeder Rubrif des ftändifchen Gutes ift der eigent- 
liche Befiger anzuführen, und wird gegenwärtig in das Hauptbuch 
derjenige, welcher als folcher in den Iandtäflihen Quaternen erfcheint, 
mit Beziehung auf die Urkunde, die feinen Beſitz rechtfertiget, eins 
getragen. Sind mehrere Befiger zu gleichen oder ungleichen Theilen, 
fo ift jeder derfelben mit dem Antheile, der ihm gebührt, anzumerfen. 
Gehört das Gut einer Gemeinde, fo ift e8 genug, wenn diefe mit 
der Benennung, unter welcher fie allgemein befannt ift, angeführt 
wird. 

$. 5. Jeder, der gegenwärtig nicht als Cigenthümer eines 
ftändifchen Gutes in der Fandtafel erfcheint, oder künftig ein folches 
Eigenthum erwirbt, muß, wenn er dasfelbe mit einer landtäflichen 
Vormerkung befchweren will, fich vorher zu diefem Eigenthum rechts 
fertigen, und die Vorfchreibung feines Befigftandes bei der Landtas 
fel bewirken. Die Rechtfertigung zum Eigenthume gefchieht durch die 
in den Gejegen zur Erwerbung eines Eigenthums beftimmten Rechte: 
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titeln, und muß darüber ein befondered Anſuchen mit Beilegung der 
Originale von den bemweifenden Urkunden, bei dem Landrechte übers 
reichet, und darin der eigentliche Hergang von dem. Erwerbe in der 
Zeitordnung, umftändlich angeführt werden. 

$. & Das Anſuchen um Einverleibung eines Inſtruments, 
womit das Eigenthum gerechtfertiget wird, kann nur die Vormerkung 
diefes Eigenthums bewirfen, und find daher die in einem folchen 
Inſtrumente enthaltenen anderen wechjelfeitigen Verbindlichkeiten zur 
Bormerfung in dem Hauptbuche in jo lang nicht geeignet, bis nicht 
diefe Vormerkung bejonders angejuchet wird. Was aber die ders 
maligen Befiger folcher Rechte betrifft, fo werden zwar die eigentlichen 
Schulden und Laften, welche aus den in den Kandtafelquaternen zur 
Begründung des Eigenthums eingetragenen Urfunden, als beftimmte 
und noch beftehende Realhaftungen erjcheinen, in die Ertrafte der 
dermaligen alten Haftungen von Amtswegen eingefchaltet und über: 
tragen werden; was aber die in dergleichen Urfunden vorfommenden 
anderweitigen Berbindlichfeiten, al8 Kaufs- und Schirmungs- Gelder 
betrifft, fo wird hiermit eine Frift von ſechs Monaten, nach dem 
Tage der Kundmachung gegenwärtigen Patents, beftimmet, binnen 
welcher diefen Eigenthümern folcher Forderungen, mit Beibehaltung 
ihres bisherigen Prioritätsrechts die ausdrüdliche Vormerkung in 
dem Hauptfihuldenbuche zu bewirken obliegt. 

$. 7. Da nad der beftehenden Verfaffung das Eigenthum 
eines ererbten Gutes oder landtäflihen Kapitals nicht durch die 
Grbserflärung, fondern durch die Cinantwortung erworben wird, 
fo kann auch die Vormerfung eines dergleichen Beftgers in dem 
Hauptbuche nicht eher vorgenommen werden, bis nicht die Einant—⸗ 
wortung von der Behörde, bei welcher die Verlaffenfchaft abgehan— 
delt worden ift, bewilliget wird. 

$ 8. Bei jeder Rubrif eines ftändifchen Guted wird auch 
der Werth desfelben, und zwar gegenwärtig nach dem legten in den 
Landtafelquaternen erfcheinenden Betrage, in welchem jedoch bei den 
Kaufsfällen nicht bloß der bedungene bare Kauffhilling, fondern 
auch das Kapital aller mit dem Kaufe etwa übernommenen Laften 
einzurechnen ift, mit Beziehung auf Tas darüber abgefaßte Inftrument 
eingetragen. Die Landtafel hat jedoch für diefen Werth, und die 
fih darauf gründende Sicherheit nicht zu haften, fondern ein jeder 
Theilnehmer muß felbft den eigentlichen Werth zu erörtern, und feine 
Sicherheit zu begründen, fich angelegen feyn lajjen. 

$. 9. In Rückſicht einer jeden unter einer befonderen Rubrif 
erfcheinenden Realität, werden auf einem andern Blatte die Hypo- 
thefarrechte, und alle Berbindlichfeiten dergeftalt vorgemerfet, daß 
die ganze Schuldenlaft, mit welcher eine landtäfliche Realität behaftet 
ift, zugleich überfehen werden kann, mithin hierdurch die von ben 
Parteien verlangten Iandtäflihen Ertrafte fich von ſelbſt darftellen. 
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. 10. Jedermann, ohne Unterſchied des Standes, iſt berech⸗ 
tiget, ſeine Forderung, wenn auch die Zahlungs- oder Verfallszeit 
noch nicht vorhanden iſt, auf dag feinem Schuldner eigenthümlich zu— 
gehörige Gut oder landtäflich verficherte Kapital vormerken zu laffen, 
und ift hierzu die Einwilligung des Mitgläubigerd oder Schuldners 
nicht nothwendig. 

$. 11. Gründer fid) das Anfuchen der Bormerfung auf eine 
fandtafelmäßige Urkunde, fo ift-gegen Anfchliefung der Driginal- Ur- 
funde, die Bormerfung ohne weiters zu bewilligen, und. vermittelit 
ordentlicher Eintragung CIntabulation) vorzunehmen. 7 

% 12. Eine Urkunde it aber nur dann als landtafelmäßig 
anzujeben, wenn darin erftens die Urfache, aus der die Verbindlich- 
feit entftanden, zweitens dag landtäfliche Gut, fo der Verbindlichkeit 
zur Sicherheit und zum. Unterpfande dienen fol, klar und deutlich 
bejtimmet, dritterd, die dem Gläubiger eingeräumte Befugniß, ſich 
bei der Landtafel vormerken zu laffen, ausdrüclich eingefchaltet, vier 
tend, die Urkunde fowohl von dem Ausfteller derfelben als auch von 
zwei glaubwürdigen Männern, ohne Unterjchied des Standes, ale 
Zeugen unterfertigt iſt. ’ 

$. 13. Da in einer landtafelmäßigen Urkunde das land» 
täfliche Gut, welches zum Unterpfande dienen joll, Far und deutlich be- 
ſtimmet werden muß, fo ift Dadurch das fonft üblich, geweſeune allge— 
meine Unterpfand aufgehoben, und außer alle Wirkung geſetzt. 
Doc) bleibt einem jeden Gläubiger unbenommen, fi bei Schließung 
des Darlehensgefchäftes mehrere Guter feines Schuldners zum Un- 
terpfande zu bedingen, oder in der Folge die Ausdehnung des Pfands 
rechts (Extensionem Hypotbecae) von ihm Durch eine augergericht- 
liche landtafelmäffige Einwilligungsurfunde, oder auf gerichtlichen 
Wege vermittelft einer Voranmerfung CPränotation) dergeftalt zu 
erwirfen, daß er folhe nah Maßgabe des folgenden $. 18, jedoch 
nur mit dem Ausweife der Unzulänglichkeit feiner vorigen Sicherheit, 
und nicht in Rückſicht auf die Richtigkeit der Forderung, zu recht: 
fertigen bat. 

$. 14. Die in dem $. 12 enthaltene Anordnung, daß in einer 
landtafelmäpigen Urkunde die Befugniß ſich bei der Kandtafel vor: 
merfen zu laffen, (Clausula intabulandi) eingefchaltet werden muß, 
macht den in dergleichen Urkunden fonft üblich gewefenen Beifaß: 
ohne mein Wiffen und Beifeyn, Überflüffig und unwirkſam. Uebrigens 
ift die Einfchaltung der Befugnig zur Einverleibung in den landtäfli- 
chen Geffionen und Quittungen nicht erforderlich. 

$. 15. Die Wirkung der auf eine landtafelmäßige Urkunde 
in dem Hauptbuche erfolgten Sntabulation ift: daß fie den Befisftand 
befeftiget, und einen dermaßen intabulirten Befiger zur Ausübung der 
Befigrechte berechtiget. Auch wird durch diefe Smtabulation das 
Pfandrecht erlangt. Auf die Bormerkung beziehet fich das Borgangs- 
recht (Priorität) der Glänbiger, indem der früher Vorgemerfte dem 
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FPpäter Vorgemerkten, wenn gleich des Tegteren Forderung früher ent- 
fanden wäre, vorgeht, wie es in dem Hauptbuche durch die einer 
jeden Haftung beizufegenden fortlaufenden Zahlen ausgedrückt: wird. 
un Daher fann ein landtäflicher Befiger oder Gläubiger zum Be— 
weife feines durch die Randtafel erworbenen Rechtes nicht aufgefordert 
werden, jondern foicher liegt dem Gegentheile in Anfehung der da— 
‚gegen erregten Einwendungen ob. 

0816. Bei der Landtafel ift nur diejenige Verbindlichkeit früher 
Horzumerfen, um deren Bormerfung das Anfuchen bei dem Erhibiten- 
protofolle des Landrechtes, an weiches fi) der Vormerkung halber 
jedes Mal fehriftlich zu wenden ift, früher mit Beilegung der Origi— 
nalurfunden, folglich in einer folchen Geftalt eingereicht worden ift, 
daß die Bewilligung von der Stelle ertheilt werden fonnte. 

Daher bei VBormerkungsgefuchen, die an eben demſelben Tage 
überreicht werden, der frühere Numerus des Exhibitenprotokolls 
die Nichtichnur zu geben bat, und ift daher jede Partei, die ein 
BVBormerfungsgefuch überreicht, zu fordern berechtigetz daß ihr Gefuch 
in ihrer Gegenwart, mit dem Numerus, der dem Exhibitum nach der 
Drdnung zufommt, bezeichnet, fogleich in das Exhibitenprotokoll ein- 
getragen, und ihr hierüber der Empfangsfchein. ausgeftellt werde, 

Sollte es fih fügen, daß auf eben dasſelbe landtäflihe. Gut 
mehrere VBormerfungsgefuche zugleich überreicht würden, fo iſt dieſes 
in dem Erbibiten » Protofolle und in dem den Darteien hinauszugebenden 
Empfangsfcheine anzumerken, und dann find Diefelben, fo weit Die 
Geſuche dermaffen eingerichtet waren, daß die Bormerfung won der 
Stelle bewilliget werden konnte, unter gleicher Numer, mit gleichem 
Rechte, in dem Hauptbuche dergeftalt vorzumerfen, daß bloß zu leich— 
terer Ueberficht, und zur Vermeidung einer Irrung, bei den im Bezuge 
auf diefe Forderungen vorfallenden Amtshandlungen, jeder berfelben 
ein eigener Buchftab in alphabetifcher Ordnung beigefüget, jedoch 
durch diefen Beifat Feineswegs ein Vorrecht beſtimmt werde. 

Diefe Vormerkung ift fogleich vorzunehuen, es möge die Land- 
tafeltare entrichtet fegn oder nicht, mapen dDiefe von dem Säumigen 
auch nach gejchehener Vormerfung einzutreiben ift. 

$. 17. Die eigentliche Intabulirung findet nur bei den land- 
tafelmäßigen Urkunden Start, doch ftehet jedem Gläubiger zu, auch 
jene Forderung, die fih auf einen Iandräflichen Schuldfchein nicht 
gründet, auf das unbeweglihe Gut, oder auf ein landtäfliches Recht 
feines Schuldners pränotiren zu laffen, oder auch nah Maßgabe 
des obigen $. 13 die Pränotirung feiner auf einen landtäflichen 
Schuldfchein fich gründenden Forderung, auf ein darin zum Unter: 
pfande nicht ausdrüdlich beftimmtes Gut oder Iandtäfliches Recht zu 
bewirfen. 

$. 18. Bei dergleichen Voranmerfungen CPrängtationen) find 
nachitehende Maßregeln zu beobachten : 
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a) Das Geſuch um dieſe Pranotirung, wenn fie auf ein land⸗ 
täfliches Gut oder auf ein Iandtäfliches Recht: geſchehen foll, ift bei 
dem Landrechte anzubringen, Diefe Pränotation, mofern die Urfuns 
de, auf die fich die Forderung gründet, im Driginale beigefchloffen 
ift, wird fogleich. bewilliget, und ift der Schuldner davon zu verftäm 
digen, fonft aber, wenn feine Urfunde beiliegt, findet die Pränota- 
tion nicht. Statt. Sollte aber die Driginal-Urfunde, aus der die 
Voranmerkung begehret wird, darum nicht beigebracht werden fünnen, 
weil fie eben ‚bei einer andern Gerichtöbehörde vorgeleget werden 
mußte, fo ift ed zur Bewilligung -diefer VBoranmerfung genug, wenn 
eine vidimirte Abjchrift beigebracht, und das Driginal bei der wirf- 
lichen Pränotation nachgetragen wird. 

b) Dem Pränotirungswerber ftchet frei, mit dem Pränoti- 
rungdgefuche zu gleicher Zeit die Rechtfertigungsflage, jedoch diefe lege 
tere bei dem perfünlichen Richter des Schuldners einzureichen ; wäre 
fie aber nicht zugleich eingereichet worden, fo bat er foldye binnen 14 
Tagen ohne Betreibung des Gegentheild, und zwar beim erftgemeld- 
ten Richter, einzubringen. 

ec) In dem Falle, wenn Ddiefes Prönotirungsgefuch und die 
Klage bei zwei verfchiedenen Richtern überreichet worden ift, muß 
fih der Pranotirungswerber vor dem Richter, wo die Pränotation 
erwirfet worden ift, ordentlich ausweifen, daß er die Klage in der 
gehörigen Zeit, das ift binnen 14 Tagen, bei feines Schuldners pers 
fünlihen Richter eingebracht habe, und felbige der Ordnung nach 
fortjeße. 

Nur dem Fisfalamte bleibt unbenommen, jeine Rechtfertis 
gungsflage auch bei dem Landrechte, nämlich jener Inſtanz anzubrin- 
gen, die in allen Real- und Perjonalgejchäften aktive und paſſive 
deffen privilegirter Richter ift. 

d) Wenn der Pränotirungswerber die zur Rechtfertigung der 
bewirften Pränotation erforderliche Klage in der vorgefchriebenen 
Zeitfrift von 14 Tagen nicht einreichen fünnte, dagegen aber durch 
glaubwürdige Urfunden einen VBerhinderungsfall gegründet darzuthun 
im Stande wäre, fo fteht ihm zu, vor Verfliefung der zur Einbrins 
gung diefer Klage beftimmten Frift eine Erweiterung anzufuchen , 
die ihm von dem Richter der Drdnung nach, in fo weit zu bewilli- 
gen ift, als derfelbe darzutbun vermag, daß er das Hinderniß zu 
beben ſich habe angelegen feyn laffen, und folches ohne fein Ver— 
fchulden fortwähre. 

e) Würde aber diefe Klage in der gehörigen Zeit nicht einge 
reicht, fo ift die bewirfte Pränotirung auf Verlangen des Gegen- 
theils fogleich aufzuheben, und diefe Aufhebung in dem Hauptbuche 
vorzumerfen. 

fe Wenn auf die Nechtfertigungsflage über die Richtigkeit der 
Forderung und das Recht der darüber erwirkten Pränotirung das 
vechtefräftige Urtbeil geſchöpft worden ift, fo iſt dasſelbe auf des einen 
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oder andern Theils Anfuchen von dem Richter, bei welchem die Vers 
handlung gepflogen worden ift, dem Landrechte mitzutheilen, damit 
diefes der Landtafel auftrage, die Sngroffirung des Urtheild, und 
gemäß befien, in dem Hauptbuche entweder die Löſchung der aber, 
fannten VBoranmerfung, oder die Vormerkung der zuerfannten Recht: 
fertigung derfelben, vorzunehmen. 

$. 19. Gleichwie ohnehin bei Voranmerfungen einer Urkunde 
jederzeit deffen Ausfteller oder der Schuldner, oder deffen Erben, 
fo wie auch, wenn die Pränotation auf ein landtäfliches Kapital 
bewirfet wird, der Eigenthümer der hierdurch behafteten Realität, 
Damit er inzwifchen nichts verabfolge, von diefer Bewilligung vers 
ftändiget werden müffen,, fo hat auch eine gleichmäflige Verftandigung 
des Ausftellers oder Schuldners, oder deffen Erben, zu gefchehen, 
wenn die Cinverleibung einer landtafelmäßigen Urfunde nicht von 
diefen felbit, fondern von dem Gläubiger oder überhaupt von jenem, 
zu deffen Gunften fie ausgeftellt wurde, bewirfet wird. 

Zu diefem Ende muß, nebft dem, daß die außer Landes aus: 
geftellten Urfunden mit der gehörigen Legalifirung zu verfehen find, 
in einem jeden Gefuche um Voranmerkung oder Cinverleibung, der 
Mohnort des Ausftellers, Schuldners, oder deffen Erben, und dem 
Falle nach, des Eigenthümers der behafteten Realität, angezeiget 
werden. Sollte aber der Wohnort zur Zeit diefer zu bewirfenden 
Einverleibung oder Voranmerkung unbefannt feyn, fo ift wegen Vers 
ftändigung desfelben nach den gejegmäßigen Vorfchriften vorzugehen. 

%. 20. Nach dem Tode des Eigenthümers fann die Vormer— 
fung einer von demfelben herrührenden VBerbindlichfeit fo lange anges 
fucht werden, als der Erbe desfelben der Eigenthümer des von dem 
Erblaffer überfommenen Gutes ift, worauf die Vormerkung angefucht 
werden fol. Sobald aber das Eigenthum an einen Dritten übergehet, 
fann die Vormerfung einer folchen Verbindlichkeit, auch wenn ſich 
diefelbe auf eine Iandtafelmäßige Urfunde gründete, nicht mehr Statt 

nden. 

h $. 21. Den Gläubigern eines Univerfalerben fann die Präno— 
tation ihrer Forderungen auf das in der ererbten Berlaffenfchaft be: 
findliche Iandtäfliche Gut oder Kapital, auch vor der an den Univer— 
falerben erfolgten gerichtlihen Ginantwortung, bewilliget werden, 
wenn erfteng die legtwillige Anordnung bei der Yandtafel eingetragen, 
und zweitens einer folhen Pränotation jedes Mal die ausdrückliche 
Klaufel eingefchaltet wird, daß diefelbe den bei Abhandlung der Vers 
laffenjchaft fih äußernden Sprüchen und Anforderungen nicht nach- 
theilig,, für den Pränptirten aber, in Anbetracht des erwirfenden 
Pfandrechts, nicht eher wirffam feynfoll, als bis an feinen Schuldner 
die gerichtliche Cinantwortung der DVerlaffenfchaft gefchehen feyn 
würde; da dann dergleichen Pränotirte unter fih nach der Zeitords 
mung in dad Mfandrecht einzutreten haben. 
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09222. Die Cefjionen, »fo wie alle übrigen Urkunden, find 
nicht “auf Pergament, fondern auf gemeinem Papiere auszufertigen. 

$. 23. Wenn ein landtäflich vorgemerftes Recht zedirt wird, 
müffen dem Begleitungsanfuchen, nebft der. ausgefertigten Ceſſion, 
auch die Schuldverſchreibung und andere auf diefe Poſt Beziehung neh- 
mende Urkunden beigelegt werden 5 jedoch befchrämfet fih wie Ver- 
bindlichfeit diefer Beilegung nur auf folche landtafelmäßige Schuld; 
verjchreibungen und Urkunden, welche nah Kundmachung diefes lands 
täflichen Patents ausgefertiget werden, 

Die Eeffion wird in den Hauptbuche zur Beftimmung des der 
felben zuftehenden fächlichen und deſſen allfälligen Vorgangsrechtes, 
mit Beziehung auf die gleiche Zahl vorgemerfet, mit welcher die ab- 
getretene landtäfliche Haftung Schon bezeichnet: ift. 

9. 24. Wenn eim landtäfliches Necht durch Geffion,: oder an« 
dere rechtliche Wege, an verfchiedene Parteien, jedoch außerlandtäf- 
lich gedtehen ift, und der Teste das auf dieſe Poſt erworbene Recht 
Tandtäflich befeftigen will, fo muß er in dem bei dem Landrechte 
zu überreichenden Gefuche den eigentlichen Hergang der Sache, wie 
dieſes Necht an ihn gedichen ift, mit Beilegung aller dazu gehörigen 
Urfunden anführen, und die Einverleibung anfuchen; indem aber alle 
diefe Urkunden auf einen Endzwec, nämlich auf die Legitimation zu 
dem überfommenen landtäflihen Rechte abzielen, fo wird auch in dem 
Hauptbuche nur der legte Befiger, mit Furzer Berufung auf die vors 
bergebenden, vorgemerfet, und die Ubrigen außerlandtäflich errichteten 
Urfunden werden lediglich in die Quaternen eingetragen. 

$. 25. Durch jene Wege, welche das gegenwärtige Gefeß zur 
Erwirfung eines Pfandrechtes auf eine landtüfliche Realität vorfchreibt, 
kann auch das Prandrecht auf ein landtäflich vorgemerftes Recht er: 
wirfet werden. 

$. 26. Ein Gläubiger, der mit feiner Forderung in dem Haupt: 
buche früher vorgemerket ift, fann das erworbene Vorgangsrecht 
(Priorität) dem Nachfolgenden abtreten. Sn einem folchen Falle 
muß die Erklärung des Abtretenden- vermittelft eines Begleitungsanz 
bringens, bei dem Landrechte eingereichet, und folche nach erfolgtem 
Befcheide, in dem Hauptbuche ordnungsmäßig vorgemerfet werden. 

$. 27. Wenn eg fih um die Ertabulirung eines landtäflich vors 
gemerften Rechts handelt, fo ift folche vermittelft eines befondern 
Anbringens, bei dem Landrechte .anzufuchen, und diefem Gefuche find 
nicht nur die Quittung, oder bei einem in Gemäßheit der folgenden 
$. 9. 32 und 33, Darüber entitandenen Streite, das rechtsfräftige 
Urtheil, fondern auch alle diejenigen Urkunden, die auf dieſe getilgte 
Poit den eigentlichen Bezug haben, als da find: Schuldbriefe, Eeſ— 
fionen ꝛc. beizulegen. 

Die, Quittung oder das Urtheil, wird fammt dem Begleitungs- 
anbringen und denjenigen Urkunden, die ſich auf. diefe Quittirung 
beziehen, und etwa nicht ſchon eingetragen find, in die Quatern ins 
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groſſirt/ und die Ertabulirung bei ber Poſt, welche der Fall trifft, 
in dem Hauptbuche vorgemerfet, die übrigen Urkunden aber werden 
entweder durchgefchnitten, oder auf folche Art ausgetilgt, daß davon 
künftighin fein Gebrauch gemacht werden kann. Doch bejchränft fih 
die Verbindlichkeit der Zurücitellung nur auf jene landtafelmäpigen 
Urkunden, die nah Kundmachung diefes landtäflihen Patentes aus: 
gefertigt werden. Sollten dieje Urfunden in Verluſt gerathen, fo 
— fie vor der Extabulirung gerichtlich amortiſirt werden. 

J. 28. Wenn auf eine Iandtäflich vorgemerfte Volt die Bezah— 
dung —* zum Theile geleiſtet wird, ſo iſt zur Extabulirung eben nicht 
nöthig , die Original-Schuldverſchreibung oder andere bierauf Bezug 
nehbmende landtafelmagige Urfunden beizubringen; jedoch muß in jedem 
Falle, wo die Urfunde nicht beigebracht ft, an den Inhaber derjelben 
die Erinnerung der angefuchten und bewilligten Ertabulation von 
Seite der Landrechte geſchehen. 

$. 29. Hingegen wird auf dem Fall, werm bei einem Kon— 
kurſe eine landtäfliche Post nur zum Theile zur Zahlung gelanget, 
oder aänzlich leer ausgehet, der Betrag der geleifteten Zahlung auf 
dem Driginalfchuldfchein oder den Urfunden vorgemerfet, und in 
beiden Fällen die landtäfliche Gertiftzirung zum Zeichen des erloſche— 
nen Pfandrechts, vertilgt. 

$.. 30. Die Gertifizirung ift eine Beſcheinigung des Landta— 
felamtes, daß ein Inſtrument ſammt dem Begleitungsanbringen in 
die Duaterne eingetragen, und in dem Hauptbuche vorgemerft wor— 
den it. Dieſe Gertiftzirung wird nebſt Beidrückung des Amtsinfies 
geld, von dem landtäflihen Regiftrator unterjchrieben. 

% 31. Sollten in eben demjelben Geſchäfte mehrere gleich- 
lautende Urfunden errichtet, und zur Intabulation vorgelegt werden, 
jo wird nur ein Eremplar der landtäflich vorgemerften Urfunde, mit 
dem et Gertiftfate der gefchehenen Einverleibung verfehen. 

. 32. Bon den in Böhmen und Mübren in dem Klagrechte, 
—8 genannt, üblich geweſenen Förmlichkeiten, kommt es in ſo 
weit ab, daß einem jeden, der die Gültigkeit einer landtäflichen Ur— 
funde aus rechtsbewährten Gründen zu beitreiten Willens iſt, unbes 
nommen bleibt, Darüber eine ordentliche Klage in Zeit von drei Jah— 
ren umd achtzehn Wochen, nach dem Tage der gejchehenen Einverleis 
bung, bei dem Eandrechte, als gehörigen Gerichtsftande, einzureichen. 
Auf gleiche Art Finder auch der wider Teftamente und Erbserfläruns 
gen bisher gewöhnlich gewejene Ddyors : Prozeß nicht mehr Statt, 
jondern jolbe Klagen und Rechtsführungen find, jedoch vor Verlauf 
der geiegimäßigen Verjährungszeit von drei Jahren und achtzehn Wo— 
chen, bloß nach der allgemeinen VBorfchrift der Gerichtsordnung an— 
zubringen und zu vollführen. 

%. 33. Wenn wegen eines wider eine landtäfliche Urfunde er: 
vegten Streites der Kläger mittlerweile eine Vorfehrung, damit dag 
Gut, oder die landtäfliche Pot, während des Streited, weder ver- 
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äußert, noch verpfändet werde, nötbig findet, jo bat er die bierzu 
nöthige Vormerfung in dem Hauptbuche nach Vorſchrift des 30. Kapi- 
tel8 der Gerichtsordnung, bei den Landrechten ordentlich zu bewirken. 

$. 34. Jedermann fann das Hauptbuch in Gegenwart eines 
Iandtäflichen Beamten einfehen, es werden aber auch auf Verlangen 
der Parteien, die landtäflihen Ertrafte entweder umjtändlich, oder 
nur über eine gewiffe Iandtäflich vorgemerfte Poft, oder nur fummas 
riſch ausgefertigt werben. 

$. 35. In einen umftändlichen Ertrafte wird die umftändliche 
Erwähnung aller Rubrifen gejchehen, folglidy werden darin Alle in 
dem Hauprbuche noch wirklich haftenden Poften, der Reihe nach, mit 
den ihnen eigenen Nummern, ſammt den zu einer jeden Nummer ges 
börigen Ceſſionen, Superintabulirungen, wie auch etwa erfolgten Ab- 
fehreibung dergeftalt erjcheinen, daß jedoh von den bereits extabus 
lirten, nur die Zahl mit dem Worte: Geldfcht, angeführt werde. 

$. 36. Eben auf diefe Art werden die Partifular - Ertrafte 
über eine gewiſſe Poft, mit dem einzigen Unterfchiede, verfaßt, daß 
fie fih nur auf diejenige Poft befchränfen, über welche diefer Er- 
traft anverlangt worden ift. 

$. 37. In einem fummarifchen Ertrafte, welcher gemeiniglich 
von demjenigen anverlangt wird, dem daran gelegen ift zu wiffen, 
mit was für Haftungen eine Rubrif überhaupt befchweret ift, werden 
diejenigen, zu deren Bortheil die Bormerfung haftet, namentlich nicht 
angefegt, auch wird weder die Urfunde, auf welche fich die Haftung 
gründet, ausgedrüdt, noch fi auf das Inſtrumentenbuch oder die 
Quaterne, in welchem die Urfunde zu finden ift, bezogen, fondern 
ed wird jede feparirte Nummer, auf welche etwas ald eine wahre 
Schuld, oder auch nur zur Bedeckung einer beftehenden oder fünftig 
möglichen Verbindlichkeit haftet, angezeigt, die Summen werden ges 
treulich angefeßt, und nur bei jener Pot, wo eine Superintabulation 
beftehet, wird die Anmerkung hierüber mit wenigen Worten beigefügt. 

$. 38. Dergleichen landtäfliche Ertrafte werden bei dem land» 
täflichen Negiftrator unmittelbar angefucht, und von demfelben, nebjt 
Beidrüfung des Amtsinfiegels, unterfertiget, dagegen aber fünnen 
die Abjchriften aus den Quaternen nie ohne Einwilligung des Land— 
rechtes ausgefolgt werden. 

$. 39. Die Teftamente, welche von einem Beftger eines lands 
täflihen Gutes errichtet worden, find noch fernerg in die landtäflichen 
Quaternen einzutragen; jedoch wird hierdurch den Erben oder Lega— 
taren auf gleiche Art, wie zuvor, fein fächliches Necht erworben, 
und defwegen wird auc davon in dem Hauptbuche nur die von der 
Abhandlungsbehörde zu erhaltende Einantwortung vorgemerkt. Eben 
daher find die alten Vermächtniße, welche in den fchon in die Qua— 
ternen eingetragenen Teftamenten angeführet, und mit feinem befonde- 
ren Unterpfande verfehen find, Fein Gegenftand einer landtäflichen 
Ausguittirung, folglich werden fie auch in das Hauptbuch gar nicht 
übertragen, 
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8: 40. Gene Teftamente hingegen, die von. folchen Perjonen 
errichtet werden, welche Fein Iandtäfliches Gut befigen, gehören nicht 
in Die, landtäflichen Quaternen, wohl aber ift ein ſolches von einem 
Landſtande errichtetes Teftament in das ftändijche Archiv einzutragen, 

S. 41. Die landtäflihen Quaternen bleiben in ihrer vorigen 
Verfaſſung, und werden fo, wie zuvor, doch mit Ausnahme derjeni- 
gen, fortgejeßt, Die nach der gegenwärtig beftehenden Einrichtung nicht 
mehr anwendbar find, nur werden diefelben, anftatt der font ges 
wöhnlichen Farben, mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet, und alfo in 
denn Hauptbuche aufgeführt. 

$. 42. Gleichfalls wird in Böhmen und Mähren dag Archiv 
von der Landtafel dergeftalt abgefondert, daß im Königreiche Böh— 
men zwar jene Duaternen, welche eigentlich die Beftandtheile eines 
föniglichen Archivs ausmachen, noch ferner von dem landtäflichen Pers 
jonale geführt werden, jedoch, da die darin enthaltenen Gegenftände 
unmittelbar in den Wirfungsfreis der Landesftelle einfchlagen, die 
Eintragung dergleichen Urfunden in tie Quaternen, ohne ausdrüds 
liye Einwilligung des Guberniums, nicht vorgefommen, noch von 
den bereits eingetragenen eine Abfchrift ausgefolgt werden könne. 
Hingegen in dem Marfgrafthbume Mähren bleibt das Ardhiv den 
Ständen überlaffen, und man hat fi daher in Rückſicht folcher 
Urfunden an diefelben zu wenden. 


6. 


Hofdefret vom 8. Sinner 1795, Pro. 213 5. ©. ©., an das galiziſche 
Appellations s Gericht. 


1 ZU . . . ß k y > 2 } 

b) In andtafelfachen Fann eine erwirfte Wiedereinfegung in 
vorigen Stand den mittlerweiligen Vormerkungen nie zum Nachtheile 
gereichen, auch der Negel feinen Abbruch thun, daß das Vorrecht 
demjenigen gebühre, der die frühere Vormerkung bei der Landtafel 
angefucht und erwirfet hat. 


7. 


Hofdefret vom 20. Februar 1795, Nro. 219 J. G. ©., an jümmtliche 
Länderftellen. 


a . . 5 N} . . . . . » 
B Radizirte Gewerbe, das ift folche, welche ausdrüdlich in 
der Hausgewähr enthalten find, mithin einen wahren Theil des Hau- 
ſes und feines Werthed ausmachen, gehören in das ordentliche Grund» 
buch, und Fann hierauf eine Verpfändung und Schuldvormerfung nir- 
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gende anderswo, ald eben bei gemeldtem Grundbuche Platz greifen. 
Sie find von dem Haufe ohne Vorwiſſen und eigene Bewilligung der 
Landesftelle nicht, mit Borwiffen und Bewilligung ber legtern aber 
auch nur in fo fern trennbar, als vorläufig die Sache mit denen auf 
einen folhen mit radizirtem Gewerbe verfehenen Haufe vorgemerften 
Gläubigern, fo wie auch mit der Örundherrfchaft wegen der ihr auf 
einem folchen radizirten Gewerbe zuwachfenden grundherrlichen Gerecht⸗ 
famen (maffen bei der aus befonderen Urfachen erfolgenden Trennung 
eines radizirten Gewerbes von dem vorigen Haufe, jenes in der näms 
lichen Eigenfchaft auf ein anderes Haus übertragen, und der Hausge- 
währ des neuen Haufes eingefchaltet werden muß) ausgeglichen und 
berichtiget worden ift. Eben diefe Gewerbe unterliegen daher, wie- 
alle, einer grundbücherlichen Realität anflebenden Gerechtfame, dem 
Nexus der Grundobrigfeit und feinen Folgen. 


—5 ⸗ - e . ; 

d) Bei radizirten Gewerben ift der ganze Hauswerth zu ver: 
pfänden, bei bloß verfäuflichen Gewerben aber hat gar feine Verpfän— 
dung Statt. 

I),D, 2)» . ; } \ ’ h 4 


8 


Hofdefret vom 26. Mat 1795, Nro. 230 J. ©. ©., an das böhmiſche 
Appellations » Gericht. 


Da die bloße Eintragung eines Teftamentes in die Kandtafel oder 
Grundbücher noch Fein jus reale gibt, fondern dieß erft durch die 
Einantwortung erwirft wird, ; e i ) h 
fo fol fi von voreiliger Eintragung der Teftamente enthalten, auch 
fohin nur jene Teftamente eingetragen werden, worin über ein unbeweg- 
liches Vermögen geordnet wird, 


9. 


Hofderret vom 25. Suni 1795, Nro. 237 3. 6. ©., an ſämmtliche Aopel- 


any 


lations= Gerichte. 


Der vom Feldwebel abwärts dienenden Mannfchaft, fie möge 
im wirffichen Dienfte oder in Beurlaubung auf unbeftimmte Zeit jteben, 
fol ohne fehriftlichen Konfens ihres Regiments- oder Korps-Kom— 
mando von dem ihr vor Antretung des Militär- Standes oder während 
desfelben erblich angefallenen oder auch vor Antretung des Militar: 
Dienfteg fonft zugefommenen Vermögen weder das Ganze, noch ein 
Theil ausgezahlt werden, widrigens, wenn die Defertion des Man- 
nes, dem eine Auszahlung geſchehen, erfolgt wäre, ‚der Schuldner, 
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der ohne folchen Konſens die Zahlung geleiftet hat, dem Aerarium 
den ausgezahlten Betrag, jedoch nie weiter, als big zu einer Summe 
von dreißig Gulden, mehrmal zu bezahlen hat, oder wenn er diefe 
Zahlung im Gelde zu leiften nicht vermögete, für jeden abgängigen 
Gulden mit einem Givil-Arrefte von einem Tage beleget werden joll; 
jedoch erftredet fich der Derboth nur auf die Auszahlung des Kapitalg, 
und auch auf diefe nicht, wenn fie ein von dem Soldaten während des 
Militär - Dienftes felbft ermorbenes Vermögen beträfe. 


10. 


Hofdefret vom 19. Dftober 1795, Nro. 260 3. ©. ©., an das inneröfter- 
reichifche Appellations- Gericht für Görz und Gradisfa. 


a) Wer die Sntabulation einer das Eigenthum oder den Bes 
fig einer Gülte übertragenden Urkunde in der Abficht verlangt, Damit 
die Umfchreibung der Gülte auf den neuen Beftger gefchehe, hat diefe 
feine Abfiht und Bitte in feinem bei dem Landrechte überreichenden 
Intabulations-Geſuche ausdrücklich beizufügen; das Landrecht hat, 
ob diefem Gefuche Statt gegeben werden fünne, und zwar für den 
Fall, daß des vorigen Befigers Einwilligung nicht beilage, nach deffen 
Vernehmung reiflich zu erwägen, und dann der bewilligten Sntabula- 
tion der Urfunde aud) beizufegen, daß wegen Umfchreibung der Gülte 
auf den neuen Befiger das Gehörige an die Buchhalterei erlaffen wer; 
den foll, worüber allein die Buchhalterei derlei Umfchreibung vorzu- 
nehmen bat. 

b) Sit das Landrecht auf größere Verläßlichfeit und Genauig— 
feit in dem Anbetrachte zu weifen, daß die Sntabulation eines Schuld- 
briefes nicht anders bewilliget werden foll, als wenn durch den beizur 
legenden Estratto di pertiecazione erwiefen ift, daß der Ausfteller 
des Schuldbriefes auch der Befitzer des zum Unterpfande verſchriebenen 
Gutes fey, folglich das Recht habe, dasfelbe zu verpfünden, und daß 
die Befchreibung des zum Unterpfande dienen follenden Gutes auch 
mit derjenigen Befchreibung übereinftimme, mit der diefes Gut in dem 
Estratto di perticazione dargeftellet ift. 

ec) Iſt die Sntabulation eines legtwilligen Gefchäftes von 
Amtswegen oder auf Anfuchen einer Partei nur damals zu bemwilligen, 
wenn mittel eines von Amtswegen abzufordernden oder von der 
Partei beizubringenden Buchhalterei- Ertractes erwiefen ift, ob und 
von welchen ftändifchen Gulten der Teftator ein Befiger gewefen. 

d) Wenn S$emand einen landtäflichen Aft verlangt, der nicht 
als der Befiger des betreffenden Rechtes in der Landtafel ericheint, 
jo fann feinem Gefuche in fo lange nicht willfahret werden, bis nicht 
die eingetretenen Geffionen oder fonftigen Urkunden, durch Die er zum 
Befige gelangt ift, und zwar wo mehrere Acius intermeudii vorgefallen 
find, von einem Befißer zum andern der Ordnung nach intabulirt find. 
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e) Hat fich die Landtafel ihrer Beftimmung gemäß in feinem 
Falle mit einer Zuftellung abzugeben, fondern diefe muß immer durch 
das Erpedit gejcheben. 


11. 


Hofdefret vom 18. November 1796, Nro. 3245. ©. ©., an alle Appella- 
tiong » Gerichte. 


Durch Patent vom 15. März 1785 ift zwar jedem Gläubiger 
geftattet worden, feine Forderung, wenn fie fih nicht gleich auf einen 
Zandtafel- oder vormerfsfähigen Schuldfchein gründet, fondern nur 
bierüber zu Folge Hofdefreten vom 18. September 1786 und 13. 
Hornung 1787 eine Urfunde beigebracht wird, auf das unbemwegliche 
Gut des Schuldners vormerken zu laffen, und diefe Bormerfung nad) 
der Eigenfchaft des Gutes entweder bei der Landtafel, oder bei dem 
Grundbuche anzubringen, worauf dann demfelben die Vormerkung 
fogleich zu verwilligen, folche vorzunehmen und der Schuldner davon 
zu verftändigen fey, damit derfelbe dagegen feinen Widerfpruch binnen 
der geſetzmäßig beftimmten Frift von drei Sahren und 18 Wochen 
vormerfen laffen könne; der Vormerfungswerber hingegen, bei dies— 
falls entftehenden Streit, die Liquidirungs «Klage bei des Schuldnerg 
perfönlichen Richter anzubringen habe. Allein, da fich in der Folge 
gezeigt hat, daß hierdurch die Güterbefiger mit befchwerlichen Vor— 
merfungen durch längere Zeit gefränfet, mithin in der freien Verwal: 
tung ihres Eigenthums ganz gehemmt werden, fo ift diesfalls für das 
Künftige folgende Richtſchnur feftgefegt worden: 

a) Dem Pränotirungswerber fteht frei, mit dem Pränoti— 
rungsgefuche zu gleicher Zeit die Nechtfertigungsflage, jedoch Diefe leg: 
tere bei dem perfünlichen Richter de8 Schuldners einzureichen; wäre 
fie aber nicht zugleich eingereichet worden, fo hat er ſolche binnen 
vierzehn Tagen ohne Betreibung des Gegentheiled, und zwar bei erft- 
gemeldetem Richter einzubringen. 

b) Sn dem Falle, wenn diefes Pränotirungs + Gefuch und die 
Klage bei zwei verfchiedenen Richtern überreichet worden ift, muß 
fi) der Pränotirungsmerber vor dem Richter, wo die Pränotirung 
erwirfet worden ift, ordentlich ausmweifen, daß er die Klage in der 
gehörigen Zeit, das ift: binnen 14 Tagen bei feines Schuldners per- 
fonlichen Richter eingebracht habe, und diefelbe der Drdnung nach 
fortfege; nur dem Fiskus bleibt unbenommen, feine Rechtfertigungss 
Klage auch bei dem Landrechte, nämlich jener Inſtanz anzubringen, 
die in allen Real: und Perfonal» Gefchäften aftive und paſſive deſſen 
privilegirter Richter ift. 

c) Wenn der Pränotirungswerber die zur Rechtfertigung der 
Pränotirung erforderliche Klage in der vorgefchriebenen Zeitfrift von 
vierzehn Tagen nicht einreichen fünnte, dagegen aber durch glaub: 








357 


würdige Urfunden einen „Verbinderungsfall gegründet darzuthun im 
Stande wäre, fo fteht ihm zu, vor Verfließung der zur Einbringung 
diefer Klage beſtimmten Frift eine Erweiterung anzufuchen, die ihm 
von dem Richter der Ordnung nach in fo weit zu bewilligen ift, als 
derfelbe darzuthun vermag, daß er das Hinderniß zu heben fich habe 
— ſeyn laſſen, und daß ſolches ohne fein Verſchulden fort- 
währe. 


12. 


Hofdefret vom 2%. Zuli 1797, Nro. 360%. ©. S., an das böhmiſche 
Appellationg - Gericht. 


| Da gemäß der Verordnungen vom 15. März 1785, 18. Sept. 
1786, 13. Hornung 1787, 19. Jänner 1790 zu der Pränotirung die 
Beibringung einer Urfunde erforderlich ift, fo wird erflärt: daß zu 
Pränotirungen nur die in dem 13. Hauptſtücke der allg. G. DO. aus- 
drücklich beſtimmten, daher nicht nur die von dem Beklagten felbft 
ausgeftellten oder fonft öffentlichen Urkunden, fondern aud; andere in 
diefem Hauptftüce enthaltenen Inftrumente, als z. B. die einen halben 
Beweis wirfenden Handlungsbücher geeignet feyn; hingegen folchen, 
auf bloße mit Feiner derlei Urkunde unterftügte Klage oder Anfuchen, 
oder auch auf Zeugniffe, Beweisartifel oder angebothene Eide nicht 
Statt gegeben wird. 


13. 


Hofdefret vom 7. April 1798, Neo. 407 3. G. ©., an das inneröſterrei— 
chiſche Appellations =» Gericht. 


Die Intabulation oder Pränotation auf eine mit dem Heimfäl- 
ligkeitö» Rechte wirklich behaftete Realität hat in der Regel, jedoch 
nur ad fructus Statt; bei vorfommenden Ausnahmen von der Regel 
iſt ſich nach den bereits beitehenden Gefegen zu benehmen. 


14. 


Hofdefret vom 7. April 1798, Nro. 308 3. 6. S., an das niederöſterrei— 
chiſche Apvellationg » Gericht. 


Es ift außer allem Zweifel, daß den Gläubigern eines Fideis 
fommiß- Anwärters die Intabulirung ‚oder Pränotirung ihrer Fors 
derungen auf die Früchte des ihm feiner Zeit zufallenden Fideikom— 
mifjes nicht bewilliget werden fünne, weil der Schuldner in diefem 
Falle weder als Eigenthumer, noch ale Fruchtnießer erjcheint, 
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15. 
Patent vom fi. September 1798, Nro. 432 3. ©. ©. 


Damit in den Fällen, wo Güterbefiger über die Ablöfung der 
Giebigfeiten mit Unterthanen Verträge jchließen, oder zu dem Gute 
gehörige Gründe und andere Theile veräußern, bei folhen Gütern, 
auf welche einem Dritten Rechte zuftehen, dieje nicht verlegt, zugleid) 
die Unterthanen nicht zu Schaden gebracht werden mögen, das öffent» 
liche Zutrauen aber im Allgemeinen defto ficherer aufrecht erhalten 
werde, haben Wir folgende Vorſichten für nöthig erfannt, und ver 
ordnen: 

$. 1. Seder Vertrag, wodurch ein Gutöbefiger feinen Unter: 
thanen die Entrihtung der üblichen Perfonal- und Natural» Giebig- 
feiten, gegen Erlag eines Geldbetrages, auf immermwährende Zeiten 
erläßt, oder wodurch ſämmtliche Grundftüce, ein Meierhof oder ans 
dere beträchtliche Bejtandtheile der Herrichaft, an die Unterthanen 
vertheilt werden, hat zwar von dem Tage feiner Errichtung, jedoch 
nur in dem Falle feine gültige Wirfung, wenn er von dem Kreis 
amte beftätigt wird. 

$. 2. Es muß daher jedesmal unumgänglich bei dem Kreis— 
amte die Befkitigung angefucht, dem Anjuchen aber ein Auszug aus 
der Landtafel beigelegt werden, woraus erhelle, ob das Gut, von 
welchem ein Beftandtheil veräußert werden foll, mit einem wie immer 
befchaffenen Fideifommiß-, Lehen: oder andern Bande behaftet, auch 
ob, und wie es mit Schulden belaftet fey. 

$. 3. Zeigt fi daraus, daß ein ſolches Gut, mit welchem die 
Beränderung vorgehen fol, allodial und zugleich fehuldenfrei ift, jo 
bat das Kreisamt die Anweifung, bloß auf die innere Befchaffenheit 
des Vertrages Rückſicht zu nehmen, befonders aber: ob er deutlich, 
der Faſſung des Unterthang angemefjen, und auf eine unzweideutige 
Art aufgefegt iſt; ob er Feine Gefegmwidrigfeiten enthält, und ob er 
der Aufrechthaltung des Unterthans zufagt. Wo diefe Eigenfchaften 
nicht bemerft werden, ift nach vorbergegangener Verbefferung der Ges 
brechen, wo fie aber zufammentreffen, ohne allen Anftand die Beſtä— 
tigung zu ertheilen. 

$. 4. Wenn aber der beigebrachte Landtafelauszug zeiget, daß 
das Gut mit irgend einem Bande oder einer Laſt behaftet ift, welche 
damit frei zu fchalten nicht erlaubt, ift auch von den Theilnehmern 
und der Behörde die Bewilligung zu dem abzufchliegenden Vertrage 
beizubringen, und Fann dag Kreisamt ohne dieje Bewilligung die Bes 
ſtätigung nicht ertheilen. 

$. 5. Sit das Gut mit Schulden belaftet, jo ijt der Bertrag 
vorläufig durch das Kreisamt an die Landrechte zu fenden. Dieje 
find angewiefen, denjelben jammtlichen vorgemerften Gläubigern zu 
dem Ende mitzutheilen, damit fie binnen einer verbältnigmäßig zu 
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beftimmenden Zeit die ihnen ſich allenfalls anbiethenden Einwendun— 
gen und die Erflärung über dasjenige, was fie zu ihrer Sicherftel- 
lung weiter für nothwendig halten, den Landrechten vorlegen, und 
diefe hiernach die Zuläffigkeit des Vertrages beurtheilen mögen. 
- $. 6. Iſt beiden Landrechten, mit den in der beftimmten Zeit: 
feift mit ihren Einwendungen und Erflärungen eingetretenen Gläubi- 
gern die Sache in Güte oder durch rechtliche Entfcheidung abgethan, 
oder hat fich feiner defwegen gemeldet ; fo haben die Landrechte da- 
von dem Kreisamte die Anzeige zu machen, Damit diefes hiernach, 
wenn fonft der Bertrag die oben ($. 3) bemerften Eigenfchaften be— 
figt, ihn beftätige, oder die Beftätigung verweigere. 

$. 7. Die freisämtliche. Beftätigung des Vertrages hat Die 
Wirfung, daß der Käufer oder Uebernehmer diefes Vertrages wegen 
von feinem der auf das Gut verficherten Gläubiger oder andern Theil: 
haber angefochten werden fann. Doch vor erfolgter Beftätigung hat 
der Käufer die Aufmerffamfeit zu tragen, daß er durch voreilige Aus— 
zahlung eines Kaufjchillings nicht zu Schaden fomme. 

9. 8. Iſt ein folcher Vertrag in gültige Wirfung gejegt, fo 
bat dag Amt der Randtafel in den Iandtäflichen, und das Rektifikato— 
rium in den Rektififations-Büchern deſſen Inhalt vorzumerfen. 


16. 


Defret der galiziihen Hoffanzlei vom 2%. Dezember 1798, Nro. 446 9. 
G. ©., an das Oſtgaliziſche Appellationsgericht. 


Ein noch nicht in Rechtskräfte erwachfenes Urtheil kann in Feis 
nem Falle intabulirt, fondern nur pränotirt; die Nechtfertigung einer 
folhen Pränotation aber nur durd ein Exekutions-Geſuch erwirfet 
werben und erfolgen, 


17. 


Hofdefret vom 10. September 1802, Niro. 574, 3. ©. ©., an das n. d. 
Appellationg » Gericht. 


Die Vormerfung der fogenannten Meldbriefe Cd. i. Korderungen 
an ſolche Schuldner, welche einen Anfpruch an die zu belaftende Rea— 
lität haben, aber- auf diefelbe noch nicht vorgemerkt find) ift ohne 
weiters abzuftellen. 


18, 


Hofdefret vom 23. Oftober 1802, Niro. 581 J. G. S., an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte. 


Unm den ſich ergebenen Anſtand zu beheben, bei welcher Gerichts. 
behorde die wider einen außer den Erblanden BORN Ausländer, 
30% 
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auf defjen in den Erblanden befindliches Tiegmdes Gut. oder Real- 
Vermögen bemwirkten Pränotirungen, in Folge der Verordnung vom 
18. November 1796 zu rechtfertigen feyen, haben Se. Majeftät zu 
erflären befunden: daß, da ein Ausländer in Rückſicht eines derglei- 
chen Real-:Bermögens als ein Unterthan zu achten ift, dem Präno- 
tirungswerber frei ftehe, die wider ihn einzureichende Rechtfertigunges 
flage entweder bei dem Perjonal Richter in dem Aufenthaltsorte des 
Schuldners, oder aber bei demjenigen anzubringen, welchem der Ges 
klagte unterworfen wäre, wenn er ſich in derjenigen Provinz befände, 
in welcher dag mit der Pränotirung belaftete But gelegen ift. 


19. 


Hofdefret vom 20. Maı 1803, Nro. 607, 3.6. S., an das —5 
reichiſche Appellations Gericht. 


Zu jeder Belaftung eines Lehens, ohne Ausnahme, ift die Ein- 
willigung des Lehensherrn fowohl, als der Lehensnachfolger unum⸗ 
gänglich erforderlih, und hat die Behandlung der Lehen ex Analogia 
mit den Fideifommiffen, welche beide ihrer Natur, und den für beide 
beftehenden ganz eigenen Geſetzen nach wefentlich unterfchieden find, 
feineswegs Statt. 


20, 
Patent vom 14. Februar 1803, Niro. 652 3%. ©. ©. 


Die Sorgfalt, das öffentliche Zutrauen der in den Provinzen 
errichteten Landtafeln unter allen Umftänden aufrecht zu erhalten, 
und den für die Sicherheit, fo fie den Gläubigern anbiethen, nach der 
Erfahrung manchmal geäußerten Anftänden vorzubauen, bejtimmet 
ung für die Zufunft, einige diefen beiden Abfichten zufagende gefegliche 
—— zu treffen: Wir verordnen daher: 

1) Da die in dem Landtafel- Patente für Böhmen und Mäh— 
ren vorfommende Bezeichnung der Sntabulation durch Vormerfung, 
und der Pränotation durh Voranmerfung, die Beranlajfung zu Of 
teren irrigen Verwechslungen diefer Wörter und der damit verbun— 
denen Begriffe, mit großem Nachtheile der Parteien, gegeben bat; 
dag fürohin zur Vermeidung jeder Undeutlichfeit jowohl in den Ge 
ſuchen der Parteien, als den vichterlichen Erledigungen, die Wör— 
ter: Vormerfung und DBoranmerfuag, ganz befeitiget, und dafür le: 
diglic) die allgemein gewühnten Wörter: Sntabulation und Prüngtar 
tion, gebraudt werden jollen. 

2) Steht den Parteien noch fürohin frei, entweder nur die 
Sntabulation allein, oder allein die Prängtation anzufuchen, ober 
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das Geſuch auf beide folcher Geftalt unter Einem zu ftellen, daß, 
wenn die Sntabulation nicht bewilliget werden follte, der Pränotation 
Statt gegeben werde; wo dann bei Verwilligung einer oder der 
andern in der ferneren Manipulation ſich nach den fchon beftehenden 
Vorſchriften auch fortan zu benehmen ſeyn wird. 

Auf den Fall aber, daß die einzeln, oder vereinigt gefuchte In— 
tabulation oder Pränotation von dem Landrechte abgejchlagen wird, 
alsdann ift eine geſetzliche Vorſehung in zweifacher Rückſicht nothwen— 
dig: Erſtens, damit die abgewieſene Partei, die von dem Ober— 
richter, über an denfelben genommenen Rekurs, die Bewilligung 
vielleicht bewirfet, in dem ihr von der Zeit ihres erften Geſuches zu— 
ſtehenden Vorgangsrechte (Priorität) nicht beeinträchtiget werde ; 
zweitend, damit auch diejenigen an dem Iandtäflich erworbenen Pfands 
recbte und der Priorität nicht zurück gefeßt werden, welche in der 
Zwifchenzeit diefes hängenden Rekurſes in Zutrauen auf die land— 
täfliben Haurtbücher auf das nämliche Iandtäfliche Corpus darleihen, 
und fih dann ein Pfandrecht erwerben. 

Zu diefem Ende ſoll gegenwärtiger Anordnung zu Folge jedes 
abgefchlagene Gejuh von dem Landrechte eben fo, wie bei verwillige 
ten Intabulationen und Pränotationen vorſchriftmäßig gefchieht, der 
Landtafel zu dem Ende zugefendet werden, damit dasfelbe unter der 
Rubrik der Paffiven in dem Hauptbuche, ohne den Belaftungsbetrag 
in der bierzu gewidmeten Kolumne auszufegen eingetragen werde; 
zum Beifpiel, auf folgende Art: 

De praesent. 20. November, Gefuh vom Peter N. um Prä— 
notirung geforderter 8009 fl. 

Abgefchlagen. 

Das Geſuch felbft it mit dem abweislichen Befcheide ſodann 
dem Bıttwerber durch das landrechtliche Epeditamt zuzuftellen, auch 
derjenige, gegen welchen die Intabulation oder Pränotetion gefuchet 
worden, von der abweislichen Erledigung entweder durch gleich» 
mäßige Verbeſcheidung des Duplifates, wenn das Gefuh in duplo 
eingereichet worden, oder in anderem angemefjenen Wege von dem 
Landrechte zu verftändigen. 

3) Der abgewiefenen Partei bleibt vorbehalten, ihren Re— 
kurs an das Appellations » Gericht zu nebmen. Diefer Refurs muß 
binnen acht Tagen, nach dem Tage der Zuftellunga des abweislichen 
Befcheideg, bei dem Landrechte, von welchem der Befcheid ergangen, 
eingereichet, und von demfelben fammt den Abweifungsgrunden unge— 
ſäumt an das Appellationggericht begleitet werden, Damit Diefes mit 
aller Beförderung darüber entfcheide. 

4) Eine Erſtreckung der Frift zum Rekurſe it bei eben dem 
Landrechte, von welchem die Abweijung gefchehen, während die Res 
£ursfrift läuft, anzufuchen, ſolche foll jedoch nur aus bejonders wich— 
tigen Gründen ertbeilet werden. Wird die angejuchte Erſtreckung ab- 
geſchlagen, jo Fann darüber der Nefurs an das Appellations- Gericht 
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genommen werde. Diefe legtere Refurs » Werbung ift binnen drei 
Tagen nad ber Zuftellung der abgefchlagenen Frifterftrefung eins 
zureichen, und von dem Landrechte wider in der vorangemerften Art 
an dag Appellationg - Gericht zur Entfcheidung förderſamſt zu begleis 
ten, jedesmal aber, ſowohl im Falle des genoinmenen Rekurſes, 
als der hierzu erſtreckten Frift, ift auch derjenige, gegen welchen die 
Sntabulation, oder Pränotation gefuchet worden, in der $. 2 vor— 
demerkten Art von Dem Landrechte zu vwerfländigen. 

5) Wird durh die Erfenntniß des Appellationg » Gerichtes 
die Sntabulation oder Pränotation verwilliget, und im Falle der 
Pränotation zugleich die pränotirte Poft dur den vorgefchriebenen 
Weg der einzubringenden Klage gerechtfertiget; fo ift dann mit der 
Gintragung der Pot in das Hauptbuh und Löſchung der vorher 
gefchehenen, nunmehr ihre Beſtimmung verlierenden Nebenanmerkung, 
wie mit anderen bewilligten Intabulations- oder Pränotationgs Pos 
ften zu verfahren, und gewinnt diefe Poſt ihr Vorgangsrecht von 
dem Tage, da das erſte einftweilen in dem Hauptbuche angemerfte 
Gefuch eingereihet worden iſt. 

Wird aber die Intabulation, oder Pränotation auch von dem 
Appellations-Gerichte abgeſchlagen, oder iſt der dießfällige Abſchla— 
gungsbeſcheid des Landrechtes zur Rechtskraft erwachſen; ſo hat das 
Landrecht auf Anlangen desjenigen, gegen welchen die Intabulation 
oder Pränotation geſuchet worden, die Löſchung der in dem Haupts 
buche nach dem 2. $. gejchehenen Anmerkung tarfrei zu veranlaffen. 


21. 


Hofdefret vom 28. Auguſt 1804, Pro. 681 3. ©. ©., an das nieder: 

Öjterreichifche Anpellations - Gericht. 

Die Anordnungen des wegen der Landtafel »- Manipulation uns 
ter dem 14. Februar 1804 ergangenen höchſten Patentes bejchränfen 
fich vermöge deſſen ausdrücklichen Inhaltes nur auf landtäflihe In— 
tabulationen und Prinotirungen, nicht aber auf die grundbücherlis 
chen Vormerkungen. 


22. 


Hofdefret vom 10. November 1804, Nro. 702 3. ©. ©., an das Appel- 
lations-Gericht in Yemberg. 


Dem Einreihungs - Protofolle kann nicht zur Pflicht gemacht 
werden, den Parteien Zeugniſſe über die nicht angemeldete Appel— 
lation oder Reviſion zu ertheilen. In dem Falle jedoch, als die 
Partei die Intabulation eines Urtheiles verlangte, und behauptete, 
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daß das Urtbeil wegen unterlaffener Appellationg: oder Revifiong- 
Anmeldung in die Nechtskräfte erwachfen fey, dann den Tag der 
Zuftellung des Urtheiles an den Gegentheil, mit Berufung auf den 
Zuftelungsbogen angäbe, hat das Landrecht fih von der NRichtigfeit 
diefer Angabe, und der Unterlaſſung der Appellations- oder Revi— 
fions - Anmeldung in der geſetzlichen Frift, aus den eigenen Aften 
zu überzeugen. Wenn e8 fih jedoch um die Bewilligung der Inta— 
bulirung eines bei einer andern ald der landtäflihen Inſtanz ger 
fhöpften Urtheiles handelt, ift die Iandtäfliche Inſtanz nicht verbun- 
den, die Auskunft bei einer andern Inſtanz einzuholen, ob 
über das Urtheil, um deffen Intabulirung gebethen wird, die Ap— 
pellation, oder Revifion angemeldet worden fey, oder nicht; wohl 
aber liegt der andern Inſtanz, bei welcher die Appellationg- oder 
Reviftong - Anmeldung überreicht werden muß, und bei welcher um 
die Verfügung der Sntabulation an den Landtafel-Richter aus dem 
Grunde der unterlaffenen Appellation, oder Nevifion gebethen wird, 
ob, fih von der Nichtigkeit der angegebenen Unterlaffung aus den 
eigenen Aften zu überzeugen, und in dem Crfuchjchreiben an den 
Kandtafelrichter um die Intabulirung, diefe Richtigkeit zu beftätigen. 


23. 


Hofdekret vom 21. Juni 1805, Nro 73% 5. ©. S., an das Pemberger 
Appellationd » Gericht. 


Bei Bollziehung des Landtafel » Patented vom 14. Februar 
1804 bat man weiterd anzuordnen befunden: 

1) Daß zwar jede abjchlägige Entſchließung des Appellationg: 
Gerichtes in Fandtafeljachen fogleich und auf die nämliche Art, wie 
in dem $. 2 ded erwähnten Patentes vorgefchrieben it, in Die 
Landtafel einzutragen, jedoch nicht auch zugleich die von der erften 
Inſtanz bewilligte Sntabulirung oder. Pranotirung zu löfhen, fon- 
dern mit diefer Löſchung einzuhalten ſey, bis entweder die appella- 
torifche Entfhließung in Rechtskräfte erwachlen, oder über den da- 
gegen etwa ergriffenen Hofrefurs die höchſte Entſchließung erfolgt 
ſeyn wird. 

2) Daß bei dem Beftande dreier Nubrifen in der galizifchen 
Landtafel jede abfchlägige Entſchließung in Landtafelfachen unter der 
einfchlagenden Rubrik einzutragen fey; jedoch find von diefer Eins 
tragung in die Landtafel diejenigen abfchlägigen Entſchließungen aus— 
genommen, welche über Frifterftrefungs-Gejuche zur Rechtfertigung 
einer Pränotirung erfolgen. 

Uebrigens müffen in Landtafelſachen die Hofrekurſe, gleich den 
appellatorifhen Rekurſen, unmittelbar bei der erjten Inſtanz einge 
reichet werden. 


36% 
En. 


Hofrefret von 24. Öftober 1306, Wo. 739 J. G. ©., an beirı galizi⸗ 
ſche Appellations-Gerichte. 


In Hinſicht der Sicherſtellung ſolcher Forderungen, die zum 
gerichtlichen Verfahren nicht geeignet ſind; ſondern worüber den po— 
litiſchen Behörden allein die Unterſuchung, Entſcheidung und Gre 
kution zuſteht, iſt feitzufegen befunden worden: daß im folchen Ge- 
genftänden den yolitifhen Behörden das Befugniß, die erforderliche 
Sicherftellung. zu veranlajjen, und wegen derfelben Vollſtreckung die 
Gerichtsbehörden ummittelbar durch Erfuchichreiben anzugehen, oder 
hierzu den Fisfalämtern den Auftrag zu ertheilen, zuitehe, eine fols 
che Sicherftellung aber durch Die diesfällige — der politi⸗ 
ſchen Behörde, in Folge des Hofdekretes vom 18. September 1786, 
ichon von felbit gerechtfertiger werde, daher feiner weiteren Suftift 
zirung bedürfe. 


28. 


Hofdefret vom 13. Dftober 1808, Nro. 865 3. G. S., an ſämmtliche 
Appellations s Gerichte. 


Seine Majeſtät haben über die Frage: wie allenfalls bei Auf 
hebung der auswärtigen Stifte und Klöfter, die dem höchften Ae— 
rarium heimfallenden, bei Privaten anliegenden Kapitalien durch 
Verfügung bei den Landtafeln oder Grundbüchern fogleich vorge, 
merfet, oder auf welche Art allenfalls der Mangel der Schuld- 
und Satzbriefe erjeget werden fünne, zu werordnen befunden : die 
k. k. vereinigte Hofkanzlei babe von Fall zu Sa jedesmal den be— 
treffenden Landesbehörden durch ein befonderes Defret zu erflären, 
daß das betreffende Kapital dem F. f. Aerarium peimgefallen fey, 
und daher als dem Acrario heinrgefallen, an dent nämlichen Plage 
bei dem gehörigen Grundbuche oder Yandtafel vorgemerfet werden 
jolle. Die Landesitelfen bätten fohin die weitere Verfügung zur 
Befolgung des Diesfälligen Defretes einzuleiten, und zugleich zu for 
gen, daß ſolches auch dem Schuldner des diesfalligen Kapitalg 
durch deſſen Verjonal-Gerichtsbehörde mit dem Auftrage befannt 
gemacht werde, Day derſelbe diejes Kapital und die Zinfen davon 
an das f, f. Aerarium bei der ihm von der Landegitelle zu be: 
fimmenden Kaffe nah Maßgabe der Schuldverbindlichfeit zu bezah— 
len fchuldig jeyn jolle. Ueber die bewirfte Verjkindigung habe fich 
die Gerichtsbehörde auszuweiſen. Uebrigens wäre den Laͤndtafeln 
und Grundbüchern zu bedeuten, daß, ſo wie das obenbemeldte, die 
Heimfallung erklärende Dekret, als die den litulum devolutivum 
beweifende Urkunde, vorzumerken iſt, eben fo auch die Vormerkung 
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der allenfällig bewilligt werdenden Gefjionen nah Maßgabe ſolcher 
Defrete auf die gewöhnliche gefegliche Weife zu gefcheben babe, und 
daß bei erfolgender Rückzahlung des Kapitald cum sun eausa der 
diegfällige Sag ald getilgt zu achten, und die Saßvormerfung auch 
obne Beibringung der Original Sagurfunde der Ordnung nach zu 
löſchen ey. 


26. 


Hofrefret vom 19. Auguſt ISIT, Pre. 953 J. ©. S., an das böhmijche 
Appellationg = Gericht. 


Der eigentliche Sinn des Hofdefretes vom 18. März 1808, 
Zahl 836, daß Kaufs Konfrafte der landtafelunfähiger Ausländer 
nicht einmal qusad possessionem anzunehmen feyn, wird dahin 
erläutert: daß einem noch nicht habilitirten Käufer eines landtäfli- 
chen Gutes, er fey ein In- oder Ausländer, auf fein Anfucher nach 
dem Beifpiele des $. 21 des Landtafel: Patentes vom 22. April 
1794 die Pränotation feines Interims- oder fürmlichen Kauffon- 
traftes zur mittlerweiligen Sicherftellung feiner durch diefen Kon— 
traft erworbenen Rechte mit der analogen Klauſel zu bewilligen ſey: 
daß diefe Pränotation für den Pränotationswerber in Hinſicht des 
landtäflihen Befiges nicht eher wirkſam ſeyn folle, als bis er fich 
ordnungsemäßig zum Lande habilitirt haben wird, welches binnen 
Einen Sabre und ſechs Wochen, vom Tage des angetrefenen Nas 
tural s Befiges, gefeglich zu gefchehen hat. 


27. 


Hofdefret vom 10. Jänner 1812, Nro. 968 J. ©. ©., an das böhmijche 
Aypellationg » Gericht. 


Zur Behebung der Anftände, welche fich über den eigentlichen 
Sinn des Hofdefretes vom 10. Auguft 1811, Nro. 953 der Ges 
ſetzſammlung, und über die Möglichkeit dasfelbe in Ausübung zu 
bringen ergeben haben, findet man in Hinficht auf diefe Anordnung 
folgende Erläuterung zu geben. 

Es fey in Ermanglung des eigentlichen Wortes, durch den 
Ausdruck: »Pränotatione nad) dem Beifpiele des $. 21 des Lands 
tafel- Patentes vom 22. April 1794, nur dahin gedeutet worden : 
daß das Wort Pränotation bier nicht im eigentlichen Sinne dee $. 
17 und 18 des Landtafels Patentes gebraucht werde; eben fo wenig 
bat die berufene Analogie des $. 21 des Yandtafel » Patente Dad 
Bedenken erregen follen, den unhabilitirten Befigwerber unter der 
Rubrik des Befigitandes gegen Nachtrag der Landtafelfühigfeit oder 
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Habilitirung zum Lande vorzufchreiben, nur ift hierbei der Unter- 
fehied zu bemerken, daß, wenn nebſt der Sandtafelunfähigfeit der 
Erwerbungsurfunde auch die landtafelmäßigen Erforderniße des $, 
12 des Landtafel-Patentes mangeln, unter dem Namen desjenigen, 
wider welchen die Pränotation bewirfet worden, nichts weiter anzus 
merfen fommt, als: deſſen Befig iſt durch Pränotation ftreitig, ohne 
den Pränotationd: Werber felbft ald einftweiligen Befiger namentlich 
aufzuführen. So wie Übrigens im Falle einer pränotirten landta- 
felmäßigen Urfunde der vorige Befiger ganz aus dem Befisftande 
austritt, mithin die Gläubiger des Verfäuferd das Gut felbft un- 
mittelbar nicht mehr behaften fünnen, fo kann auch nach fruchtlos 
verftrichener Habilitirunge-Frift nur der von der Pränotation befon- 
ders verftändigte k. Fiskus die Feilbiethung des Gutes auf Gefahr 
und Unfoften des pränotirten Käufers einleiten, wobei fih nad 
der Analogie des $. 338 der G. D. zu benchmen ift. Erft durch 
den Berfauf des Gutes und DVorfchreibung des neuen Käufers im 
Hauptbuche erlifcht das Befigrecht des zum Befiße unfähigen Präs 
notirten. Nur wenn der Pränotirte bis zur Stunde, welche zur 
Berfteigerung bejtimmmt ift, ſich mit der erworbenen SHabilitirung 
ausweifet, oder aber fein Befigrecht an einen kundbar zum Lande 
und zur landtäflihen Beſitzung Fähigen überläßt, ift mit der Ver— 
fteigerung nicht vorzugehen, woraus fich von felbft ergibt: daß der 
landtafelunfäbige Befiger au während der Habilitirungs- Frift fein 
pränotirtes Befigreht an Niemanden, ald an einen Landtafelfähi- 
gen abtreten Fünne. 


28. 


Hofdefret vom 5. September 1812, Nro. 1005 3. ©. ©., an das i. 6. 
Appellationg » Gericht. 


Um allen Zweifeln vorzubeugen, welche über die Frage entite- 
hen fünnten: ob feit der durch Verordnung vom 28. September 
1510 Zahl 913 beftehenden Gonzentrirung der in Inneröſterreich 
ehemals vorhandenen Beragerichte von Klagenfurt und Leoben unter 
das dermalige allgemeine i. d. Berggericht, die Geſuche um Inta— 
bulirung, Pränotirung, Ertabulirung und Umfchreibung mit Abhän- 
gigfeit von dem Vorrechte bei dem genannten Berggerichte oder bei 
den Subftitutionen der einzelnen Diftrifte einzureichen jeyn, wird 
hiermit beftimmt : 

1) Daß alle oben benannte Gefuche nur für montaniftifche 
Entitäten von folchen Diftriften, für welche Feine befondere Subfti- 
tution aufgeftellt ift, namlich für den Gräger, Bruder und Juden: 
burger Kreis, und bei leßterem nach Abjchlag des darin beftndli- 
chen Diftrifts der Schladminger Subftitution, unmittelbar bei dem 
i. 0. Berggerichte einzureichen fepn. 





2) Daß dergleichen Gefuche für Entitäten, die in Subftitu- 
tions» Diftriften liegen, auch nur bei ihren bisherigen Subftititutio- 
nen, denen ſie zugewiefen find, folglich auch für ntitäten des 
Marburger: und Cillier-Kreiſes bei der num aufgeftellten Bergge: 
richt8 « Subjtitution in Marburg ausfchliegend, mit Abhängigkeit 
des Vorrechtes von der Präfentirung der kompetenten Subftitution 
eingereichet werden müſſen; ; endlich 

3) Daß ſolche präſentirte Geſuche von den GSubftitutionen 
dem f. f. i. ö. Berggerichte zum Erfenntnife und deſſen Vollziehung 
vorgelegt, von legterem aber nach gepflogener Amtshandlung durch 
die Subftitutionen den Parteien zukommen gemacht werden. 


29. 


Hofdefret vom 18. Juni 1813, Nro. 1054 %. ©. ©., an das böhmijche 
Appellationg - Gericht. 


Ueber Anfrage: in welcher Form die Eintragung gerichtlicher 
Vergleiche in die öffentlichen Bücher zu bewerfftelligen jey? wird 
bedeutet : daß die bei Gericht über abgefchloffene Vergleiche aufge— 
nommenen Amts = Protofolle zwar weder zur Crfolglaffung an die 
betreffenden Parteien, noch zur Eintragung in die beftehenden Hy— 
pothefenbücher geeignet feyn; Dagegen aber der Fall audh nicht 
eintreten Fünne, daß eine der verglichenen Parteien zur Sicherung 
ihrer Rechte die Ausfolglaffung der Urfchrift eines dergleichen Amts— 
Protofolles nöthig haben follte, weil in Erledigung eines jeden fol- 
chen bei Gericht aufgenommenen Protokolls den Parteien eine ge: 
richtliche Verſtändigung von dem durch Vergleich abgethanen Streite 
hinaus gegeben, und der Inhalt des eigentlichen Vergleiches wört— 
lich in dasſelbe eingefchaltet werden muß. Dadurch erhalten die 
Parteien eine gerichtliche Urfunde, welche fowohl zum Beweife, als 
auch zur DBerficherung ihrer Durch einen dergleichen Vergleich erwors 
benen Rechte, mittelft Eintragung derjelben in die Hypothefenbücher 
fo weit der DBergleich fih auf Realitäten oder verbüderte Rechte 
erſtreckt, vollfommen geeignet ift. 


80. 


Hofdefret vom 14. Juli 1814, Nro. 1093 3. ©. ©., an das proviſori— 
ſche General-Gubernium in Illyrien, einverſtändlich mit der oberſten 
Juſtizſtelle. 


1) Alle Intabulations-, Pränotations-, Extabulations- und 
Umſchreibungsgeſuche, welche auf montaniſtiſche in dem Diſtrikte 
von Krain, Görz, Trieſt und Fiume befindliche Entitäten Bezug 
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haben, find bei der Berggerichtd - Eubftitution in Laibach, und jene 
welche auf die in den Villacher Kreife gelegenen Entitäten,‚fich be 
zieber, bei der Subftitution in Bleiberg einzureichen, wobei 

2) das Vorrecht nur von der Präſentirung bei der kompe— 
tenten Berggerichts =» Subjtitution abhängt. 

3) Die Kognition zu Pränotirungen, In- und Extabulatio— 
nen, dann Umjchreibungen kann einzig von dem Berggerichte ge- 
feböpft werden ; daher alle diegfälligen Geſuche demfelben von den 
Subftitutionen vorgelegt werden müffen. 

4) Sn Anfehung der montaniftifchen Gntitäten im Billacher 
Kreife ftebt die Grundbuchsführung unmittelbar dem Fünftigen Berg: 
gerichte in Klagenfurt zu, bis zu deſſen Aufſtellung jedoch einſtwei— 
len bei der Berggerichts- Subftitution in Bleiberg ein eigenes Vor⸗ 
merkbuch zu führen iſt. 


31. 


Hofdefret som 20. September 1814, Nero. 1192 5.8. &., an das i. 6, 
Appellatigung = Gericht. 


Seine Majeftät haben in Bezug auf die Fünftige Juſtizpflege 
in den Provinzen Kärnten, Trieft, Görz und Krain als allgemeine 
Borfchriften für dieſe Provinzen feftzufegen gerubet: 

ir MIR, 

8) Daß die in diefen Provinzen vormals beſtandenen Fand: 
tafeln und Grundbücher der Magiftrate und Grundobrigfeiten fo- 
gleich wieder in ihre vorige Wirffamfeit treten, das feit dem Wie— 
nerfrieden von der franzöfiihen Negierung eingeführte Hypothekar— 
anıt fomit aufhören, und die Landtafel und Grundbücher nicht nur 
mit dem Tage der Eintretung der öſter. Juſtizpflege und Geſetze 
ihre vorige Manipulation nach den im Jahre 1809 beſtandenen 
Vorſchriften anfangen und fortſetzen, ſondern auch Alles, was ſeit 
Einführung des franzöſiſchen Hypotheken-Amtes in den Landtafeln 
und Gründbüchern mangelt, genau und getren Übertragen werden 
jolle, mit der Beſchränkung jedoch, 

9) daß, wo e8 in Grundbuchdgegenftänden auf eine recht> 
liche Entfcheidung, ſomit die Bewilligung der Einverleibung, Bor: 
merfung (Pränotation) und Löſchung anfommt, der das Grundbuch 
führende Magiftrat oder Grundobrigfeit ſich in Feine Kognition eins 
zulaffen, jondern lediglich die Aufträge des Stadt: und Landrechtes 
oder des delegirten Gentral- Bezirfsgerichtes , in deſſen Gerichtsbe— 
zirke fich die betreffende Realität befindet, und an welches ich die 
Parteien zu wenden haben werden, zu befolgen, und an den zum 
Grundbuche gehörigen Nealitäten wirffam zu machen bobe— 

19) — 14) . { . ; i 
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Hofdefret vom 1?. November 181%, Nro. 1410 5.6. S., an das inner- 
öfterreichifche Anpellationg » Gericht. 


Die Befigesumfchreibung eines ganzen l. f. lehenbaren Gutes 
oder l. f. Afterlebens in die Landtafel ift nicht eber, ald nach vor— 
läuftger Beibringung des landesherrlichen Lehens-Alienations-Kon— 
fenfes oder Ausweifung der früheren Veräufferungs-Bewilligung vor: 
zunehmen. Bei Lmfchreibung fulcher Allodial» oder Fideifommiß- 
Realitäten aber, mit welchen nur einzelne l. f Lehensſtücke vermengt 
find, fann zwar die Umfchreibung der Haupt - Realität nicht vers 
weigert werden; jedoch find die Parteien anzumeifen, daß diefelben 
in Rückſicht der mitbegriffenen landesherrlichen lebenbaren Stücke 
den landesherrlichen Lehens-Alienations-Konſens vorläufig beizu— 
bringen haben. Zugleidy hat das Kandrecht jede diesfällige Beſitzes— 
Veränderung und die diesfalld ertbeilte Weifung der Landesregierung 
zu eröffuen, damit die L. f. Lehensſtube über die lehensherrliche Ge: 
rechtſame felbit ferner zu wachen wifjen möge. 


38. 


Hoffanzlei:» Defret vom 8. Dezember 181%, Wro. 1112 5.8. S., an das 
galizifhe Kandes - Gubernium. 


Um den nachtheiligen Folgen für das Wohl des Landes, die 
fih in der Periode des unbejchränften Güteranfaufes in den Königs 
reichen Galizien und Kodomerien ergeben haben, mit Kraft zu begeg- 
nen, und diefelben für die Zufumft gänzlich zu befeirigen,. haben 
Seine Majeftät nachſtehende Vorfchriften feftzufegen geruhet: 

RE 7 Zu - ö : 5 ; ' 3 | 

18. Da die vorberührte höchſte Enrfchliefung zwar jeden 
nicht habilitirten Aus: oder Inländer von Ermerbung des land: 
täflichen Eigenthumes eines jtändifben Gutes durch Einverleibung 
feines Kauffontraftes ausfchließt, jedoch den Berfauf oder die Ver- 
erbung eines jtändifchen Gutes an einen zum Yande noch nicht 
Habilitirten nicht verbietbet, vielmehr demfelben den Naturalbeſitz 
gegen die Schuldigfeit fid,) binnen Einem Jahre, ſechs Wochen und 
drei Tagen mit der Habilitirung zum Lande auszumeifen geftattet, 
wenn nur der nene Befißantritt binnen 14 Tagen dem betreffenden 
Kreisamte angezeigt wird; fo erlauben Seine Majeftät fomohl zur 
Sicherftellung der dem Käufer aus dem abgefchloffenen Kontrafte 
zuftebenden Rechte, als jener der allfälligen Gläubiger, welche dem 
Käufer Darlehen zu dem Kaufe des Gutes vorgefchoffen haben: daß 
einem noch nicht habilitirten Käufer eines landtäflichen Gutes, er 
jey ein In- oder Ausländer, auf fein Anfuchen die Pranotation 
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feines Interims- oder fürmlichen Kauffontraftes zur mittlerweiligen 
Sicherftellung feiner durc; diefen Kontraft erworbenen Rechte mit 
der analogifchen Klaufel verwilliget werden fünne: daß diefe Prä- 
notation für die Pränotationswerber in Hinficht des landtäflichen 
Befiges nicht eher wirkſam feyn fol, als bis er ſich ordnungsmäs 
fig zum Lande habilitirt haben wird, welches binnen Einem Gahre, 
ſechs Wochen und drei Tagen vom Tage des angetretenen Natural 
— en zu geſchehen hat. 

19. — . f A . 


⁊* 3 9 


34. 


Hofdekret vom 15. Juni 1816, Nro. 1258 J. ©. ©., an das niederöfter- 
reichiſche Appellationg - Gericht. 


Die Anfrage: ob die dem $. 9 des Finanz» Patentes zumider, 
auf KRonventiond - Münze gefchloffenen Kontrafte dem Gruͤndbuche 
eingefchaltet werden Fünnen, behebt ſich zwar für die Zufunft durch 
die in dem Haupt - Patente über das neue Geld - Zirfulationg » Syitem 
vom 1. Juni $. 3 wider eingeräumte Freiheit, fchriftliche Verträge 
auf Konventiond- Münze abzufchließen. Sollten aber Kontrafte, 
welche in einem früheren Zeitraume auf Konventiond: Münze gegen 
den $.9 des Finanz-Patentes errichtet wurden, noch zur grundbü— 
cherlichen Einverleibung oder Prönotirung vorgelegt werden, jo 
unterliegt es feinem gejeßlichen Zweifel, daß der Magiftrat nod) 
ferner, wie e& bisher beobachtet wurde, die Aufnahme diefer Kon— 
trafte in das Grundbuch bemwillige, indem es nicht die Sache des 
Richters ift, von Amtswegen die Ungültigfeit eined Kontraftes aus— 
zufprechen, fondern es den Parteien überlaffen werden muß, ihre 
wechfelfeitigen Gerechtfame geltend zu machen. 


35. 


Hofdefret vom 9. Auguft 1817, Nro. 1359 3. ©. ©., an das inneröfters 
reichiſche Appellations » Gericht. 


Die durd) dad Patent vom 14. Februar 1804 angeordnete Noti- 
rung der abgefchlagenen Sntabulationen und Pränvtationen in der 
Landtafel hat auch bei vermeigerten Umfchreibungen, hinfichtlich des 
Befiges von Realitäten und dinglichen Rechten, allerdings in dem 
Hauptbuche zu gefchehen, und ift daher in der Rubrik des Befißes 
zu notiren, von wem und wann eine folche Umfchreibung angefucht, 
und wann fie abgefchlagen wurde. 


36. 


Hofdefret vom 1%. Februar 1818, Nro. 1420 5. G. ©., an das küſtenlän— 
diſche und inneröjterreihiiche Apvellations- Gericht. 


Sn Betreff der von den Grumdobrigfeiten in Illyrien ohne 
vorläufige bezirfgerichtliche Bewilligung vorgenommenen grundbüs 
cherlichen Umfchreibungen der unterthänigen Realitäten wird nach 
träglich zu dem Sofdefrete vom 20. September 1814 Wro. 1102 
erflärt, daß e3 zur weiteren Uebertragung des Eigenthumes mittelft 
Bertrages bei Bauerngütern nach Maßgabe des $. 433 des allg. b. 
G. 3. genug fey, wenn der Lebergeber und Uebernehmer, oder 
auch nur der Uebergeber allein, vor der Grundobrigfeit erfcheint, 
und die Einverleibung des Ermwerbungsgefchäftes in das öffentliche 
Buch anfuchet, und wenn dann die Grundobrigfeit, die nicht zu: 
gleich Gentral-Bezirfsgericht ift, an diefes das hierüber aufgenommene 
Protofoll mit dem Gutachten, ob dem Anfuchen ein Bedenfen ent: 
gegen fiche, zur Einholung der bezirfsgerichtlichen Bewilligung un: 
verzüglich einfendet. 


837. 


Hofdefret vom 20. Juni 1818, Niro. 1468 J. ©. S., an fämmtliche 
Appellationd- Gerichte in Folge h. Entfhliefung vom 18. Mat 1518. 


Auch eine bereit vorgemerfte und wegen nicht in gehöriger 
Zeit überreichte Nechtfertigungsflage wieder gelöfchte Forderung 
fann auf Anlangen des angeblichen Gläubigers neuerlich pränotirt 
werden. In einem folchen Falle ift jedoch nicht nur das durch die 
frühere VBormerfung erworbene bedingte Pfand: und Vorrecht ver- 
loren, und aller Anfpruc auf Vergütung der durch diefe erfte Prä- 
notirung veranlaßten Koften erlofchen, jondern dem Befißer des 
Gutes bleibt auch unbenommen, durch Aufforderung des Gläubis 
gers eine gerichtliche Entfcheivung über desfelben angebliche Forde— 
rung zu ermwirfen, und damit weiterer Wiederholung ded Vormer— 
kungs-Geſuches vorzubeugen. 


38. 


Hofdefret vom 18. Zuli 1818, Nro. 1476 3. G. ©., an das inneröfter- 
reihifche Appellationg » Gericht. 


| In Hinfiht der Gerichtsbarkeit in gerichtlichen Angelegenheit: 
ten der Bezirks: Kommiffäre und Bezirks -Nichter des Küftenlandes 
wird feftgefegt: daß die Bezirfs: Kommiffäre und Bezirks - Richter 
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für fih, ihre Gattinnen und Kinder in und auſſer Streitfachen der 
Gerichtöbarfeit jened Tandesfürftlichen Kollegial » Gerichtes zugewie— 
fen werden, wozu der dem Bezirks-Kommiſſär oder Bezirfs-Richter 
anvertraute Bezirf gehört. Doc, gilt dieſe Zumeifung nur für die 
Zeit des aufhabenden Amted, und nach Erlöfchung desfelben durch 
Austritt vom Amte oder Tod hat fogleich, jedoch unbefchadet der 
damals ſchon bei Gericht anhängigen Gefchäfte, die Gerichtsbarkeit 
des Bezirf3 » Öerichtes wieder einzutreten. Eben fo wird in Fällen, 
wenn ver Bezirks-Kommiſſär oder Bezirfd3- Richter wider eine in 
feinem Bezirfe wohnende zu feiner Gerichtsbarkeit gehörige Per— 
fon, oder wegen eines darin liegenden Gutes auftritt, die Gerichts- 
barfeit dem landesfürftlichen Kollegial- Gerichte zugewiefen. Das 
Kollegial» Gericht hat in allen diefen Fällen die nöthigen provifork 
fchen und erefutiven Mapregeln vorzunehmen, und nur, wenn 
mit dem Bezirfs - Kommifjariate oder Richteramte zugleich die 
Führung eines Grund: oder Stadtbucdhes, oder eines Libro di 
notifiche verbunden wäre, hat die Eintragung in dagfelbe durch 
den Juſtiz-Bezirks-Aktuar zu gefchehen, an welchen hierwegen der 
Auftrag unmittelbar zu erlaffen ift. 


39. 


Hofdekret vom 29. Auguft 1818, Nro. 1488 3. G. ©., an. jämmtlice 
Appellations-Gerichte, im Folge höchſter Entihhepung vom 3. Auguſt 
1818. 


Da in dem Fandtafel- Patente für Böhmen und Mähren vom 
29. April 1794 ſowohl al3 in dem nunmehr aufgehobenen bürger: 
lihen Geſetzbuche für Galizien befondere von dem Landtafel- und 
Grundbuchs - Ordnungen der übrigen Provinzen abweichende Vor— 
fchriften über die Zuftellung der landtäflihen Verordnungen enthals 
ten find, fo wird in der Abjiht, auch hierin eine durchaus gleiche 
Behandlung der Gefchäfte einzuführen, und bei der in dem neuen 
bürgerlichen Gefeßbuche angenommenen fürzeren BVerjährungszeit 
das Privat» Eigenthum gegen jede Gefahr noch mehr ficher zu ftele 
len, für alle mit ordentlichen Kandtafeln und Grundbüchern verſe— 
hene deutfche Erbländer hiermit zur Richtfhnur feitgefeßt: 

1. Jede Verordnung, wodurc eine landtäfliche oder grund: 
bücherliche Einverleibung (Intabulirung) eine Befig- oder Gewähr— 
anfchreibung, eine Löſchung (Extabulirung) auf eine Privat-Urfunde 
bewilliget wird, ift demjenigen zuzuftellen, gegen den dadurd eine 
Verpfändung feines Eigenthumes, eine Uebertragung, Belchrän- 
fung oder Aufhebung feiner dinglicyen Rechte bewirfet werden foll. 
Diefe Zuftellung muß fo gefchehen, wie es in der Gerichtsordnung 
in Anſehung der erften in einer Streitfache ergangenen Verordnung 
vorgefchrieben tt. 
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2. Die Zuftellung kann ganz unterbleiben, wenn fich der 
ergangene Bescheid auf eine von den Parteien perfünlich vor der 
Örundobrigfeit abgegebene Erklärung, auf Urtheile, oder andere den 
Theilnehmenden ohnehin befannte öffentliche, oder gerichtlich legali— 
firte Urfunden gründet, 

3. Auf eine auffer der Provinz, wo das Geſuch angebracht 
wird, ausgeftellte Privaturfunde fol eine unbedingte Einverleibung, 
Anfchreibung, oder Löfchung nur, wenn die Unterfchrift des Aus- 
ſtellers gerichtlich Tegalifirt ift, auffer dem aber bloß eine Vormer— 
fung (Pränotirung) bewilliget werden. 

4 Wer die Gültigkeit einer der Landtafel oder dem Grund- 
buche einverleibten Urfunde beftreiten will, muß binnen der gefeß- 
lichen Verjährungsfrift, welche von dem Tage der Eintragung in 
die öffentlichen Bücher an zu rechnen ift, gegen die Theifnehmenden 
eine ordentliche Klage auf Föfchung diefer Urfunde überreichen. In 
ſolchem Falle kann in der Landtafel oder dem Örundbuche, wenn 
der Kläger bei Ueberreichung der Klage, oder fpäter fchriftlich 
darum anfucht, fogleich angemerfet werden, daß die eingetragene 
Dot ftreitig fey. Nach geendigtem Prozeffe ift entweder diefe Au- 
— oder die ſtreitige Urkunde ſelbſt auf Verlangen wieder zu 
löſchen. 

5. Die Landrechte und Grundbuchs-Behörden find dafür 
verantwortlich, daß die Zuftellung mit dem erforderlichen Ernfte 
betrieben, und fid; der Vollziehung der darüber erlaffenen Verord— 
nung gehörig verfichert werde. Der in die öffentlichen Bücher ein: 
getragene Befiter eines dinglichen Nechtes ift jedoch zu Feiner Zeit 
über die gefchehene Zuftelung den Beweis zu führen verbunden; 
auch kann daraus allein, daß die Zuftellung nicht vorfchriftmäßig 
gefchehen fey, noch fein Anlaß genommen werden, die durch die 
öffentlichen Bücher erworbenen Rechte zu beftreiten. 

6. In Anfehung der Vormerkungs- CPränotirungs:) Ver— 
srönungen und der in die öffentlichen Bücher eingetragenen abfchlä- 
gigen Befcheide wird an den bisher geltendeu Gefegen, insbefondere 
an dem $. 439 des allg. b. ©. B. und dem Patente vom 24. Fe: 
bruar 1804 durch gegenwärtige Verordnung nichts geändert. 


40. 


Hofdekret vom 26. September 1818, Nro. 1502 J. ©. S., an das nie 
deröfterreihifche Apvellationg - Gericht. 


Ein Einverleibungs- oder Vormerkungs-Geſuch kann aus der 
Urfache, weil von der Partei unterlaffen werden, einen Landtafel- 
Auszug beizulegen, nicht zurücfgewiefen werden. 
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AA. 


Hofdefvet vom 20. November 1818, Nro, 1519 J. ©. ©., an das inner: 
öſterreichiſche Appellationg » Gericht. 


Das über die Amortiſirung after Sakpoften, deren Befiger 
unbefannt find, am 15. März 1784 zwar nur an das böhmifche 
Appellations- Gericht erlaffene Hofdefret, Nro. 262, it dadurch, 
daß es in der Kolge in die. Juſtiz-Geſetzſammlung eingeſchaltet 
wurde, vermög Sofdefretes vom 29. Dezember 1785, . Neo. 509 
der Zuftiz-Gefegiammlung, allerdings auch für andere Provinzen 
al3 Norm aufgeftellt,. und durch ven $. 1479 des dermaligen 
bürgerlichen Gefeßbuches nicht aufgehoben worden, indem der $. 
1479 bloß beftimmt: daß alle Nechte gegen einen Dritten ohne 
Unterfchied, ob fie verbiichert find oder nicht, in der Regel 
durch Dreißigjährigen Nichtgebrauh, oder durch Ddreißigjähriges 
Stillſchweigen erlöfchen, und daher, wenn auf dem ordentlichen 
Nechtswege die Frage zu entjcheiven it, welcher Zeitraum der Re— 
gel nach zur Verjährung eriorderlich fey, die Entſcheidung nad) 
den Bellimmungen ded genannten $. des b. ©. B, mit Rüdficht 
auf die in dem Rundmachungs- Patente des b. G. B. enthaltenen 
Befchränfungen zu geben feyn wird; das Hofvelret vom 15. März 
1784 hingegen nicht die mindefte Beſtimmung über die Verjäh— 
rungszeit felbjt gibt, fondern bloß von der Frage handelt, in wel- 
chen Fällen die Köfchung einer verjährten Schulopoft auf dem Wege 
einer Ediftal-Gitation ded Gläubiger und mit der Erfparung des 
ordentlichen Rechtsweges erwirfet werden könne; folglich in dem 
Kalle, wo eine Ediktal-Citation zum Behufe der Amortifirung der 
Schufd und der dann zu erwirfenden Löfchung derfelben im Grund» 
buche oder der Fandtafel nachgeſucht wird, der Richter nach dem 
Hofdefrete vom 15. März 1784 zu beurtheilen haben wird, ob dem 
Gefuche Statt gegeben oder nicht Statt gegeben werden fünne. 


42. 


Hofdekret vom 23. Jänner 1819, Nro. 1538 5. ©. ©., an das nieder: 
öſterreichiſche Appellations - Gericht. 


Die allgenreine Vorfchrift des Patenteg vom 14. Februar 
1804, Nro. 652 der Juſtiz-Geſetzſammlung, über die Anmerfung 
abjchlägiger Bejcheide in der Landtafel, gilt auch für die auf Ein- 
verleibungs- oder Pränotirungs-Geſuche ertheilten fogenannten 
Borbefcheide, und da die Anmerkung eines abfchlägigen Befcheides 
in der Pandtafel nad) dem ausdrüclichen Suhalte des Patentes 
vom 14. Februar 1804 nur den Zwed hat, der Partei, welcher 


475 


ein Einverleibungs- und Vormerkungs-Geſuch von der erjten In— 
ſtanz unredytmäßig abgefchlagen, und von höherer Behörde in eben 
der Geftalt, in der es bei dem unteren Richter angebracht worden 
war, bewilliget worden tt, ihr Vorrecht zu erhalten; dagegen im 
Falle eines rechtmäßig ertheilten von der Partei befolgten Vorbe— 
ſcheides die Ueberreichung des erfien fehlerhaften und zurückgewieſe— 
nen Anbringens der erfolgten Anmerfung des Bejcheides in der 
Saudtafel ungehindert feinem Dritten zum Nachtheile gereichet, und 
das Iandtäfliche Vorrecht dem Patente vom 12. Dezember 1785, 
Nro. 503 der Juſtiz-Geſetzſammlung gemäß, nur von der Zeit des‘ 
neuerlich und in gehöriger Form uberreichten Cinverleibungs- oder 
Bormerfungs-Gefuches an, erworben wird, jo bedarf e8 feiner 
Vorſchrift über die Beſtimmung angemeffener Friften zur Vollzie— 
dung der Vorbejcheide. 


48. 


Hofdefret vom 26. Aebruar 1519, Pro. 1548 $. ©. ©., an das küſten⸗ 
ländiſche Appellations » Gertiät. 


Ueber die Anfrage: ob nicht der bei den Gerichrsbehörden des 
Triejter- Gebiethes eingeführte Gebrauch, den Schuldner auf ein: 
feitiges Anfuchen feines Gläubiger bei unbeweglichen Gütern an 
die Gewähr zu fchreiben, abgejtellet werden foll, wird erwidert: 
dem Gläubiger fünne die Gewähranfchreibung feines Schuldners 
bei unbeweglichen Gütern, die in den öffentlichen Büchern als das 
Eigenthum eines Dritten erfcheinen, nur dann bemilliget werden, 
wenn der Schuldner ihm zur Ueberreihung des Gewähranſchrei— 
bungs » Gefurches ausdrückliche Vollmacht ertbeilet, und die dazu 
erforderlichen Driginal - Urfunden übergeben hat. 


AA. 


Hofdefret vom 26. April 1819, Pro. 1555 93. 6. ©., an das nieder 
öfterreichiiche Appellations-Gericht in Folge höchſter Entichliefung 
vom 25. Jänner 1819, 


Seine Majeſtät haben wegen der Mittel zur Sicherſtellung 
der lehenherrlichen Rechte zu beftimmen befunden: 

a) In Abſicht auf die Sicherftellung der lehenberrlichen Ge- 
rechtiame bei unmittelbar landesfürftlichen eben. 

I. Das lebenberrliche Dbereigenthum ift im indischen Gül— 
tenbuche ſowohl, als in der Landtafel bei jenen Guͤtern, die ent— 
weder ganz oder theilweiſe lehenbar ſind, unter der Rubrik des 
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Gutes mit dem Ausdrucke: ein Tandesfürftliches Lehen, oder: befin- 
den ſich dabei Tandesfürftliche Kehenftücke, einzuverleiben. 

2. Das Vorhandenjeyn oder der Abgang der Kehengnade als 
eined bloß perfönlichen Rechtes, ift in der Kandtafel bei dem Titalns 
possidendi unter der Rubrik des jedesmaligen Befigerd mit dem 
Ausdrucde: mit oder ohne Lehengnade, einzufchalten. 

3. In das Gültenbuc und in die Snftrumenten: Bücher der 
Landtafel find die bei der Lehenſtube befindlichen von derfelben lega— 
fifirten umftändlichen Lehens - Spezififationen einzutragen. 

4. Diefe Intabulirung ift durch die Lehenftube einzuleiten. 

5. Ebenfo ift bei den Grundbüchern vorzugehen, bei weldien 
fih unmittelbar Iandesfürftliche Beutellehen befinden; und infofern 
leßtere zu Iandtäflichen Realitäten gehören, find diefelben Vormer— 
fungen fowohl im Gültbuche als in der Landtafel zu bewirken. 

6. Auffer dem find der Landtafel und den Grundbüchern aud) 
die etwa zwifchen dem Lehenherrn und Vaſalen beftehenden auf das 
Lehen Bezug nehmenden befonderen Verträge einzufchalten- 

‚. 7. Die vorftehenden Beftimmungen haben ſich jedoch nur auf 
diejenigen Realitäten zu befchränfen, deren Iehenbare Eigenfchaft 
fhon als folhe in der Landtafel vor dem 1. Sänner 1787 (als 
dem durch das Patent vom 12. April 1785 feftgefegten Zeitpunfte) 
erfchienen, oder mil deren Befißer feit dem 1. Sänner 1787 bis 
zur Vormerfung der lehenbaren Eigenfchaft feine Veränderung vor— 
gefallen ift. 

b) Sn Abficht auf die Sicherftellung der lehenherrlichen Ge- 
rechtfame bei Privatlehen als landesfürftlichen Afterlehen haben die— 
felben Beftimmungen, welche in Anfehung der unmittelbar landes— 
fürftlichen Lehen der niederöfterreichifchen Landesregierung eröffnet 
wurden, zu gelten. 

ce) Im Abficht auf das Verfahren bei Onerirungs, Schät- 
zungs- und Feilbiethungs- Fällen Iehenbarer Körper. 

1. Bei Lehen mit der Gnade bedarf es in Onerirungsfällen 
feiner befondern Borficht. In freiwilligen Veräufferungsfällen bat 
der Bafal die Anzeige über die Perfon des Käufers, damit fein 
Lehen - Unfähiger zum Beſitze gelange, an die Lehenftube zu erjtat- 
ten, und ift die Beibringung des Beſcheides über diefe Anzeige zur 
DBefiganfchreibung des Käufers erforderlich, 

In gerichtlichen Feilbiethungsfällen hat die Gerichtshehörde 
die Lehenftube von der bevorftehenden gerichtlichen Veräufferung zu 
benachrichtigen, und im Edikte den Zufaß einzufchalten, daß fich die 
Kaufluftigen über die Lehenfähigfeit auszumeifen haben. 

2. Bei den Lehen ohne Gnade find die Belaftungen und Ver— 
Aufferungen, letztere mögen gerichtlich oder freiwillig gefchehen , 
durch die Ermwirfung des lehenherrlichen Konfenfes bedingt; daher 
haben die Gerichts - Behörden bei Dnerirungen und gerichtlichen 
Feilbiethungen die Vaſalen, oder wenn die Veräufferung von einem 
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Dritten verlangt wird, diefen zur vorläufigen Beibringung des 
lehenherrlichen Konſenſes anzumeifen, und bei freiwilligen VBeräufe- 
rungen die Befiganfchreibung des Käufers ohne Beibringung des 
Alienations - Konfenfes zu verweigern, 

3 Bei den Privat-Lehen, als landesfürftlichen Afterlehen, 
haben diefelben Bejtimmungen zu gelten. 
\ 4. Dei Beutellehen iſt bloß die Anzeige der vorgehenden Ber. 
anderung von Seite der Grundbücher an die Lehenftube erforderlich, 

5. Bei folchen Körpern, wo Leben ohne Gnade mit Alloder 
vermengt find, iſt in den bemerften Fällen gleichfalls die Erthei- 
lung des Alienations-Ronfenfes zur Gültigkeit ber Veräufferung, 
oder damit die Alloden für fich veräuffert werden fönnen, die Tren- 
nung derfelben von den Lehen» Entien zu bewirken. 


AB: 


Hofdefret vom 4. Zum 1819, Nro. 1567 3. ©. S., an das galiziſche 
Appeilationg - Gericht. 


Wegen Berechnung der Verjährung bei TabularsPoften, und 
wegen Anmerfung des Tages der erfolgten Cinverleibung in die 
Landtafel wird erklärt, daß die Verjährung bei landtäflich oder 
grundbücherlich einverleibten Nechten dem Hofdekrete vom 29. Aug. 
1818, Nro. 1488 der Suftiz- Gefesfammlung, und den $. $. 441. 
und 1467 des allg. b. ©. B gemäß, von dem Tage, an welchem 
die Urkunde in die öffentlichen Bücher eingetragen worden ift, zu 
berechnen, und umter den öffentlichen Büchern das Hauptbuch zu 
verftehen fey. Daher ift die Veranftaltung zu treffen, daß in der 
Fandtafel zu Lemberg, fo wie ed in Böhmen und Mähren der In— 
ftruftion vom 22. April 1794 $. 27, Nro. 171 der Fuftiz= Gefeß- 
fammlung gemäß geichieht, bei jever Tabularpoft in dem Haupt- 
buche der Tag, am welchem fie in dieſes Buch eingetragen wird, 
nicht aber jener, an welchem man mit der Eintragung der Urkun— 
den im die Inſtrumenten-Bücher fertig geworden it, angemerft 
werde. 


AG. 


Hofdefret vom 27. Auguft 1819, Nro. 1600 J. G. ©., am das nieder 
öfterreichifche Appellationg » Gericht. 


Auch in dem Falle einer angefuchten, aber abgefchlagenen Lö— 
ſchung einer Intabulirung oder Pränotirung muß allerdings die in 
dem Patente vom 14, Februar 1804, Nro. 652 der Fuftiz -Geſetz- 
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fammlung vorgeichriebene Anmerfung des abſchlägigen Beſcheides 
in der Landtafel Statt haben. 


47. 


— 


Hofdekret vom 17. September 1819, Pro. 1607 3. G. ©., an Das nie⸗ 
deröſterreichiſche Appellations-Gericht. — 


Dem Civil-Juſtiz-Senate des Wiener Magiſtrates, welcher 
bisher die auf Ertheilung over Löſchung eines Pfandrechtes, und 
daher die auf die wirffiche Ausfertigung von Satzbriefen oder auf 
andern Vormerfungen Bezug babenden Gefuche behandelt hat, fol 
nunmehr auch die Behandlung der Gewähr - Anfchreibungs- und 
Abſchreibungs-Geſuche gegen dem zuftehen, daß derſelbe zugleich 
von jedem ſolchen erledigten Gefuche den yolitifch-dfonomifchen Ser 
nat in die Kenntnig zu feßen habe. Uebrigens aber haf der Ein- 
fluß des politiſch-ökonomiſchen Senated auf die eigentliche Grund- 
buch8 - Verwaltung und vie davon abhängigen Gebühren unbeirrt 
zu bleiben. 


18. 


Hofvefret vom 8. Oktober 1819, ro. 1611 98. ©. S., an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte in Folge höchſter Entſchließung vom 27. Auguſt 
1819. 


Um zu mehrerer Befeſtigung des Privat-Kredites den auf 
unbeweglichen Gütern verſicherten Gläubigern die Verfolgung ihrer 
Rechte gegen abweſende Schuldner zu erleichtern, und ſelbſt im 
Falle des veränderten Aufenthaltes und Gerichtsſtandes des Beſit— 
zers der Hypothek alle Schwierigkeiten in der Eintreibung der 
Schuld zu beſeitigen, wird dieſen Pfandgläubigern das Necht ein— 
geräumt, wegen jeder den öffentlichen Büchern einverleibten oder 
darın vorgemerkten (pränotirten) Schuldforderung, ohne Rückſicht 
auf den Wohnort des Schuldners, bei demjenigen Gerichte Klage 
anzubringen, welchem der letztere nach feinen perſönlichen Eigen— 
ſchaften unterworfen ſeyn würde, falls er da, wo das gepfändete 
Gut liegt, feinen Wohnſitz hätte. Dem zu Folge ſoll der Gläubi— 
ger, deffen Schuloner fich aufier dem Jurisdiktions-Bezirke diefeg 
Gerichtes aufhält, die Wahl haben, fich des ihm durd die gegen: 
mwärtige Verordnung eingeräumten Rechtes zu bedienen, oder den 
Schuldner bei desfelben ordentlichen Richter zu belangen. 


48. 


Hofdefret vom 4. September 1820, Pro. 1697 3. ©. ©.. an dasn. ö. 
 Appellationg - Gericht. - * 


Seine Majeftät haben zu beſchließen geruhet: 

1. Bon der in dem $. 29 des ob der Ennſiſchen Grundbuchs— 
Patentes vom 2, November 1792, Nro. 66 der Juſtiz-Geſetzſamm— 
lung, enthaltenen Anordnung, daß die Pränotirung einer Forde: 
rung, auch ohne hierüber eine Urkunde vorzulegen, erwirkt werden 
fönne, bat es für die Zufunft abzukommen, und ift fich bierwegen 
nach den Hofdefreten vom 15. September 1786, Nro. 578, 13. 
Februar 1787, Nro. 623, 18. November 1796, Nro. 324, 21. 
Juli 1797, ro. 360 der Juſtiz-Geſetzſammlung und dem $. 438 
des allg. b. ©. B. zu benehmen. 

2. Sn Beziehung auf die Nechrfertigung der erwirften Prä- 
notirungen hat nicht ferner der $. 32 des erwähnten Grundbuchg- 
Patente, fondern das Hofdefret vom 18. November 1796 und der 
$. 439 des allg. b. G. B. zur Richtſchnur zu dienen. 

3. Kommt es auch von der Anordnung des $. 40 des er: 
wähnten Grundbuchs - Patentes ab, welche die an die zweite Ger 
richts » Snftanz gehörigen Beichwerden in Grundbuchd + Sachen dem 
ob der Ennfifchen Landrechte zumweifet, und es find die Befchwerden 
auch im diefen Angelegenheiten fünftig bei dem n. ö. Appellations— 
Gerichte der allgemeinen gefeßlichen Ordnung gemäß anzubringen. 

Uebrigens hat die gegenwärtige Verordnung auf die vor Kund- 
machung derfelben fich ereigneten Fälle nicht zurück zu wirken, 


80. 


Hofdekret vom 6. März 1821, Nro. 1744 J. G. S., un fümmtlihe Ap- 
pellationg = Gerichte. 


Mehrere vorgefonmene Fälle: daß die Grumdberrfihaften da, 
wo fie es zu ihrem Vortheile finden, von dem zur Eintreibung der 
Urbarial - Rücjtände vorgefchriebenen politiicyen Verfahren abwei— 
chen, und diefe Rückſtände auf die Realitäten der Gutsunterthanen 
intabuliren oder pränotiren laffen, ſonach aber auf diefem Grunde 
das gerichtliche Verfahren gegen die Unterthanen einleiten, haben 
zu folgender Verfügung Anlaß gegeben: 

Es ift den Dominien nicht geftattet, von ihren Untertbanen 
über lirbarial » Rucjtände ſich Schnlöbriefe ausjtellen, oder auf 
was immer für eine Weife ſolche Rückſtände auf die Realitäten 
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ver) Unterthanen intabuliren oder pränotiren zu laflen, indem für 
die Urbarialien im politischen Wege eine eigene privilegirte Exeku— 
tions Drdnung befteht, nach welcher ſich ausjchliegend benommen 
werden muß. 


531. 


Hofdekret vom 16. Juni 1821, Nro, 1768 J. G. S., an ſämmiliche 
Appellations-Gerichte. 


In Folge einer über das Hofdekret vom 30. Auguſt 1792, 
Pro. 42 der Juſtiz-Geſetzſammlung, Statt gefundenen Verhand— 
lung wird verordnet: daß Forderungen der noch bejtehenden geiſt⸗ 
lichen Korporationen in dem Grundbuche oder der Landtafel, ohne 
ausdrückliche Genehmigung der politiſchen Landesſtelle, nicht gelö— 
ſchet werden können. 


32. 


Hofkanzlei-Dekret vom 18. Oktober 1822, Niro. 1903 3. G. S., an das 
Gubernium in Laibach. 


Sm Nachhange zu dem Patente vom 9. April 1789, Nro. 
1001 der Zuftiz - Gefegfammlung, wird verorönet: daß jeder neu 
angeftellte, oder auch dermal ſchon beitehende, aber unbeeidigte 
Srundbuchsführer bei einem Dominium oder bei einer Gemeinde, 
fo fern er nicht fchon mit dem Wahlfähigfeitd - Defrete für das 
Kichteramt verfehen ift, fi) bei dem betreffenden Kreisamte über 
die zur Grundbuchsführung binlänglichen Fäbigfeiten ausmweifen, und 
allenfalls auch einer Prüfung unterziehen, ſonach aber im Kalle feis 
ner ZQauglichfeit von dem Kreisamte in Eid genommen werden 
müffe ; welche Beeidigung auch in Anfehung eines mit Wahlfähigfeitss 
Defreien verjehenen Individuums zu gejchehen hat, fo fern ſolches 
nicht fehon als Bezirks: Commiffär oder Bezirks-Richter beeidiget 
ift. Einer gleichen Ausweifung der allfälligen Prüfung, und fodann 
der Eidesablegung, bat ſich auch der Herrſchafts- oder Gültenei- 
genthümer zu unterziehen, wenn er die Grundbuchsführung felbft 
beforgen zu wollen ſich erfläret. 

Aber auch in Rückſicht der derzeit bereits beftehenden Grund: 
buchsführer ift ihre Beeidigung, wo folche allenfalls noch mangelt, 
einzuleiten, und wenn ihre Untauglichfeit entweder jchon aus den 
bisherigen Erhebungen fich darftellet, oder wenn diefelbe Fünftig 
erhoben wird, die nöthige Vorfehrung zu treffen, daß fie von diefer 
Amtsführung entfernet werden. 
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Uebrigens ift den Kreisämtern aufzutragen, bei den Kreisbe— 
veifungen auf die Grundbuchsführung eine vorzügliche Aufmerkſamkeit 
zu richten, und fih zu überzeugen, ob die Weſenheit derfelben in 
allen Beziehungen ihres Zweckes gehörig beobachtet werde. 


98. 


Hofdefret vom 13. Februar 1824, Nro. 1933 5.6. ©., an dasn. 6. 
Appellationg = Gericht. 


N Die bewilligte Pränotirung muß 
jedoch binnen 14 Tagen juftifizirt, und die gerichtliche Vormerkung 
entweder durch das gerichtliche Urtheil oder in Folge freier fchrift- 
licher Einwilligung und Landtafel- oder grundbuchsmäßiger Erklä— 
rung des Eigenthümers einer unbeweglichen Sache bewirft werden; 
welches die Sache des Fisfalamtes if. . b 
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Hofdefret vom 9. April 1824, Nro. 1999 J. G. ©., an das böhmifche 
Appellatıiong = Gericht. 


Ueber die Anfrage: ob in Grundbuchsgefchäften und Erefuti- 
ons- Führungen dem Wirthichaftsamte auch die Bewilligung und rück— 
ſichtlich Entfcheidung, oder ob nicht diefe dem Drtögerichte (Juſtiz— 
amte) und nur der Vollzug dem Wirthfchaftsamte zuftehe, gibt das 
Hofdelret vom 21. Auguft 1788, Nro. 879 der Sutiz —— 
lung die Belehrung; 


Hofdekret vom 29 Mai 1824, Nro. 2011 J. ©. S., an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte. 


Seine Majeſtät haben in Beziehung auf die Frage: in wie 
weit Einverleibungen und Vormerkungen auf Schiffsmühlen 
Statt haben, zu beſchließen geruhet: daß, da Schiffsmühlen be— 
wegliche Sachen ſind, dieſelben nicht in die Grundbücher gehören, 
und auch Pfandrechte durch Eintragung der Forderungen in die 
Grundbücher auf dieſelben nicht erworben werden können. Was 
die Schiffsmühl-Gerechtigkeiten betrifft, fo ſeyen dieſelben nach den 
beftehenden Gewerbsgefegen zu beurthein. 
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Hofdefret vom 22. April 1825, Nro. 2090 %. ©. ©., an das i 8. küſt 
Appellationg » Gericht. 


Eine dem Schuldner von dem Gläubiger erlaffene Forderung 
kann, wenn auch die Verzichtleiftung in Form einer Schenfungs Ur— 
funde gejebehen iſt, Fein Gegenſtand einer Ceſſion ſeyn, mithin Die 
Sintabulation ciner folchen Geffioa nicht Statt finden. 


ML 


Mi. 


Hoffanzlei-Defret vom 12. Auguft 1825, Pro. 2125 3. G. ©., am die 
n. ö. Regierung. 


Für die Einverleibung oder VBormerfung der Gefjion einer 
Satforderung an einen. anderen Gläubiger fann ſowohl nah dem 
Tractatus de juribus ineorpoaralibus, als auch nach dem Codex 
„ustriacus, fein Eaß - Vfundgeld aufgerechnet werden, denn es 
gefchieht Dadurch feine Verpfandung, und wird auch fein neuer Satz 
aufgerichtet, fondern es gebt nur eine bereits beftellte Hypothek 
yon einem Gläubiger an den andern über; die früher einverleibte 
Forderung hört auf ein Eigenthum des Gedenten zu feyn, und 
wird ein Eigenthum des Geffionars; ein Pfandrecht des Eeffionars 
gegen den Gedenten auf Die zedirte Forderung ift nicht gedenfbar ; 
ver Geffionar erwirbt nur gegen den urjprünglichen Schuldner eben 
dasfelbe Pfandrecht, welches vorhin dem Gedenten zugejtanden hatte. 

Die Ceſſion darf alſo nicht wit der DVerpfündung einer For— 
derung vermwechjelt werden. 


58. 


Hofdefret vom 21. September 1825, Nro. 2137 3. ©. ©., an das n. 
d. Apvellations = Gericht. 


Das Hofdefret vom 4. September 1786, Nro. 574, und 
das für Defterreid; ob der Enns erlaffene Grundbuchs- Patent vom 
3. November 1792, Nro. 66, der Juſtiz-Geſetzſammlung, jehreiben 
die Bedingungen, unter welchen Stod : Urbarien und Grundbücher 
als öffentliche Beweismittel in Beziehung auf Urbarial - Tajten anzu— 
jeben find, ſo genau vor, daß es in Diefer Hinfiht feiner weiteren 
gefeglichen Beftimmung bedarf; nur muß das Grundbuch, wenn es 
Beweisfraft haben fol, mit allen im $. 39 des Patents vom 
Sabre 1792 enthaltenen Forderungen errichtet, und dieſe Errich— 
tungsart gehörig nachgewiejen feyn, 


Sr 


Uebrigens unterliegt die Ausführung des von der Regierung 
gemeinfchaftlich mit dem Appellationg-Gerichte gemachten Antrages, 
wegen Eintragung neuer Urbarial-Laften mittelft ordentlich errichte- 
ter, Freisämtlich bejtätigter Urkunden, als den beftehenden Bor- 
fchriften gemäß, Feinem Anftande. 


39. 


Hofdefret vom 18. November 1826, Niro. 2233 J. ©. ©., an ſämmtliche 
Apvellations » Gerichte. 


Man bat in der Verwaltung der fämmtlichen Zweige der Ge- 
richtöbarfeit bei den Pfarr: und Kirchengütern eine Aenderung derzeit - 
zu veranlaffen nicht befunden; jedoch hat das Appellationg - Gericht 
auf die Befolguna der Hofdekrete vom 21. Auauft 1788, Nro. 879 
und vom 4. September 1801, Nro. 536 der %. © &,, deren 
Ausführung ohnehin durch das Hofdefret vom 17. Junius 1814, 
Nro. 1090 der J. G. ©., erleichtert ift, wie auch der Anordnung 
des Patentes vom 9. April 1789, Nro, 1001 der J. ©. ©, daß 
zur Führung des Grundbuches jederzeit ein Dazu eigens beeidigtes 
Individuum zu beftellen jey, pflichtmäßig zu wachen. 


so, 


Hofdefret vom 23. Junius 1827, Pro. 2287 I. ©. S., an ſämmtliche 
Appellations -Gerichte. 


In Folge a. h. Entſchließung vom 6. Auguſt 1826, wird die 
wegen Einverleibungen und Vormerkungen auf Schiffmühlen am 9. 
Mat 1824 erfloſſene, mit dem Hofdekrete vom 29. Mai 1824, Nro. 
2011 der J. G. ©., befannt gemachte a. h. Entichließung biermit 
dahin erläutert: 

Die durch Einverleibung oder Vormerfung in den, an einigen 
Drten vorbin üblichen Grundbüchern über Schiffmüblen, oder fo 
genannten Haftbücern, bereit8 erworbenen dinglichen Rechte, find 
durch die oberwähnte Verordnung nicht aufgeboben worden. 

Gläubiger, welche bis zu der Zeit, wo die allerhöchite Entſchlie— 
fung vom 9. Mai 1824 in der Provinz allgemein fundgemacht worden 
ift, eine Einverleibung oder Vormerfung bewirft haben, bleiben daher 
im Befige ihres Pfandrechtes. Ihre Forderungen fünnen abgetreten, 
verpfändet oder vererbt, und die hierüber errichteten Urfunden noch 
fernerbin einverleibt und vorgemerft werden. Jedoch bat auch bei 
Schiffmüblen, worauf gegenwärtig Hypotheken haften, eine Einverlei- 
aus oder Vormerfung neuer Schuldpoften von nun an nicht mehr 
Statt. 
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Sn den Grundbüchern, worin bisher Schiffmühlen allein oder 
neben unbeweglichen Gütern erfchienen find, follen die, Rubrifen der 
fouldenfreien Schiffmühlen fogleih, die Rubrifen derjenigen Schiff 
mühlen aber, worauf Schulden haften, erſt, wenn diefe getilgt und 
auf gefegmäßige Art gelöfcht find, ebenfalld gelöfcht werden. 


61. 


HoffanzleisDefret vom 27. Juni 1827, Nro. 16,996, Verordnung des 
Laib. Gun. v. 19. Juli 1827 Zahl 15,160 (P. 247). 


Aus Anlaß eines fpeziellen Falles, in welchem es ſich um bie 
Siderftellung der einigen Unterthanen aus Gabenablöſungs-Verträgen 
zuftehenden Rechte gehandelt hat, wurde der Landesſtelle zur fünftigen 
Benehmungswiffenfchaft bedeutet, daß Entjcheidungen der Länder 
jtellen allerdings zur Pränotirung geeignet feyen, daß aber in dem 
Falle, als die Känderftelle nur das Einfchreiten um die Pränotirung 
eines Kontraftes verordnet, nicht dieſe Verordnung, fondern der 
Kontrakt das eigentliche Objekt der Pränotirung jey. 


62. 


Hofdefret vom 13. Zuni 1828, Nro. 2346 3. G. S., an das nm. OD. 
Appellations- Gericht. 


Ueber die Anfrage: ob gerichtlich gefchloffene Vergleiche, Schuld— 
geftändniffe und Liquidirungs » Erflärungen auffer dem Erefutionswege, 
und in fo fern fie nicht vertragsmäßig den Hypothefar: Titel enthal- 
ten, zur Ginverleibung CIntabulation) oder lediglich zur Bormerfung 
(Pränptation) geeignet ſeyen? wird bedeutet: daß gerichtliche Ver— 
gleiche, oder über die Nichtigkeit einer Schuld vor Gericht abgegebene 
Erflärungen, wenn nicht entweder dem Gläubiger ausdrüdlich ein 
Prandrecht beftellt worden ift, oder der Fall der Erefution eintritt, 
nicht unbedingt einverleibt, fondern nur pränotirt werden fünnen. 


63. 


Hofdefret vom 21. Februar 1829, Nro. 2387 3. G. S., an das t. ö. küſt. 
Appellationg = Gericht. 


Die Beilage *) enthält jene Verordnung, welche die vereinigte 
Hoffanzlei wegen der Rechte der Grund- und Urbars - Herren in dem 
Görzer Kreife, hinfichtlich der Veräufferung uud Theilung von Baur 
erngrunden und Gintreibung der Gebühren an das Gubernium des 
Küftenlandes am 12. Februar 1829 erlaffen bat. ’ 
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+) Beilage 


— vom 12. Februar 1829 an das Gubernium im Küſten— 
ande. 


Um die Anftände zu heben, welche fich im: Gorzer Kreife in 
Anſehung der Befißveränderungen auf untertbänigen oder urbarpflichtiz 
gen Gründen, befonders aus der Urfache von Grundzerftücungen, 
binfihtlich auf die grundherrliche Sinhebung der Urbarial- Zinfe und 
der hierzu angefprochenen politifchen Erefution ergeben haben, werden 
* dem Grunde der beſtehenden Geſetze folgende Vorſchriften er— 
theilet: 

1. Jede Vererbung, Veräuſſerung oder Zerſtückung eines mit 
Urbarial-Grundzinſen belegten Grundes muß vor der gerichtlichen 
Beſitzumſchreibung dem Grund- oder Urbars-Herrn angezeigt, und 
es muß zum Behufe derſelben die Erklärung des Grund- oder Urbars— 
Herrn, daß er gegen den Befignachfolger nichts einzuwenden habe, 
oder im Falle einer Grundzerftücdung deffen Einwilligung hierzu, und 
der von ihm nach der organifchen Gubernial- Rurrende vom 17. Jänner 
1815 verfaßte auch freisämtlich beftätigte Gabenvertheilungs-Ausweis 
beigebracht werben. 

2. Im Falle der Grund» oder Urbard- Herr jene Erklärung 
oder Einwilligung und Ausfertigung des GabenvertheilungssAusweifes 
verweigern, oder über einen Zeitraum von 30 Tagen verzögern follte, 
fteht e8 dem Grundholden oder feinen berufenen Nachfolgern frei, 
hierüber bei dem Kreisamte nach Vorfchrift des Unterthang - Patente 
Abhilfe zu fuchen. 

3. Das Gericht wird die Befigumfchreibung in der Landtafel 
oder in dem Grundbuche nur über folche Gefuche bewilligen, welche 
mit jener grundherrlichen Erklärung oder Einwilligung, und im Falle 
einer Zerftücdung mit dem vorgeichriebenen Gabenvertheilungs - Auge 
weife, oder mit dem Grfenntniffe der politifchen Behörde, daß die 
allfällige Weigerung des Grund: oder Urbars- Herrn nicht Statt 
finde, belegt ſeyn werden. 

a dı,,. f 


GA. 
Hofdefret vom 16, April 1830, Nro. 2458 5. ©. S., an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte in Folge a. h. Entſchließung vom 30. März 


1850. 


Um vorgefommene Anftände zu befeitigen, und den Gebrauch) 
der öffentlichen Bücher zu erleichtern, haben Se. Majeftät zu erflären 
gerubet, daß bei den Landtafeln und Grundbüchern zur Eintragung 
der erften und weiteren Geffionen von eingetragenen Schuldforderungen 
in die Öffentlichen Bücher, wie auch zur Köfchung von eingetragenen 
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Forderungen und Rechten, 28 mögen dieje in Folge eines Konkurſes, 
einer gerichtlichen Erefution, oder eines anderen Rechtsgeſchäftes an- 
gefucht werden, die Beibringung der in die öffentlichen Bücher fchon 
eingetragenen Schuldfcheine, Ceſſions- und anderen Urkunden, welche 
auf die abgetretenen Forderungen oder die zu löfchenden Forderungen 
und Rechte Beziehung haben, nicht erforderlich jey, es alfo von allen 
bisher beftandenen gegentheiligen, gefeßlichen Borfchriften oder Anord— 
nungen abzukommen habe. 


65. 


Hofdefret vom 16. April 1836, Nro. 2459 3. G. ©, an ſämmtliche 
Appellationg= Gerichte in Folge a. bh. Entſchließung vom 16. März 
1830. 


Seine Majeftät haben das Hofdekret vom 28. Auguft 1804, 
Nro. 681 der J. G. ©., aufzuheben und zu befehlen gerubet, daß 
fünftig das Patent vom 14. Februar 1804, Nro. 652 der 5. G. ©,, 
und die Erläuterung desfelben vom 21. Zuni 1805, Nro. 734 der 
J. G. S., auch bei den Gefuchen um eine Einverleibung (Intabula— 
tion), Vormerfung CPränotation), Befig- oder Gewähranfchreibung 
oder Löſchung (Ertabulation) auf die zu. den Grundbüchern der Städte 
und DObrigfeiten gehörigen unbeweglichen Güter befolgt, daß jedod) 
in Fällen, wo dergleichen Geſuche wegen unterlaffener gehörigen In— 
ftruirung nicht fogleich bewilliget werden können, Feine Vorbefcheide 
ertheilt, fondern an deren Statt die Geſuche mit Anführung der Urfache 
lediglich abgejchlagen werden follen. 


606. 


Hoffanzleı- Defret vom 25. Oktober 1830, ro. 2490 5. ©. ©, an 
ſämmtliche Länverftellen. 


Aus Aniaf einer vorgefommenen Anfrage: ob die a. h. Ent: 
ſchließung vom 12. April 1828, Niro. 2535 der 5. G ©, welde 
die eines Verbrechens jchuldig befundenen, aus Mangel der Beweiſe 
losgefprochenen oder überhaupt nicht ganz tadellofen Individuen von 
Befleidung der Bezirks: Kommiffärg- oder Richter» Stellen ausfchließt, 
nicht auch auf Grundbuchsführer und Vogtei: Verwalter auszudehnen 
wäre? wird bedeutet: daß, da die Grundbuchsführung und Vogtei— 
Verwaltung ein Zweig der öffentlichen politiihen Adininiftration ift, 
und das eine wie das andere Gefchäft nur ganz vorwurfsfreien Mänz 
nern mit Beruhigung anvertraut werden fann, jowohl Grundbuch: 
führer als VBogtei-Verwalter unter diejenigen Perfonen gehören, 
welche nach der a. h. Entfchliegung vom 22. März n. 3. zu behandeln 
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find, daher zu ſolchen Dienſtplätzen Perfonen nicht zugelajfen oder bei 
denſelben nicht belaffen werden fünnen, welche entweder eines Ver: 
brechens bereits fehuldig erfannt, oder nur aus Mangel rechtlicher 
Beweiſe losgeſprochen worden, oder überbaupt nicht ganz tadellos find. 


07. 
Pen 
Hoffanzlei » Defret vom 28. Dftober 1830, Fundgemaht durch Zirfulare 
der f. F. n. 6. Regierung vom 10. Dezember desfelben Jahres, Nro. 
66825, *) 

In Fällen, wo es fih um die Entſcheidung der Frage han— 
delt, ob ein Objekt geeignet jey, in das Grundbuch einbezogen zu 
werden, bat die politifche Behorde und nicht der Civil» Richter zu 
entjcheiden. 


68. 
Hoffammerdefret vom 27. Dezember 1831, Nro. 2533 9. 9.©. 


Da fih Zweifel über die zur Einbringung rücftändiger Zölle 
und PVerzebrungsiteuer - Gebühren anzuwendenden Grefutiong-Arten 
ergaben, jo bat man im Cinverftändniffe mit der k. k. Oberften 
Juſtizſtelle und der FE. £. vereinten Hoffanzlei folgende Beftimmungen 
befchloffen : 

9 6) ', 5 : - . } 

7) Iſt die Wahrfcheinlichfeit nicht vorhanden, daß der Nück 
ftand durch die, den politifchen Behörden eingeräumten Erefutiong- 
mittel, fehbleunig und mit geringer Schwierigfeit werde fünnen 
eingebracht werden, jo bat die F F Sameral - Gefällen » Verwal: 
tung *) der Kamer- Profuratur eine beglaubte Abſchrift des Er— 
kenntniſſes, oder Zahlungsauftrages ſammt der Nachweifung, dab 
ſolches in Rechtskraft überging, oder von der Dberbehörde beftätigt 
wurde, mitzutheilen. Der Kammer: Profuratur liegt ob, um die 
Frefution im gerichtlichen Wege einzufchreiten. 

3) In Abſicht auf die Bewilligung und Wollftrefung der 
Erefutionsmittel find von den Behörden die beftehenden Geſetze, 
und Borfchriften genau zu beobachten, wobei übrigens die Intabu— 
lation der von den Gefällsbehörden geſchöpften Grfenntnige auch auf 
beglaubte Abfchriften derjelben zu bewilligen ift. 


*) Diejes Hofdefret ıft auch in Dr. Felders Deflaratorien (1846, 
unter 3. 71. ©. 60) zu finden. i 


— Oder auch die Kameral = Bezirks : Verwaltung. Juſtiz-Hofdekret vom 
17. September 1845, Nro. 6647. 
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+ Ip 
Hofdefret vom 8. März 1833, Nro. 2600 3%. ©. ©., an das n. ö, Ap— 
pellations = Gericht, zu Folge a. h. Entfchliefung vom 6. Dezember 


Seine E. f. Majeftät haben in Rüdficht der Intabulation und 
Pränotation auf freieigene Güter, mit welchen Leben unter eben 
derfelben landtäflihen Rubrif vereinigt find, nachſtehende Vorſchrift 
zu genchmigen gerubet: ö 

Bei Gütern, die zum Theil freies Eigenthum des Befikers 
find, zum Theil aus I. f, Lehen derjenigen Gattung, wobei feine 
Lehengnade Statt findet, oder aus Privat + Lehen beſtehen, kann 
bis auf weitere Verordnung eine Einverleibung, oder Vormerfung 
auf den freieigenen Antheil allein, aucd ohne vorläufige Abfonderung 
von dem Lehen bemwilliget werden. Sie ift jedoch ſowohl bei der 
Befiganfchreibung, als bei Eintragung der Laften durch den Bei— 
faß: mit Ausnahme der Lehen, auf dag freie Eigenthum ausdrüc- 
lich zu befchranfen. Die Beiftimmung der I, f. Lehenſtube, oder 
bei Privat » Lehen des Lehensherrn ift zu folchen Einverleibungen, 
oder VBormerfungen nicht erforderlich. Mit dem obermwähnten Bor- 
behalte fann bei I. f. Lehen, deren Befitern die Lehenanade zu Stat— 
ten fommt, die Befiganfchreibung des Käufers auch vor Beibrin- 
gung des in dem Hofdefrete vom 26. April 1819, J. ©. ©. Nro. 
1555 Lit, ce, Nro. 1 erwähnten Befcheides der Lehenftube Statt 
finden. Sm Uebrigen hat e8 bei den Anordnungen diefes Hofdekretes 
fein Bewenden. 


70. 


Hofdefret vom 15. März 1833, Nro. 2603 5. ©. ©., an das böhmiſche 
Appellations-Geriht, zu Folge a. h. Entihliefung vom 5. Februar 


1853. 


Seine k. f. Majeftät haben über einen won der vereinigten 
Hoffanzlei in Betreff der Frage: Ob die über Grundbefigungenab- 
geihtofienen Verträge auf eine gewiffe Anzahl von Leibern bei den 

eftehenden Grundſtückungs- und Ausgedings - Vorfchriften in Böh— 
men zu verbiethen feyen ? erftatteten allerunterthänigften Vortrag ans 
zubefeblen geruhet: 

Daß in Zukunft in Böhmen nicht mehr geftattet feyn ſolle, 
Verträge abzufchließen, vermöge welcher Grundeigenthümer einen Theil 
ihrer Realitäten auf die Lebenszeit gewiffer Perfonen gegen Vorbehalt 
des Rückfalls mit dem Tode derfelben überlaffen; daß diefelben daher, 
in fo fern fie nach Kundmachung diefer Verordnung abgefchloffen 
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werden, weder intabulations- noch exekutionsfähig, noch von irgend 
einer Wirfung ſeyn follen. 


71. 


HoffanzlewDerfret vom 13. Auguſt 1833, Rro. 2626 J. G. S., zu Folge 
a. bh. Entſchließung vom 8. Juni 1833. 


Zur näheren Beſtimmung der VBorfchriften, welche den gute: 
berrlichen Gerichten in eigenen Angelegenheiten des Gutsherrn und 
der gemeinfchaftlihen Waiſenkaſſe feiner Unterthanen die Ausübung 
der Gerichtsbarkeit unterfagen, haben Seine F. k. Majeftät Folgendes 
anzuordnen gerubet. 

1) In Rückſicht der Schuldforderungen der Gutsherrn an ibre 
eigenen Untertbanen und Gerichts-Inſaſſen ift die gerichtliche Erefu- 
tion bei eben dem Gerichte anzufuchen und zu bewilligen, welchem 
nach den Gefegen die Enticheidung der Rechtsftreitigfeiten über fol 
he Forderungen zufteht. Jedoch Fann die Vollziehung der bei diefer 
Behörde erfolgten Erefutions-Befcheide dem Juſtiz- oder Wirthſchafts— 
amte des Gutsherrn, welcher die Erefution fübrt, überlaffen, mithin 
von dem gedachten Juſtiz- oder Wirthichaftgamte insbefondere die 
Pfändung, Schägung und Feilbiethbung der Fahrniße und unbemweg- 
lichen Güter des Schuldnere, den Anordnungen des unbefangenen 
Gerichted gemäß, vorgenommen werden. Das Recht des Gutsherrn 
zur politifhen Erefution ift nach den hierüber bereits ertheilten 
Vorſchriften zu beurtheilen. 

2) Gefuche um Einverleibung oder VBormerfung der Forder 
rungen des Gutsherrn auf die feiner Grundherrlichfeit unterworfenen 
unbemweglichen Güter, oder um Löſchung der auf folchen Gütern haf- 
tenden Echuldpoften, find bei dem nächften unbefangenen Gerichte 
anzubringen und zu erledigen, Die Vollziehung der von diefem Ges 
richte erteilten Befcheide und die Eintragung in die öffentlichen 
Bücher ift dem Grundbuchsamte des Gutsherrn, welchem die Forde— 
rung zufteht, zu gejtatten. 

3) Zn Anfehung der Forderung einer gemeinfchaftlichen Wais 
fenfaffa an die Unterthanen oder Gerichtsinfaffen des vormundjchaft: 
lichen Gerichtes wird diefes Gericht ermächtiget, nicht nur die von 
der nächften unbefangenen Gerichtsbehörde erlaffenen Exekutions-Be— 
jcheide in Vollzug zu bringen, fondern auch die Einverleibung, Vor— 
merfung und Löſchung im Grundbuche ſelbſt zu bewilligen und vor— 
zunehmen. 

32 
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2, 


Hoffanzlei- Defret vom 9. Zuli 1835, Nro. 17,735: 


Ueber die Frage: ob in Füllen, wo nah den Geſetzen zwar 
eine Pränotation, aber feine Intabulation Statt findet, anftatt der 
angefuchten Sntabulation die Pränotation zu bewilligen jey, ift dem 
niederöfterreichiichen KLandredhte, und dem Magiftrate der Stadt 
Wien, durch a. h. Entſchließung vom 13. April, und Hofdekret vom 
6. Auguft 1830 die Belehrung ertheilt worden, daß, Da zu Folge der 
Beftimmung des 2. $. des Patentes vom 14. Februar 1804, Nro. 
652, der J. G. 5. der Partei freifteht, entweder nur die Inta— 
bulation allein, oder allein die Pränotation anzufuchen, oder ‚das 
Geſuch auf beide alternativ dahin zu ftellen, daß, wofern die Inta— 
bufation nicht, wohl aber die Pränotation Statt finden fünnte, die 
letztere bewilliget werde, es Pflicht der Partei fey, ihr, Geſuch nach 
diefer Vorfchrift einzurichten, und daher der Pandtafel- oder Grund: 
buchsbehörde in feinem Falle, tolglih auch dann nicht geftartet fey, 
eine von der Partei nicht ausdrüclich angefuchte Pranotation zu be— 
willigen, wenn in dem Gefuche nur die Intabulation begehrt „ift, 
diefelbe aber nicht Statt finden kann. ie 

Diefer Vorſchrift wird hiermit zu. Folge weiterer a. bh. „Ent; 
fhliegung vom 19. Juni 1835 für die mit Landtafeln und Grundbü— 
chern verfehenen Provinzen die Kraft eined allgemein verbindlichen 
Geſetzes beigelegt. 


5 


78. 


Hoffanzlei- Defret vom 10. Februar 1838, Nro. 3271. 


Seine F. k. Majeftät haben, in Betreff der Verfahrungsweiſe 
bei der Devinfulirung der Agenten-Kautionen, mit a. h. Entjchließung 
vom.6. Februar 1838, nachftehende Beſtimmung berablangen zu 
laffen geruhet: — 

Die Devinkulirung der Kaution eines öffentlichen Geſchäftsfüh— 
rers, der mit Tod abgegangen, oder von der Agentie entfernt wors 
den ift, oder darauf Verzicht geleiftet hat, Fann nur von dem ordent⸗ 
lichen Gerichte des Agenten, und nach vorausgegangener öffentlicher 
Borladung aller derjenigen, welche auf die, Kaution Anfpruch zu 
machen gejonnen find, bewilligt werden. 

Die Gerichtsbehörde hat auf Anfuchen desjenigen, dem daran 
gelegen iſt, diefen Gläubigern durch öffentliches Edift, eine, von der 
Kundmachung desfelben an laufende, Fallfrift von einem Jahre zur 
Anmeldung ihrer Forderungen feftzufegen, und wenn binnen Der bes 
ftimmten Friſt feine Anmeldung erfolgt, oder die angemeldeten Forde⸗ 
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rungen bezahlt, oder durch rechtsfraftiges Urtheil für ungegründet 
erklärt werden, jo ift die Kaution für erlofchen zu erflären, und 
wegen Eintragung diefer Verfügung in die Landtafel, oder Grund- 
bücher, das Nötbige einzuleiten. 


74 


Hoffanzlei : Defret vom 4. Juli 1839, Nro. 21,415. 


Seine FE. F. Majeftät haben mit a. b. Entſchließung vom 23. 
April d. J. zu erflären. gerubet: 

1) Die Pränotationen und Einverleibungen, melde vor der 
Eröffnung des Konfurfes bei der Nealinftanz angefucht worden 
find, erwirfen das Dinglihe Recht von Dem Tage der Anbringung 
des Gefuches auch in dem Falle, wenn diefelben erft nach der Er- 
Öffnung des Konfurfes vorgenommen werden, e8 möge die Präno— 
tirung oder Einverleibung vor oder nach der Eröffnung des Konfurfes 
bewilliget worden feyn. 

2) Sn den Fällen, in welchen dag Gefuch nicht unmittelbar bei 
der Real» Snftanz angebracht wird, bewirfet die, nach der Gröff- 
nung des Konfurjes vorgenommene Prünotirung oder Einverleibung 
das dingliche Recht nur von dem Tage, an weldhem das Gefuch der 
Partei, oder das Erfuchen anderer Behörden, vor der Eröffnung 
des Konfurfes an die Real-Inſtanz gelangt ift. 

3) Diefe Anordnung ift auch auf frühere, noch nicht rechte- 
fraftig entjchiedene Fälle anzuwenden. 


75. 


Verordnung des E. F. Hoffriegsrathbes vom 19. Zuli 1839 5. 1038 
(Sammlung der Militär-Öefege 1839, ©. 48 Nro. 39.)* 


Die k. F. Oberfte Zuftizitelle hat mitteld Defretes vom 14. Mai 
1839 Nro. 1831 über eine vorgefommene Anfrage entfchieden, es fey 
das Hofdefret vom 21. Auguft 1788 Nro. 879 J. ©. ©. dahin zu 
verftehen, daß in Grundbuchsgefchäften die Entfcheidung bloß dem 
Suftizamte, dem Wirthfchaftsamte hingegen nur der Vollzug diefer 
Entfheidung zuftebe. 

Dieß hat auch für die Grenzgerichte, und Grenzöfonomie-Ver; 
waltungen als Norm zu gelten. 


*) Diefes Hofdefret ift auch im Hamdbuche der feit 1840 erfloffenen 
Deklaratorien (Dr. Kajetan Felder) 1846 ©. 5% unter Nro. 71 zu 


finden. 
32* 
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Hoffanzlei -Defret vom 4. Dezember 1839, Niro. 38,251. 


Ueber die Frage, ob im Falle der Uebertragung einer Ber- 
Iaffenfchafts- Realität an einen Dritten vor der gerichtlichen Ein: 
antwortung des DVerlaffes immer zuerft der Erbe, und nach ihm 
erſt derjenige, an den Die Uebertragung gefchieht, in die öffentlichen 
Bücher anzufchreiben fey, haben Seine k. f. Majejtät durch dien. 
h. Entfchließung vom 16. November 1839 zu beftimmen befunden: 

„Wenn der Verkauf einer Berlaffenfchafts- Realität von der 
Abhandlungs- Behörde noch vor der bemilligten Einantwortung 
verfügt, oder von ihr in diefer Eigenfchaft bemwilliget und genehmi- 
get worden ift, fo fann der von der Behörde angenommene Käufer 
nad) ausgemwiefener vollitändiger Befolgung der Bedingungen die 
bücherliche Einverleibung und Anfchreibung unmittelbar nad) dem 
Erblaffer verlangen; wenn aber eine folche Realität bloß von denen 
über den Titel zur Erbfchaft ausgewiefenen Erben durch einen Ver— 
kaufs⸗ oder einen fonftigen Uebertragungs-Bertrag, mag folcher 
aud in Ruͤckſicht der einfchreitenden Mündel oder Kuranden von 
deren Vormundfchaftd- oder Kurateld- Behörde in diefer Eigenſchaft 
für diefelden genehmigt worden feyn, vor der Verlaſſenſchafts-Ein— 
antwortung veräuffert wird, fo fann der Käufer oder Geffionar 
eben fo, wie wenn die Veräufferung zwar nad) der Einantwortung, 
jedoch noch vor der Anfchreibung der Veräuffernden gefchieht, nicht 
eher bücherlich angefihrieben werden, als bis die veräuffernden In— 
dividuen felbft ald Eigenthümer in dem öffentl. Buche erfcheinen.‘ 


77. 


Hoffanzlei-Defret vom 10. März 1840 Pro. 7717. 


Bezüglich der Borfchriften des Patented vom 14. Februar 
1804 Zahl 652, und der Hofdefrete vom 21. Juni 1805 Zahl 734 
und 15. April 1830 Zahl 2459 der J. G. ©, wird in Gemäßheit 
der a. h. Entſchließung vom 29. Februar 1840 für die Landtafel und 
Grundbücher Folgendes beflimmt : N 

obs. Die Anordnung des $. 2: ded Patented vom 14. Februar 
1804 Zahl 652, nach welcher abmeisliche Befcheide über Gefuche 
um Einverleibung oder Pränotirung im den öffentlichen Büchern ange- 
merft werden müffen, iſt ſammt den übrigen ſich hierauf beziehenden 
Beftimmungen auch auf die abweislichen Befcheide über alle ım Wege 
der Erefution überreichten Gefuche anzuwenden, deren Bewilligung 
eine Eintragung in die öffentlichen Bücher zur Folge haben würde, 
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2. Alle an die 2te oder Ite Inſtanz gerichteten Rekurſe, for 
wohl wider abichlägige ald auch wider bemilligende Befcheide über 
Geſuche um Einverleibung oder Pränotirung, oder über die in dem 
vorhergehenden Paragraphe bezeichneten Erefutionsgefuche ohne Unter: 
ſchied, find innerhalb 14 Tagen, nach dem Tage der Zuftellung des 
Bejcheides bei. dem Richter erfter Inftanz, der den erften Bejcheid 
erlaffen hat, zu überreichen. 
9 Wenn nad der Vorfchrift der Gefege das Gefuch nicht 
unmittelbar bei der Realinftanz, fondern bei einem andern Gerichte 
eingebracht wird, jo muß dieſes Gericht feinen abfchlägigen Befcheid 
au die Realinftanz zur Anmerfung in dem öffentlichen Buche über: 
jenden... In diefem Falle wird dem Gefuchfteller die Priorität nur 
von.dem Tage,gefichert, an welchem das Erfuchen des Gerichtes an 
die, Realinjtanz. gelanget. | 

4. Sm Uebrigen find die im Eingange erwähnten Vorschriften 
mie bisher zu beobachten. 


A 
7 


Juſtizhofdekret vom 8. November 1842 ro. 6611 mit der Inſtruktion 
über dag bei den Grundablöjungen für die Staatseifenbahnen zu be 
obabtende Verfahren. 


$. t. Bei der Einlöfung der Gründe für die Staatdeifenbahnen 
baben im MWefentlichen die nämlichen Grundfäge Anwendung zu fin- 
den, welche bei den Grundeinlöſungen für öffentliche Straßen vor» 
gefchrieben find 

$. 2. Die Grundeinlöfungen zum Behufe der Staatseifenbah- 
nen find entweder bleibende oder zeitliche, je nachdem die Gründe als 
Eigenthum der Staatseifenbahn für immer in Anſpruch genommen 
werden, oder es fich bloß um deren zeitweilige Benützung handelt 
bei welcher die Eigenthums - Verhältniffe unverändert bleiben. 

F§. 3. Bei den bleibenden Grundeinlöfungen hat als leitender 
-Hauptgrundfaß zu gelten, daß der Staat den einzulöfenden Grund 
zu einem öffentlichen Zwecke in Anfpruch nimmt, daß der eingelöfte 
Grund als ein Öffentliches Gut alle privarrechtlichen Eigenfchaften 
verliert, ſomit auch aufhört, ein Dominifal- oder Auftifalgrund zu 
ſeyn, und von allen wie immer Namen habenden Laften entbürdet 
werden muß. Derjelbe darf daher fein Objeft der Landtafel, eines 
Grundbuches oder des ftändifchen Katafters mehr bilden, und die 
darauf haftenden I. f. Steuern find lediglich abzufdyreiben. 

ſ. 4 — 1.21. .» : E F 


79. 


Hofdefrei der F. f. oberſten Zujtizftelle vom 15. Dftober 1845 Niro. 7063 
an das k. f. i. 6. Füft. Appellationg- Gericht. 


Nachdem die für die f. E, Staatseifenbahnen nad) $. 365 b. ©. 
DB. bleibend eingslöften Realitäten oder Grundtheile als ein öffentl. 
Gut alle privatrechrfichen Cigenfchaften verlieren, daher fein Dbjeft 
der Zandtafel, des Grundbuches oder des ſtaͤndiſchen Kataſters mehr 
bilden, und die Evidenzhaltung des Beſitzſtandes unbeweglicher Güter 
die Abſchreibung oder Ausbücherung dieſer dem Privatverkehre ent— 
zogenen expropriirten Gründe in den öffentlichen Büchern nothwen— 
dig macht, ſo wird dem Appellations-Gerichte zur Verſtändigung 
jener Realbehörden, welche hiebei betroffen ſind, hinſichtlich des hier— 
bei zu beobacht enden Verfahrens nad) dem Wunfhe des Praſidiums 
der E. f. allg. Höffammer eröffnet: 

Die Abfchreibung der zum Behufe der Stantöciferikätgnien blei- 
bend eingelöften Grundſtücke, Gebäude und der abgelüften obrigfeit- 
lichen ©itebigfeiten und Serechtfame in den berrfchaftlichen Grund» 
büchern, in der Kandtafel und im ftändifchen Katafter wird durch 
bie betreffenden F. f. Streısämter veranlaßt. 

Wenn das f. f. Kreisamt den Realinftanzen ein von den Grund— 
einlöfungs - Rommiffionen andgefertigtes tabellarifches Berzeichniß 
der dabin gehörigen. erproprirten Grundtheile, weldyes die genaue 
amaabe ded Gutes, zu dem fie gehörten, des Flächenmaßes, der 

Kataftral- Parzellen - Nummer, Der Gattung der erproprürten Grund: 
theile und die ämtliche Beſtätigung der Grundeinlöfungs- Kommiffion, 
daß die darin fpecifizirten Grundtbeile zum Bebufe der f. f. Staats- 
eiſenbahnen bleibend eingelöſet worden find, abgejondert rückſichtlich 
der Landtafel Realitäten und der zu einem berrichaftlichen Grundbuche 
gehörigen, enthalten muß, mittelſt Zuſchrift mit dem Anfuchen mit: 
theilet, die Abjchreibung rücfichtlich Ausbücherung derfelben vorzu— 
nehmen, jo haben die Nealinftanzen diefem Erfuchen ohne weiters 
und ohne, daß e8 der Einvernebmung der Befiger, Tabular-Gläubi— 
ger oder jonftiger Intereſſenten bedarf, zu entfprechen, und die Aus— 
bücherung in der Art vorzunchmen, daß auf dem Befigfolium der 
betreffenden Landtafel- oder Grundbuchs - Aubrif mit Berufung auf 
den kreisämtlichen Erlaß die Nbfchreibung der von Ddiefer Realität 
zum Behufe der k. f. Staats eiſenbahnen eingelöſten ſpecifiſch anzu— 
führenden Grundtheile ausgezeigt, d. i. angemerkt wird. 

In dem Urkundenbuche iſt der kreisämtliche Erlaß nebſt der be— 
— Stelle des tabellariſchen Verzeichniſſes einzutragen, 





so. 


Hoffammer - Defret vom 24. Oftober 1845 Nro. 41,635 in Folge a. h. 
Entſchließung vom 16. Auguſt desſelben Jahres. (Dejterr. Zeitſchrift 
für Rechts: und Staatswiſſenſchaft 1846. 2. Heft. ©. 31.) 


Aus Anlaß eines vorgefommenen Falles haben Seine Majeftät 
mit a. h. Entichliefung vom 16. Auguft I. J. anzuordnen gerubet, 
fämmtlichen Behörden in Erinnerung zu bringen, daß nach den Be: 
ffimmungen des Juſtiz-Hofdekretes vom 18. September 1786 nur 
die_ F. k. Fisfalimter berufen feyer, Pränotirungen von Werariale 
Forderungen auf Realitäten bei der betreffenden Gerichte: oder Neal: 
Inſtanz einzuleiten, und daß fich daher jederzeit von der adminiſtra— 
tiven Behörde an diefe zu wenden ſey, fo oft es fich darum bandelt, 
das Aerar auf die angedeutete Weife ficher zu ftellen. Hiernach ift 
fih für die Zufunft zu benehmen. . 


81. 
Hofkanzlei-Dekret vom 8. April 1836, Niro. 11,890. 


Seine F. f, Majeftät haben über die Anfrage: ob der $. 1500 
de8 allg. b. G. B. auch auf die Verjährung in die öffentlichen Bücher 
eingetragener Forderungen oder anderer echte anzuwenden fey, mit 
a. b. Entfchließung vom 14. März d. S. die Erläuterung allergnädigjt 
zu ertheilen gerubet, daß auch die Erlöfchung eines in die öffentlichen 
Bücher eingetragenen Nechtes durc Verjährung denjenigen, welcher 
dasſelbe noch vor defjen Löſchung im Vertrauen auf die öff. Bücher an 
ſich gebracht, oder andere dasjelbe befchränfende Rechte darauf erwor— 
ben hat, zu feinem Nachtbeile gereichen könne. 

Zugleich haben Seine Majeftät anzuordnen geruhet, daß fünftig 
in allen Fällen anhängiger Klagen auf die Löſchung eines in die off. 
Bücher einverleibten Rechtes dem Grundbuche oder der Landtafel, 
wenn der Kläger bei Leberreichung der Klage oder fpäter fchriftiich 
darum anfucht, Die Anmerkung: „daß die eingetragene Poft ftreitig 
fey“ ſogleich eingefchaltet, nach geendigtem Prozeſſe aber diefe Anmer— 
fung oder das für erlojchen erklärte Mecht mit allen auf dasjelbe 
fpäter etwa erwirften Ginverleibungen und VBormerfungen auf Ver: 
langen der Theilnehmenden gelöfcht werden folle. 


82. 
Hofkanzlei-Dekret vom 27. Juni 1846, Nro. 21,429. 


Mittelft a. h. Entſchließung vom 9. Mai d. 5. haben Ce. 
Maieftät über die Frage: ob eine Erbfchaft auf Anfuchen eines Gläu— 
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bigersides Erben im Ganzen gepfänder werden fünne, die Erläute— 
rung allergnädigft zu ertheilen geruber, daß dem Gläubiger des Erben 
nach’ dem Ja822 des allg. GB Werboth, Pfändung oder Bors 
merkung nur auf einzelne Erbichaftsfachen ; nicht auf das Erbrecht im 
Ganzen bewilliger werden könne. 


8:3. 


Hofdekrek ir FE F obersten Juſtizſtelle vom 30. Oftober 1846 Nro. 3550 
an das f. ft. ör Fit. Appellations-Grricht. | 


Es ift vorgefonmen, dap den Befigern von Realitäten, von 
welchen Grundtbeile bleibend für die F. f. Staatseifenbahnen in Anz 
fpruch genommen worden find, auf Nechnung ihrer Entſchädigungs— 
Forderung Abfchlagszahlungen gegen ihre Quittungen geleiftet, und 
dieſe zur Sicherheit des Aerars auf den Realitäten derjelben intabulirt 
oder pränotirt worden fegen, welche bei Vornahme der Abfchreibung 
und rückſichtlich Ausbücherung der zum Behufe der E. k. Staateeifens 
bahnen bleibend eingelöften Mealitäten wieder gelöjcht werten müffen. 
Hinfichtlich des bierbei zu beobachtenden Verfahrens wird dem k.k. 
Appellationg- Gerichte mit Beziehung auf das h. Hofdekret vom 15. 
Dftober 1845 Hofzabl 7063 im Cinverftändniffe mit dem Präſidium 
ver E. £ allg. Hoffammer und der f. £. vereinten Hoffanzlei zur Ver— 
ſtändigung jener Realbehörden, welche hiebei betroffen find, Folgen: 
des eröffnet: 

Die Löſchung folder Quittungen wird von den betreffenden FE. f. 
Kreisämtern gleichzeitig mit dem Anſuchen um die Aofchreibung und 
rückfichtlich Ausbücherung der für die k. f. Staatseifenbahnen bleibend 
eingelöſten Grundſtücke, Gebäude, obrigfeitliche Giebigkeiten und 
Gerechtſame in den berrfchaftlichn Grundbüchern und in der k.k. 
Landtafel veranlapt. 

Zu diefem Zwece iſt in dem nad) Hofdefret vom 15. Dftober 
1845 Zahl 7063 beizubringenden tabellatifchen Verzeichniffe der abzu— 
fchreibenden erproprirten Grundtheile in einer eigenen Kolumne bei 
jenen Grundtheilen, für welche die Ablöſnngsſumme ganz oder theils 
weife bezablt wurde, und die diesfüllige Gattung auf der Realität, 
zu welcher die erproprürten Grundtheile gehörten, intabulirt oder 
pränotirt erfcheint, mit Beziehung auf die gerichtliche Bervilligung an— 
zumerken, daß eine ſolche Intabulation oder Pränotation beftehe, und 
in der von dem Ef. k. Kreisamte am die betreffende Nealbehörde zu 
erlaffenden Zufchrift, Das Anfuchen um die Löſchung der Intabulation 
oder Pränotation jolher Quittungen zu ftellen, wenn folche nicht etwa 
zur Sicherſtellung einer anderweitigen auf den uneingelöften Grund— 
theile aufrecht zu erhaltenden dinglichen Laſt in dag öffentliche Bud) 
eingetragen worden find, in welchem Falle diefes insbefondere zu be 
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merken, und mar der ubrige Inhalt der Quittung als zur Löſchung 
geeignet zu bezeichnen: üft. | 

Die Realbehorden baben diefem amtlichen Anfuchen- der Kreis— 
ämter um die Lofchung ſolcher Quittungen , wodurd nur: die gänzliche 
oder theilweife Zahlung der Entjchädigungsfumme für diezur Staats: 
eifenbahn abgelöften Grundtheile in dem öffentlichen Buche erfichtlich 
gemacht, und nicht etwa eine bejondere auf den uneingelöften Grunds 
theile aufrecht zu erbaltende dingliche Kaft eingeräumt werden wollte, 
ohne weiters zu entiprechen, und in dem Urfundenbuche den kreis— 
ämtlichen Erlaß nebft der bezüglichen Stelle des tabellarifchen Ver— 
zeichniffes einzutragen, ' 


BN. 
Hoffanzleis Prajidiale Berordnung vom 18. Dezember 1546 Nro. 1552. 


Seine k. f. Majeftät find von mehreren Seiten bezüglich auf die 
von Unterthanen an ihre Grundherrichaften und Zehentherren in Natur 
zu leiftenden Frohnen und Zehente Wünſche ſowohl der Berechtigten als 
der Verpflichteten befannt geworden, welche dahin abzielen, daß in 
der Art der Abftattung diefer Verpflichtungen dem VBedürfniffe der 
gegenwärtigen Kultur die angemefjene Berücfichtigung zu Theil werde. 

Sp wie nun Se. Majeftät einerfeits feft und unabänderlich ent: 
fchloffen find, alle wohlbegründeten grund: und zehentherrlichen Rechte 
ungeſchmälert aufrecht zu erhalten, eben fo finden fich Allerhöchftdiefels 
ben andererfeits geneigt, Das Zuftandefommen freiwilliger Abftndungen 
zwifchen den Grund und Zehentherren und ihren Grund und Zebent: 
bolden über die Naturalfrobne und die Natural: Zebente theils durch 
Befeitigung einiger foiche (auch bisher geftattete) Abfindungen erjchwer 
render Vorſchriften, theils durch neue fie erleichternde Beftimmungen, 
in fo weit es ohne Gefährdung der Rechte eines Dritten moglich ift, 
unter Mitwirkung der k. k. Behörden zu befördern. 

Zu diefem Ende haben Seine Majeität mit a. b. Entjchliefung 
vom 14. Dezember 1846 die Kundmachung nachftehender Vorjchriften 
allergnädigft zu befehlen geruber: 

1. Alle unterthänigen Arbeitsleiftungen (Robothen) und zebents 
berrlihen Rechte können auf dem Wege freiwilliger Uebereinfommen 
in andere Leiltungen umgeftaltet, oder durch den Erlag eines Kapi— 
tald, durch Grundabtretung, oder durch die Verzichtleiftung auf gegen: 
jeitige Verpflichtungen abgelöfet werden. 

2. Derlei Uebereinfommen bedürfen jedoch zu ihrer Gültigkeit 
der Beitätigung des betreffenden Kreisamtes, welche ihnen, wenn fie 
Elar und unzweideutig verfaßt find, und nichts Gejegwidriges enthals 
ten, obne Anftand zu ertheilen if. 

Durch diefe Betätigung erlangen diefelben die Kraft eines gericht« 
lichen Bergleiches, woblverftanden jedoch, daß in dem Falle, als die 
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Roboth oder der Zehent mittels einer zugeführten fortwährendenn be: 
ftimmten Jahresrente abgelöfet worden ift, die Eintreibung diefer Kep- 
teren im politischen Wege zu gejcheben habe. 

3. Wenn bei der Ablöfung Rechte eines Dritten eintreten ‚fo 
hat das Kreisamt vorläufig die Acufferung des Landrechtes, in deſſen 
Landtafel das Gut des Grund- oder Zehentherrn aebört, darüber 
einzuholen, ob in rechtlicher Hinficht die Genehinigung erfolgen fünne. 
Diefe Vorſicht iſt insdejonvere zu beobachten: 

a) Wenn das Gut, deffen Beſitzer Nobotb oder Zchent zu for- 
dern hat, mit Schulden belafter iſt, und die Urbareinfunft fich nicht 
auf die im F. 6 bezeichnete Art der Roboth- oder Zehentablöfung. be- 
ſchränkt; 

b) wenn das Gut Fideikommiß oder Lehen, oder einer, Sub— 
ftitution unterworfen ift; 

ce) wenn ficb unter Miteigentbümern eines Gutes Verſchieden— 
beit der Meinungen äuffert. 

4. Auf gleiche Art bat das Kreisamt, wenn der eine oder der 
andere Theil aus was immer für einem Grunde über das Geinige zu 
verfügen nicht fähig tft, Das gehörige Gericht um die Entieheit ung über 
die Genehmigung des Vertrages anzugeben. 

5. Das Landrecht hat, wenn dad Gut mit Schuldenvbelaitet 
ift, über die Genehmigung des Vertrages alle bekanntlich in ver Pro: 
vinz wohnenden Mandgläubiger zu vernehmen, für alle übrigen‘ einen 
gemeinfchaftlichen Kurator zu beftellen und deffen Aeuſſerung abzufor— 
‚dern, Die Friſt, binnen welcher die Gläubiger oder der Kurator fich 
auffern folle, tt auf wenigftens 90 Tage mit der Bemerkung feftzu: 
fegen, daß Diejenigen, welche nicht in geböriger Zeit ihre Erklärung 
abgeben, für einmwilligend werden gehalten werden. 

Die Genehmigung fann mit Vorbehalt des Rekurſes an die 
höhere Behörde ungeachtet der von einzelnen Gläubigern oder ‚dem 
Kurator verweigertien Beiſtimmung dann ertheilt werden, wenn das 
Landrecht findet, daß davon Fein Nachtheil für die Widerfprechenden 
zu beforgen fey. 

. Wird Zebent oder Roboth ein- für allemal wit einem Kapi— 
tale abgelöfet, ı0 muß dasfelbe, wenn nicht entweder das Gut ganz 
ſchuldenfrei iſt, oder alle Pfandgläubiger in eine andere Verfügung 
einwilligen, zu dem Landrechte deponirt, und in den Depofitenbücorn 
vorgemerkt werver, daß alle mittels der Kandtafel bis dabin auf Das 
Hut erworbenen Hypothefen und anderen dinglichen Rechte fich auch 
auf diefes Kapital erftrecen. 

Eben fo find, wenn diefes Kapital in der Folge angelegt wird, 
oder wenn Grundeigen hum durch Taufch an die Stelle des Zebentes 
oder der Roboth tritt, die dinglichen Rechte durch Anmerkung in den 
öffentlichen Büchern zu verfichern. 

6. Die Rorfihriften des $. 5 finden Feine Anwendung auf Ver— 
trage, wodurch dem Beſitzer eines freieinenen Gutes anftatt der Ro— 
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both oder des Zebents, eine, fortwährende beftimmte Jabresrente in 
Geld oder Früchten zugefichert, oder von dem Untertban gegen Aufhe— 
bung der Roboth auf ein ihm gegen den Grundherrn zuſtehendes 
Weide, Holzungs: oder ähnliches Recht Verzicht geleiftet. wird. 

Hierzu bedarfied, wenn auch auf dem Gute Schulden. haften,. 
feiner Beiftimmung der Gläubiger oder des Landrechtes. 

7. Sn Rückſicht der zu Fideifommißgütern gehörigen Robo— 
then und Zehente bat das Landrecht nach Vernehmung der in der 
Provinz wohnenden nächiten Anwärter und der Kuratoren des Fir 
deifommißes und der Nachfommenjchaft ber die Genehmigung des 
Ablöfungs + Vertrages zu enticheiden. Die von dem Fideifommißbe: 
figer angefuchte Genehmigung fann ungeachtet der von Anwärtern 
oder Kuratoren verweigerten Beiſtimmung ertheilt werden, wenn 
das Landrecht findet, daß fie dem Fideifommiffe nicht nachtheilig 
ſey. Zur Ablöfung des Zehents oder der Roboth für ein Fidei- 
fommiß bedungene Kapitalien find ald Stammvermögen des Fidei- 
fommiffes zu Gericht zu deponiren, zur Abfindung überlajjene Grund» 
ſtücke dem Fideifommiffe in den Öffentlichen Büchern zuzujchreiben. 
Alles von Fideifommißbefigern für aufgehobene Zehenten oder Ro— 
bothen eingetaufchte Grundeigentbum kann ohne bejondere landes— 
herrliche" Bewilligung dein Fideifommiffe einverleibt werden. 

Diefe Beſtimmungen finden auch auf Güter, die einer Sub: 
ſtitution unterliegen, analoge Anwendung. | 

8. Bei Lehengütern ift über den Ablöfungs-Vertrag auch der 
Lebenherr , wenn’ es fich um ein Privatleben handelt, zu vernehmen, 
im’ Uebrigen nach den für Fideikommiſſe ertheilten Vorſchriften zu 
verfahren, 

In Rückſicht aller I. f. Leben oder Afterlehen ift mit der kreis— 
amtlichen Beftätigung des Vertrages auch die Iehengherrliche Bewil— 
ligung als ertbeilt zu betrachten, 

Das Kreisamt wird jedoch hierbei Sorge zu tragen haben, 
daß, wenn die Ablöfung der Frobne oder des Zehents bei einem Le— 
benaute mit einem Kapitale ein- für allemal geſchähe, das Kapital 
in geeignetem Wege fogleich mit dem Lehensbande vinfulirt, werde, 
da es binfür einen Beftandtheil des Lebens zu bilden baben wird, 

9) Ueber die Mechte der Miteigentbümer eines Gutes dienen 
die allgemeinen Vorfchriften des bürgerl G. B. zur Richtſchnur. 

10) Im Rückſicht der anftatt der Roboth oder des Zehents 
bedungenen Sahresrente gebübren dem Gläubiger cben die Pfand» 
und Vorrecht: auf dag Grundeigenthum des Berprlichteren, welche 
ihm vorbin ın Anfebung der Nobothen oder Zebente jelbit zugeftanden 
find, 

Wird zur gänzlichen Abfindung für die Nobotben oder Zebente 
eim dem Grund- und Zebentberrn verichriebenes oder zur Bekfriedi— 
gung desſelben von Ynderen geborgtes Kapital auf Das bisher mit 
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Roboth oder Zebent belaftete Gut einverleibt , fo hat e8 den Vorrang 
vor allen übrigen, wenn auch früher eingetragenen Hypotheken. 

Ein ſolches Kapital ift immer auf gerichtlihem Wege durch die 
nah Beftimmung der Jurisdiktionsnorm berufene Gerichtsbehörde 
einzutreiben, und bat darauf die politifche Erefutions- Ordnung, 
welche für Unterthang » Forderungen vorgefchrieben ift, feine Anwen: 
dung mehr zu finden. 

11. Zum Behufe der Roboth: und Zehent- Ablöfungen können 
auch unterthänige (Ruftifal-) Grundftüde verwendet und an Die Obrig- 
feiten in das Eigenthum überlaffen werden, ohne daß Kegtere in fol- 
chen Fällen zur Abtretung eines Nequivalents in Dominifalgrundftücen 
gehalten find. 

Auch können zu dem gleichen Zwecke Grundtaufche zwifchen Obrig- 
feiten und Unterthanen Statt finden. 

Das Kreisamt hat fich jedoch bei der Beitätigung folcher Ablö- 
fungs » Verträge im geeigneten Wege die Ueberzeugung zu verfchaffen, 
daß dabei die Subſiſtenz der Unterthanen nicht gefährdet, und ihre 
Wirthſchaften im aufrechten Etande ‚erhalten. werden. u Ur“ 

12. Wenn fih ganze, Gemeinden von der. Robothsi und Zehent: 
Schuldigkeit frei mahen, und dazu ihr GcmeindesBermögen, es 
mag dieſes in Grundſtücken, Gervitutsrechten oder Kapitalien beiter 
ben, ‚verwenden wollen, jo ift diefem Wunfche, in fo fern er mit der 
Vorſorge für die gehörige Bedeckung der Gemeinde Bedürfniffe ver- 
einbarlich ift, Fein Hinderniß entgegen zu fegen. GIER 

Eind die Mitglieder einer an den Verhandlungen über die Ablö⸗— 
fung theilnehmenden Stadt, Marft: oder Dorfgemeinde verfchiedener 
Meinung, fo fann das Kreisamt für eine billige uud ’der Gemeinde 
unfchädliche Uebereinfunft , felbit,, wenn ffe nur die minderen Stimmen 
wünfchen, den Ausfchlag geben. ’ 

13. Wenn unterthänige Grundftüce an Obrigfeiten übergehen, 
haben diefe auch die hierauf entfallenden I. f. Steuern und Giebigfeiten 
zu übernehmen. 

Uebereinfünfte, daß die ſolche Realitäten treffende Vorſpanns— 
und Ginquartierungs - Leiftungen, fo wie Schub- Bothenlohn und anz 
dere Gemeinde» Umlagen von den Berpflichteten auf ihren übrigen 
Grundbefig übernommen werden, find unter Beobachtung der im $. 11 
erwähnten Vorficht nicht zu beanftänden. 

14. Die über Ablöjung von Robothen und Zehenten gepfloge: 
nen Verhandlungen haben, jo wie die darüber errichteten Verträge, 
die Stämpelfreibeit-zu genießen. 


en nn 


Verbeſſerungen: 


d. 39. Sm Notat ) am Schlaße. Kefe man: zur Beſchwerd-Füh— 
ung keineswegs befchränft, ftatt: zur Beſchwer⸗ Führung 
keineswegs verfchränft. 


$. 90. . Marginal: Note. 


Lefe man: Ueberſicht der Erforderniffe und 


des Verfahrens, ftatt: Ueberfiht der Erforderniß des Ver: 


ahrens 


441. Zeile 11. Leſe man: 


$. 360 Zeile 8. , 
9. ‘539. — Zeile 10. » 
9. 584. Zeile 1. 52 


„ 


” 


” 


beurtheilen, ftatt: berurtheilen. 
Eintragung, ſtatt: Cinantwortung. 
1794, ftatt: 1894. 

Satzpoſten, ftatt: Sagoften. 
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Druck von Johann Leon in Klagenfurt. 
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